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I. Vorbemerkung

1. Grundsätze; Reform 1986 – weitere Reformen ab 2000/2001

a) Grundsätze. Für die Rechtsanwendung bei familienrechtl. Rechtsverhältnissen mit Auslandsbezug sind aus unserer Sicht (vorwiegend) Art. 13 ff. EGBGB maßgeblich. Wir entscheiden nach unseren Rechtsregeln - auf der Kollisionsebene -, welche Vorschriften wir in der Sache zugrunde legen, falls mehrere Rechtsordnungen für sich berufen sein können, vgl. auch Art. 3 Abs. 1 S. 1 EGBGB. Andere können die Dinge anders beurteilen, denn internat. Privatrecht ist nationales Recht, so dass Überschneidungen und Brüche ent​stehen können, die eine der Parteien sogar zu ihrem eigenen Vorteil nutzen und der anderen erhebliche Nachteile zufügen kann. Allerdings können weitere Einschränkungen angebracht sein, um dann eben doch einen Ehegatten zu schützen, der Ansprüche hat, aber sie verlieren könnte, wenn dem anderen der Zugriff auf fremde, internat. Zuständigkeiten möglich bleibt und er so die Ergebnisse in der Sache beeinflussen kann, Wirksamkeits- und Ausübungskontrolle in diesem Zusammenhang. Vorrangig sind zu großen Teilen ohnehin internat./völker​ver​trag​liche Abkommen, vgl. dazu Art. 3 Abs. 2 EGBGB, und Europarecht, denn die EU nimmt vor allem für verfahrensrechtlichen Regelungen (justizielle Zusammen​arbeit) eigene Rechtsetzungsbefugnisse für sich in Anspruch. Dann treten unsere autonomen Bestimmungen zurück bzw. sind verdrängt. Nach dem Vertrag von Lissabon soll für familienrechtliche Fragen weiterhin Einstimmigkeit im Rat gelten, der dann (ebenfalls: einstimmig) die Aspekte festlegt, die im Mitentscheidungsverfahren behandelt werden können.
Durchgängig halten wir bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit der Parteien, dazu Art. 17 Abs. 1 EGBGB für die Ehescheidung, vor allem aber Art. 14 EGBGB für die allgem. Ehewirkungen, ihr Heimatrecht, das über ihre Staatsangehörigkeit festgelegt ist, für prägend und deshalb maßgeblich, so dass wir seine Regeln heranziehen und unseren Entscheidungen zugrunde legen. Doch kann dt. Sachrecht (also etwa §§ 1565 ff. BGB für das Scheidungsverfahren) dann zur Grundlage werden, wenn wir abweichenden Anordnungen von dort zu folgen haben, weil wir nicht unmittelbar die ausländischen, sachlichen Bestimmungen für anwendbar erklären, sondern zunächst fremdes IPR befragen und seinen Anordnungen nachgehen, Rück- oder Weiterverweisung, oder das berufene Recht 
wegen besonders grober Rechtsverstöße, vor allem also bei Eingriffen in Grundrechte (Beispiel: Art. 3 Abs. 2 GG), nicht hinnehmbar erscheint, ordre public-Widrigkeit, Art. 6 EGBGB. Wir haben jedenfalls in dieser Abfolge zu berücksichtigen:

- deutsches IPR,

- ausländisches IPR, denn nur ausnahmsweise sprechen wir ausländische materielle Bestimmungen unmittelbar an, etwa mit den Regeln der EuUnterhaltsVO (bisher: Art. 18 EGBGB) zum Unterhalt,  

- das auf dt. Recht zurück-, aber auch auf ein anderes Recht weiterverweisen kann,

- auch durch Zuständigkeitsvorschriften, wenn dort die Rechtsanwendung aus der eigenen Zuständigkeit geregelt ist,

- weil so für die Zuständigkeit im Ausland, eigene kollisionsrechtliche Prägung, dortiges Sachrecht maßgeblich werden soll,

- ausländisches Sachrecht in der dort üblichen Auslegung

- und deutsches Recht als inhaltlicher Maßstab, Art. 6 EGBGB, oder als "Ersatzrecht", 
- wobei wir im Wege der Anpassung manchmal auch vermittelnde Lösungen entwickeln sollten, die Anteile aus den beteiligten Rechtsordnungen aufnehmen und verbinden, um sicherzustellen, dass unsere Entscheidung im Heimatland anerkennungsfähig bleibt und damit den Parteien weiterhilft. Für die Verteilung von Haushaltsgegenstände und für die Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung, die in Deutschland belegen sind, ziehen wir über Art. 17 a EGBGB von vornherein und allein dt. Sachrecht zur Entscheidung heran; weitere Anerkennungsfragen stellen sich in diesem Zusammenhang aber ohnehin nicht. 
Beispiel: 

Islam. Morgengabe,
 die wir so nicht kennen, aber für die wir häufig zu entscheiden haben, elterliche Sorge (etwa) nach iran. Recht,
 zusammengesetzt aus Teilbefugnissen für Vater und Mutter, die unseren gemeinsamen Sorgebefugnissen der El-

tern nahe kommt, wobei allerdings der Iran in der Zwischenzeit die Rechtstellung der Mutter aufgewertet hat und Kindeswohl berücksichtigen will, § 1169 iran. ZGB. "Hinkende Rechtsverhältnisse", die in einem Land "wirksam", in einem anderen aber "unwirksam" sind, sollten wir jedenfalls vermeiden, um den Parteien Ausfälle zu ersparen, insbesondere bei statusrechtlichen Wirkungen für Kinder und Eheleute (verbotene Doppelehe, nichteheliche Geburt) und wegen erbrechtl. Folgen. 
Verfahrensrechtliche Einzelheiten bestimmen wir stets nach unseren Vorschriften, lex fori. Doch werden für die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte die Vorschriften der VO Nr. 2201/2003 Grundlage, wie auch sonst völkerrechtliche Vereinbarungen und vor allem Vorschriften der europ. Gesetzgebung vorrangig sein können. Für die Beweisaufnahme greifen danach die europarechtl. Regelungen der EuBeweisVO ein, während sich Einzelheiten bei der Zustellung nach der EuZustellVO richten. 

Deutsche IPR-Bestimmungen haben die auch sonst für Rechtsregeln bei uns verbindlichen Vorgaben einzuhalten, insbesondere aus dem Grundrechtkatalog des GG und dabei vor allem aus Art. 3 Abs. 2 GG, Gleichberechtigung. Jedenfalls ist Kollisionsrecht nicht "neutral", etwa mit der Vorstellung, die inhaltliche Bewertung könne erst für die Sache selbst erfolgen, eine Sichtweise, die das BVerfG
 längst korrigiert und damit die IPR-Reform 1986 eingeleitet hat, zu den damaligen Übergangsregeln insbesondere beim ehelichen Güterrecht Art. 220 EGBGB.
b) Reform 1986 - Reformen ab 2000/2001. Deshalb hat die Reform 1986
 die früher im Wesentlichen auf den Ehemann und Vater zugeschnittene Anknüpfung des dt. internat. Familienrechts durch gleichberechtigungskonforme Regeln ersetzt, Art. 3 Abs. 2 GG, die der Ehefrau und Mutter zu ihrer kollisionsrechtl. Beteiligung schon auf dieser Ebene verhelfen, vgl. Art. 13 ff. EGBGB. Im Übrigen sind Art. 18 EGBGB (für den Unterhalt: HUÜ 1973, HUÜ 2007 oder EuUnterhaltsVO) und Art. 21 EGBGB (weitgehend verdrängt durch das MSA bzw. ab 1.1.2011 das KSÜ) aufgehoben bzw. neu gefasst, denn Deutschland hat so seine internat. Verpflichtungen aus weiteren Abk. und Staatsverträgen eingelöst, wobei allerdings die 
Aus​richtung dieser Vorschriften "systemwidrig" bleibt, weil sie nicht wie sonst auf die Staatsangehörigkeit der Be​teiligten abstellen, sondern auf den gewöhnlichen Aufenthaltsort des Unterhaltsberechtigten bzw. des Kindes und damit Interessen des jeweils "Schutzbedürftigen" in den Vordergrund rücken. Grundlegend ist für uns sonst Art. 14 EGBGB mit seiner stufenförmigen Anknüpfung für die persönlichen Ehewirkungen,
 "Kegel'sche Leiter", die für andere, letztlich wichtigere familienrechtl. Rechtsbeziehungen durch entspr. Verweisung die inhaltl. Vorgaben und die Maßstäbe liefert. Wesentlich werden nacheinander, aber nicht etwa zur Auswahl der Parteien 

- die gemeinsame Staatsangehörigkeit bzw.

- ihre letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit, wenn einer der Beteiligten die ursprüngliche Staatsangehörigkeit beibehalten hat, so dass erst beiderseitiger Wechsel selbst bei einem Übergang in die dt. Staatsangehörigkeit Veränderungen bei der Rechtsanwendung auslöst, allerdings bei Beteiligung eines dt. Partners im Scheidungsverfahren zu seinem Vorteil Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB zur Anwendung kommen kann, Deutschenprivileg, zu (früher) Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG, jetzt Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i.d.F. des G Nr. 5718, Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2008, 40 (Ausnahme: ein Ehegatte wechselt, behält aber die türk. Staatsangeh                              örigkeit bei, während der andere Ehegatte weiterhin Türke bleibt, denn dann gilt türk. Recht, Art. 4 b türk. IPRG und OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl), ebenso die Rückverweisung auf Wohnsitzrecht aus der polnischen Regelung,
- ihr gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthaltsort,

- der letzte gemeinsame gewöhnliche Aufenthaltsort, wenn ein Ehegatte dort geblieben und die Rechtsanwendung bisher nicht in anderer Form festgelegt ist, 

- die engste Beziehung zu einem Recht "auf andere Weise", und
- schließlich, wenn sonst keinerlei tragfähige Verbindungen zu einer Rechts​ordnung bestehen, dt. Recht als Ersatzrecht, falls dt. Gerichte internat. zuständig sind. Für die gerichtl. Regelung der Rechtsverhältnisse an den Haushaltsgegen​ständen und an der Ehewohnung, die in Deutschland belegen sind, gilt nach Art. 17 a EGBGB von vornherein dt. Sachrecht. 
Für die persönl. Ehewirkungen und die Ehescheidung, insoweit aber in Grenzen, weil das Statut mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags festgelegt ist, bleibt die Rechtsan-

wendung aus Art. 14 EGBGB bzw. Art. 17 EGBGB damit wandelbar; sie verändert sich jeweils mit den Veränderungen der einzelnen Anknüpfungsmerkmale, wird bei der Scheidung auf die Rechtshängigkeit des Antrags bezogen und so (erst oder schon) verbindlich festgelegt, weitergehend noch im Ehegüterrecht, denn insoweit wird schon die Rechtsordnung bestimmend, der die Parteien für ihre persönlichen Ehewirkungen im Zeitpunkt der Eheschließung unterworfen waren, Unwandelbarkeit des ehelichen Güterrecht.
Integration von Ausländern mit gemeinsamer Staatsangehörigkeit in inl. Lebenszusammenhänge tritt damit hinter "Erhaltungsinteressen" für ihre früheren Lebenszusammenhänge zurück, die wir immer noch zugrunde legen. Gerade für familienrechtl. Beziehungen, die von viel​fältigen, außerrechtl. Einflüssen mitgeprägt sind, wird diese Behandlung nach Heimatrecht den Vorstellungen der Parteien oft auch entsprechen. Bei längerer Aufenthaltsdauer in einem Land verlieren sich die Prägungen aus der früheren Zeit im Verlauf aber immer mehr. Dann aber wird ein Übergang zum Aufenthaltsrecht naheliegend. Abstufungen und Anpassungen können die Beteiligten aus unserer Sicht allerdings nur durch Rechtswahl treffen, weil wir die Staatsangehörigkeit für vorrangig halten, aber mit unterschiedlicher Reichweite und für bestimmte Rechtsfolgen auch gar nicht, insbesondere für die Ehescheidung selbst, wenn nicht gleichzeitig die allgem. Ehewirkungen einbezogen sind. Andere Länder beurteilen die Dinge von vornherein anders; ihnen erscheint ein früherer Übergang zum Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsorts zumindest plausibel.
 Deshalb sollten auch wir über eine entsprechende grundsätzliche Neuausrichtung unserer familienrechtl. Anknüpfungsregeln nachdenken, die den Parteien allenfalls eine Abwahl zugunsten des Heimatrechts eröffnen sollte. Pläne unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung mit diesem Ziel sind dagegen wohl zumindest zunächst gescheitert, weil der politische Widerstand aus einzelnen Mitgliedstaaten zu groß ist (Schweden verteidigt sein liberales Scheidungsrecht; Malta kannte bisher keine Ehescheidung, wohl aber eine "Ehenichtigkeit"/Eheauflösung, die auch uns festlegte, denn die Parteien konnten die dortigen Bestimmungen "passend" für sich nutzen, vgl. auch OLG München, FamRBint 2011, 33 für die Philippinen, aber inzwischen haben sich die Dinge geändert, da dort nun ebenfalls die Scheidung bereitsteht (Irland hat die Verfassung geändert, so dass im Wesentlichen die Philippinen übrig bleiben). Deshalb haben einige, und dabei auch Deutschland, ihre verstärkte Zusammenarbeit für das Scheidungskollisionsrecht verabredet, um die Dinge insgesamt voranzutreiben und andere zur Mitwirkung zu bewegen; dann wird
- die Rechtswahl der Parteien entscheidend,

- auf der zweiten Anknüpfungsebene dann gemeinsamer gewöhnlicher oder letzter gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt, wenn der Umzug eines Ehegatten nicht länger als ein Jahr zurückliegt,

- sonst und danach die Staatsangehörigkeit, so dass bisweilen die Anerkennung im Heimatland gefährdet sein könnte und den Parteien zu empfehlen wäre, ihr Heimatrecht zu wählen, um genau dieses Ziel wieder herzustellen. 
Nach Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB können die Parteien für die persönlichen Wirkungen in ihrer Ehe das anwendbare Recht wählen, das über die Verweisung aus Art. 17 Abs. 1 EGBGB dann auch für die Ehescheidung bestimmend wird. Doch sind die Grenzen (eher) eng, zu weitergehenden Befugnissen im 
ehelichen Güterrecht. Bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit ist ihnen dieser Weg nämlich versperrt. Notwendig ist bei uns notarielle Beurkundung, Art. 14 Abs. 4 EGBGB, wobei Ortsform mit geringeren Anforderungen ausreicht, wenn dortiges Recht entscheidet, etwa weil der Abschluss im Ausland erfolgt ist. Rechtswahl "nur" für die Ehescheidung bzw. die gerichtl. Auseinandersetzung ist nach unseren Vorstellungen nicht statthaft; sie muss vielmehr, wenn die Parteien andere Rechtsvorschriften für das Scheidungsverfahren als sonst maßgeblich zur Anwendung bringen wollen, auch die persönlichen Ehewirkungen umfassen.
2. Auslandsbezug; grenzüberschreitende Wirkung
Für die persönlichen Wirkungen unter den Eheleuten bei einer Ehe mit Auslandsbezug ist Art. 14 EGBGB maßgebliche Anknüpfungsregel. Allerdings ist der so unmittelbar angesprochene Bereich (persönliche Ehewirkungen) praktisch nur von geringer Bedeutung. Denn die Eheleute streiten in diesen Zusammenhängen kaum, und wenn sie sich dauerhaft nicht mehr verstehen, werden sie sich scheiden lassen, weil ihre Ehe gescheitert ist, dazu Art. 17 EGBGB. Durch die Verweisungen in den folgenden Bestimmungen sind aber weitere, wichtige Folgen erfasst, etwa gerade für die Ehescheidung und für das eheliche Güterrecht, die die aus Art. 14 EGBGB entwickelten Grundsätze fortführen. Unsere IPR-Vorschriften legen dabei fest, welche von mehreren anwendbaren Rechtsordnungen tatsächlich bestimmt bzw. bestimmen soll, die zur Anwendung kommen können, weil die Wirkungen über "unsere Grenzen" hinausreichen, Auslandsbezug, grenzüberschreitende Wirkung. Allerdings gelingt so allein noch keine sichere und überzeugende Abgrenzung von "reinen Inlandsfällen".
/
 Deshalb müssen wir zusätzlich regeln, wie wir prägende von eher zufälligen Kontakten unterscheiden, die für uns keine Rolle spielen und spielen sollen und deshalb ohne Auswirkungen bleiben (und bleiben sollen). Dabei ist eine gewisse Zirkelschlüssigkeit/Kreis​läufigkeit unvermeidlich; wie sonst ist die maßgebliche Ausgangsfrage jeweils nur zu entscheiden, wenn die rechtl. Bestimmungen, die die Maßstäbe liefern, gleichfalls ins Blickfeld geraten.
Beispiel:

Marianne T. heiratet Dr. B. T. auf einer Ferienreise auf den Fidji-Inseln; die Eheschließung erfolgt in der dort vorgesehenen Form. Beide Partner sind dt. Staats​angehörige; deshalb folgen die Rechtswirkungen ihrer Ehe, wenn wir zu entscheiden haben, dt. Sachrecht, so dass schon der (relevante) Auslandsbezug aus unserer Sicht fehlt. Für die Form der Heirat kommt dagegen Ortsrecht in Betracht, Art. 11 EGBGB. Bei einer späteren Scheidung wird Art. 17 EGBGB Grundlage, wenn dt. Gerichte überhaupt eine Anknüpfung vornehmen - letztlich liegt ein reiner Inlandsfall vor, der keine "grenzüberschreitenden Bezüge" hat.

Für die kollisionsrechtliche Rechtsanwendung gehen wir nicht etwa von einem "einheitlichen Familienstatut" aus, das insgesamt bestimmend werden und so die Folgen festlegen könnte, sondern behandeln einzelne Ausschnitte aus den umfassenden Rechtsbeziehungen der Beteiligten jeweils gesondert wie ihre persönlichen Ehewirkungen, Art. 14 EGBGB, das eheliche Güterrecht, Art. 15 EGBGB, die Ehescheidung, Art. 17 EGBGB, und Unterhaltsforderungen, Haager Protokoll bzw. EuUnterhaltsVO, wobei wir teils über die Staatsangehörigkeit der Beteiligten anknüpfen, aber manchmal auch über den gewöhnlichen Aufenthaltsort (Haager Protokoll und EuUnterhaltsVO, Art. 21 EGBGB: des Kindes) und wir entscheiden noch seltener unmittelbar nach deutschem Recht, etwa für Haushaltsgegenstände und Ehewohnung, Art. 17 a EGBGB, wenn sie in Deutschland gelegen sind. Werden die persönlichen Voraussetzungen für die Eheschließung wie das Alter der Verlobten
 bzw. ihre Geschäftsfähigkeit (u.ä.) maßgebend, wird Art. 13 EGBGB, vielleicht auch Art. 7 EGBGB (Geschäftsfähigkeit), Grundlage, wobei unmittelbar auf das jeweilige Heimatrecht des/der Verlobten abgestellt wird, so dass bei Zugehörigkeit zu mehreren Staaten beide beteiligten Rechtsordnungen miteinander zu verbinden sind und bei Abweichungen durchgängig das "strengere/schär​fere Recht" entscheidend ist. Wird die Wirksamkeit der Ehe in anderem Zusammenhang zur Vorfrage, denn nur wenn sie in rechtlicher Verbindlichkeit besteht, kann sie auch geschieden werden, sind Einzelheiten für sie wiederum und wie sonst aus Art. 13 EGBGB und nicht etwa nach dem Recht der Hauptfrage zu klären. 
Beispiel:

Ayse und Kamil haben, als sie beide noch türk. Staatsangehörige waren, in der Türkei vor einem Imam geheiratet. Inzwischen sind beide Deutsche und führen ihr Scheidungsverfahren in Deutschland nach dt. Recht, Art. 17 Abs. 1 EGBGB. Ob ihre Ehe wirksam geschlossen ist, beurteilt sich nach wie vor nicht nach dt. Recht, wobei für die Form ohnehin Art. 11 EGBGB gilt, sondern nach damals bei der Eheschließung maßgeblichem türk. Recht,
 Art. 13 EGBGB, selbständige Anknüpfung von Vorfragen.

Herr M., inzwischen Deutscher, und Frau M., immer noch Griechin, haben im Jahre 2004 vor dem griechischen Generalkonsul in Frankfurt geheiratet. Heiratsurkunde liegt vor. Die Eheschließung wäre wirksam, Art. 13 Abs. 3 EGBGB, wenn beide zu dieser Zeit (nur) Griechen gewesen wären, aber das ist nicht der Fall, denn Herr M. ist einige Wochen zuvor eingebürgert worden und hat so seine griechische Staatsangehörigkeit verloren. Beide leben damit nach unseren Vorstellungen nicht in einer rechtsgültiger Ehe, doch in Griechenland ist das anders.

3. Mehrfache Staatsangehörigkeit - Effektivität, Art. 5 Abs. 1 EGBGB
Gehört ein Beteiligter über seine Staatsangehörigkeit mehreren Staaten an, wird nach unseren Vorstellungen, vgl. Art. 5 Abs. 1 S. 1 EGBGB, entscheidend, zu welchem Staat er die prägenden Beziehungen unterhält, Effektivität, wobei allerdings die dt. Staatsangehörigkeit, wenn sie mit einer anderen zusammentrifft, vorrangig ist, selbst wenn sie dies sonst nicht wäre, Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB.
 Im Übrigen kann Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB dt. Antragsteller im Scheidungsverfahren privilegieren.
   

4. Flüchtlinge; Asylberechtigte; Staatenlose – dt. Personalstatut
Für Staatenlose oder Personen, deren Staatsangehörigkeit nicht festgestellt werden kann,
 bringen wir nach Art. 5 Abs. 2 EGBGB das Recht ihres gewöhnlichen Aufenthaltsortes und, wenn ein solcher Ort nicht besteht oder nachzuweisen ist, des schlichten Aufenthalts zur Anwendung, meist bei einer Entscheidung bei uns und internat. Zuständigkeit dt. Gerichte also dt. Recht. Diese Folgen gelten auch für Flüchtlinge nach der New Yorker Flüchtlingskonvention v. 29.7.1951 
mit Prot. über die Rechtstellung der Flüchtlinge v. 31.7.1967,
 dem Gesetz über die Rechtstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet v. 25.4.1951, für Asylberechtigte nach den Bestimmungen des AsylverfG
 und für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Personen, Kontingentflüchtlinge, insbes. aus den Ländern der ehemaligen Sowjetunion, die in der Zwischenzeit keine andere Staatsangehörigkeit angenommen haben, denn sonst wäre diese von uns vorrangig zu beachten und der Rechtsanwendung bei uns zugrunde zu legen, wobei dieser Status inzwischen allerdings nicht mehr in dieser Form bereitsteht.15a
5. Rückverweisung; Weiterverweisung
Ausländische Rechtsregeln können auf Bestimmungen in einem dritten Land weiter-, Weiterverweisung, aber sie können auch auf das Ausgangsrecht zurückverweisen, Rückverweisung. Beides kann versteckt in besonderen Zuständigkeitsregeln erfolgen, wenn so Gleichlauf von Zuständigkeit und Rechtsanwendung sichergestellt werden soll.
 Diesen Anweisungen folgen wir, Art. 4 EGBGB, doch mit manchen Einschränkungen, weil (etwa) nach den Bestimmungen des Haager Protokolls auch für uns unmittelbar ausländische Sachvorschriften maßgeblich werden, weil wir unmittelbar das mit dem Sachverhalt am engsten verbundene Recht zur Anwendung bringen wollen. Wird dt. Recht nach einer Anordnung aus dem Ausland bestimmend, ziehen wir ohnehin sofort und ohne weiteres unsere materiell-rechtl. Regeln heran, nicht die sonstigen IPR-Bestimmungen, Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, um den sonst unvermeidlichen Kreislauf von Rück- bzw. Weiterverweisung zu durchbrechen. Rück- und Weiterverweisung folgen wir dagegen nicht, wenn sie sinnwidrig wären, etwa wenn wir auf ein Recht abstellen, mit dem die Parteien am engsten verbunden sind. Dann sollte nicht ein "weniger prägendes", für die Parteien ferneres Recht zur Anwendung kommen, wenn die aus unserer Sicht vorrangigen Vorschriften auf besondere Sachnähe abstellen. Sind dt. Interessen mit öffentlich-rechtlichen Auswirkungen betroffen, haben wir ohnehin nach unseren Vorschriften zu entscheiden.
 

Beispiele: 

1. Die Ehefrau
 war bei der Eheschließung rumänische Staatsangehörige, der Ehemann Deutscher. Gemeinsam haben die Eheleute (erstmals) zusammen in Nigeria gewohnt, so dass für die persönlichen Ehewirkungen und die Ehescheidung bei Verfahrensführung in Deutschland nigerianisches Recht maßgeblich wird, das 
- die Rechtsanwendung aus den jeweiligen

- gerichtlichen Zuständigkeiten ableitet, versteckte Rückverweisung;

- weil keine eigene Kollisionsregel für das ehel. Güterrecht bereitsteht, sind so auch diese Rechtsbeziehungen erfasst, die nach unserem Verständnis unwandelbar festgelegt sind, Art. 15 Abs. 1 EGBGB. Folglich kann die Ehefrau nach dt. Güterrecht/Zugewinn abrechnen.

2. Die Türkei entscheidet anders, obwohl

- Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG bei einseitigem Wechsel der Staatsangehörigkeit durch einen Ehegatten ausdrücklich auf das Recht am gemeinsamen Aufenthalt zurückverweist, früher auf den ehelichen Wohnsitz, Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F.,
- also regelmäßig bei Zuständigkeit dt. Gerichte auf dt. Recht,

- aber wie wir eine eigene Kollisionsregel für die güterrechtlichen Beziehungen der Eheleute festlegt und letztlich unwandelbar anknüpft, Art. 15 Abs. 1 türk. IPRG in Neufassung. Danach entscheidet die Wahl der Eheleute; haben sie keine entsprechende Vereinbarung geschlossen, wird die gemeinsame Staatsangehörigkeit bzw. ihr Aufenthaltsrecht maßgeblich. Durch Rechtswahl können sie erstmals wieder ihre Verbindung zueinander nach ihren Vorstellungen bestimmen, wenn sie gemeinsam nach der Eheschließung eine neue Staatsangehörigkeit erworben haben, Art. 15 Abs. 1 türk. IPRG. Nach dt. Recht können sie zum früheren Zeitpunkt zumindest für in Deutschland belegene Güter eigene güterrechtliche Grundlagen vereinbaren, Art. 15 Abs. 2 bis 4 EGBGB, so dass unterschiedliche "Rechtsverhältnisse" entstehen (können), die nach unseren Vorstellungen wirksam sind, nach türk. Recht aber (wohl) nicht,

- zu den internat. Zuständigkeiten nach der VO  Nr. 2201/2003 und versteckte Rückverweisung in der Sache für die Sache selbst. 
3. Herr A., dt. Staatsangehöriger, lebt mit seiner dt. Frau, die er in England geheiratet hat, seit langer Zeit in London.
 Nun wollen sich die Eheleute scheiden lassen. Internat. Zuständigkeiten richten sich nach der VO Nr. 2201/2003, die die jeweils autonomen Bestimmungen verdrängt, bei uns insbesondere § 98 FamFG. Herr A. kann, da beide Parteien dt. Staatsangehörige sind, das Ver​fahren in Deutschland führen, Art. 3 b); örtlich zuständig ist dabei das Amtsgericht Berlin-Schöneberg. Doch kann er auch englische Gerichte einschalten; denn er erfüllt die sonstigen Voraussetzungen nach Art. 3, vor allem durch Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedsstaat seit mindestens zwölf Monaten unmittelbar vor der Antragstellung. Wird die Sache in Deutschland betrieben, kommt dt. Güterrecht zur Anwendung. Da die Parteien keine ehevertragliche Regelung getroffen haben, kann Frau A., denn Herr A. hat den höheren Zugewinn erzielt, Aus​gleich nach den üblichen Bestimmungen fordern. Englische Gerichte wenden dagegen Aufenthaltsrecht an. Güterrechtliche Regelungen nach unserem Ver​ständnis fehlen, doch kann der Richter (dort) unter Billigkeits​gesichtspunkten Unterhaltszahlungen anordnen, Vermögen der Ehegatten umverteilen und Gegenstände, die einer Partei ge​hören, der anderen zuweisen, adjustment orders/ financial relief, ohne dass unsere sonstigen Begrenzungen dabei eine (unmittelbare) Rolle spielen, so dass die Ehefrau sogar zur glücklichen Gewinnerin werden könnte und der Mann herbe Verluste erzielt. Jeder Ehegatte muss also, wenn er die (möglichen) Folgen in seine Überlegungen einbezieht, 

- dem anderen den Vortritt lassen, wenn er meint, dies sei besser für ihn, 

- oder möglichst rasch "seine" Gerichte einschalten, wenn er sich so Vorteile ausrechnet. Andererseits kann ein Ehegatte, der zunächst mit dem anderen in einer besonderen Güterordnung gelebt hat, mit seinem Umzug nach Deutschland dem Partner nun dt. Güterrecht aufdrängen, versteckte Rückverweisung im ausl. Recht, die sich an Zuständigkeitsregeln anschließt.
  
6. Ordre public
Auslandsrecht kann Rechtseinrichtungen bereithalten oder Folgen anordnen, die unseren Vorstellungen grob zuwider laufen, zur islamischen Verstoßensscheidung und insbes. zu Unterhaltsansprüchen der geschiedenen Ehefrau mit kurzen Wartezeiten ohne Rücksicht auf ihre sonstigen Bedürfnisse. Ist dabei die aus unserer Sicht wesentliche Schwelle überschritten, und dabei liefern die Grundrechte aus dem Grundrechtskatalog des GG wesentliche Anhaltspunkte, aber auch die Interessen der Träger von Transfer oder sonstiger Sozialleistungen, bringen wir dt. Recht zur Anwendung und verdrängen so Auslandsrecht, ordre public, Art. 6 EGBGB. Allerdings können damit wiederum hinkende Rechtsverhältnisse entstehen, denn (etwa) die Ehescheidung in Deutschland kann wirksam sein, im Heimatland aber nicht, so dass die Parteien in Deutschland eine neue Ehe schließen können, während sie nach den heimatstaatlichen Vorstellungen dann in einer unwirksamen Zweitehe leben. Besonders hässliche Folgen für die Parteien haben erbrechtliche Verwicklungen. Deshalb sollten wir andere Lösungen – Anpassung/Angleichung – vorziehen, soweit sie möglich sind und unserer Auffassung von "richtiger" Rechtsanwendung (noch) entsprechen. Ordre public-widrig kann aus unserer Sicht auch eine ausfüllungsbedürftige Lücke im Auslandsrecht sein. Dann wird für unsere Rechtsanwendung dt. Recht Grundlage, wenn wir keine anderen Hinweise aufnehmen können.
/22a 
                   II. Persönliche Ehewirkungen

1. Art. 14 Abs. 1 EGBGB
a) Anknüpfungsleiter. Art. 14 EGBGB erklärt für die persönlichen Wirkungen in einer Ehe mit Auslandsbezug

- zunächst das Recht des Staates für anwendbar, dessen Staats​angehörigkeit beide Gatten haben, wobei die Unterhaltsvoraussetzungen für Erwerb und Verlust jeweils aus dem Recht des Staates herzuleiten sind, dessen Staatsangehörigkeit in Frage steht, bzw. 
- dessen Staatsangehörigkeit sie zuletzt gemeinsam gehabt haben, wenn einer von ihnen diese Staatsangehörigkeit beibehalten hat, so dass ein Wechsel selbst in die dt. Staatsangehörigkeit, erst dann zu einer Veränderung für die Rechtsanwendung führt, wenn die ursprünglichen Bezüge für beide Partner verloren gegangen sind, anders Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F. (Wohnsitzrecht) und jetzt Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG (Aufenthaltsrecht),

- während bei fehlender gemeinsamer oder letzter gemeinsamer Staatsangehörigkeit auf den gemeinsamen gewöhnlichen Aufent-

haltsort bzw. den letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort abgestellt wird, wenn sich ein Gatte dort noch aufhält, so dass wiederum erst die Verlegung des gewöhnlichen Aufenthaltsorts durch beide Beteiligte zu einem Wechsel des Statuts führt.

- Sonst wird das Recht des Staates entscheidend, mit dem die Eheleute auf andere Weise gemeinsam am engsten verbunden sind.

- Fehlen alle prägenden Verbindungen, kann dt. Recht als Ersatzrecht heran​zuziehen sein, wenn dt. Gerichte internat. zuständig sind.

Dabei müssen die persönl. Veränderungen bei den Parteien nicht gleichzeitig eintreten und nicht in dieselbe Richtung weisen. Bei einem zeitlich gestuften Wechsel entscheidet erst der letzte Schritt.
 Bei Zugehörigkeit zu mehreren Staaten ist die (frühere) effektive Staatsangehörigkeit prägend, Art. 5 Abs. 1 EGBGB. Ist eine dieser Staatsangehörigkeiten die deutsche, gibt sie aber stets den Ausschlag, auch wenn sie sonst nicht maßgeblich wäre,
 Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB, zu Einschränkungen (etwa: Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG, i.d.F. des G 5718). Dabei behält die frühere gemeinsame Staatsangehörigkeit auch dann ihre Bedeutung, wenn ein Beteiligter in die dt. Staatsangehörigkeit
 gewechselt ist, 
trotz Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB. Wie sonst verändert sich die Anknüpfung erst, wenn beide Parteien ihre bisherigen Verbindungen verloren haben.
Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB bringt nicht nur ausländisches Sachrecht zur Anwendung, sondern gerade und vorrangig dortiges IPR, vgl. dazu Art. 4 Abs. 1 EGBGB. Verweisen dessen Regeln auf dt. Recht zurück oder erklären sie ein anderes 
Recht für anwendbar, Rück- oder Weiterverweisung, folgen wir diesen Anordnungen. Wird so dt. Recht maßgeblich, ziehen wir unmittelbar dt. Sachbestimmungen heran, nicht unsere IPR-Regeln, um den sonst unvermeidlichen Kreislauf möglichst schnell abzubrechen, dazu im Übrigen Art. 4 Abs. 1 EGBGB.

Beispiel:
Ayse und Kamil lebten – verheiratet – bis 1984 in der Türkei. Dann siedelten beide nach Deutschland über, wobei Kamil 1994 dt. Staatsbürger geworden ist, Ayse aber weiterhin allein türk. Staatsangehörige ist. Nun stellt Kamil beim FamG in F./Deutschland einen Antrag zu Art. 14 EGBGB. - Beide Parteien waren zunächst türk. Staatsangehörige; nur Kamil hat seine Staatsangehörigkeit gewechselt. Deshalb halten wir nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB früher gemeinsames türk. Recht für bestimmend, aber zunächst eben türk. IPR, das Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG auf das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort, also, wenn wir zu entscheiden haben, auf dt. Recht zurückverweist,
 so dass wir das Verfahren in Deutschland nach dt. materiellem Recht betreiben und erledigen.
 Allerdings bleibt für Ayse und Kamil türk. Güterrecht erhalten, eigenständige Anknüpfung in Art. 15 türk. IPRG (Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts wie bei uns), soweit sie nicht - wirksam - abweichende Vereinbarungen treffen.
Bei Flüchtlingen, Staatenlosen und anerkannten Asylbewerbern, tritt das dt. Personalstatut an die Stelle der sonst über die Staatsangehörigkeit vermittelten Rechtsanwendung. Einseitige Veränderungen für die jeweiligen Voraussetzungen bleiben wie sonst unerheblich. Wechseln aber beide Parteien etwa wieder in ihr Heimatrecht, halten wir den Wechsel für beachtlich
 und ziehen dieses (neue bzw. alte) Recht heran.
Führt Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB zu keinem Ergebnis, weil die Parteien keine gemeinsame Staatsangehörigkeit haben oder beide zuletzt hatten, knüpfen wir über das Recht des Staates an, in dem sie ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben oder zuletzt hatten, wenn sich eine von ihnen dort noch gewöhnlich aufhält, denn auch insoweit bringt erst der gemeinsame Wechsel eine Veränderung des Statuts mit sich, vgl. zu Einzelheiten Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB.
Beispiel:

Marek, Pole, ist mit Ludmilla, Ukrainerin, verheiratet. Beim AG F./Deutsch​land stellt er Anträge nach Art. 14 EGBGB und später Scheidungsantrag. Letzter gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt der Eheleute war F., so dass dt. Recht Entscheidungsgrundlage wird, denn beide haben/hatten keine gemeinsame Staatsangehörigkeit. Für die internat. Zuständigkeit gelten die Regeln der VO Nr. 2201/2003, wobei unerheblich ist, dass Marek für seine frühere polnische oder seine nunmehrige dt. Staatsangehörigkeit einem Mitgliedstaat angehört, denn wir ziehen die europarechtl. Bestimmungen auch dann heran, wenn die Beteiligten aus einem Drittland stammen, aber die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen im Einzelnen erfüllen (gewöhnliche Aufenthaltsnahme, vgl. Art. 3 VO Nr. 2201/2003). Allerdings können wir "fremden" Gerichten in einem Staat, der an der europ. Gesetzgebung nicht teilnimmt, über die europarechtl. Regeln bei uns übliche Zuständigkeiten nicht aufdrängen, etwa nach Art. 3 VO Nr. 2201/2003 über den Aufenthaltsort des Antragsgegners, wenn dort nicht ebenfalls entsprechende Zuständigkeiten bereitstehen.
Aufenthaltsrecht kommt auch zur Anwendung, wenn der Wechsel der Staatsangehörigkeit der Parteien ohne eigenes Zutun eintritt, etwa nach politischen Veränderungen in der Heimat. 
Beispiel:
Valentina, nun kroatische Staatsangehörige, ist mit Dragoslaw, Serbe, verheiratet. Beide leben seit 1975 in Deutschland, haben ihre "Heimat" seitdem immer nur in den Ferien besucht und waren früher Staatsangehörige der Bundesrep. Jugoslawien, die für unterschiedliche (Teil-)Republikzuge​hörig​keiten eigene Verweisungsregeln bereithielt, vgl. auch Art. 4 Abs. 3 EGBGB. Deshalb wäre bei uns bis zu den Veränderungen dort "jugoslawisches Recht" berufen gewesen (nach den internen Regeln: Kroatien oder Serbien). Aber nun entscheidet dt. Recht, Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB, denn der gemeinsame gewöhnliche Aufenthaltsort der Parteien liegt in Deutschland. Anders als im Güterrecht sind das Statut aus Art. 14 EGBGB überhaupt und das Scheidungsstatut jedenfalls bis zur Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags wandelbar. Allerdings stände, da die Parteien keine gemeinsame Heimatstaatsangehörigkeit (mehr) haben, Rechtswahl für sie offen, dazu auch Art. 14 Abs. 3 und 4 EGBGB, die ihnen sonst versperrt (gewesen) wäre,
 wobei sie ihre Beziehungen noch im Scheidungsverfahren nach ihren Vorstellungen ordnen könnten. Handeln sie rechtzeitig, nämlich vor Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags, können sie so auch ihr Scheidungsstatut festlegen (brauchen das aber nicht, da ohnehin dt. Recht über ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort Grundlage wird).
Für den gewöhnlichen Aufenthalt der Beteiligten werden zunächst obj. Merkmale prägend, nämlich Dauer und Beständigkeit, so dass auf den "Lebensmittelpunkt insbesondere in beruflicher und familiärer Hinsicht" abzustellen ist.
 Subjektive Anteile wie etwa der Wille, den Aufenthaltsort als Mittelpunkt der eigenen Lebensführung zu bestimmen, an einen anderen Ort zu wechseln oder zum Ausgang zurückzukehren, treten dagegen (eher) zurück oder spielen keine Rolle.
 Erforderlich ist stets eine gewisse Eingliederung in das (neue) soziale Umfeld, wobei sich bei uns eine praktische Faustregel herausgebildet hat, die von der Begründung eines gewöhnlichen Aufenthalts bei einer Verweildauer von etwa sechs Monaten ausgeht. Ausnahmen sind allerdings in beide Richtungen möglich. Ist der Aufenthalt von vornherein nur für kurze Zeit geplant wie etwa bei einem Auslandsstudium u.ä.
, führt auch die längere Aufenthaltszeit am Studienplatz noch nicht zu einem gewöhnlichen Aufenthalt. Ist die Übersiedlung an den "neuen" Ort dagegen sicher, ist schon zuvor und vielleicht sogar nach wenigen Wochen von einer Eingliederung in die dortigen Lebensverhältnisse auszugehen, wenn sie nicht zunächst nur zur "Eingewöhnung" dienen sollte.

Mehrfache gewöhnliche Aufenthaltsnahme ist möglich, insbesondere etwa dann, wenn

- die (englische) Ehefrau mit ihrem Mann (griechischer Staatsangehöriger) überwiegend und gemeinsam mit der Familie in (Griechenland) lebt,

- aber für eine englische Fluggesellschaft fliegt und in England studiert, ohne dass "Übergewichte" für England oder für Griechenland festzustellen wären. Nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003 stehen dann mehrere gerichtl. Zuständigkeiten bereit, im Verhältnis zu England sogar mit jeweils unterschiedlicher Rechtsanwendung, versteckte Rückverweisung, so dass die Ehefrau (oder der Ehemann) so letztlich auch die Rechtsanwendung in der Sache bestimmen kann. Allerdings ist dann nicht etwa wegen des Aufenthalts in Deutschland, vgl. für die Staatsangehörigkeit Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB (die Zugehörigkeit zu Deutschland geht immer vor), dt. Recht vorrangig berufen (nun als Aufenthaltsrecht).
b) Rechtswahl. In den Grenzen aus Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB und mit den dort im einzelnen beschriebenen Einschränkungen, die fernliegende Rechte ausschließen, ist den Parteien für ihre familienrechtlichen Rechtsbeziehungen Rechtswahl möglich, wenn das Statut für sie nicht schon in anderer Form festgelegt ist, etwa bei zuvor eingetretener Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags, vgl. Art. 17 Abs. 1 EGBGB, zu den Wirkungen der Rechtswahl (unmittelbare Anwendung der gewählten Sachvorschriften) Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Notarielle Beurkundung ist notwendig, Art. 14 Abs. 4 EGBGB. Haben die Beteiligten ein gemeinsames Heimatrecht, können sie für die persönlichen Ehewirkungen und damit für das Scheidungsverfahren dessen Vorschriften allerdings nicht abwählen, vgl. Art. 14 Abs. 3 Nr. 1 EGBGB, andere Bestimmungen zugrunde legen oder sie durch deutsches Sachrecht ersetzen. Im Übrigen dürfen sie nicht in ein fremdes Recht ausweichen, gerade um Ergebnisse zu erzielen, die für sie nach unseren Vorstellungen und für unmittelbare Vereinbarungen untereinander versperrt wären, § 138 BGB,
 zum Versorgungsausgleich vgl. im Übrigen Art. 17 Abs. 3 EGBGB.
c) Engste Verbindung zu einem Recht. Scheitert die Anknüpfung nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 bzw. 2 EGBGB, erfolgt sie nach unseren Vorstellungen über das "Recht des Staates, mit dem die Parteien auf andere Weise am engsten verbunden sind". Doch beziehen sich die Merkmale, die dabei meist genannt werden, eher auf Kulturkreise und nicht auf Staaten 
und deren Recht.
 Deshalb bleiben manche Unsicherheiten und einige Brüche. Andererseits fehlt eine gemeinsame Staatsangehörigkeit der Beteiligten, die sonst die Rechtswahl ausschließt; sie ist daher weitergehend als sonst statthaft, aber nur dann, wenn so die engen Zusammenhänge nicht gerade zerstört werden, die die Parteien zu einem Recht haben, etwa wenn sie auf ein ganz entferntes Recht ausweichen wollen, zu dem sie gerade keine Beziehungen haben, vgl. auch Art. 5 S. 1 EGBGB, denn die Festlegung der Rechtsanwendung über die Staatsangehörigkeit, wenn eine Person mehreren Staaten angehört (dann entscheidet die effektive Staatsangehörigkeit) mit seiner "Privilegierung" dt. Staatsangehöriger in S. 2.
d) Dt. Recht als Ersatzrecht. Führt die Anknüpfung über die Staatsangehörigkeit der Parteien oder den gewöhnlichen Aufenthaltsort nicht weiter und ist auch kein anderer, enger Bezug zu einer Rechtsordnung erkennbar, kann auf die gemeinsame Verbindung zum Gerichtsstaat abzustellen sein, bei Verfahrensführung in Deutschland und internat. Zuständigkeit dt. Gerichte also auf dt. Recht
 als Ersatzrecht. Dabei stellen sich besondere Anerkennungsfragen im Ausland bzw. im Heimatland, die wir in unsere Überlegungen mit einbeziehen müssen, um hinkende Rechtsverhältnisse zu vermeiden.
e) Wandelbarkeit der Anknüpfung. Verändern sich die für Art. 14 Abs. 1 EGBGB maßgeblichen Anknüpfungsmerkmale, verändert sich auch die Rechtsanwendung; sie ist damit wandelbar, während die ehegüterrechtl. Rechtsbeziehungen mit der Eheschließung, und das Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags festgelegt sind, so dass spätere Veränderungen in den Voraussetzungen folgenlos bleiben, die sonst maßgeblich wären.

Beispiel:
Carina und Rocco streiten seit langem um die Vertretungsverhältnisse in ihrer Ehe (und die Reichweite der Handlungsbefugnisse jedes Gatten). Rocco wirft seiner Frau immer wieder vor, ihre Grenzen zu überschreiten und "ihn sehr viel Geld zu kosten". 2008 sind beide dt. Staatsangehörige geworden. Nun werden §§ 1357 ff. BGB für sie Grundlage, während für Auseinandersetzungen zuvor ital. Recht, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, bestimmend gewesen wäre. Da Carina und Rocco beide Italiener waren, hätten sie ihr Recht auch nicht abwählen können, vgl. Art. 14 Abs. 3 Nr. 1 EGBGB. Rechtsschutz/Ver​kehrs​​schutz im Inland hätte Art. 16 EGBGB geleistet. - War Scheidungsantrag von Rocco bzw. Carina bereits in Deutschland rechtshängig, als beide in die dt. Staatsangehörigkeit gewechselt sind, bliebe weiterhin ital. Recht Grundlage.
 Selbst der vorherige, einseitige Wechsel eines Ehegatten in die dt. Staatsangehörigkeit hätte an diesem Ergebnis nichts geändert (Maßgeblichkeit italienischer Rechtsvorschriften). Sind beide vor Einleitung des Scheidungsverfahrens Deutsche geworden, wenden wir dt. Recht in der üblichen Form an, allerdings nicht für die ehegüterrechtlichen Verhältnisse, die aus unserer Sicht mit der Eheschließung unwandelbar festgelegt sind (auf Italien), so dass die Parteien allenfalls durch Rechtswahl abweichende Ergebnisse erzielen können. In Italien können die Eheleute durch schlichte Erklärung auf der Heiratsurkunde (separazione) "Gütertrennung" herstellen.
2. Einzelne persönliche Ehewirkungen

a) Allgemeines. Zu den persönlichen Ehewirkungen zählen
- Pflichten der Eheleute für ihr Zusammenleben,

- die interne Aufgabenverteilung in der Ehe wie Haushaltsführung/Erwerbs​tätigkeit,

- Sanktionen für eheliches Fehlverhalten,

- Beistandspflichten und Hilfeleistung,

- Ansprüche auf Taschengeldzahlung und ähnliche Unterstützung durch den anderen Teil,
- während Unterhalt nach den Bestimmungen des Haager Protokolls bzw. der EuUnterhaltsVO zu beurteilen ist,
- Wohnsitz und Aufenthaltsnahme,

- Kündigungs- und andere Eingriffsrechte eines Ehegatten (etwa) in Arbeitsverhältnisse seines Partners, aber dabei ist für uns Art. 6 EGBGB zu beachten, weil wir insbesondere persönliche Freiheitsrechte der Ehefrau zu schützen haben, Art. 3 Abs. 2 GG, Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 2 GG,
- Stichentscheide zur elterlichen Sorge, vgl. dazu (etwa) Art. 263 türk. ZGB a.F., allerdings auch in der Türkei seit 1.1.2002 aufgehoben, wenn die Beziehungen zwischen den Eheleuten betroffen sind und nicht das Verhältnis zum Kind im Vordergrund steht, 
- allg. Handlungs- und Vertretungsbefugnisse wie nach § 1357 BGB,  zur Verteilung von Hausratsgegenständen und zur Zuweisung der Ehewohnung, zur islam. Morgengabe, 
- schließlich eheliche Herstellungsverlangen, § 1353 Abs. 1 BGB, die bei uns aus dem Katalog der Ehesachen allerdings ausgeschieden sind und daher so nicht mehr geführt werden können, vgl. zu Einzelheiten § 121 FamFG, aber weiterhin bereitstehen, wenn ausl. Recht sie zur Voraussetzung für weitere Folgen erklärt. Trennung von Tisch und Bett,
  etwa die separazione nach ital. Recht in einem geordneten Verfahren ist dagegen nicht nach Art. 14 EGBGB zu beurteilen, sondern wegen des sachlichen Zusammenhangs mit der Ehescheidung nach Art. 17 EGBGB. Für güterrechtliche Rechtsverhältnisse wird Art. 15 EGBGB bestimmend, auch soweit die Trennungszeit betroffen ist.              
b) Insbesondere: Zuweisung von Hausrat und Ehewohnung, Art. 17 a EGBGB. Vor den Veränderungen zum 1.1.2002 (GewaltschutzG
) richtete sich auch die gerichtl. Zuweisung von 
Ehewohnung und Hausrat für die Dauer des Getrenntlebens nach Art. 14 EGBGB und damit oft nach ausl. Recht.
 Erst für die Zeit nach der Ehescheidung sollte Art. 17 EGBGB Grundlage werden. Nun greift Art. 17 a EGBGB ein. Liegt die Ehewohnung und befinden sich Haushaltsgegenstände in Deutschland, gilt für die Zuweisung durch dt. Gerichte dt. Belegenheitsrecht; 
für die Regelung der Rechtsverhältnisse an den Wohnräumen und für den Hausrat im Ausland werden Gerichte bei uns kaum internat. zuständig sein. 
3. Verfahrensrecht

a) Internationale Zuständigkeit. Für Ehesachen, und dazu zählen auch Streitigkeiten um persönliche Ehewirkungen, während die Eheherstellungsklage § 266 FamFG zugeordnet werden soll, folgt die internat. Zuständigkeit deutscher Gerichte aus § 98 FamFG, soweit unsere Rechtsregeln eine Rolle spielen. Zu wesentlichen Teilen sind sie nämlich durch die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 verdrängt, die ab 1.3.2005 an die Stelle der VO Nr. 1347/2000 getreten sind. Für andere Familiensachen entnehmen wir gerichtl. Zuständigkeiten unseren Vorschriften zur örtl. Zuständigkeit oder leiten sie aus den allg. Regeln ab, vgl. dazu §§ 13 ff. ZPO. Schließlich können sonstige Abk., die die Bundesrepublik mit anderen Staaten eingegangen ist, internat. Zuständigkeiten für die jeweils vertragschließenden Staaten festlegen. Wird die Ehesache bereits bei uns betrieben, greifen im Übrigen unsere Verbundbestimmungen ein. Doch darf im Ausland noch keine Rechtshängigkeit der Folgesache eingetreten sein, die wir zu beachten haben, wenn wir die Angelegenheit im Verbund führen; Anerkennungsfähigkeit einer Entscheidung, die dort ergeht, ist aber jeweils für uns Voraussetzung. Im Bereich des IntFamRVG sind §§ 11 und 12 zu beachten (Entscheidungskonzentration).
b) Sachliche Zuständigkeit. Für Familiensachen sind sachlich die FamGe zuständig, für andere Zivilsachen die allg. Zivilgerichte, wobei wir für die Abgrenzung unseren eigenen Vorstellungen folgen, lex fori, zu den wesentlichen Veränderungen im innerstaatlichen Recht § 266 FamFG (sonstige Familiensachen). Daher ist ein Streit beim dt. FamG zu führen, wenn wir ihn "familienrechtlich" einstufen, selbst wenn sonst berufenes Auslandsrecht ihn als "Zivilsache" einschätzt und behandelt.
 Für Entschädigungsansprüche der Ehefrau nach (früher) Art. 174 ff. türk. ZGB nehmen wir eine unterhaltsrechtl./güterrechtl. Qualifikation vor, so dass die FamGe bei uns zuständig sind.
 Aber Herausgabeforderun-

gen aus Eigentum für persönliche Gegenstände, insbesondere Schmuck, fallen in den Zuständigkeitsbereich der Zivilgerichte, zu den Veränderungen in der Türkei Art. 176 türk. ZGB (Anpassung an die güterrechtl. Regelungen);
 daran hat auch § 266 FamFG nichts geändert. Über immateriellen Schadensersatz nach türk. Recht oder Zahlung eines Trostgeschenks (Marokko) entscheiden in Deutschland wiederum die FamGe. 

c) Verfahrensablauf. Auch für den Ablauf und weitere Einzelheiten des Verfahrens werden unsere prozessualen Vorschriften maßgeblich, lex fori. Ausländische Anforderungen sollten wir allerdings so weit uns das möglich ist erledigen, um die Anerkennung der in Deutschland ergangenen Entscheidung im Ausland/Heimatland nicht zu gefährden, also etwa die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft sicherstellen, wenn sie gefordert ist, einen Sühneversuch einplanen, wenn das ausl. Recht dies verlangt, und Schuldfeststellungen im Scheidungsurteil treffen, die dort für weitere Scheidungsfolgen wie Unterhalt u.ä. wichtig werden können.

d) Hauptsache/einstweilige Anordnung. Nach unseren Regeln entscheiden wir auch darüber, ob wir das Verfahren als Hauptsache oder im Wege der einstw. Anordnung führen und legen die Voraussetzungen im Einzelnen fest, lex fori, dazu §§ 59 ff. FamFG, so dass keine korrespondierende Hauptsache (mehr) geführt werden muss, um den Weg bei uns ins Verfahren des vorläufigen Rechtschutzes freizumachen. Für die Rechtsanwendung ergeben sich keine weiteren Besonderheiten, obwohl dt. Gerichte gerade im Eilverfahren "zum Schutz des Ast. und wegen der Schwierigkeiten der Ermittlung ausl. Rechts" manchmal dazu neigten, die Sache nach dt. Recht zu entscheiden,
/
 insbesondere bei der Zuweisung der Ehewohnung oder der Regelung der Rechtsverhältnisse für Haushaltsgegenstände. 
e) Verfahrenskostenhilfe. Verfahrenskostenhilfe ist jeder Partei für die Verfahrensführung in Deutschland wie sonst zu bewilligen, wenn die Voraussetzungen für sie vorliegen, vgl. §§ 114 ff. ZPO und 113 FamFG sowie die Besonderheiten aus §§ 76 ff. FamFG. Allerdings muss ein besonderes Rechtsschutzinteresse bestehen, die Sache gerade in Deutschland durch ein dt. Gericht entscheiden zu lassen.
 Deshalb kann Verfahrenskostenhilfe versagt werden, wenn nicht erkennbar ist, dass die Regelung bei uns für (zumindest) den Ast. wichtig ist, obwohl mit einer Anerkennung im Herkunftsstaat nicht gerechnet werden kann.
 Andererseits lässt die Möglichkeit, einen Unterhaltsrechtsstreit im Ausland nach den Regeln des UN-Übereink. 1956 zu betreiben und bei uns (nur) Rechtshilfe zu beanspruchen, für die keine Verfahrenskostenhilfe (allenfalls Beratungshilfe) bewilligt werden kann, einen in Deutschland gestellten Antrag nicht als mutwillig erscheinen, selbst wenn die Sache im Ausland leicht und ohne Kostenbelastung für uns zum Abschluss gebracht werden könnte.
 Das Interesse des Anspruchstellers, sein Streitverfahren hier zu führen, muss aber wie sonst deutlich und schützenswert sein.
 Im Übrigen haben wir die Richtlinie 2003/8018/EG des Rates der EU vom 27.01.2003 zu beachten.
 In einigen Be
reichen, wo Sonderregeln bestehen, gehen diese vor, dazu etwa Art. 44 Abs. 1, 2 und 3 EuUnterhaltsVO und unten S. 84.
                   III. Ehescheidung

1. Art. 17 EGBGB 
a) Anknüpfungsleiter, Art. 14 EGBGB. Für Ehescheidungsverfahren mit Auslandsbezug stellen wir wie für andere familienrechtl. Rechtsverhältnisse zunächst und in der gewohnten Abfolge auf die gemeinsame oder letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit der Parteien ab, danach auf ihren gemeinsamen oder letzten gemein​samen gewöhnlichen Aufenthalt, so dass die früheren Verbindungen maßgeblich bleiben, wenn einer der Beteiligten sie noch aufrechterhält, dann auf ihre gemeinsame engste Beziehung zu einer Rechtsordnung, und zuletzt kann auf dt. Recht als Ersatzrecht unter den üblichen Voraussetzungen ausgewichen werden, zur Privilegierung dt. Staatsangehöriger nach Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB gleich c), zur Festlegung der Rechtsanwendung mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags f), zum dt. Personalstatut für Flüchtlinge u.ä. e),  zur Scheidung einer Ehe mit beschränktem Wirkungskreis (Inland) d). Bei mehrfacher Staatsangehörigkeit eines Beteiligten wird entscheidend, welche jeweils prägend ist, Effektivitätsgesichtspunkte, dazu Art. 5 EGBGB, wobei die dt. Staatsangehörigkeit besonders bevorzugt wird, denn sie ist stets vorrangig, wenn sie mit einer anderen Staatsangehörigkeit zusammentrifft, Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB. Eheaufhebung und Ehenichtigkeit werden dagegen nach Art. 13 EGBGB behandelt und abgewickelt, nicht nach Art. 17 EGBGB. Im Übrigen lassen wir weitere Verfahren etwa zur Ehenichtigkeit auch dann zu, wenn sie bei uns nach Inlandsrecht nicht mehr geführt werden könnten, aber das berufene ausl. Recht sie bereithält, vgl. § 121 FamFG. Art. 13 EGBGB wird schließlich für die gerichtl. Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Ehe etwa bei Zwangsheirat Grundlage.

Kollisionsrechtliche Veränderungen durch Europarecht, VO Nr. 2201/2003 neu, die mit dem 1.3.2008 in Kraft treten sollten, sind zumindest zunächst gescheitert. Danach sollten auch Gerichtsstandsvereinbarungen zwischen den Parteien zulässig sein, die so hätten festlegen können, in welchem Land und bei welchem Gericht sie ihr Scheidungsverfahren (pp.) führen wollen, um klare Verhältnisse zu schaffen. Im Übrigen sollte die Rechtswahl der Parteien vorrangig entscheidend werden,

- die sich an den Rechtsordnungen aus Art. 20 a) orientieren sollte,

- während in der weiteren Abfolge Aufenthaltsrecht oder das Recht des Gerichtes, das angerufen ist, maßgeblich werden 
sollte.
 Erst danach sollte die Staatsangehörigkeit bestimmend werden. Diese Pläne sind aber zumindest zurückgestellt, aber Deutschland hat sich mit anderen Staaten zur verstärkten Zusammenarbeit verbunden, so dass wir in Zukunft unsere Scheidungsreformen (mit Auslandsbezug) anders ausrichten werden als bisher und
- den Parteien Rechtswahl ermöglichen,

- sonst Aufenthaltsrecht entscheiden lassen und

- erst mit nachrangiger Wertigkeit auf die Staatsangehörigkeit abstellen, zur verstärkten Zusammenarbeit gleich 1.a).
b) Rechtswahl. Rechtswahl der Parteien zur Ehescheidung selbst ist nicht statthaft. Meist werden die Beteiligten eine so beschränkte und wenig sinnvolle Vereinbarung auch nicht wollen. Die nachträgliche Auslegung, die sich um den rechtl. Erhalt der betroffenen Regelung bemüht, wird vielmehr dazu führen, dass sie ihre Rechtsbeziehungen insgesamt und nach Art. 14 EGBGB durch ihre Absprachen verändern wollten und deshalb verändert haben; sonst wäre sie weitgehend sinnlos. Deshalb müssen die Eheleute nur, wenn sie sich absprechen wollen, schon ihre persönlichen Ehewirkungen durch Vereinbarungen regeln und einem anderen Recht als sonst berufen unterwerfen, Art. 14 EGBGB, bleiben aber auch an die Grenzen aus dieser Vorschrift gebunden, dazu Art. 14 Abs. 2 bis 4 EGBGB. 

Ist die Rechtsanwendung für das Scheidungsverfahren durch Rechtshängigkeit des Antrags bereits festgelegt, bleiben nachträgliche Veränderungen in den Anknüpfungsvoraussetzungen ohne Bedeutung.  

c) Privilegierung deutscher Staatsangehöriger, Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB. Kann die Ehe in einem in Deutschland anhängigen Verfahren nicht oder noch nicht geschieden werden, kommt nach Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB dt. Recht zur Anwendung, wenn der die Scheidung "begehrende Ehegatte in diesem Zeitpunkt Deutscher ist oder bei der Eheschließung war", Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB, Deutschenprivileg. Wird nun nach unseren Bestimmungen die Scheidung möglich, ist dt. Recht auch für die 
weiteren Folgen Grundlage, die nicht etwa nach ihren eigenen (bisherigen) Regeln anzu​knüpfen sind. Für den Versorgungsausgleich gilt wie sonst Art. 17 Abs. 3 EGBGB. Allerdings greift Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB nicht schon dann ein, wenn ausl. Recht nur besondere Trennungs- und Scheidungsfristen festlegt, die noch nicht abgelaufen sind, aber im Wesentlichen unseren Regeln entsprechen,
 dazu §§ 1565, 1566 BGB. Grenzen er​geben sich vielmehr erst aus dem dt. ordre public, Art. 6 EGBGB, denn die Freiheit zur Eingehung der Ehe, Art. 6 Abs. 1 GG, schließt die Möglichkeit ein, eine nach den Vorstellungen der Eheleute inhaltslos gewordene Verbindung durch gerichtl. Auflösung be​enden zu können, um so (vielleicht) eine neue Ehe einzugehen, negative Eheschließungsfreiheit, die nur in Grenzen eingeschränkt werden darf.

d) Scheidung einer Ehe mit beschränktem Wirkungskreis (Inland). Ist eine Ehe in ihren Rechtswirkungen auf Deutschland beschränkt, weil das sonst für die Parteien maßgebliche Recht, insbesondere ihres Heimatstaates, ihre Verbindung nicht für wirksam hält (Beispiel: Iranerin heiratet in Deutschland einen Christen und verstößt damit gegen iran. Eheschließungsrecht) oder eine in Deutschland ausgesprochene Ehescheidung nicht anerkennt, kann sich das Scheidungsverfahren bei uns nur nach dt. Recht richten. Dt. Recht ziehen wir auch dann heran, wenn wir eine im Ausland bereits ausgesprochene, dort wirksame Scheidung der Ehe nicht anerkennen können, 
 etwa weil sie "privat" erfolgte, aber dt. Recht aus unserer Sicht Scheidungsstatut ist
 oder wenn wesentliche Grundsätze unseres Rechts verletzt sind, Art. 6 EGBGB, ordre public, insbesondere Grundrechte des Grundrechtskatalogs.

e) Dt. Personalstatut für Flüchtlinge, Staatenlose und Asylberechtigte. Nach Art. 5 Abs. 2 EGBGB bringen wir für staatenlose Flüchtlinge und andere, ihnen gleichgestellte Personen, bei einer Verfahrensführung in Deutschland durchgängig dt. Recht zur Anwendung, wenn dt. Gerichte internat. zuständig sind. Erfasst sind dabei vor allem auch Personen, die im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen bei uns aufgenommen sind, G v. 22.7.1980, und die über die in § 1 angesprochenen Bescheinigungen verfügen, Kontingentflüchtlinge, solange sie keine andere Staatsangehörigkeit angenommen haben, die bei der Rechtsanwendung bestimmend werden könnte. Ihr Ehescheidungsverfahren in Deutschland richtet sich daher nicht nach gemeinsamem Heimatrecht über die fortbestehende Staatsangehörigkeit, die sie nicht verloren haben, sondern nach dt. Recht.
/
 

f) Wandelbarkeit des Statuts/Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags. Auch das Scheidungsstatut ist wandelbar und folgt den Veränderungen in den Anknüpfungsvoraussetzungen, die sich aus Art. 14 EGBGB ergeben. Festgelegt ist die Rechtsanwendung erst mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags; nun bleibt ein Wechsel ohne weitere Auswirkungen.

g) Form. In Deutschland kann die Ehe nur in der bei uns vor​gesehenen Form wirksam geschlossen werden, obligatorische Zivilehe, vgl. §§ 1310 ff. BGB, wobei dieser Grundsatz weiterhin gilt, obwohl wir inzwischen die kirchliche Eheschlie
ßung vor der standesamtlichen Trauung "ermöglicht" haben, die so noch keine zivilrechtlichen Folgen auslöst, aber nicht mehr als Ordnungswidrigkeit verfolgt wird. Auch die Scheidung hat durch gerichtl. Urteil zu erfolgen, § 1564 BGB, Art. 17 Abs. 2 EGBGB, so dass abweichende ausl. Formen bei uns jedenfalls nicht zur Verfügung stehen, etwa die administrative Scheidung bei kinderlosen Eheleuten in der Ukraine (andererseits erkennen wir eine solche Ehescheidung dann an, wenn sie den heimatrechtlichen Regeln entspricht, zur Ukraine sonst Länderbericht Daschenko/Finger, FamRBint 2012, █). Für eine im Ausland geschlossene Ehe reicht dagegen die dortige Form aus, Ortsform, Art. 11 Abs. 1 EGBGB, selbst wenn die Parteien unseren Anforderungen gerade und mit Vorbedacht ausweichen wollen, insbesondere wenn sie das bei uns vorgeschriebene Ehefähigkeitszeugnis vorlegen können und wollen, dazu § 1309 BGB, und zwar bei Dänemark-Ehen.
 Jedenfalls ist die von ihnen eingegangene Verbindung (als Ehe) wirksam, wenn sie im Ausland so und wirksam begründet ist. Auch in der Türkei ist die Ehe vor dem Standesbeamten zu schließen. Verstöße gegen diese Regeln sind oder waren dabei nicht selten. Deshalb hat die Türkei in Abständen und immer wieder Amnestiegesetze er​lassen oder die übliche Registrierung "erlaubt", wobei die dortigen Anordnungen im Scheidungsverfahren in Deutschland zu beachten sind, so dass die früheren Fehler nicht fortgelten, Heilung.
 Vorfragen beantworten wir wie sonst selbständig. Sachliche Mängel werden über Art. 11 EGBGB allerdings nicht geheilt, etwa bei der Scheinehe; erfasst ist lediglich die (fehlerhafte) Form. 

h) Vorfragen. Vorfragen nach dem Bestand der Ehe beantworten wir bei Art. 17 EGBGB wie sonst selbständig und beurteilen sie nach Art. 13 EGBGB, wenn persönliche Eingehensvoraussetzungen in Frage stehen. Dagegen spielt die Verbindung mit anderen Rechtsfolgen keine Rolle, unselbständige Anknüpfung, 
für die das Recht der Hauptfrage maßgeblich wäre, denn so würde die Verbindung (vielleicht) in einem Zusammenhang als wirksam erscheinen, in einem anderen aber nicht. Solche Brüche sollten wir vermeiden, interne Entscheidungsharmonie. Für die Form der Eheschließung ist wie bei anderen Rechtsgeschäften Art. 11 EGBGB bestimmend.
 

i) Rück- und Weiterverweisungen folgen wir auch für das Scheidungsverfahren, Art. 17 EGBGB. So kann dt. Recht selbst dann zur Anwendung kommen, wenn wir die maßgeblichen Rechtsanwendungsfragen anders beurteilen (würden) als ausl. Recht, denn wir ziehen auch die dortigen IPR-Regeln (zunächst) heran, so etwa für den einseitigen Staatsangehörigkeitswechsel, Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i.d.F. des G Nr. 5718, allerdings brechen wir den so eingeleiteten Kreislauf dann auf der zweiten Stufe ab, Art. 4 Abs. 1 S. 2 EGBGB, und wenden unsere Sachregeln unmittelbar an, weil wir sonst keine sachlichen Ergebnisse erzielen könnten. Manchmal sind Rück- bzw. Weiterverweisung auch versteckt in Zustimmungsbestimmungen enthalten, wenn sie in Zuständigkeitsbestimmungen enthalten sind und so den inhaltlichen Gleichlauf mit der Rechtsanwendung in der Sache herstellen sollen.

Beispiele:

1. Ayse und Metin waren zunächst gemeinsam türk. Staatsangehörige. Nach der Eheschließung hat nur Metin die dt. Staatsangehörigkeit erworben, während Ayse Türkin geblieben ist. Wir erklären türk. (letztes gemeinsames) Recht der Eheleute für die Rechtsanwendung für maßgeblich, aber Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i.d.F. des G Nr. 5718, entscheidet anders und verweist auf das Recht am gewöhnlichen Aufenthaltsort zurück, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2008, 40, früher Wohnsitz, Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F., so dass im Ergebnis dann doch dt. Recht für die Ehescheidung in Deutschland Grundlage wird,
 ohne dass die Anerkennung unserer Entscheidung in der Türkei in Frage stände, denn wir folgen gerade den dortigen "Anweisungen", anders allerdings bei fortbestehender türk. Staatsangehörigkeit eines Ehegatten, denn dann geht die Türkei wiederum von der Anwendbarkeit des eigenen Rechts aus, Art. 4 b) türk. IPRG, dazu OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl. Unwandelbar bleibt auch nach türk. Vorstellungen jedenfalls das Güterrechtsstatut, Art. 15 Abs. 1 türk. IPRG.

2. Gloria und Peter sind miteinander verheiratet; beide sind US-Amerikaner (Bundesstaat Oklahoma). Geheiratet haben sie vor längerer Zeit vor dem dt. Standesbeamten. Später sind sie in die USA zurückgekehrt, aber die Ehefrau hat sich dann doch für einen Aufenthalt/eine Rückkehr mit den Kindern nach Deutschland entschieden. Beim FamG in F. stellt sie Scheidungsantrag. Internat. Zuständigkeiten für ihr Scheidungsverfahren ergeben sich für uns aus Art. 3 VO Nr. 2201/2003, da wir die europarechtl. Zuständigkeitsregeln auch für Angehörige von Drittstaaten und ihr Scheidungsverfahren heranziehen, allerdings den Gerichten dort dann keine Zuständigkeiten aufdrängen können. Wegen der gemeinsamen Staatsangehörigkeit bzw. des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts der Parteien ziehen wir für die sachlichen Voraussetzungen der Scheidung zunächst US-amerikanisches Recht heran (Oklahoma), aber amerik. Recht verweist zurück, weil die dortigen Bestimmungen von einem Gleichlauf von Zuständigkeit und Rechtsanwendung ausgehen, so dass im Ergebnis dt. Recht Grundlage wird, falls dt. Gerichte zuständig sind.

1a. Verstärkte Zusammenarbeit
Ab Mitte 2012 werden unter den Mitgliedstaaten der Verstärkten Zusammenarbeit für das Scheidungskollisionsrecht neue Regeln gelten, die bisheriges, nationales Recht ablösen. Maßgeblich werden in dieser Reihenfolge:

-
das Recht, das die Parteien wählen, erste Priorität, wobei sie allerdings, Art. 5 der VO Nr. 1259/2010 des Rates, beschränkt sind auf

-
das Recht am gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt oder am letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt der Parteien, falls der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt, zweite Priorität,

-
das Recht der gemeinsamen Staatsangehörigkeit, dritte Wertigkeit oder

-
das Recht des angerufenen Gerichts.

Gewähltes Recht kann auch das Recht eines Staates sein, der an der europ. Gesetzgebung nicht teilnimmt (oder eines Drittstaates), Art. 4 der VO Nr. 1259/2010. Dt. AusfG fehlt bisher, obwohl die neuen Regeln am 21.6.2012 in Kraft treten.
2. Voraussetzungen, Hauptfolgen und Nebenfolgen der Scheidung

a) Voraussetzungen. Art. 17 EGBGB wird aus unserer Sicht zunächst für die Voraussetzungen der Ehescheidung maßgeblich, also für die Gründe für sie im Einzelnen (Schuldabwägung 

oder Zerrüttung), die Statthaftigkeit einer einverständlichen Ehescheidung und den Ablauf dabei, für Trennungs- und Scheidungsfristen, Wartezeiten und die Bedeutung von Widerspruch und Einspruch usw., während wir Sühneversuch, Mitwirkung der Staats​anwaltschaft und andere Teile des Verfahrensablaufs prozessrechtlich qualifizieren und insoweit (lex fo- 

ri) unsere verfahrensrechtl. Regeln heranziehen, selbst wenn ausl. Recht die Dinge anders bewertet. Jedenfalls sollten wir uns bemühen, dortige Vorgaben einzuhalten, die in der Sache bestimmend werden (können), um die Anerkennung unserer Entscheidung im Ausland nicht zu gefährden
 und so hinkende Rechtsverhältnisse entstehen zu lassen. Bei starkem Inlandsbezug etwa nach längerem Aufenthalt der Parteien in Deutschland bleiben für uns ausl. Regeln ohne Auswirkungen, weil wir sie nicht anwenden, die die Scheidung der Ehe schlechthin ausschließen oder so stark erschweren, dass die Eheschließungsfreiheit selbst messbar eingeschränkt ist, Art. 6 Abs. 1 GG, weil sie nicht nur für Deutsche zu beachten ist, vgl. auch Art. 6 EGBGB.
 Deshalb bleiben auch Vereinbarungen 
der Eheleute ohne Bedeutung,
 die ähnliche Festlegungen enthalten, wenn sie für sich überhaupt wirksam sind, § 138 Abs. 1 BGB, Art. 2 und 6 Abs. 1 GG.
b) Hauptfolge/Nebenfolge. Art. 17 EGBGB erfasst auch die Nebenwirkungen der Ehescheidung, soweit für sie keine eigenen Vorschriften bereitstehen, die für uns maßgeblich sind, aber sie stehen bereit, 

- für den Unterhalt, Haager Protokoll und EuUnterhaltsVO,

- das eheliche Güterrecht und daraus folgende Ausgleichsforderungen, Art. 15 EGBGB,

- für die Zuweisung von Haushaltsgegenständen und die Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung, die sich in Deutschland befinden, Art. 17 a EGBGB,

- für den Versorgungsausgleich, Art. 17 Abs. 3 EGBGB, 

- bzw. die elterl. Sorge und Umgangsbefugnisse, Art. 21 EGBGB, soweit nicht andere Bestimmungen vorrangig sind und unsere Regeln verdrängen, insbesondere das Haager Minderjährigen Schutz​abk. (MSA) bzw. das Kinderschutzübereink. (KSÜ), das ab 1.1.2011 für Deutschland sehr weitgehend das MSA verdrängt hat, so dass insoweit für Art. 17 EGBGB nur noch wenig Raum bleibt.

- Absprachen über die Morgengabe,
 die auch in Deutschland getroffen werden können, können wir ehewirkungsrechtlich zu behandeln haben, wenn sie so geprägt sind, ehegüterrechtlich, wenn die güterrechtl. Zusammenhänge überwiegen, unterhaltsrechtlich, wenn im Wesentlichen diese Ausstattung für den Berechtigten im Mittelpunkt steht oder scheidungsrechtlich, wenn sonstige Zusammenhänge fehlen, je nach Aufgabe und Ziel, die sie aus unserer Sicht verfolgen und erreichen sollen, zur Qualifikation.
3. Trennung von Tisch und Bett; gerichtl. Bestätigung einer einvernehmlichen Trennung 

Ausl. Rechtsbestimmungen verlangen bisweilen vor Einleitung des Scheidungsverfahrens eine gerichtl. angeordnete/bestä​tigte Trennung der Eheleute von Tisch und Bett,
 etwa Italien, aber nicht mehr Spanien,
 das die Ehescheidung sogar in besonders erleichterter Form bereithält, während andere sie den Eheleuten als eigene Möglichkeit neben der Scheidung ihrer Ehe anbieten und sie damit wählen lassen.
 Dieses Verfahren kann dann auch in Deutschland geführt werden; wir verweisen die Beteiligten jedenfalls nicht auf gerichtl. Auseinandersetzungen im Ausland bzw. ihrem Heimatstaat. Maßgeblich ist § 121 FamFG. Auch Verfahrenskostenhilfe ist bei uns in der üblichen Form zu bewilligen, wenn die Voraussetzungen für sie im Einzelnen erfüllt sind. Im anschließenden Scheidungsverfahren kann sie dann erneut bereitstehen und ist zu gewähren, wenn sich die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse nicht geändert haben und beide "Abschnitte" eben nach ausl. Vorstellungen nötig sind, um insgesamt zur Auflösung der Ehe zu gelangen. Im Übrigen ist Art. 17 Abs. 1 EGBGB anwendbar wie sonst (Trennung kann nur für eine wirksame Ehe verlangt werden). Für das einfache Recht jedes Ehegatten, vom anderen getrennt zu leben, Eheherstellungsverfahren (ohne große praktische Bedeutung), ist dagegen Art. 14 EGBGB maßgeblich, doch kann eine gerichtl. Regelung bei uns so nicht mehr verlangt werden, § 121 FamFG, ohne dass dies schon völlig sicher ist, weil der Weg aus § 266 FamFG offen stehen könnte, falls sie nicht ohnehin gerade ausl. Recht zur Voraussetzung für weitere Folgen erklärt (dann ist § 266 FamFG für uns jedenfalls maßgebliche Grundlage). Gerichtl. Trennungsausspruch erfolgt wie sonst durch Beschluss. Sonst werden die Anordnungen des jeweils maßgeblichen Rechts entscheidend, vgl. bei uns § 1564 BGB (in entspr. Anwendung).
 Zuständig ist das FamG,
 wobei für die internat. Zuständigkeit die üblichen Regeln gelten, also § 98 FamFG
 bzw. im eigenen Anwendungsbereich die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003, die dt. autonomes Recht verdrängen. Weitere Streitsachen sind im Verbund zu führen.
 Dagegen besteht nicht wie sonst ein "typischer Katalog von Folgesachen", dazu etwa § 137 FamFG mit seinem Zuschnitt auf das Scheidungsverfahren. Auch die gerichtl. Bestätigung einer einvernehmlichen Trennung etwa nach ital. Recht beurteilt sich bei uns nach Art. 17 Abs. 1 EGBGB. Abrechnungsdaten für den Versorgungsausgleich legt aber für sie und für den gerichtl. Trennungsausspruch erst der Scheidungsantrag mit seiner Zustellung fest, ebenso für den Zugewinnausgleich, wobei für ihn und seine Berechnung gerade im Verhältnis zu Italien dann aber doch die Rechtskraft des Trennungsurteils maßgeblich wird, dazu Art. 191 Cc.
 Im Anwendungsbereich der VO Nr. 2201/2003 wird die Rechtshängigkeit im Scheidungsverfahren pp. nicht mit der Zustellung der Antragschrift an die Gegenseite bewirkt, sondern die Anbringung des Antrags bei Gericht reicht für diese Folgen aus; materiell-rechtlich bleiben diese Regelungen allerdings für uns ohne unmittelbare Folgen, § 3 Abs. 1 VersAusglG. 

Formulierungsvorschlag für Anträge im Trennungsverfahren: 

1. Der Kl. hat das Recht, von der Bekl. getrennt von Tisch und Bett zu leben. 

2. Die Bekl. ist schuld an der Trennung
 (folgen weitere Anträge zur Regelung der elterl. Sorge, zum Unterhalt pp.).
 

Variante: 

1. Die von den Parteien am .. zur Trennung geschlossene Vereinbarung v. .. wird gerichtl. genehmigt.
 

2. Die Kostenentscheidung folgt den gesetzlichen Regeln, vgl. dazu § 150 FamFG (entsprechend).

Ändern sich später bis zur Einleitung des Scheidungsverfahrens die Voraussetzungen für unsere Rechtsanwendung, etwa weil beide Eheleute nun gemeinsam ihre Staatsangehörigkeit gewechselt haben, denn einseitiger Wechsel reicht für uns nicht aus, Art. 14 Abs. 1 EGBGB, wird "neues Recht" maßgeblich, Art. 17 Abs. 1 EGBGB, denn mit dem besonderen Verfahren zur Trennung ist eine Festlegung auf die Vorschriften für weitere Verfahrensabschnitte nicht eingetreten, insbesondere für die Ehescheidung, auch weil die Streitgegenstände nicht identisch sind. Für den Versorgungsausgleich wird (erst) die Rechtshängigkeit bei der Scheidung selbst wesentlich, ohne dass die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 dabei eine Rolle spielen, vgl. auch § 3 Abs. 1 VersAusglG.

Für das Verfahren und seinen sonstigen Ablauf sind wie sonst die Vorschriften maßgeblich, die unser Recht bereithält, lex fori, aber wir sollten ausl. Vorgaben folgen, soweit wir das können, denn nur so stellen wir die Anerkennungsfähigkeit unserer Entscheidung im Heimatland sicher, etwa Sühneversuch, Beteiligung der Staatsanwaltschaft, wenn sie vorgeschrieben ist, u.ä. Mit Rechtskraft des Urteils treten die auch im ausländischen Recht vorgesehenen Wirkungen ein. Im Übrigen bestimmen die Vorschriften dort, ob und welche weiteren Zeiten verstrichen sein müssen, bevor die Parteien Scheidungsantrag stellen können, wenn die Trennung gerade als Vorstufe für die Ehescheidung vorgesehen ist, zu Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB. Auf ein ausl. Trennungsverfahren kann auch ein dt. Ehepartner verwiesen sein, wenn für ihn und die Scheidung seiner Ehe Aufenthaltsrecht maßgeblich wird, das sie kennt (etwa Italien), Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB. Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB mit der dort vorgesehenen Privilegierung dt. Staatsangehöriger greift jedenfalls nicht ein, wenn die Abläufe, die so maßgeblich werden, zu keinen unzumutbaren Beeinträchtigungen führen, insbes. unter dem Blickwinkel der Eheschließungsfreiheit.

Wird die Trennung gerichtlich in Deutschland betrieben,
 steht sie einem Verfahren zur Ehescheidung zwar nicht wegen anderweitiger Rechtshängigkeit entgegen, da die Streitgegenstände nicht identisch sind. Doch haben wir sie als eigenes Hindernis zu beachten, Einheitlichkeit der Verfahrensführung,
 so dass ein gleichwohl gestellter Scheidungsantrag eben doch unzulässig wäre. Wechselt eine Partei nach Abschluss aus der bisherigen in eine andere Staatsangehörigkeit, bleibt ihre frühere Zugehörigkeit zu diesem Staat weiterhin maßgeblich, nicht weil sie mit der Trennung festgelegt ist, sondern weil wir Veränderungen insgesamt erst folgen, wenn sie auf beiden Seiten (für die Eheleute) eingetreten sind, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 2. Var. EGBGB. Veränderungen bei beiden Eheleuten vor Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages verändern auch das Scheidungsstatut; wechselt aber einer von ihnen bleibt das ohne Folgen (Ausnahme: ausl. Rück- und Weiterverweisung), dazu Art. 17 Abs. 1 EGBGB mit seiner Verweisung auf den Katalog aus Art. 14 Abs. 1 EGBGB.

Stichtage für Zugewinn bzw. Versorgungsausgleich sind mit dem Trennungsantrag ebenso wenig bestimmt wie die sonstigen materiell-rechtl. Folgen bzw. die Abrechnungsdaten im Einzelnen.
 Maßgeblich wird insoweit erst die Zustellung des Scheidungsantrags bzw. seine Rechtshängigkeit, wobei die besonderen Regeln der VO Nr. 2201/2003 ohne Bedeutung bleiben, zu unserer Berechnung (letzter Tag des Monats, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht) § 3 Abs. 1 VersAusglG. Bei langer (weiterer) Trennungszeit können die üblichen materiell-rechtlichen Einwände bereitstehen, etwa aus § 27 VersAusglG.

Auch für die Voraussetzungen einer gerichtl. Umwandlung einer einvernehmlichen Trennung der Parteien in eine Scheidung ihrer Ehe wird Art. 17 EGBGB maßgeblich.
 Gerichtl. Zuständigkeiten richten sich dabei nach autonomem Recht, bei uns 
also nach § 98 FamFG, bzw. der VO Nr. 2201/2003 (die im Wesentlichen vorrangig ist).
4. Versorgungsausgleich, Art. 17 Abs. 3 EGBGB

Art. 17 Abs. 3 EGBGB stellt für den Versorgungsausgleich eine eigene Anknüpfungsregel bereit. Maßgeblich wird zunächst das Recht, das nach Abs. 1 S. 1 für die Ehescheidung bestimmend ist. Bei unterschiedlicher Staatsangehörigkeit der Parteien verlangt S. 2 allerdings zusätzlich, selbst wenn dt. Aufenthaltsrecht im Scheidungsverfahren heranzuziehen ist, dass zumindest das Recht eines der Heimatstaaten der Gatten die Verteilung von Rentenanwartschaften nach dem Muster des dt. Versorgungsausgleichs "kennt,"
 da ausl. Eheleuten keine Folgen aufgezwungen werden sollen, die sonst für sie nicht vorgesehen sind und mit denen sie daher nicht zu rechnen brauchten. Im Ausland ist der Versorgungsausgleich aber weitgehend unbekannt, Ausnahmen im Wesentlichen für die Schweiz, England und für die Niederlande, aber dabei ist immer noch zu prüfen, ob nun tatsächlich Vergleichbarkeit mit unseren Regeln vorliegt oder ob die ausl. Anordnungen deutlich hinter unsere Vorgaben zurückfallen. Andererseits  bleibt eine von unserer Sicht abweichende Qualifikation (etwa güterrechtlich) ohne Auswirkungen,
 da wir diese Aufgaben selbständig erledigen, zur Mehrstaatigkeit der Eheleute vgl. Art. 5 EGBGB.
 Bei güterrechtl. Verzichtserklärungen müssen die Beteiligten selbst darauf achten, Rechtsverluste zu vermeiden, die durch die unterschiedliche Zuordnung durch die bei der Rechtsanwendung sonst maßgeblichen Bestimmungen entstehen können.
 Im Verhältnis zum Iran findet der Versorgungsausgleich von vornherein nicht statt, selbst wenn sonst die Voraussetzungen aus Art. 17 Abs. 3 EGBGB vorliegen, da Art. 8 Abs. 3 des dt.-iranischen Niederlassungsabk. vorrangig ist und entgegensteht (und wir iran. Recht anwenden, weil die Beteiligte iran. Staatsangehörige sind).
 

Ist der Versorgungsausgleich nach dem sonst anwendbaren Recht nicht vorgesehen, ist er nach dt. Recht zu regeln, wenn


- der andere Ehegatte in der Ehezeit eine inl. Versorgungsanwartschaft erworben hat oder

- die allg. Wirkungen der Ehe während eines Teils der Ehezeit einem Recht unterlagen, das den Versorgungsausgleich kennt, soweit seine Durchführung im Hinblick auf die beiderseitigen wirtschaftlichen Verhältnisse auch während der nicht im Inland verbrachten Zeit der Billigkeit nicht widerspricht, Art. 17 Abs. 3 EGBGB. Im Übrigen ist § 27 Vers-AusglG zu beachten, so dass die Abwägung im Ergebnis mehrstufig zu erfolgen hat, denn beide Vorschriften sind nebeneinander anwendbar und auch sonst nicht deckungsgleich.
 

In Verfahren mit Auslandsbezug ist beim Betrieb der Sache in Deutschland besonderer Antrag notwendig, denn amtswegig wird die Folgesache nur in Inlandsfällen geführt. Allerdings kann dieser Antrag auch stillschweigend/schlüssig gestellt werden/sein. Ausreichend ist dabei etwa, dass

- der Ast./Ag. im Scheidungsverfahren um Zusendung der Formblätter zum Versorgungsausgleich bittet,

- die ihm überlassenen Unterlagen zum Versorgungsausgleich ausgefüllt zurückgibt, aber sonst nichts erklärt,

- außerhalb des Verbundes tätig wird und dort Anträge verfolgt oder

- bei Einleitung des Verfahrens über den Versorgungsausgleich durch das Gericht rügelos zur Hauptsache verhandelt.
 

- Weil der Versorgungsausgleich durch das Gericht selbst geregelt wird, findet § 137 Abs. 2 FamFG keine Anwendung; das ist aber anders, wenn ein Beteiligter erst einen Antrag stellen muss, vgl. dazu Art. 17 Abs. 3 EGBGB.

Ihre Anträge nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB können die Parteien jederzeit zurücknehmen bzw. später erneut stellen/betreiben, denn über die Fortführung der Sache entscheiden sie allein, Parteiherrschaft, keine amtswegige Folgesache. Verjährung wie beim ehelichen Güterrecht haben sie nicht zu befürchten. Sonstige Fristen sind auch für die nachträgliche Durchführung des Versorgungsausgleichs nicht zu beachten.

Formulierungsvorschlag: 

Für die Ast. beantrage ich gem. Art. 17 Abs. 3 EGBGB den Versorgungsausgleich nach dt. Recht; deshalb bitte ich um Übersendung der notwendigen Formularsätze im nachträglichen Verfahren (wird ausgeführt). 

So kann die nachträgliche Regelung des Versorgungsausgleichs nach einem abgeschlossenen Verfahren

- im Ausland nach ausl. oder nach dt. Recht,

- aber auch im Inland nach ausl. Recht erfolgen, da der Versorgungsausgleich eben keine amtswegige Folgesache ist, Art. 17 Abs. 3 EGBGB. 
Ist Antragstellung nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB im Ehescheidungsverfahren unterblieben, kann sie später nachgeholt werden, ohne dass weitere Fristen zu beachten wären.
 Dann ist der Versorgungsausgleich in einem isolierten Verfahren gerichtl. zu regeln, zur internat. Zuständigkeit § 102 FamFG, denn das Scheidungsurteil ist nicht in Rechtskraft erwachsen, die entgegenstehen könnte, weil der Versorgungsausgleich in "Auslandsfällen" nicht als amtswegige Folgesache betrieben wird und im Übrigen im Ausland weitgehend unbekannt ist. Anders sind die Dinge nur zu beurteilen, wenn das FamG ohne Antrag ausspricht: "Der Versorgungsausgleich wird ausgeschlossen", nicht etwa nur: "Der Versorgungsausgleich wird nicht durchgeführt", denn so wird lediglich die gesetzliche Regelung wiedergegeben. Nun ist auch Beschwerde statthaft,
 die sonst, da die benachteiligte Partei erstinstanzlich und selbständig ihre Anträge verfolgen kann, nicht bereitsteht; auch Abänderungsverfahren sind nicht eröffnet. Können Rechtsverluste nicht mehr vermieden werden, kann Anwaltshaftung eintreten. Ist zum Versorgungsausgleich bei uns eine rechtskräftige Entscheidung ergangen und sind Anwartschaften unter den Eheleuten nach unseren Vorstellungen verteilt, obwohl dies nicht hätte geschehen dürfen, etwa weil beide ausländische Staatsangehörige sind und für sie ein Versorgungsausgleich nach deutschem Recht ohne besonderen Antrag nicht stattfindet, bleibt die Entscheidung wirksam, auch Abänderungsverfahren sind nicht eröffnet.

Formulierungsvorschlag: 

Nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe der Parteien durch Urt. des .. in ... v... wird der Versorgungsausgleich nach dt. Recht durchgeführt, Art. 17 Abs. 3 EGBGB. Deshalb bitte ich darum, mir für meine Mandantin die üblichen Formularsätze zu überlassen. Die Kosten des Verfahrens hat der Ag. zu tragen (Grundlage für die Kostenentscheidung allerdings: §§ 81 ff. FamFG).
 Abrechnungsdaten, etwa nach § 3 Abs. 1 Vers​AusglG, werden durch die Rechtshängigkeit des (früheren) Verfahrens festgelegt. Geht ein Trennungsverfahren voraus, ist aber erst die Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags maßgeblich.

Für die internationale Zuständigkeit dt. Gerichte für den Versorgungsausgleich gelten § 98 FamFG bzw. (und vorrangig) die Regeln der VO Nr. 2201/2003, wenn die Ehesache in Deutschland im Rahmen des Scheidungsverfahrens geführt wird (Verbundverfahren), aber auch dann, wenn aus unserer Sicht für die Scheidung dt. Gerichte zuständig gewesen wären.
 Für die nachträgliche Durchführung bei uns wird § 102 FamFG maßgeblich.
 Auch nach einem Scheidungsverfahren im Ausland kann der Versorgungsausgleich nachträglich in Deutschland zu regeln sein, wenn eine Partei einen entsprechenden Antrag stellt und die sonstigen Voraussetzungen für eine gerichtliche Entscheidung bei uns vorliegen. Notwendig ist, dass die ausl. Entscheidung bei uns zumindest anerkennungsfähig ist. Örtl. Zuständigkeiten folgen aus § 218 FamFG.
 Unterschiede 
zum ehelichen Güterrecht sind jedenfalls deutlich. Dort stellen wir entsprechende Verfahren nach Abschluss der Hauptsache nicht (mehr) bereit, doch greifen wir beim Versorgungsausgleich, da diese Rechtseinrichtung im Ausland weitgehend unbekannt ist, nicht in den rechtlichen Bestand des ausl. Urteils ein, so dass sich die Abweichungen "rechtfertigen". Schon zur Vorbereitung kann ein Auskunftsverfahren in Deutschland geführt werden. Dabei müssen zu diesem frühen Zeitpunkt nicht alle Voraussetzungen für die endgültige Entscheidung vorliegen bzw. nachgewiesen werden.
 Sind ausl. Versorgungsanrechte, die der ausgleichsberechtigte Ehegatte in der Ehezeit erworben hat, nicht aufklärbar, ist für die Anwartschaften der Parteien insgesamt von der öffentlich-rechtlichen Ausgleichsform abzusehen und der schuldrechtliche Versorgungsausgleich anzuordnen,
 denn nicht nur die Höhe der Ausgleichsforderung kann sich ändern, sondern vielmehr kann sich auch die Richtung ändern, in die die Verteilung anzuordnen ist. Lässt sich der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages, der für die Abrechnung maßgeblich wird, nicht bestimmen, scheidet jede Verteiliung aus! Überzeugend? Soll stattdessen die Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung im Ausland Grundlage werden?

Nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB sind die Billigkeitserwägungen, die das dt. Gericht anzustellen hat, negativ gefasst. Noch seltener als sonst wird daher die Regel (Durchführung des VA) durch die Ausnahme (sein Ausschluss) verdrängt.
 Im Übrigen ist neben Art. 17 Abs. 3 EGBGB auch § 27 VersAusglG zu beachten. Erfolgen Zahlungen ins Ausland, fallen sie geringer aus als sie in Deutschland wären; gleichwohl werden dann Leistungen an den Berechtigten bei uns um die "vollen" Beträge gekürzt, die im Versorgungsausgleich sonst zu berücksichtigen sind, vgl. gleich im Folgenden.
Trennungs- oder Scheidungsschuld spielt wie für die anderen Folgen bei der gerichtl. Entscheidung zum Versorgungsausgleich keine Rolle,
 soweit sie nicht selbst in Art. 17 Abs. 3 EGBGB (und § 27 VersAusglG) in die Bewertung einfließt. Günstigere Lebenshaltungskosten im Ausland sind (wie gerade ausgeführt) unerheblich. Für Zahlungen ins Ausland werden eben durchgängig nur 70 % der persönlichen Entgeltpunkte zugrunde gelegt,
 § 113 Abs. 3 SGB VI. Sonst hat das FamG sämtliche von den Parteien vorgebrachten Umstände zu prüfen, ohne dabei auf die in der gesetzlichen Billigkeitsklausel genannten Einzelheiten beschränkt zu sein.
/
 
Ob der Versorgungsausgleich auch bei nichtiger oder aufhebbarer Ehe durchzuführen ist, beurteilen wir wie sonstige Auflösungsfolgen nach den Grundsätzen des schärferen Rechts. Bei deutlichem Inlandsbezug kann für uns daher auch § 1318 BGB zu beachten sein.

Findet ein Wertausgleich statt, § 19 Abs. 3 VersAusglG, und wird der schuldrechtliche Versorgungsausgleich angeordnet, nimmt der Berechtigte so nicht an der Hinterbliebenenversorgung bei Tod der Person teil, die werthöhere ausl. Anrechte erworben hat, so dass häufig besser ist, wenn

- eben kein schuldrechtlicher Versorgungsausgleich angeordnet wird, sondern

- der Ausgleich über eine Abfindung oder eine Verrechnung mit anderen Werten durchgeführt wird.

Beispiel:

- Ausgleichswert gesetzliche Rentenversicherung Ehemann 100,00 Euro

- Ausgleichswert gesetzliche Rentenversicherung Ehefrau 500,00 Euro

- Ausgleichswert ausländisches Anrecht Ehemann 700,00 Euro.
Nun stirbt der Mann; die Frau verliert 300,00 Euro, nämlich 700,00 Euro - 500,00 Euro + 100,00 Euro.

5. Verfahrensrecht 

a) Internationale Zuständigkeit, § 98 FamFG. Für Ehesachen folgt die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte
 aus § 98 FamFG, während für sonstige Familiensachen § 99 FamFG maßgeblich und nicht mehr wie bisher auf die örtliche Zuständigkeit abgestellt ist. Doch sind für Ehesachen pp. und für Fragen der elterl. Verantwortung für gemeinsame Kinder die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 vorrangig, auch und gerade gegenüber § 98 FamFG, die ab 1.3.2005 die VO Nr. 1347/2000 ersetzt haben; sie verdrängen (dt.) autonomes Recht weitgehend und treten an seine Stelle. Für andere, vor allem isolierte Familiensachen gelten dagegen weiterhin die üblichen Regeln einschl. der europ. Vorschriften, etwa der EuGVVO, die an die Stelle des EuGVÜ getreten sind, sowie völkervertragliche Vereinbarungen, die die Bundesrepublik abgeschlossen hat und die sie binden, insbes. für erbrechtliche Folgen und Ansprüche aus dem ehelichen Güterrecht.
 Im Übrigen können durch die Verfahrensführung bei uns eigene Verbundzuständigkeiten entstehen, Annexzuständigkeiten. Wird die Sache bereits im Ausland betrieben, haben wir aber die anderweitige Rechtshängigkeit dort zu beachten, so dass keine weiteren, eigenen Zuständigkeiten aus unseren Vorschriften folgen können. Wie sonst ist Voraussetzung, dass wir die im Ausland ergehende Entscheidung, die das dortige Verfahren abschließen, nach unseren Regeln anerkennen können. 

Urteile oder sonstige Entscheidungen aus anderen Mitgliedstaaten der VO Nr. 2201/2003 haben wir ohne weiteres und ohne besonderes Verfahren anzuerkennen, vgl. Art. 19 Abs. 1. Jedenfalls überprüfen wir sie nicht auf ihre inhaltliche Richtigkeit, auch (nicht) im IPR-Zusammenhang. Im Übrigen gehen wir von der Zuständigkeit der Gerichte eines anderen Mitgliedstaates aus, die die Entscheidung getroffen haben, ohne unsere Maßstäbe anzulegen, zu den sonstigen Voraussetzungen der europarechtl. Verordnung VO Nr. 2201/2003.

Beispiel:

1. Frau A., Argentinierin, und Herr C., südafrikanischer Staatsangehöriger, lassen sich während eines Ferienaufenthalts in England scheiden. Für die internat. Zuständigkeit engl. Gerichte wird § 3 VO Nr. 2201/2003 maßgeblich. Ob die Gerichte dort tatsächlich zur Entscheidung berufen sind, 
hängt wie sonst davon ab, ob der (jeweilige) Ast. die Anwendungsvoraussetzungen für sie erfüllt (bei einer Ferienreise kaum), also insbes. seinen gewöhnlichen Aufenthalt dort genommen hat. Sind englische Gerichte aber tatsächlich tätig geworden, ist das Urteil bei uns und in den anderen Mitgliedsländern ohne weiteres anzuerkennen; diese Ergebnisse ändern sich auch nicht etwa deshalb, weil die Gerichte dort – aus unserer Sicht – nicht zuständig gewesen sind, denn wir nehmen die Ergebnisse im Rahmen der VO Nr. 2201/2003 "ohne weiteres und ohne besonderes Verfahren" hin. Allerdings gelten die besonderen Regeln nur "zwischen" den Mitgliedstaaten. Andere, die an der europ. Gesetzgebung nicht teilnehmen, legen ihre eigenen Voraussetzungen nach ihren Vorstellungen fest, so dass die engl. Scheidung bei uns "wirksam", in einem anderen Land (etwa in Argentinien oder Südafrika) aber "unwirksam" sein kann, hinkende Ehescheidung mit hinkenden Folgen bei hinkenden Rechtsverhältnissen.

2. Für die Anerkennung ausl. Urteile in Kroatien ist weiterhin das jugosl. IPR-Gesetz 1983 maßgeblich, das Kroatien übernommen hat. Nach Art. 61 Abs. 2 beanspruchen Gerichte dort die aus​schließliche internat. Zuständigkeit in Ehesachen für sich, wenn der bekl. Ehegatte kroatischer Staatsbürger ist oder seinen Wohnsitz im Anwendungsbereich des kroat. IPRG hat. Daher ist die Anerkennung einer ausl. Entscheidung ausgeschlossen, wenn dieser (bekl.) Gatte 

- nicht selbst die Anerkennung beantragt

- oder Widerspruch gegen die Anerkennung einlegt, die der Kl. betreibt, ähnlich in der Türkei, Art. 38 und 42 türk. IPRG, aber diese Regeln gelten dort eben nicht für Ehescheidungsurteile. Erklärt der/die Bekl. schon im Laufe des Verfahrens in Deutsch​land, er/sie werde sich der Anerkennung im Heimatland widersetzen, fehlte bisher dt. Gerichten die internat. Zuständigkeit,
 aber nun ist das anders, VO Nr. 2201/2003, denn ihre Regeln gelten auch für ausl./kroatische Staatsangehörige, wenn sie ihren gewöhn​lichen Aufenthaltsort bei uns (mit den notwendigen zeitlichen Einschränkungen) haben und ihr Verfahren in Deutschland führen. An der fehlenden Anerkennungsfähigkeit unserer Entscheidung im Heimatland ändert sich damit allerdings nichts. Sinnvoll ist der Betrieb der Sache in Deutschland daher nur in Grenzen, weil wie sonst hinkende Rechtsverhältnisse mit den üblichen Verwerfungen entstehen.

3. Im Verhältnis zur Schweiz ist für die Anerkennung ausl. Scheidungsurteile das dt.-schweiz. Abk. v. 2.12.1929 maßgeblich und nicht durch andere Ü​ber​​eink. verdrängt, während für Unter​haltsentscheidungen das LugÜ bestimmend werden kann. Nach Art. 3 des Abk. (1929) kann eine dt. Entscheidung in der Schweiz nicht anerkannt werden, wenn nach schweiz. Recht die internat. Zuständigkeit des ausl. (dt.) Gerichts nicht bestanden hat; sie besteht aber nicht, wenn sich die bekl. Partei auf den Rechtsstreit nicht einlässt, das dt. Gericht ein anderes Recht anwendet als nach schweiz. IPR "richtig" wäre, die Rechtsanwendung dem schweizer Partner Nachteile bringt oder der schweizerische ordre public verletzt ist. Auch für Schweizer Bürger gelten inzwischen allerdings in Deutschland die Regeln der VO Nr. 2201/2003 für die internat. Zuständigkeit der Gerichte in Ehesachen pp.; aber weiterhin ist unsere Entscheidung im Heimatland nur unter den allgem., gerade genannten Voraussetzungen anerkennungsfähig, 
weil die Schweiz an der europ. Gesetzgebung nicht teilnimmt.  

b) Insbesondere: VO Nr. 2201/2003. Für die internat. Zuständigkeit der Gerichte und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen pp. und in Verfahren betreffend die elterl. Verantwortung für gemeinschaftliche Kinder sind unter den Mitgliedstaaten der EU seit 1.3.2005 die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 maßgeblich. Iggggghghghre Regeln sind daher nicht als völkervertragliches Abk. vereinbart, sondern als Rechtsakt der Gemeinschaft erlassen.
 Folglich gelten sie auch für Angehörige von Drittstaaten,
 falls sie nur die eigenen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, in der Regel also durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedstaat. Fehlende Anerkennungsfähigkeit der Entscheidung im gemeinsamen Herkunftsstaat oder in den beteiligten Heimatländern spielt nun für uns und unsere Zuständigkeiten keine Rolle mehr, so dass dt. Gerichte immer zu entscheiden haben, wenn (etwa) Art. 3 VO Nr. 2201/2003 mit seinen allgem. Festlegungen für die internat. Zuständigkeit erfüllt ist. Notwendig ist wie sonst allerdings "grenzüberschreitende Wirkung"; "reine Inlandsfälle" sind nicht einbezogen. Dänemark beteiligt sich nicht.
/
 Irland und das Vereinigte Königreich legen von Fall zu Fall die eigene Mitwirkung fest, haben sich bisher aber stets für sie entschieden, wobei sie gleichzeitig erklären, auf welche Landesteile oder Gebiete sie die Vorschriften jeweils erstrecken wollen. So können wir ausl. Gerichten nicht nach unseren bzw. den europarechtl. Vorstellungen Zuständigkeiten aufdrängen, die sich nach dortigen Regeln nicht ergeben. Damit wird für die besonderen internat. Zuständigkeiten nach der VO Nr. 2201/2003 nicht mehr vorrangig die Staatsangehörigkeit der Beteiligten, sondern sie ergeben sich aus der gewöhnlichen Aufenthaltsnahme meist des Ast., manchmal auch des Ag. (oder beider Parteien).
Durch die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 sind Verfahren/Entschei​dungen erfasst, die die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung einer Ehe zum Gegenstand haben, allerdings nur, soweit sie tatsächlich zum Abschluss nach Antrag führen, nicht also bei Klageabweisung. Internat. Zuständigkeiten bleiben zwar auch für sie nach den besonderen Regeln erhalten; nur steht die Zurückweisung des Antrags und die Erledigung des Verfahrens in dieser Form in einem Mitgliedsland dem späteren Verfahrensbetrieb in einem anderen nicht entgegen.
 Im Übrigen sind Streitigkeiten einbezogen, "die die elterliche Verantwortung für ein gemeinsames Kind der beiden Ehegatten betreffen", also auch für nichteheliche Kinder und ohne Zusammenhang mit einem Scheidungsverfahren zwischen den Eltern und damit anders als nach den Regeln der VO 1347/2000, die einen inhaltlichen Zusammenhang mit einer Ehesache pp. verlangte, also  

- isolierte Sorgerechtsstreitigkeiten ebenso wie

- Streitigkeiten um nichteheliche Kinder.  
Für die Ehescheidung pp., sind die Gerichte des Mitgliedstaates zuständig, Art. 3, in dessen Hoheitsgebiet 

- beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben (1), oder

- zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten, sofern einer von ihnen dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (2), oder

- der Antragsgegner seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (3) oder

- im Falle eines gemeinsamen Antrages einer der Ehegatten seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (4), oder

- der Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn er sich dort seit mindestens einem Jahr unmittelbar vor der Antragstellung aufgehalten hat (5), oder

- der Antragsgegner seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn er sich dort seit mindestens sechs Monaten unmittelbar vor der Antragstellung aufgehalten hat und entweder Staatsangehöriger des entsprechenden Mitgliedstaates ist oder dort (Ver. Königreich oder Irland) sein domicile hat (6), wobei die Voraussetzungen im Einzelnen von beiden Ländern selbst festgelegt werden,

- schließlich (7), dessen Staatsangehörigkeit (oder domicile wie 6) beide Ehegatten besitzen,

- wobei eigene Restzuständigkeiten aus Art. 7 nach nationalen Regeln bestehen können (8).

Diese Zuständigkeiten sind ohne Rangfolge oder Vorrang neben​einander begründet, aber für sich jeweils ausschließlich, dazu Art. 6. Maßgeblich wird der erste Zugriff durch einen Verfahrensbeteiligten; sie löst für andere Gerichte, die ebenfalls zuständig sein könnten, vorrangige Rechtshängigkeit aus. Gerichtsstandsvereinbarungen sind (bisher) nicht zulässig, aber das sollte sich nach den Plänen für eine VO Nr. 2201/2003 neu ändern, um Manipulationen bei der Rechtsanwendung zu vermeiden. Allenfalls können die Parteien die tatsächlichen Voraussetzungen "festlegen", indem sie ihren Aufenthaltsort gemeinsam und in Absprache miteinander verlegen, um nun dort eine neue Zuständigkeit bei den Gerichten dieses Mitgliedstaates zu begründen. Absprachen in der Sache sind im üblichen Rahmen zulässig; dann können die Eheleute abgestimmte Ergebnisse erreichen, wenn sich die Gerichte an diese Vereinbarungen gebunden fühlen. Im Anerkennungsverfahren im Ausland/Heimatland/bei uns wird die Entscheidung, die in einem Mitgliedstaat ergeht, später nicht auf ihre IPR-Widrig​keit/-Regelhaftig​keit überprüft.
 Wechselt der Ast. seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort erneut, kann er, wenn er die notwendigen Voraussetzungen (dort ebenfalls: erneut) erfüllt, Zuständigkeiten am "neuen" Aufenthaltsort auch ohne Mitwirkung oder Absprache des Antragsgegners für sich in Anspruch nehmen, das für das Rechtsverhältnis und seine Abwicklung zur Anwendung kommt, wenn dort inhaltlicher Gleichlauf mit gerichtl. Zuständigkeiten festgelegt ist, so dass der andere herbe Rechtsverluste erleiden kann, gegen die er bisher kaum geschützt ist. Haben die Parteien die Staatsangehörigkeit mehrerer Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung, bestehen für jeden von ihnen ohne weitere Voraussetzungen (Effektivitätsgesichtspunkte) Zuständigkeiten nach der VO Nr. 2201/2003 bei den Gerichten des einen oder des anderen Mitgliedstaates.
 Sind die tatsächlichen Voraussetzungen jeweils erfüllt und führt ein Ehegatte sein Leben mit engen Bezügen zu einem Mitgliedstaat, aber auch zu einem anderen - engl. Flugbegleiterin lebt in Griechenland, arbeitet und studiert aber in England -, kann so ein mehrfacher gewöhnlicher Aufenthalt für ihn begründet sein. Im Bereich der VO Nr. 2201/2003 ergeben sich dann wiederum Zuständigkeiten bei den Gerichten in beiden Mitgliedstaaten, die Auswirkungen für die materielle Rechtsanwendung haben können.

Mit ihrem Scheidungs- oder sonstigen Antrag bei Gericht, der sich auf die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 bezieht, legt die antragstellende Partei die Prüfungsabfolge nach Art. 3 der VO fest. Ist das angerufene Gericht zuständig, wird die Sache dann dort auch geführt, so dass alle anderen ebenfalls zuständigen Gerichte "ausgeschlossen" sind,
 vorrangige Rechtshängigkeit. Bei Unzuständigkeit werden Art. 18 und 19 VO maßgeblich, so dass Zurückweisung des Antrags erfolgen kann, denn eine Verweisung an ein zuständiges Gericht ist nicht vorgesehen, etwa nach dem Beispiel von § 621 Abs. 2 ZPO a.F. Doch kann auch die Aussetzung des Verfahrens in Betracht kommen, bis die Zuständigkeit des zunächst eingeschalteten Gerichts geklärt ist, Art. 19 Abs. 2 und 3. Für die Rechtshängigkeit stellen die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 auf die Anhängigkeit bei Gericht ab, also auf den Eingang des maßgeblichen Schriftstücks dort, nicht auf die Zustellung an die Gegenseite nach unserem bisherigen Verständnis, vgl. Art. 16, selbst wenn dt. Gerichte tätig zu werden haben. So werden Rechtsnachteile gerade für dt. Beteiligte oder für andere Beteiligte, die ihr Verfahren hier führen wollen, vermieden, mit denen sie nach unseren verfahrensrechtlichen Bestimmungen zu rechnen hatten, weil die Rechtshängigkeit erst mit größerem zeitlichen Abstand nachfolgte. Materiell-rechtl. Folgen sind dabei aber nicht erfasst, bei uns etwa aus § 3 Abs. 1 Vers​AusglG für den Ver-

sorgungsausgleich bzw. aus §§ 1378 Abs. 2, 1384 BGB
 für die Berechnung güterrechtl. Forderungen, für die weiterhin die Rechtshängigkeit nach dt. Regeln bestimmend bleibt, wenn wir zu entscheiden haben.
Damit ist § 98 FamFG wie früher § 606 a ZPO weitgehend verdrängt. Selbst dt. Staatsangehörige können nach den europarechtl. Regeln auf Zuständigkeiten bei ausl. Gerichten verwiesen sein. Im Übrigen gelten die europarechtl. Regelungen auch für Angehörige von Drittstaaten, wenn sie nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, im Wesentlichen also durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedstaat. Allerdings können wir den Gerichten in anderen Staaten keine Zuständigkeiten aufdrängen, die sich aus den europarechtl. Regelungen - falls sie Anwendung finden würden - ergeben könnten, wenn diese nicht dort so (auch) bereitstehen. Für Unterhaltsforderungen wird Art. 5 Nr. 2 VO Nr. 44/2001 Grundlage, aber die EuUnterhaltsVO ist (noch) Grundlage, wobei der Antragsteller auch nach Art. 2 der Verordnung vorgehen kann, denn insoweit bestehen für ihn Wahlmöglichkeiten, die für den Abänderungskläger nicht eingeräumt sind. Allerdings enthält die UnterhaltsVO eigene Zuständigkeitsregeln, dazu in einer ersten Übersicht Finger, FuR 2011, 254. Werden andere Angelegenheiten bei uns außerhalb des Verbundes geführt, so dass Verbundzuständigkeiten nicht in Anspruch genommen werden können, werden eigene völkervertragliche Vereinbarungen entscheidend.
 

Beispiel:    

Peter (Dt.) ist mit Maria, portugiesische Staatsangehörige, verheiratet. Beide leben in Lissabon. Zuständigkeiten liegen bei den Gerichten in Portugal, denn

- die Ehepartner haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt dort, Art. 3,

- so dass sich ein dt. Gericht für unzuständig erklären muss, wenn Peter in Deutschland Scheidungsantrag stellt (oder Maria), während nach unseren Regeln Zuständigkeiten bei den Gerichten in Deutschland bestehen, § 98 Nr. 1 FamFG, die mit Rechtshängigkeit der Sache, die einem von Maria in Portugal eingeleiteten Verfahren vorgehen würden, so dass ein dort ergangenes Urteil bei uns auch nicht anerkannt werden könnte. Doch kann Peter seinen Aufenthalt nach Deutschland verlegen; dann kann er, wenn er sich hier seit mindestens sechs Monaten unmittelbar vor der Antragstellung gewöhnlich aufhält, das Verfahren bei uns einleiten, aber das kann er in Paris oder Amsterdam ebenso gut wie in Wien,
 nun aber mit einer längeren "Wartezeit" von zwölf Monaten, weil er mit diesen Mitgliedstaaten nicht über seine Staatsangehörigkeit verbunden ist, vgl. zu Einzelheiten Art. 3 VO Nr. 2201/2003.
c) Verfahrensablauf/Verfahrenserledigung. Für den Ablauf des Verfahrens und sonstige verfahrensrechtl. Einzelheiten und das Rechtsmittelverfahren (und die zulässigen Rechtsmittel) gelten wie sonst die Bestimmungen der lex fori, bei Verfahrensführung in Deutschland also dt. Recht. Unser Urteil hat mit Tatbestand und Entscheidungsgründen zu ergehen, vgl. dazu § 38 Abs. 4 Nr. 4 FamFG, wobei eine nachträgliche Ergänzung in Betracht kommt, wenn zunächst das Urteil ohne sie ergangen ist.

d) Zustellung/Beweisaufnahme. Für die Zustellung gerichtl. und außergerichtl. Schriftstücke ins Ausland gilt unter den Mit​gliedstaaten der EU seit 31.5.2001 die EuZustellVO.
/
 Dänemark wirkt wie sonst nicht unmittelbar mit, aber hat mit der Gemeinschaft inzwischen eine eigene Regelung getroffen, die die europarechtl. Bestimmungen in diesem Verhältnis "übernimmt" und so zur Anwendung bringt, während das Ver. Königreich und Irland von Fall zu Fall entscheiden, sich bisher aber stets für die Teilnahme ausgesprochen haben. Für die Beweisaufnahme im Ausland ist ab 1.1.2004 die EuBeweisVO
 Grundlage. Bei der Vollstreckung wegen unbestrittener Forderungen ist ab Oktober 2005 die EuVTVO maßgeblich, die auch Unterhaltsansprüche aus Jugendamtsurkunden erfasst. Für die Anerkennung von Entscheidungen in Unterhaltssachen sowie für die kollisionsrechtliche Behandlung von Unterhaltsansprüchen waren Veränderungen zum 1.1.2008 geplant, die aber erst mit erheblichen zeitlichen Aufschüben umgesetzt werden. Zum 1.1.2009 ist die VO Nr. 861/2007 (EG) für geringfügige Forderungen in Kraft getreten (Art. 25: bereits 1.1.2008).
 Ab 12.12.2008 (12.6.2008 für Art. 28, 29, 30 und 31) gelten besondere Regeln für ein Europ. Mahnverfahren.
 
e) Verfahrensbesonderheiten nach ausländischem Recht - Güteverfahren, Mitwirkung der Staatsanwaltschaft u.ä. Besonderheiten nach ausl. Verfahrensrecht sollten wir erledigen, soweit wir das können, selbst wenn sie uns fremd sind, denn nur so stellen wir die Anerkennung unserer Entscheidung im Ausland und damit vor allem im Heimatland sicher oder gefährden sie zumindest nicht. Wir sollten daher 

- ein Güteverfahren/Sühneversuch einleiten und durchführen,
 wenn dies im ausl. Recht so vorgeschrieben ist, das sonst zur Anwendung gelangt
 oder das maßgeblich sein könnte,  

- die jeweilige Scheidungsschuld ermitteln und im Urteilstenor festhalten, auf die Parteien beziehen und gewichten,
 

- die Mitschuld klären und feststellen sowie (etwa)

- die Staatsanwaltschaft beteiligen, wenn dies erforderlich ist, aber ihre Einschaltung ist im Ver​hältnis zu Italien nicht mehr Anerkennungsvoraussetzung für eine dt. Entscheidung dort, die wie sonst unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung eben "ohne weiteres" zu erfolgen hat, VO Nr. 2201/2003.

- Selbst die "Mitwirkung von Zeugen" an der Entscheidungsfindung können wir sicherzustellen haben, wenn Auslandsrecht dies so verlangt,
 denn andernfalls würden wir wiederum die Anerkennung unserer Entscheidung gefährden, die für die Parteien aber besonders wichtig ist, Statusveränderung. 

f) Rechtshängigkeit/Anhängigkeit. Wie sonst haben wir anderweitige Rechtshängigkeit des Verfahrens bzw. Rechtskraft der er​gangenen Entscheidung von/aus dem Ausland als Verfahrenshindernis zu beachten. Doch muss die ausl. Entscheidung in Deutschland anerkannt werden können, aber noch nicht notwendig anerkannt sein. Die verfahrensrechtl. Voraussetzungen (dort) bestimmen wir nach dem sonst berufenen (ausl.) Recht, wobei wir eine Prüfung auf Funktionsgleichheit mit dt. Recht anschließen, Doppelqualifikation.
/
 Für dt. Verfahrensbeteiligte können so erhebliche Nachteile durch überholenden Verfahrensbetrieb im Ausland entstehen, wenn dort Rechtshängigkeit anders begründet wird als bei uns und früher eintritt, etwa mit Registrierung bei Gericht, vgl. dazu insbes. Art. 178 türk. ZPO. Doch ist durch die Regeln der europ. Gesetzgebung (VO Nr. 2201/2003) gerade für dt. Beteiligte eine messbare Entlastung eingetreten, denn nun wird die Anhängigkeit der Sache maßgeblich, dazu Art. 16 VO Nr. 2201/2003, wobei sich diese Folgen dann wiederum auf die Mitgliedstaaten beschränken und andere nicht erfassen.

                       IV. Eheliches Güterrecht

1. Art. 15 EGBGB 

a) Anknüpfungsleiter, Art. 14 EGBGB. Auch für die güterrechtl. Rechtsbeziehungen der Eheleute richtet sich die Rechtsanwendung bei uns und dem notwendigen Auslandsbezug nach der in Art. 14 EGBGB aufgestellten Anknüpfungsleiter, so dass zunächst die gemeinsame Staatsangehörigkeit entscheidet, dann das Recht des gemein​samen gewöhnlichen Aufenthaltsorts bzw. die engste gemeinsame Verbindung zu einem Recht maßgeblich wird oder schließlich dt. Recht als Ersatzrecht heranzuziehen sein kann. Art. 15 EGBGB bleibt selbst dann Grundlage, wenn die Eheleute über güterrechtliche Ansprüche im Scheidungsverfahren und als Scheidungsfolge streiten. Art. 17 EGBGB ist dabei jedenfalls ohne Bedeutung. Durch die Bezugnahme auf Art. 14 EGBGB ist zwar inhaltlicher Gleichlauf von Güter​rechts- und Scheidungsstatut (bzw. Statut der persönlichen Ehewirkungen) hergestellt. Doch ist die Rechtsanwendung aus Art. 14 EGBGB bzw. aus Art. 17 EGBGB jeweils wandelbar, für das Scheidungsverfahren aber nicht mehr nach Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags, während die Anknüpfung für die güterrechtl. Rechtsbeziehungen auf den Zeitpunkt der Eheschließung bezogen bleibt und nachträglich nicht mehr verändert wird, vgl. Art. 5 Abs. 1 EGBGB. Bei Mehrstaatigkeit einer Partei gibt wie sonst die effektive Staatsangehörigkeit den Ausschlag, wobei die dt. Staatsangehörigkeit im üblichen Rahmen vorrangig ist, vgl. Art. 5 EGBGB, wenn sie mit einer anderen zusammentrifft. Nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB können die Beteiligten ihre güterrechtlichen Rechtsbeziehungen zunächst auf der kollisionsrechtlichen Ebene nach ihren Vorstellungen ordnen, Rechtswahl, wobei ihnen weitergehende Bestimmungsbefugnisse zustehen als in Art. 14 EGBGB, denn selbst bei gemeinsamer Staatsangehörigkeit ist sie möglich. In diesem (vorgegebenen) Rahmen können sie sich dann für einen Güterstand des gewählten Sachrechts entscheiden, bei uns also etwa für die Gütertrennung oder für die Gütergemeinschaft.
b) Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts. Art. 14 Abs. 1 EGBGB knüpft persönliche Ehewirkungen wandelbar an. Mit den Veränderungen der Anknüpfungsvoraussetzungen tritt jeweils ein Wandel des maßgeblichen Statuts ein. Bei Art. 17 EGBGB wird das (Scheidungs-)Statut mit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags festgelegt. Bis dahin wirken sich Veränderungen aus, die aus den Anknüpfungsvoraussetzungen aus Art. 14 Abs. 1 EGBGB folgen. Art. 15 Abs. 1 EGBGB unterstellt dagegen die güterrechtl. Wirkungen der Ehe "dem bei der Eheschließung für die allg. Wirkungen der Ehe maßgeblichen 
Recht", orientiert sich damit zwar an Art. 14 Abs. 1 EGBGB, aber bezogen gerade auf den Zeitpunkt der Heirat, so dass das Güterrechtsstatut unwandelbar ist. Sonstiger Wechsel der Anknüpfungsvoraussetzungen, der für andere Teilbereiche beachtlich wäre, bleibt damit folgenlos. Doch wird so nicht etwa das angesprochene materielle Güterrecht zur damaligen Zeit zur (verbindlichen) Grundlage, keine Versteinerung der güterrechtlichen Rechtsbeziehungen. Vielmehr sind die Sachvorschriften in ihrer jeweils geltenden Fassung mit den seitdem eingetretenen Veränderungen maßgeblich, so dass wir ausländische Übergangsregeln zu beachten und sonst "neues Sachrecht" wie im Ausland heranzuziehen haben. Im Übrigen können die Parteien bei der Eheschließung oder später ihr Recht wählen, um damit die aus ihrer Sicht notwendigen Anpassungen zu erreichen. Ist das aus unserer Sicht über Art. 15 Abs. 1 EGBGB berufene Recht selbst "wandelbar" oder "beweglich", verweist bei veränderten Lebensverhältnissen der Parteien während der Ehezeit auf ein anderes Recht weiter (oder auf Ausgangsrecht zurück), folgen wir diese Anordnungen, so dass aus unserer Sicht der Grundsatz der Unwandelbarkeit verletzt wäre; die Folgen sind vielmehr von vornherein im Güterrechtsstatut der Beteiligten angelegt.135a
Beispiele: 

1. Valentina (heute: Kroatien) und Dragoslaw (Serbien) haben 1978 in Belgrad geheiratet. Ihr Scheidungsverfahren führen sie in Deutschland, wobei dt. Recht wegen der unterschiedlichen Staatsangehörigkeit der Parteien zur Zeit der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags maßgeblich wird. Für die güterrechtl. Rechtsbeziehungen in der Ehe wird allerdings "jugosl. Recht" Grundlage, Art. 15 Abs. 1 EGBGB. Doch besteht die BR Jugoslawien auch aus dortiger Sicht nicht fort. Deshalb ist die Rechts​​anwendung nicht eindeutig festgelegt; sicher ist lediglich, dass jugosl. (mat.) Güterrecht in der 1978 geltenden Form nicht (mehr) bestimmend ist, denn wir folgen heimatstaatlichen Veränderungen in der Sache mit den dortigen Übergangsvorschriften.

2. Frau A., rumänische Staatsangehörige, lebt nach der Eheschließung mit ihrem dt. Mann in Nigeria. Bei der Heirat selbst hielt sie sich allerdings noch in Rumänien auf. Damit haben die Parteien keine gemeinsame Staatsangehörigkeit (mehr) zur Anknüpfung bereit. Für sie steht auch kein gemeinsames Aufenthaltsrecht zur Anknüpfung bereit, wobei allenfalls nigerianisches Recht als Recht des letzten gemeinsamen Aufenthaltsorts maßgeblich werden kann. Vielleicht sind auch besonders enge Verbindungen zu Nigeria nachweisbar, weil die Eheleute ihre Ehe dort geführt haben, so dass auch insoweit nigerianisches Recht über Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB anwendbar werden könnte. Nigeria leitet wie andere Länder des anglo-amerikanischen Rechtskreises den Zugriff seiner eigenen materiellen Rechtsvorschriften allerdings aus der Zuständigkeit seiner Gerichte ab, lex fori, so dass 
Gleichlauf von Zuständigkeit und Rechtsanwendung hergestellt ist. Damit haben wir aber im Ergebnis dt. Recht anzuwenden, wenn (nun) deutsche Gerichte international zuständig sind, dazu Art. 3 VO Nr. 2201/200, versteckte Rückverweisung, denn mit dem Verweis auf ausl. Recht schließen wir dortiges IPR ein, das vom Gleichlauf der Zuständigkeit und der Rechtsanwendung ausgeht. Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts tritt "nachträglichen Veränderungen" dieser Art nicht entgegen, denn die Anknüpfung ist aus nigerianischer Sicht von vornherein "veränderlich", so dass Frau A. dt. Zugewinnausgleich fordern und zur Vorbereitung Auskunftsansprüche gegen ihren Mann geltend machen und damit ihrem Partner Rechtsfolgen aufdrängen kann, mit denen er bei der Heirat nicht zu rechnen brauchte. Wollen die Parteien diese Ergebnisse sicher vermeiden, müssen sie 

- bei der Eheschließung durch Ehevertrag oder

- später und vielleicht auch noch im Verlauf des Scheidungsverfahrens abgestimmte Vereinbarungen treffen, wobei beim Berechtigten dann allerdings wenig Bereitschaft bestehen wird, seine Position zu schwächen.
 

3. Für das Scheidungsverfahren von Eheleuten, die bei der Eheschließung gemeinsam türk. Staatsangehörige waren, verweist Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG (G Nr. 5718) beim Wechsel nur eines Gatten in eine andere Staatsangehörigkeit auf (dt.) Aufenthaltsrecht zurück, wenn sie hier (oder dort) leben. Veränderungen im Güterstand sind damit aber nicht verbunden, Art. 15 türk. IPRG (Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts wie bei uns, Art. 15 Abs. 1 EGBGB, festgelegt auf den Zeitpunkt der Heirat; selbst Wahlmöglichkeiten haben die Eheleute nur in beschränktem Umfang, wenn sie nämlich später gemeinsam einem anderen Staat angehören).

4. Auch für güterrechtliche Rechtsverhältnisse verweisen wir zunächst auf ausl. IPR, Art. 4 Abs. 1 S. 1 EGBGB. Wird dort wandelbar angeknüpft, insbesondere auf den Wohnort/ge​wöhn​lichen Aufenthaltsort der Parteien weiter- oder zurückverwiesen, folgen wir dem OLG Nürnberg, FamRBint 2011, 46 und für Russland/Kasachstan OLG Düsseldorf, NJW-RR 2011, 1017.

Dabei bleibt das Güterrechtsstatut selbst dann unwandelbar, wenn die Eheleute ihre Beziehungen zu ihrem Ausgangsstaat durch Flucht, Ausbürgerung oder Vertreibung abgebrochen und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem neuen Staat genommen haben, dem sie sich "auch" unterstellen wollten, solange sie keine abweichende Rechtswahl getroffen haben. Möchten sie "sein" Recht zur Anwendung bringen, müssen sie sich daher ausdrücklich so entscheiden und neues (Aufenthalts-)Recht wählen. Zumindest muss ein sicherer Rückschluss aus ihrem Verhalten auf ihre Vorstellungen möglich sein, wobei sich immer noch "Formfragen" stellen können. Absprachen müssen notariell beurkundet werden, wobei allenfalls Art. 11 EGBGB (Ortsform reicht) zu abweichenden Ergebnissen führen kann, wenn im Abschlussstaat andere Formalien gelten. Jedenfalls überzeugt die Behandlung der güterrechtlichen Rechtsbeziehungen nach (noch) älteren und unpassenderen Bestimmungen aus dem Flucht-/ Ver​treibungsstaat vor den politischen Veränderungen dort noch weniger als die Anwendung des Rechts, dem sie – vielleicht – gerade ausweichen wollten.
 
c) Versteinerung des Güterstandes. Nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB ist die Anknüpfung für güterrechtl. Rechtsbeziehungen auf den Zeitpunkt der Eheschließung festgelegt und bestimmt so die für uns insoweit maß​gebliche Rechtsordnung. Sachlichen Änderungen im ausl. Recht folgen wir dagegen, denn sonst würden wir in der Heimat über​holte Bestimmungen heranziehen 
und "den Fortschritt blockieren".
 Ausl. Übergangsvorschriften haben wir wie sonst zu beachten, etwa beim Wechsel des gesetzlichen Güterstandes von der Gütertrennung zur Errungenschaftsbeteiligung in der Türkei, dazu Art. 10 türk. EinfG. Aus der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts folgt eben keine Versteinerung des materiellen Güterrechts für den Zeitpunkt der Eheschließung. Wollen die Parteien Ver​änderungen, können und müssen sie eine für sie passende Rechtswahl treffen, die dann ihre Vorstellungen festhält.
2. Rechtswahl  
Nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB können die Eheleute bei der Ehe​schließung durch Ehevertrag bzw. durch sonstige Absprachen festlegen, nach welcher Rechtsordnung sich ihre güterrechtl. Rechtsbeziehungen richten sollen. Bei uns ist notarielle Beurkundung notwendig, Art. 15 Abs. 3, Art. 14 Abs. 4 EGBGB. Allerdings reicht aus, dass die Form eingehalten ist, die das Recht am Abschlussort vorsieht, Art. 11 EGBGB. Müssen nach den dortigen Vorschriften "nur" die sonst üblichen Regeln für einen Ehevertrag eingehalten werden, sind diese Vorgaben auch für uns maßgeblich; sind die Anforderungen geringer als in Deutschland und genügen schlichte Vereinbarungen der Eheleute, Art. 11 EGBGB,
 sind diese Absprachen der Gatten auch für uns wirksam. Ob die Dinge im Ausland ebenso beurteilt werden, ist aber nicht gesichert. Deshalb empfiehlt sich auf jeden Fall
- güterrechtliche Folgen im Einzelnen zu beschreiben, die die Parteien vertraglich regeln wollen, selbst wenn sie sich für uns schon aus den gesetzlichen Vorschriften ergeben (zur Zugewinngemeinschaft etwa).

Formulierungsvorschläge:
 

Erschienen sind ...(die Verlobten) und erklären:

Wir wollen heiraten. Unsere Ehe wollen wir in Deutschland führen. Unsere  güterrechtlichen Rechtsbeziehungen unterstellen wir deutschem Güterrecht. Dabei schließen wir für den Fall der Aufhebung des Güterstandes durch Eheaufhebung oder durch Ehescheidung den Zugewinn aus und verzichten auf seine Durchführung, wobei wir die jeweilige Verzichterklärung der anderen Seite annehmen. Sollte der Güterstand zwischen uns durch Tod eines Ehegatten und erbrechtlicher Nachfolge des anderen enden, verbleibt es dagegen bei dem Ausgleich aus dem gesetzlichen Güterstand der Zugewinngemeinschaft. Auch für deutsche Eheleute, die im Ausland leben, kann die ausdrückliche Vereinbarung dt. Güterrechts, das nach unseren Vorstellungen ohnehin für sie gilt, wichtig werden, denn dort können die Gerichte die Dinge anders beurteilen als wir, sind dann aber an die Parteiabsprachen - weitgehend, ganz sicher ist das nicht - gebunden. 
Ihre Wahl können die Parteien später aufheben oder ändern.
Formulierungsvorschlag: 

Wir heben unsere güterrechtl. Rechtswahl auf ...(Urk v. ...). Für unsere güterrechtlichen Rechtsbeziehungen vereinbaren wir von nun an, dass die gesetzl. Regeln in Deutschland gelten sollen (oder eines anderen Landes).

Oder: 

Wir vereinbaren für unsere güterrechtl. Rechtsbeziehungen ... Güterrecht. Dabei legen wir für unseren Grundbesitz in Spanien .. span. Güterrecht, vgl. Art. 15 Abs. 2 EGBGB (wiederum ist notarielle Beurkundung erforderlich) zugrunde, während für unsere Eigentumswohnung in Kanada kanadisches Recht (im Einzelnen ausführen, Bundesstaat u.ä. ...) gelten soll. Für unsere Vermögenswerte in Deutschland wollen wir Forderungen aus Zugewinnausgleich ausschließen, soweit die Ehe durch Ehescheidung oder Eheaufhebung beendet wird, nicht aber in ihrem Bestand bis zum Tode eines Ehegatten (modifizierte Zugewinngemeinschaft, vgl. § 5 ErbStG).
Für die güterrechtl. Rechtsbeziehungen können die Parteien, und ihre Möglichkeiten reichen weiter als in Art. 14 Abs. 2 bis 4 EGBGB vorgesehen,

- das Recht des Staates wählen, dem einer von ihnen angehört,

- das Recht des Staates, in dem einer von ihnen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder

- für unbewegliches Vermögen das Recht des Lageortes, Art. 15 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 EGBGB. Mit diesen Einschränkungen können selbst dt. Ehegatten sich für ein (fremdes) Güterrecht entscheiden, zu den Veränderungen bei der Zuweisung der Ehewohnung und der ehelichen Haushaltsgegenstände Art. 17 a EGBGB. Beachten sollten die Partner allerdings, dass ausländisches Recht, das nun anwendbar werden kann und soll, die Rechtswahl für dort belegene Grundstücke bzw. grundstücksgleiche Rechtspositionen tatsächlich auch hinnimmt bzw. für zulässig hält, denn sonst bliebe ihre Entscheidung folgenlos oder zielte ins Leere. Im Übrigen müssen sie mit oder nach ihrer Rechtswahl für die kollisionsrechtliche Ebene, wenn sie das wollen, gleichzeitig vereinbaren, wie die materiellen Befugnisse zwischen ihnen im Einzelnen geregelt sein sollen, selbst wenn diese sich dort von unserer Verteilung (Zugewinngemeinschaft) nicht oder nur wenig unterscheiden, etwa: Errungenschaftsbeteiligung wie in der Türkei oder in der Schweiz), weil sie sonst im gesetzl. Güterstand des gewählten Rechts leben. Durch die ehevertraglichen Regelungen sind die Gerichte, die für die Sache zuständig sind, in den Grenzen gebunden, die die Parteien für sich vereinbart haben und vereinbaren können, wenn sie den Absprachen der Beteiligten aus ihrer jeweiligen Sicht folgen können, bei uns etwa §§ 138 BGB, 8 VersAusglG. Sonst leben die Eheleute im (dortigen) gesetzlichen Güterstand.

Die Rechtswahl ist weder von der Zustimmung des abgewählten noch vom Einverständnis des nun vereinbarten Rechts ab​hängig.
 Doch sollten die Parteien bei ihrer Regelung berücksichtigen, ob die nach dt. Recht wirksame Vereinbarung nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB nur für uns Wirkungen hat oder ihre güterrechtl. Beziehungen auch im Ausland erfasst oder wenigstens für das Vermögen dort festlegen kann.
 Erkennt das ab- bzw. zugewählte Recht ihre Wahl nicht an, verfehlen sie ihre Ziele, wenn das Verfahren bei einem Gericht geführt wird, dessen Recht die Parteien zugrunde legen wollten, denn die Zuständigkeit sollte gerade mit dieser Zielsetzung eingerichtet werden, um gleichzeitig Rechtsvorteile zu erlangen. Aber auch sonst bleibt der "Zugriff" auf fremdes und aus Sicht des Verfahrensführers "besseren" Rechts möglich, wenn im Ausland 

- Zuständigkeiten begründet sind, etwa nach Art. 3 VO Nr. 2201/2003,

- und dort abweichend von unseren Vorstellungen Aufenthaltsrecht herangezogen wird,

- das die Dinge anders regelt als das nach unseren Bestimmungen oder der Wahl der Parteien zu erwarten wäre,
 so dass sich Brüche und/oder Überschneidungen ergeben können, an die die Eheleute schon bei der Eheschließung oder im weiteren Verlauf denken und ihre Vereinbarungen berücksichtigen sollten. Jedenfalls kann sich auch für deutsche Eheleute empfehlen, die Folgen dt. materiellen Güterrechts ausdrücklich vertraglich festzulegen und so fremde Gerichte zu binden. Mit der Rechtswahl sind unmittelbar die Sachvorschriften des ausl. Rechts berufen. Auch stillschweigende Absprachen sind möglich.
 Doch müssen deut​liche Anhaltspunkte für sie und Hinweise darauf vorliegen, dass beide Parteien von der Geltung eines bestimmten Ehegüterrechts ausgegangen sind und sich ihm unterstellen wollten,
 zur Form und Art. 11 EGBGB. Legen sie für sich Zahlung einer Morgengabe fest, haben sie damit allein aber noch keine Entscheidung für ihre güterrechtlichen Beziehungen insgesamt getroffen. Aus der Wahl dt. Rechts für einen Grundstückskaufvertrag lässt sich gleichfalls keine vertragliche Festlegung "für" dt. Güterrecht und die Verteilung nach seinen Maßstäben ableiten. 

Valentina und Dragoslav streiten in Deutschland um güterrechtl. Folgen aus ihrer Ehe. Nach Art. 15 Abs. 1 EGBGB bringen wir (zunächst) "jugosl. Heimatrecht" zur Anwendung, während für die beantragte Ehescheidung dt. Aufenthaltsrecht bestimmend wird, Art. 17 Abs. 1 EGBGB. Allerdings besteht die BR Jugoslawien auch nach dortigem Verständnis nicht fort, so dass unsere Anknüpfungsregeln "ins Leere zielen".
 Kroatisches und serbisches Recht sind weitgehend deckungsgleich (und prakt. identisch mit dem früheren Recht in Jugoslawien für die jeweiligen Teilrepubliken). - Haben sich die Parteien schon früh "für" ein bestimmtes Recht festgelegt? Das können sie, Art. 15 Abs. 2 EGBGB. Durch stillschweigende Rechtswahl, wenn ausdrückliche Absprachen fehlen? Form? Serbien? Kroatien? Oder bringen wir doch dt. Recht zur Anwendung, etwa wegen der Eheschließung bei uns, die auch noch jugosl. Vorstellungen früher den Ausschlag hätte geben können?
/
 Jegliche Anknüpfung dort? Rück- oder Weiterverweisung auf Aufenthaltsrecht? 
Stets wirkt die Rechtswahl nur in die Zukunft. Allenfalls intern und materiell-rechtl. können die Parteien für sich abweichende Wirkungen vereinbaren, schuldrechtliche Bindung. Im Übrigen können sie regeln, wie bei einer beabsichtigten oder vorhersehbaren Änderung die Dinge aus ihrer Sicht güterrechtl. gehandhabt werden sollen. Dann müssen sie später nichts mehr tun, denn der vorgesehene Statutenwechsel tritt von selbst ein, wenn sich die Ereignisse nun so verwirklichen, für die beide eine Neuregelung geplant haben. Materielles Güterrecht, das nicht fortgilt, kann auch durch Rechtswahl aus Art. 15 Abs. 2 EGBGB nicht berufen werden. Allerdings können die Eheleute wiederum durch gezielte Vereinbarungen entsprechende Folgen für sich festlegen, die schuldrechtliche Wirkungen haben. Fehlen weitere Absprachen oder sind sie nicht wirksam geworden, ergibt sich aus dem gewählten Recht auch der jeweilige Güterstand mit seiner internen Zuordnung einzelner Güter und seinen Abwicklungsregeln,
 und nicht etwa aus den Vorschriften des gerade abgewählten Rechts, das damit insgesamt ohne weitere Bedeutung bleibt. Aber die Beteiligten können wie sonst abweichende Vereinbarungen treffen, die allerdings nur schuldrechtlich wirken und keine unmittelbaren Folgen nach sich ziehen. Teilt sich das gewählte Recht in mehrere Rechtsordnungen, wird für uns Art. 4 Abs. 3 S. 2 EGBGB
 maßgeblich und für die Anknüpfung bestimmend, wenn die Parteien keine anderen, wirksamen Vereinbarungen getroffen haben.
3. Einzelne güterrechtliche Rechtsbeziehungen

Güterrechtl. Rechtsbeziehungen
 sind (etwa)

- die Zuordnung des Ehevermögens an einen oder an beide Gatten

- bzw. die Zuweisung einzelner Vermögensteile und die jeweiligen Regeln dabei,

- Verwaltungsbefugnisse in der Ehe und für das dabei erfasste Vermögen oder einzelne Teile,

- besondere Vertretungsrechte,

- die Besitznahme des Ehevermögens oder von Vermögensteilen,

- Verfügungsrechte jedes Gatten,

- Veräußerungsverbote, die in der ehelichen Verbindung ihre Grundlage fin​den (Schenkungsverbote; Verbot für den Abschluss von Gesellschaftsverträgen oder anderer, besonders gefährlicher Geschäfte; Übernahme von Bürgschaften etc.),

- schließlich der Ausgleich bei Trennung und Scheidung.

Erbrechtliche Folgen werden dagegen über Art. 25 und 26 EGBGB angeknüpft. Schuldrechtl. Geschäfte und Vermögensverschiebungen anderer Art, bei uns etwa unbenannte Zuwendungen unter Eheleuten, Bereicherungsausgleich, Herausgabeansprüche mit besonderem Rechtsgrund oder gemeinschafts-/gesell​schaftsrechtliche Forderungen, Nutzungsentschädigung für Wohnraum bzw. Gesamtschuldnerausgleich sind in Art. 15 EGBGB dagegen nicht einbezogen, obwohl eine inhaltliche Abstimmung zwischen diesen Ansprüchen und güterrechtl. Forde​rungen sinnvoll wäre, aber nur durch entspr. vertragliche Absprachen der Parteien erfolgen kann.
 Güterrecht wird aber Bezugspunkt, wenn zu klären ist, ob seine Ergebnisse schlechthin unzumutbar sind und deshalb zumindest ergänzt werden müssen, etwa bei uns wenn Zugewinnausgleich und ehe​bedingte Vermögensverschiebungen zusammentreffen oder sonstige finanzielle Entschädigung aus Bereicherungsausgleich zu gewähren ist (oder sein kann), so dass dann eben doch eine inhaltliche Abstimmung erfolgt, die erst die Maßstäbe liefert. Für den Versorgungsausgleich wird Art. 17 Abs. 3 EGBGB Grundlage; seine ausländische, etwa güterrechtliche Qualifikation bleibt für die Durchführung bei uns ohne Folgen, kann aber , wenn wir ausl. Anordnungen folgen, doch zu beachten sein, etwa wenn eine Abstimmung insgesamt erforderlich erscheint, um zu verhindern, dass eine Seite sämtliche Vorteile für sich in Anspruch nehmen kann, die andere aber alle Nachteile treffen, und insgesamt jedenfalls Ergebnisse erzielt werden, die weder die eine noch die andere Rechtsordnung jeweils für sich für angemessen halten würde.

Herr B., damals 49 Jahre alt, heiratet 2002 in Manila eine 19jährige Philippina. Im Ehevertrag vereinbaren beide, dass

- deutsches Recht maßgeblich sein soll,

- auch deutsches Güterrecht,

- wobei sie materiell-rechtlich Gütertrennung festlegen. Während der Ehe überträgt Herr B. seiner Frau mehrere Immobilien in Deutschland, aber auch auf den Philippinen. Solche Schenkungen würden im gesetzlichen Güterstand nicht zum privilegierten Erwerb eines Ehegatten zählen, dazu § 1374 Abs. 2 BGB, aber beide Partner haben sich anders entschieden und auf Gütertrennung verständigt. Deshalb stehen Herrn B. keine "Ausgleichsansprüche" aus Zugewinngemeinschaft zu. Im Übrigen hat Frau B. die Zusage erhalten, für jeden Monat der Ehe mit ihrem Mann bei der Scheidung eine Entschädigung von 700,00 DM verlangen zu können, wobei beide "Teile" der Absprachen der Parteien miteinander in Verbindung stehen, weil Frau B. für ihre güterrechtlichen "Verluste" in anderer Form entschädigt werden sollte. Insgesamt sind die Regelungen jedenfalls wirksam; auch § 138 Abs. 1 BGB greift nicht zugunsten des Ehemannes ein, selbst wenn er letztlich aus dem Ehevertrag benachteiligt wird, denn er kann keinen Ausgleich aus Zugewinn fordern, weil sich die Vermögensverhältnisse bei seiner Frau günstig entwickelt haben, bei ihm aber nicht. Aber seine Verluste folgen nicht "unmittelbar" aus dem Vertrag, sondern aus seiner eigenen Freigiebigkeit. Allenfalls kann er für die ehebedingten Zuwendungen Rückabwicklung bzw. Ausgleich verlangen, vielleicht auch aus Bereicherungsrecht. Insoweit müssten wir schuldvertraglich anknüpfen. 
Auch für Auskunftsansprüche zur Vorbereitung güterrechtl. Forderungen wird Art. 15 EGBGB Grundlage. Stellt sie das sonst berufene ausl. Recht nicht zur Verfügung, sind sie als notwendige Voraussetzung für die erfolgversprechende Rechtsdurchsetzung bei uns dt. Recht zu entnehmen,
 so dass Auskunft für das Anfangsvermögen, das Vermögen zur Zeit der Trennung der Eheleute und für das Endvermögen zu erteilen ist, wenn wir keine ausl. Grundlage vorfinden, an die wir uns anlehnen können, Anpassung. Gewährt ausl. Recht allerdings und von vornherein keinen Ausgleich bei Auflösung der Ehe (wie bei uns im gesetzlichen Güterstand), sind keine Auskünfte geschuldet.

4. Verfahrensrecht

a) Internat. Zuständigkeit. Bei güterrechtl. Streitigkeiten "im" Scheidungsverfahren kann sich die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte über § 98 FamFG aus unseren Verbundregeln ergeben. Die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 greifen jedenfalls nicht ein, denn sie erfassen lediglich das Scheidungsverfahren und das Verfahren zur Trennung ohne Auflösung des Ehebandes, aber sie können maßgeblich werden, wenn die Sache im Verbund geführt wird. Auch die VO Nr. 44/2001 (EuGVVO) bleibt ohne Bedeutung, denn sie "gilt" nicht für Streitigkeiten um güterrechtl. Fragen, sondern betrifft nur (für die internat. Zuständigkeit) Unterhaltsansprüche; allerdings werden sich auch insoweit die Dinge ändern, weil die EuUnterhaltsVO eigene Regeln bereithält. Grundlage werden deshalb andere völkervertragliche Abk. und Ver​ein​barungen oder eigene autonome Regeln.
 Ausl. Zuständigkeiten stehen für uns nicht für sich schon entgegen, Verbundunzuständigkeit, wenn sie bereitstehen, ohne dass die Sache betrieben wird, doch beachten wir die bereits eingetretene Rechtshängigkeit, wenn die Gerichte dort das Verfahren tatsächlich führen, für dt. Beteiligte keine unzumutbaren Beeinträchtigungen ent​stehen und das ausl. Urteil bei uns anerkennungsfähig ist/wäre. Greifen §§ 98 FamFG ff. nicht ein, können unsere Bestimmungen über die örtliche Zuständigkeit maßgeblich werden und damit letztlich die allgem. Regeln aus §§ 13 ff. ZPO. Hat der Bekl./Ag. keinen Gerichtsstand im Inland, ist ein dt. Gericht (internat.) nicht zuständig, so dass der Streit bei uns nicht geführt werden kann, selbst wenn materiell-rechtl. Ansprüche bereitstehen sollten und die Parteien dt. Staatsangehörige sind. Inzwischen sind allerdings eigene verfahrensrechtl. Regeln für die teilnehmenden Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung im Gespräch. Zudem sollen in der Sache einheitliche Regeln angewandt werden, vorrangig bei der Rechtswahl der Parteien, dann nach dem (gemeinsamen) gewöhnlichen Aufenthaltsrecht zum Zeitpunkt der Eheschließung (mit weiteren Abstufungen).
Beispiele:

1. Karin und Klaus sind beide Deutsche. Die letzten vier Jahre haben sie in West-Virginia/USA gelebt. Nach anhaltenden Streitereien ist Karin nach Deutschland zurückgekehrt. Maxi, ihre gemeinsame Tochter, war einige Zeit bei ihr; jetzt ist sie wieder beim Vater in den USA. Ende 2005 wird Karin Scheidungsantrag zuge​stellt, den Klaus in West-Virginia beim zuständigen Gericht eingereicht hat, das nach den dortigen Regeln Aufenthaltsrecht anwendet. Auch für güterrechtl. Auseinandersetzungen werden US-Vorschriften bestimmend (West-Virginia: Gütertrennung). Wir beurteilen die Dinge dagegen anders. Aus der gemeinsamen dt. Staatsangehörigkeit bei der Heirat folgt für uns die Anwendung dt. Güterrechts, ohne dass wir dabei einen Auslandsbezug sehen,
 denn der gemeinsame Aufenthalt in den USA ist für uns zunächst ohne Bedeutung. Da die Parteien keine abw. Vereinbarung getroffen haben, stehen Ausgleichsforderungen aus Zugewinngemeinschaft bereit. Damit hat Karin in Deutschland Ansprüche - wenn sie sie hat -, aber sie findet keinen Gerichts​stand; in den USA hat sie einen Gerichtsstand,
 aber (wohl) keine durchsetzbaren Forderungen, wenn nicht auch dort dt. Güterrecht maßgeblich wird, etwa wie bei uns nach Art. 3 Abs. 3 EGBGB. Ausreichenden Rechtsschutz hätte Karin nur durch die rechtzeitige Einleitung des Scheidungsverfahrens in Deutschland erreichen können, Verbundzuständigkeit auch für güterrechtl. Forderungen und Rechtshängigkeitssperre für den Verfahrensbetrieb in den USA, wobei wir, wenn dort unser Verfahren keine Berücksichtigung findet und die Sache sperrt, das ausl. Urteil nicht anerkennen würden (falls überhaupt ein solches Urteil ergehen kann - Gütertrennung). 
2. Herr A., dt. Staatsangehöriger, lebt mit seiner dt. Frau, die er in England geheiratet hat, seit langer Zeit in London.
 Nun wollen sich die Eheleute scheiden lassen. Internat. Zuständigkeiten richten sich nach der VO Nr. 2201/2003, die die jeweils autonomen Bestimmungen verdrängt, bei uns insbesondere § 98 FamFG. Herr A. kann, da beide Parteien dt. Staatsangehörige sind, das Ver​fahren in Deutschland führen, Art. 3 b); örtlich zuständig ist dabei das Amtsgericht Berlin-Schöneberg. Doch kann er auch englische Gerichte einschalten; denn er erfüllt die sonstigen Voraussetzungen nach Art. 3, vor allem durch Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedsstaat seit mindestens zwölf Monaten unmittelbar vor der Antragstellung. Wird die Sache in Deutschland betrieben, kommt dt. Güterrecht zur Anwendung. Da die Parteien keine ehevertragliche Regelung getroffen haben, kann Frau A., denn Herr A. hat den höheren Zugewinn erzielt, Aus​gleich nach den üblichen Bestimmungen fordern. Englische Gerichte wenden dagegen Aufenthaltsrecht an. Güterrechtliche Regelungen nach unserem Ver​ständnis fehlen, doch kann der Richter (dort) unter Billigkeits​gesichtspunkten Unterhaltszahlungen anordnen, Vermögen der Ehegatten umverteilen und Gegenstände, die einer Partei ge​hören, der anderen zuweisen, adjustments order/ financial relief, ohne dass unsere sonstigen Begrenzungen dabei eine (unmittelbare) Rolle spielen, so dass die Ehefrau sogar zur glücklichen Gewinnerin werden könnte und der Mann herbe Verluste erzielt. Jeder Ehegatte muss also, wenn er die (möglichen) Folgen in seine Überlegungen einbezieht, 

- dem anderen den Vortritt lassen, wenn er meint, dies sei besser für ihn, 

- oder möglichst rasch "seine" Gerichte einschalten, wenn er sich so Vorteile ausrechnet. Andererseits kann ein Ehegatte, der zunächst mit dem anderen in einer besonderen Güterordnung gelebt hat, mit seinem Umzug nach Deutschland dem Partner nun dt. Güterrecht aufdrängen, versteckte Rückverweisung im ausl. Recht, die sich an Zuständigkeitsregeln anschließt.
 
3. Herr K., deutscher Staatsangehöriger, lebt in England und ist mit einer Engländerin verheiratet. Die Eheschließung erfolgte am 15.8.2008, die Trennung bereits am 20.8.2008 nach sehr langem vorehelichem Zusammenleben. Nach deutschem Recht hat Herr K.

- kaum Unterhaltsfolgen zu befürchten, denn die Ehe war von kurzer Dauer, § 1579 Nr. 1 BGB,
- und auch sein Zugewinnausgleich wird sich, wenn überhaupt Forderungen für Frau K. entstehen können, in Grenzen halten.

- Versorgungsausgleich spielt keine Rolle; Herr K. ist selbständig, so dass vielleicht sogar Frau K. bei der Entscheidung bei uns ausgleichspflichtig wäre.

Nach englischen Vorstellungen ist das (wohl) alles anders. Herr K. muss daher entscheiden, ob er nicht seinen Wohnsitz nach Deutschland verlegt. Nach sechs Monaten Aufenthaltsdauer vor der Antragstellung erreicht er dann internationale Zuständigkeiten bei dt. Familiengerichten, muss allerdings (materiell-rechtlich) das Trennungsjahr abwarten, eine Folge, die für Frau K. wiederum anders sein kann, so dass sie mit rechtzeitiger Verfahrensführung in England Herrn K. festlegt. Macht sie Unterhalt für die Dauer des Getrenntlebens geltend, kann sie bei den deutschen Gerichten tätig werden, Art. 2 Abs. 1 VO Nr. 44/2001 (EuGVVO), kann aber auch bei ihrem Wohnsitzgericht Anträge stellen, Art. 5 Nr. 2 EuGVVO, wobei sie die Wahl trifft. Englische Gerichte wiederum würden ihr eigenes Recht anwenden, und auch wir würden Forderungen von Frau K. nach dem Recht an ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsort beurteilen, EuUnterhaltsVO und Haager Protokoll. Anerkennung und Vollstreckung für eine Entscheidung aus England kann Frau K. in Deutschland nach den Regeln der EuGVVO erreichen bzw. betreiben, aber ausdrücklich beschränkt auf den "Unterhalt", nicht für güterrechtliche Teile und für andere Folgen, die in England als "Gesamtausgleich" beurteilt werden; denn die Bestimmungen der europarechtl. Gesetzgebung sind "verordnungsautonom" auszulegen, so dass besondere Eigenheiten aus England für die anderen Partner ohne Bedeutung bleiben.
 Für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils kann Frau K., wenn sie im isolierten Verfahren tätig wird, wobei die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO maßgeblich werden, soweit die internationale Zuständigkeit betroffen ist. Inzwischen liegen Kommissionsentwürfe für ehegüterrechtl. Rechtsbeziehungen zwischen Eheleuten und Lebenspartner vor; internat. Zuständigkeiten und die Anerkennung und Vollstreckung ausl. Entscheidungen werden dabei ebenfalls europarechtl. geregelt, so dass unsere (allg.) Vorschriften ausgeschaltet sind.

b) Verfahrensablauf. Einzelheiten des Verfahrens und seines Ablaufs richten sich auch für güterrechtl. Forderungen nach unserer lex fori, wobei inzwischen allerdings eigene verfahrensrechtliche Regeln für güterrechtl. Rechtsstreitigkeiten unter den teilnehmenden Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung im Gespräch sind. Ist die Sache im Ausland abgeschlossen, ohne dass der aus unserer Sicht berechtigte Ehegatte seine nach unseren Bestimmungen bestehenden Forderungen durchsetzen konnte, stellen wir nachträglich in Deutschland keine "Notzuständigkeiten" mit anschließender Verteilung nach unseren Bestimmungen bereit, um zu einem nach dt. Regeln passenden (güterrechtl.) Ergebnis zu gelangen, denn wir würden damit in den Urteilsausspruch eingreifen (Rechtskraft) und sachliche Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Teilen dort auflösen, zu abweichenden Folgen beim Versorgungsausgleich, denn dort ist nachträgliche Durchführung in Deutschland zulässig. Aber sonst können dt. Gerichte, falls sie internat. zuständig sind, im Anschluss an ein ausl. Verfahren tätig werden, etwa zum Unterhalt, aber auch zum Güterrecht, wenn noch keine Entscheidung vorliegt, die wir anzuerkennen haben, falls wir nicht so in die Rechtskraft der ausl. Entscheidung eingreifen oder sonstige Zusammenhänge auflösen, die wir aber zu beachten haben.
c) Nachträgliche Regelung einzelner Folgen bei Auslandsscheidung. Nach​trägliche Regelung güterrechtl. Fragen bei vorausgegangener, anerkennungsfähiger Auslandsscheidung bleibt dagegen bei uns möglich, wenn die sonstigen Voraussetzungen vorliegen, also insbes. internat. Zuständigkeiten bei dt. Gerichten liegen und eine Regelung im ausl. Urteil fehlt. Greifen wir dagegen in den ausländischen Urteilsausspruch ein oder lösen wir sonstige Zusammenhänge auf, die wir zu beachten haben, stellen wir keine eigenen Zuständigkeiten bereit, beurteilen allerdings die Dinge für den Versorgungsausgleich anders, aber insoweit stellen wir auch nicht die ausl. Entscheidung in Frage, denn die Verteilung von Rentenanwartschaften und -aussichten ist sonst weitgehend unbekannt. Ist das Scheidungsurteil nicht anerkennungsfähig, muss in Deutschland ein weiteres Verfahren geführt werden, das zur Ehescheidung führt, wenn

- deutsche Gerichte dabei international zuständig sind,

- so dass nun auch güterrechtl. oder andere Forderungen gesondert geltend gemacht werden können, zur kurzen inl. Verjährung dabei § 1378 Abs. 4 BGB.
 

                        V. Unterhalt
1. EuUnterhaltsVO, VO Nr. 4/2009 der EU

a) Grundsätze. Seit dem 18.6.2011 werden für die Anknüpfung von Unterhaltsforderungen bei uns (mit Auslandsbezug) dieVorschriften der EuUnterhaltsVO mit dem Haager Protokoll maßgeblich, VO Nr. 4/2009, denn Art. 18 EGBGB (Umsetzung des HUÜ 1973) ist abgelöst bzw. aufgehoben. In der Sache ändert sich allerdings nicht so viel. Maßgeblich bleibt zunächst

- Aufenthaltsrecht des Unterhaltsberechtigten,

- aber die Parteien haben die Möglichkeit der Rechtswahl.

- Für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils gilt nicht mehr von selbst das auf die Scheidung tatsächlich angewandte Recht, bisher Art. 18 Abs. 4 EGBGB. Stattdessen können auch insoweit andere Bestimmungen vorrangig werden, die zu dem Sachverhalt einen engeren Bezug haben, Art. 5 HP, dazu gleich b). Grundlage wird insoweit das Haager Protokoll, das die Staaten der europ. Gesetzgebung ausdrücklich übernommen haben. Sonst enthält die EuUnterhaltsVO Bestimmungen für die internat. Zuständigkeit, die Art. 5 VO Nr. 44/2001 ablösen, und Regeln zur Anerkennung und Vollstreckung einer Entscheidung aus einem Mitgliedstaat in den anderen Staaten. Insoweit ist die EuUnterhaltsVO
 dann auf die Mitgliedstaaten, für die sie gilt, beschränkt, die EU-Staaten außer Dänemark (und bisher auch das Vereinigte Königreich in Irland, die sich aber wohl noch zur Übernahme bereiterklären werden). In der Sache wenden wir ihre Vorschriften dagegen wie bei den anderen europ. Rechtsetzungsakten nicht nur auf Staatsangehörige der Mitgliedstaaten an, sondern auf alle Personen, die die tatbestandlichen Voraussetzungen im Einzelnen erfüllen.
b) Aufenthaltsrecht. Unterhaltsrechtliche Rechtsverhältnisse mit Auslandsbezug haben wir bisher, dazu Art. 18 Abs. 1 EGBGB, nach den "Sachvorschriften" des am jeweiligen gewöhnlichen Aufenthaltsort des Unterhaltsberechtigten geltenden Rechts beurteilt, während nun das Haager Protokoll gilt, Art. 3 Abs. 1 S. 1 HP. Dort entsteht der Bedarf, und dort muss der Unterhaltsschuldner leben können und seine Bedürfnisse decken, wobei wir aber auch Interessen meist öffentlicher Träger von Transferleistungen zu berücksichtigen haben, Art. 6 EGBGB. Rück- und Weiterverweisungen im ausl. Recht folgen wir anders als sonst nicht, sondern wenden unmittelbar die materiell-rechtlichen Regeln dort an. Art. 4 EGBGB ist jedenfalls verdrängt, vgl. auch Art. 12 HP. Kann der Anspruchsteller nach dem "maßgeblichen Recht vom Verpflichteten keinen Unterhalt erhalten, so ist das am Ort des angerufenen Gerichts geltende Recht anzuwenden", Art. 4 Abs. 2 HP. 
Hat die berechtigte Person die zuständige Behörde des Staates angerufen, in dem die verpflichtete Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, ist ungeachtet von Art. 3 HP das am Ort des angerufenen Gerichts geltende Recht anzuwenden. Kann die berechtigte Person nach diesem Recht von der verpflichteten Person keinen Unterhalt erhalten, ist das Recht des Staates des gewöhnlichen Aufenthalts der berechtigten Person anzuwenden, Art. 4 Abs. 3 HP. Bleibt der berechtigten Person nach dem in Art. 3 und in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen Recht von der Verpflichteten Unterhalt vorenthalten, ist ggf. das Recht des Staates anzuwenden, dem die berechtigte und verpflichtete Person gemeinsam angehören, Art. 4 Abs. 4 HP. Dagegen ist für die subsidiäre Geltung des Heimatrechts nicht ausreichend, dass die Unterhaltsausstattung nach Aufenthaltsrecht schlechter ist als nach Heimatrecht, also mit kürzeren Laufzeiten, geringeren Beträgen, schärferen Anforderungen für die Unterhaltsbedürftigkeit oder die Pflicht, selbst für den eigenen Unterhalt zu sorgen, abweichender Rangfolge oder höheren Selbstbehalten für den Pflichtigen, die die Höhe der geschuldeten Zahlung begrenzen. 

c) Sachlicher Anwendungsbereich. Die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO sind anzuwenden "in Bezug auf Unterhaltspflichten

- der Eltern gegenüber ihren Kindern,

- anderer Personen als der Eltern gegenüber Personen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, mit Ausnahme der Unterhaltspflichten aus den in Art. 5 genannten Beziehungen und

- der Kinder gegenüber ihren Eltern".
Nach Art. 1 Abs. 1 HP bestimmt das Protokoll "das auf solche Unterhaltspflichten anzuwendende Recht, die sich aus Beziehungen der Familie, Verwandtschaft, Ehe oder Schwägerschaft ergeben, einschließlich der Unterhaltspflichten gegenüber einem Kind, ungeachtet des Familienstands seiner Eltern". Ob Ansprüche aus homosexueller Ehe, gleichgeschlechtlicher oder hetereosexueller Partnerschaft oder "einfacher" nichtehelicher Lebensgemeinschaft einbezogen sind, ist unklar, aber manches spricht wohl dafür, dass auch sie nach den Sonderregeln zu behandeln und nach ihren Vorschriften durchzusetzen sind. Vertraglich begründete Forderungen sind jedenfalls erfasst, wenn sie gesetzlich bestehende Ansprüche konkretisieren, im Einzelnen ausführen, verändern oder anders festlegen als üblich oder sie gerade voraussetzen, aber nicht, wenn sie eine eigene Rechtsgrundlage zwischen den Parteien erst schaffen. Im Übrigen finden die besonderen Regeln auch dann Anwendung, wenn sie auf das Recht eines Staates verweisen, der dem Abkommen (2007, denn das Haager Abkommen 2007 ist unmittelbare Grundlage) bzw. der EuUnterhaltsVO nicht angehört, Art. 2 HP. Wie bisher sind unmittelbar die zunächst berufenen Sachvorschriften maßgeblich, denn Rück- und Weiterverweisungen folgen wir nicht, Art. 12 HP. Erfüllt der Anspruchsteller die sonstigen Voraussetzungen, sind die Regeln der EuUnterhaltsVO auch dann und wie bisher bestimmend, wenn er Staatsangehöriger eines Landes ist, das an der europ. Gesetzgebung nicht teilnimmt. Im Übrigen sind sie auch dann anzuwenden, wenn das darin bezeichnete Recht dasjenige eines Staates ist, der dem Haager Unterhaltsübereinkommen 2007 oder der EuUnterhaltsVO nicht angehört, Art. 2.
d) Besondere Regeln für Ehegatten und frühere Ehegatten. Für Unterhaltsverpflichtungen zwischen Ehegatten, früheren Ehegatten, und damit verändert sich die Rechtsanwendung gegenüber Art. 18 Abs. 4 EGBGB grundlegend, oder Personen, deren Ehe für ungültig erklärt ist, findet Art. 3 EuUnterhaltsVO keine Anwendung, "wenn eine der Parteien sich dagegen wendet und das Recht eines anderen Staates, insbesondere des Staates ihres letztesn gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, zu der betreffenden Ehe eine engere Verbindung aufweist", dazu Art. 5 HP, denn in diesem Fall ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden, weil seine Vorschriften inhaltlich der Sache näherstehen. Für die Trennungszeit kann ein Ehegatte daher nicht wie bisher Unterhalt nach dem Recht des nunmehrigen Aufenthaltsstaats geltend machen, wenn nur er umgezogen ist, der andere aber dort geblieben ist, wo beide sich bisher gemeinsam aufgehalten haben, vgl. früher Art. 18 Abs. 1 EGBGB.
Beispiel:
Hachmia, 32 Jahre alt, marokk. Staatsangehörige, ist seit 2002 mit Bouchta L. verheiratet, ebenfalls Marokkaner. Sie arbeitet nicht, sondern betreut das aus der Ehe hervorgegangene Kind Brahim, fünf Jahre alt. Beide Beteiligte leben mit dem Kind seit der Heirat in Frankfurt. Hachmia stellt Scheidungsantrag, weil sie eigene und andere Lebenspläne hat als sie bisher verwirklichen konnte; Bouchta habe sich ihren Absichten entschieden widersetzt und sie eingeschränkt, wie sie meint. Deutsche Gerichte sind für das Scheidungsverfahren von Hachmia international zuständig, Art. 3 VO Nr. 2201/2003. In der Sache bringen wir, Art. 17 Abs. 1 EGBGB, marokk. Recht zur Anwendung, zumindest bis 2012 (Regeln der Verstärkten Zusammenarbeit mit der Möglichkeit der Rechtswahl). Unterhaltsansprüche für die Trennungszeit richteten sich bisher nach Art. 18 Abs. 1 EGBGB für Hachmia und Brahim nach dt. Recht, nach der Scheidung dann aber für die Ehefrau nach marokk. Recht, das wir im Scheidungsverfahren herangezogen haben, Art. 18 Abs. 4 EGBGB. Das hat sich geändert. Hachmia wird Unterhalt nach dt. Recht fordern (für sich und für Brahim), weil bei deutlichem Bezug zum Aufenthaltsstaat dessen Unterhaltsregeln gelten, ohne dass er die nach (etwa) Heimatrecht unzureichende Unterhaltsausstattung erst über Art. 6 EGBGB berücksichtigen und abwehren müsste, dt. ordre public. Für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils wird ebenfalls dt. Recht maßgeblich werden.
e) Rechtswahl. Schließlich können die Parteien für Ehegatten- und Kindesunterhalt für die Zwecke eines einzelnen Verfahrens in einen bestimmten Staat ausdrücklich das Recht dieses Staates als das auf eine Unterhaltspflicht anzuwendende Recht bestimmen, Art. 7 Abs. 1 HP mit beschränkter Rechtswahl, vgl. im Übrigen Art. 8 Abs. 3 HP. Legen sich die Parteien schon "vor der Einleitung des Verfahrens" fest, Abs. 2, ist eine von ihnen unterschriebene, also nicht: notarielle Beurkundung (vgl. bei uns § 1585 c BGB für Absprachen unter den Eheleuten), Vereinbarung in Schriftform oder erfasst auf einem Datenträger notwendig, dessen Inhalt für eine spätere Einsichtnahme zugänglich ist. Dabei können "die berechtigte und die verpflichtete Person jederzeit eine der folgenden Rechtsordnungen auf das eine Unterhaltspflicht anzuwendende Recht festlegen", Art. 8 Abs. 1 HP, doch gelten diese Beschränkungen für die Verabredungen nach Art. 7 HP nicht. Fernliegende Vorschriften sollen damit abgewehrt werden; Sachnähe des gewählten Rechts wird vermutet, wenn die Parteien sich auf folgende Vorschriften einigen:
- Das Recht eines Staates, dem einer der Beteiligten im Zeitpunkt der Rechtswahl angehört,

- das Recht des Staates, in dem einer von ihnen zum Zeitpunkt der Rechtswahl seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat,

- das Recht, das die Parteien für das auf ihren Güterstand anzuwendende Recht bestimmt haben oder das tatsächlich darauf angewandte Recht, vgl. bei uns Art. 15 Abs. 1 EGBGB mit der dort festgelegten Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts zum Schutz der Eheleute, die sich auf die bei der Heirat maßgeblichen Verhältnisse verlassen sollen,

- das Recht, das die Partner als das auf ihre Ehescheidung oder Trennung ohne Auflösung der Ehe anzuwendende Recht bestimmt haben oder das tatsächlch auf diese Ehescheidung oder Trennung angewandte Recht, aber ohne die bisherigen, selbstverständlichen Folgen aus Art. 18 Abs. 4 EGBGB, sondern allein nach den Absprachen der Parteien, da diese wie sonst Vorrang haben sollen. Die Vereinbarung bedarf der Schriftform bzw. der Aufnahme auf einen Datenträger, dessen Inhalt für eine spätere Einsichtnahme zugänglich ist. Sie ist von beiden Parteien zu unterschreiben.

f) Kindesunterhalt. Art. 8 Abs. 1 HP findet keine Anwendung, wenn die Unterhaltspflicht eine Person betrifft, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder einen Erwachsenen, der aufgrund einer Beeinträchtigung oder der Unzulänglichkeit seiner persönlichen Fähigkeiten nicht in der Lage ist, seine Interessen zu schützen, Art. 8 Abs. 3 HP. Art. 7 ist von diesen Einschränkungen allerdings nicht berührt. Für einen Unterhaltsverzicht wird das Aufenthaltsrecht des berechtigten Teils maßgeblich, auch um etwa Interessen öffentlicher Leistungsträger zu schützen, Art. 8 Abs. 4 HP. Schließlich ist Abs. 5 zu beachten, denn das von den Parteien gewählte Recht ist nicht "anzuwenden, wenn seine Anwendung für eine der Parteien unbillige oder unangemessene Folgen hätte, es sei denn, dass die Parteien zum Zeitpunkt der Rechtswahl umfassend unterrichtet und sich der Folgen ihrer Wahl vollständig bewusst waren". Daneben gelten, Art. 13 HP, Grundsätze des ordre public. Für Erstattungs- und Rückgriffsansprüche öffentlicher Leistungsträger wird schließlich Art. 10 HP maßgeblich. 
g) Voraussetzungen. Der Umfang der Unterhaltspflicht, ihre sonstigen sachlichen Voraussetzungen und Einzelheiten für sie wie etwa die Berechtigung zur Einleitung eines Unterhaltsverfahrens bei Gericht oder die Verjährung von Ansprüchen ergeben sich aus Art. 11 HP mit Ergänzungen in Art. 14 HP für die Bedürftigkeit des Berechtigten und die Leistungsfähigkeit des Verpflichteten. "Im Verhältnis (der Vertragsstaaten) ersetzt dieses Protokoll das Haager Übereinkommen (v. 2.10.1973) und das (Haager Übereinkommen 1956)", Art. 18 HP, vgl. auch Art. 69 Abs. 2 EuUnterhaltsVO. Andere Übereinkünfte bleiben unberührt, denen die Vertragsstaaten oder Vertragsparteien angehören oder angehören werden und Bestimmungen über im Protokoll sonst geregelte Angelegenheiten enthalten, sofern die durch eine solche Übereinkunft begründenden Staaten keine gegenteilige Erklärung abgeben. Für Deutschland ist wie sonst das dt.-iran. Niederlassungsabkommen wichtig. Nach Art. 20 HP ist "bei Auslegung dieses Protokolls .. seinem internat. Charakter und der Notwendigkeit, eine einheitliche Anwendung zu fördern, Rechnung zu tragen". Übergangsbestimmungen enthält Art. 22 HP. Die Bestimmungen des HP sind auch für Deutschland verbindlich geworden. Kündigung des Abk. bzw. des Protokolls richtet sich nach Art. 29 HP (schriftliche Notifikation). Das nach den Bestimmungen des Protokolls anzuwendende Recht bestimmt jeweils 
- die sachlichen/materiellen Voraussetzungen von Unterhaltsforderungen,

- Art und Maß des Lebensbedarfs, der gedeckt werden soll, zur Unterhaltsausstattung für Länder/bei Ländern mit anderen Standards/​Lebens​haltungskosten als bei uns,

- die Rangfolge unter den Unterhaltsberechtigten,
 vgl. bei uns § 1609 BGB,
- Sonderbedarf sowie seine Bemessung und seinen Ausgleich,

- Abfindungszahlungen und ihre Höhe,

- Beginn und Ende der Zahlungspflicht, etwa besondere Altersgrenzen,

- Erlöschen von Ansprüchen durch Tod des Berechtigten oder des Verpflichteten bzw. bei Wiederheirat, 

- Verwirkung,

- Verjährung.

2. Verfahrensrecht  
a) Internat. Zuständigkeit. Für die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte für Unterhaltsforderungen im Entscheidungsverbund gilt § 98 Abs. 2 FamFG; die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 verdrängen für die Ehescheidung pp. autonomes Recht, treffen für Verbundverfahren aber keine weiteren Anordnungen, so dass Anexzuständigkeiten bestehen können. Für isolierte Streitsachen kann § 105 FamFG im Entscheidungsverbund Grundlage werden. Zwar greifen die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 (nur für Ehesachen pp.) nicht ein, aber andere Sonderregeln aus völkervertraglichen Vereinbarungen, internationalen Abkommen und der europ. Gesetzgebung sind wie üblich vorrangig gegenüber autonomem Recht, bisher die EuGVVO
 (VO Nr. 44/2001), die seit dem 1.3.2002 das EuGVÜ abgelöst hat,
 nun die EuUnterhaltsVO, in Deutschland wirksam seit dem 18.06.2011. Damit ist jedenfalls die Zuständigkeit nach Art. 5 Nr. 2 EuGVVO entfallen.
 Zuständig ist, Art. 3 EuUnterhaltsVO,

- das Gericht des Ortes, an dem der Beklagte seinen gewöhnlichen Auenthalt hat oder

- das Gericht des Ortes, an dem die berechtigte Person ihren Aufenthalt hat, so dass der Anspruchsteller weiterhin wählen kann oder

- das Gericht, das nach seinem Recht für ein Verfahren in Bezug auf den Personenstand zuständig ist, wenn in der Nebensache zu diesem Verfahren über eine Unterhaltssache zu entscheiden ist, es sei denn, diese Zuständigkeit begründet sich einzig auf der Staatsangehörigkeit einer der Parteien (ähnlich wie Art. 5 EuGVVO).

- Schließlich kann das Gericht zuständig sein, das nach seinem Recht für ein "Verfahren in Bezug auf die elterl. Verantwortung zuständig ist, wenn in der Nebensache zu diesem Verfahren über eine Unterhaltssache zu entscheiden ist, es sei denn, diese Zuständigkeit beruht einzig auf der Staatsangehörigkeit einer der Parteien". 

Nach Art. 4 Abs. 1 EuUnterhaltsVO können die Parteien die internat. Zuständigkeit eines Gerichts oder  mehrerer Gerichte eines Mitgliedstaats aber auch durch Vereinbarung festlegen, um "zwischen ihnen bereits entstandene oder künftig entstehende Streitigkeiten (über) Unterhaltspflichten" beizulegen, wobei eine gewisse Nähe des gewählten Gerichts zur dort betriebenen Sache vorausgesetzt ist und daher weitere Beschränkungen einzuhalten sind; zuständig kann/können daher sein

- ein Gericht oder die Gerichte eines Mitgliedstaates, in dem eine der Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat,

- ein Gericht oder die Gerichte des Mitgliedstaates, dessen Staatsangehörigkeit einer der Parteien besitzt,

- hinsichtlich Unterhaltspflichten zwischen Ehegatten oder früheren Ehegatten

1. das Gericht, das für Streitigkeiten zwischen Ehegatten oder früheren Ehegatten in der Hauptsache zuständig ist oder

2. ein Gericht oder die Gerichte des Mitgliedstaates, in dem die Ehegatten mindestens ein Jahr lang ihren letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt hatten.

Diese Voraussetzungen müssen "zum Zeitpunkt des Abschlusses der Gerichtstandsvereinbarung oder zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts erfüllt sein, stehen aber sonst ohne Vorrang für die Abfolge zur Wahl. Haben sich die Parteien gebunden, sind sie auf die von ihnen verabredeten gerichtl. Zuständigkeiten festgelegt, zumal sie nicht ausdrücklich dann noch etwas anderes vereinbaren. Schriftform ist nötig, aber elektronische Übermittlungen reichen aus, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglichen. Ausgenommen sind Unterhaltspflichten für Kinder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Abs. 3. Lässt sich der "Beklagte" auf ein Unterhaltsverfahren bei einem Gericht eines Mitgliedstaates ein, wird dessen Zuständigkeit begründet, falls sie nicht schon zuvor ohnehin bestand, Art. 5 S. 1 EuUnterhaltsVO, aber dies gilt nicht, wenn er lediglich den Mangel der Zuständigkeit geltend machen will, S. 2.

Ergibt sich nach Art. 3, 4 oder 5 EuUnterhaltsVO keine Zuständigkeit eines Gerichts eines Mitgliedstaates bzw. in einem Staat, der dem Lugano-Übereink. angehört, sind die Gerichte des Mitgliedstaates der gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Parteien zuständig, Art. 6 EuUnterhaltsVO. Sonst können die Gerichte eines Mitgliedstaats in Ausnahmefällen über den Rechtsstreit entscheiden, wenn es nicht zumutbar ist oder es sich als unmöglich erweist, ein Verfahren in einem Drittstaat, zu dem der Rechtsstaat einen engen Bezug aufweist, einzuleiten oder zu führen, Art. 7 Abs. 1 EuUnterhaltsVO, aber dann muss die Sache einen ausreichenden Bezug zu den Mitgliedstaaten des angerufenen Gerichts haben, Abs. 2. Werden bei Gerichten in mehreren Mitgliedstaaten Streitverfahren anhängig, die im Sachzusammenhang stehen, dazu Abs. 3, kann jedes später angerufene Gericht das Verfahren aussetzen, Art. 13 Abs. 1 EuUnterhaltsVO. Dagegen ist die Verweisung der Sache an das zuständige Gericht nicht vorgesehen. Die im Recht eines Mitgliedstaates vorgesehenen einstweiligen Maßnahmen können bei den Gerichten dieses Staates auch dann beantragt werden, wenn für die Entscheidung in der Hauptsache das Gericht eines anderen Mitgliedstaates nach dieser VO zuständig ist, Art. 14 EuUnterhaltsVO. Abänderungsverfahren sind einbezogen, und das war früher bei Art. 2 und 5 EuGVVO anders, vgl. Art. 8 Abs. 1 EuUnterhaltsVO. Dagegen gilt die Bestimmung nicht, Abs. 2, wenn
- die gerichtl. Zuständigkeit jenes anderen Mitgliedstaates auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den Parteien festgelegt wurde,

- wenn die berechtigte Person sich aufgrund von Art. 5 der gerichtl. Zuständigkeit jenes anderen Mitgliedstaates unterworfen hat,

- wenn die zuständige Behörde des Ursprungsstaats, der dem (HUÜ 2007) angehört, ihre Zuständigkeit für die Änderung der Entscheidung oder für das Erlassen einer neuen Entscheidung nicht ausüben kann oder die Ausübung ablehnt oder

- wenn die im Ursprungsstaat, der dem (HUÜ 2007) angehört, ergangene Entscheidung in dem Mitgliedstaat, in dem ein Verfahren zur Änderung der Entscheidung oder Herbeiführung einer neuen Entscheidung beabsichtigt ist, nicht anerkannt oder für vollstreckbar erklärt werden kann.

b) Verfahrensablauf. Art. 9 EuUnterhaltsVO legt den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit einer Sache wie die sonstigen Bestimmungen der europ. Gesetzgebung anders fest als sonst üblich. Maßgeblich ist die Anrufung des Gerichts. Im Übrigen gilt die lex fori (Ablauf, Rechtsmittel u.ä.).
c) Prozesskosten-/Verfahrenskostenhilfe. Die Beteiligten eines Streitverfahrens nach der EuUnterhaltsVO genießen nach Maßgabe der in Kapitel V niedergelegten Bedingungen effektiven Zugang zum Recht in einem anderen Mitgliedstaat, einschl. im Rahmen von Vollstreckungsverfahren und Rechtsbehelfen, Art. 44 Abs. 1 EuUnterhaltsVO, zur Verfahrenskostenhilfe dort Abs. 2 und 3. Nach Art. 49 Abs. 1 bestimmt jeder Mitgliedstaat eine Zentrale Behörde, die die ihr durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben wahrnimmt, vgl. auch Art. 50 ff., zu den Kosten Art. 54, zum Inhalt des Antrags Art. 57, zu weiteren Einzelheiten bei der Übermittlung, Entgegennahme und Bearbeitung der Anträge Art. 58 ff. EuUnterhaltsVO.
d) Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Unterhaltsentscheidungen im Inland. Art. 16 ff. EuUnterhaltsVO regeln die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen aus ei-

nem anderen Mitgliedstaat nun selbst, erleichtern die Abläufe und schützen insbesondere den Unterhaltsberechtigten. In den meisten Fällen, insbesondere wenn der andere Mitgliedstaat durch das Haager Protokoll gebunden ist, zu weiteren Einzelheiten Art. 23 ff. EuUnterhaltsVO, ist die förmliche Anerkennung nicht mehr notwendig, Art. 17 Abs. 1 EuUnterhaltsVO. Folglich entfällt auch die bisher vorgesehene, besondere Vollstreckbarerklärung, Art. 17 Abs. 2 EuUnterhaltsVO, wobei allerdings Ausnahmen zur Entscheidung aus Staaten vorgesehen sind, die das Haager Protokoll nicht    übernommen haben.
 Insoweit ist weiterhin besondere Erklärung zur Vollstreckbarkeit erforderlich. Inzwischen ist dt. Durchführungsgesetz ergangen, BGBl. 2011 I S. 898. In den Anwendungsbereich des AUG ist die (Anerkennung und) Vollstreckung sämtlicher Unterhaltsforderungen einbezogen, ohne dass die Rechtsgrundlage noch eine maßgebliche Rolle spielen würde, dazu § 1 Abs. 1 Nr. 2 für das UN-Übereink. 1956 und das HUVÜ 1973, Nr. 2 sowie das frühere AUG.
e) Unterhaltsregress; Legalzession. Häufig zahlt der Unterhaltsschuldner nicht freiwillig. Dann können andere Personen oder Behörden einspringen, denen - nach den jeweils maßgeblichen Rechtsregeln - Regressansprüche gegen den Verpflichteten zustehen können, vgl. bei uns §§ 7 Abs. 1 Unterh​VorschG, 37 Abs. 1 BaföG. Klagen nach diesem Rechtsübergang waren Zivilsachen nach Art. 1 Abs. 1 EuGVVO, aber Art. 5 Nr. 2 EuGVVO sollte nicht gelten, weil öffentliche Stellen, die einer bedürftigen Person Unterhalt gewährt haben, nicht die Voraussetzungen erfüllen konnten, die sonst Art. 5 Nr. 2 EuGVVO enthielten.
 Schließlich sollte die Bestimmung nicht Behörden und anderen Einrichtungen "die Möglichkeit geben, für Regressforderungen die Zuständigkeit der Gerichte.. (an ihrem Wohnsitz) zu begründen".
 Für den Zweck eines Antrags auf Anerkennung und Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen oder für die Zwecke der Vollstreckung von Entscheidungen schließt der Begriff berechtigte Person eine öffentliche Aufgabe wahrnehmende Einrichtung, die für eine unterhaltsberechtigte Person handelt oder eine Einrichtung, der an Stelle von Unterhalt erbrachte Leistungen zu erstatten sind, ein, Art. 64 Ab s. 1 EuUnterhaltsVO. 
3. Übergangsrechtlich

Für Verfahren, die vor dem 18.06.2011 eingeleitet waren und bereits betrieben wurden, gilt weiterhin "altes Recht". Für 
das Vollstreckungsverfahren kommen daher die Regeln des AVAG in Betracht, nicht die des (neuen) AUG, BGBl. 2011 I 898. Ob sachlich-rechtlich Art. 18 EGBGB weiterhin maßgeblich bleibt oder die Bestimmungen des Haager Protokolls gelten, ist dagegen klar, vgl. Andrae, NJW 2011, 2545 (2546). Die Gerichte gehen davon aus, dass "neues Recht" sofort Grundlage wird, weil Art. 18 EGBGB nicht fortgilt, aber das überzeugt nicht. Die Auswirkungen können erheblich sein - sind beide Eheleute türk. Staatsangehörige, käme für ihre unterhaltsrechtlichen Rechtsbeziehungen türk. Recht zur Anwendung, Art. 18 Abs. 4 BGB, selbst wenn sie in Deutschland gelebt haben, aber nach Art. 5 HP könnte die Ehefrau diesen Folgen widersprechen und dt. Recht für sich maßgeblich werden lassen, denn ihre Ehe und die beiderseitige Lebensführung hat eine enge Verbindung zu Deutschland.
             VI. Elterliche Sorge; Umgangsbefugnisse

1. Art. 21 EGBGB 
Art. 21 EGBGB knüpft Rechtsbeziehungen zwischen Eltern und ehelichen und nichtehelichen Kindern nach dem Recht des Staates an, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, um Sachnähe zu schaffen und für seinen besonderen Schutz zu sorgen. Wie sonst sind internationale Abk. und völkerrechtl. Vereinbarungen vorrangig, die Deutschland eingegangen ist, etwa das MSA, das KSÜ,
 sowie Rechtsakte der europ. Gemeinschaft, dabei vor allem VO Nr. 2201/2003 für die elterl. Verantwortung. Ohne Bedeutung bleibt dagegen das Ehewirkungsstatut, das bis 1998 entscheidend war und für die Regelung der Rechtsbeziehungen von verheirateten Eltern zu ihren Kindern auf das interne Verhältnis der Eheleute untereinander abstellte. Im Vordergrund steht gerade bei der Rechtsanwendung nach Art. 21 EGBGB das Kind und sein Wohl. Ändern sich die Voraussetzungen etwa durch "neue" gewöhnliche Aufenthaltsnahme, ändern sich so auch die Rechtsfolgen, die neu zu beurteilen sind, damit jeweils Zeitnähe hergestellt wird. Ereignisse aus der Zeit zuvor können allerdings für die spätere Beurteilung wesentlich bleiben, etwa Missbrauch der elterlichen Sorge, Vernachlässigung des Kindes bzw. Kindesmisshandlung. Rück- und Weiterverweisungen des 
sonst maßgeblichen Rechts folgen wir allerdings, selbst wenn sie vom Aufenthaltsort wegführen.

Art. 21 EGBGB regelt alle rechtlichen Einzelheiten in den Beziehungen zwischen Eltern und Kindern, soweit nicht Sonderbestimmungen vorrangig sind. Die Vorfrage nach der Abstammung ist selbständig anzuknüpfen und für uns nach Art. 19 EGBGB zu beurteilen, zur Annahme als Kind Art. 22 und 23 EGBGB. Erfasst sind folglich 
- Inhalt und Umfang des Sorgerechts bzw. 

- die Verteilung der jeweiligen Verantwortlichkeiten/Verpflich​tungen unter den Eltern, etwa bei gemeinsamer elterlicher Sorge,

- elterliche Befugnisse für nichteheliche Kinder, insbesondere

- Voraussetzungen und Folgen einer Sorgeerklärung, bei uns §§ 1626 a ff. BGB,
 
- die Vertretung des Kindes durch seine Eltern und Beschränkungen dabei,

- die Vermögenssorge,

- Entscheidungsbefugnisse bei Meinungsverschiedenheiten, etwa Stichentscheide, die durchgängig den Vater bevorzugen, bei uns aber an Art. 6 EGBGB scheitern, Verstoß gegen Gleichberechtigungsgrundsätze (Art. 3 Abs. 2 GG), 

- Besonderheiten bei der religiösen Erziehung,

- Schulfragen,
 soweit sie die Eltern bestimmen, insbesondere Home-Schooling und seine Folgen, § 1666 BGB,
- Umgangsrechte,

- Haftung des Kindes aus Handlungen der Eltern,

- Haftung der Eltern gegenüber dem Kind,

- Ruhen der elterlichen Sorge, 

- Missbrauch von Sorgebefugnissen, wobei sich weitere Eingriffe zum Schutz des Kindes durch die zuständigen Behörden nach den jeweils maßgeblichen öffent​lich-rechtlichen Bestimmungen richten können,

- Verwirkung von Elternbefugnissen, soweit dies überhaupt möglich ist und
- gerichtl. Regelungen bei Trennung oder Scheidung.
 Allerdings ist Art. 21 EGBGB weitgehend durch die Bestimmungen des MSA/KSÜ verdrängt (wobei wiederum das KSÜ im Verhältnis der Mitgliedstaaten an die Stelle des MSA getreten ist, so dass wir die Regeln des MSA im Wesentlichen noch im Verhältnis zur Türkei und der Schweiz anwenden), soweit Schutzmaßnahmen für das Kind zu treffen sind, ohne dass die Auswirkungen dabei für uns wirklich bedeutsam wären, denn auch die Bestimmungen des KSÜ (wie früher das MSA) stellen durchgängig auf den gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes ab. Erfasst das KSÜ aber solche "Anordnungen", die schon von Gesetzes wegen getroffen sind, da insbesondere "heimatstaatlichen Gewaltverhältnissen" kein besonderer Vorrang (Anerkennung) zukommt, vgl. früher Art. 3 MSA. Greifen die Sonderregeln des MSA/KSÜ nicht ein, bleibt für uns dagegen Art. 21 EGBGB maßgeblich. Für Namensfolgen gilt Art. 10 EGBGB, während Unterhaltsforderungen des Kindes nach Art. 18 Abs. 1 EGBGB zu beurteilen sind. Erbansprüche nach den Eltern und der Eltern nach ihm richten sich nach Art. 25 EGBGB bzw. Art. 26 EGBGB. 

2. Insbesondere: MSA/KSÜ 
Deutschland hat sich bei der elterlichen Sorge zum Schutz von Kindern mit anderen Staaten in unterschiedlichen Abk. und durch weitere Vereinbarungen verbunden, die vorrangig zu unseren innerstaatlichen Regeln sind und sie verdrängen soweit sie anwendbar sind, dabei vor allem Art. 21 EGBGB, vgl. dazu auch Art. 3 Abs. 2 EGBGB. Wichtig sind dabei 

- das MSA,

- das durch das KSÜ abgelöst ist,
 wobei das MSA weiterhin für die Staaten von Bedeutung bleibt, die dem KSÜ nicht angehören, aus unserer Sicht also insbesondere die Türkei, während die Schweiz in der Zwischenzeit dem KSÜ beigetreten ist,
- das Haager Abk. über die zivilrechtl. Aspekte internat. Kindes​entführung (HKindEntÜ
), 
- das ESorgÜ,
 

- schließlich die VO Nr. 2201/2003, die die Regeln des ESorgeÜ und des HKindEntÜ ergänzt und zu Teilen Vorrang für sich beansprucht,
 ohne sie völlig zu verdrängen, vgl. dazu Art. 9 für Umgangsbefugnisse und Art. 10 für die Kindesentführung, zudem Grundlage für die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen zur elterl. Sorge unter den Mitgliedstaaten wird. 
Wie sonst haben wir für kindschaftsrechtliche Rechtsverhältnisse im Verhältnis zum Iran Besonderheiten zu beachten, die sich aus dem dt.-iran. Niederlassungsabk. ergeben. Beide Vertragsstaaten haben einen besonderen Vorrang dieser Bestimmungen gegenüber späteren Vereinbarungen festgelegt, die sie eingehen, so dass die jeweils autonomen Kollisionsregeln ebenso verdrängt sind wie völkervertragliche Vorschriften, Art. 3 Abs. 2 EGBGB. Zu diesen Absprachen zählen das MSA 
ebenso wie das KSÜ, aber auch Art. 21 EGBGB, so dass wir für Iraner, die nur die iran. Staatsangehörigkeit haben, deren Recht zur Anwendung bringen (und für Deutsche, die Deutsche sind, die Dinge nach dt. Recht beurteilen). Tritt zur iran. Staatsangehörigkeit dagegen eine andere Staatsangehörigkeit hinzu, wird wie sonst Art. 21 EGBGB maßgeblich, ohne dass Effektivitätsgesichtspunkte entscheiden. So ist jedenfalls der Vorrang des dt.-iran. Niederlassungs​abk. ausgeschaltet, und deshalb kommen die sonstigen, autonomen Bestimmungen zur Anwendung. Aus unserer Sicht sachwidrige Regelungen des iran. Rechts nehmen wir allerdings nicht hin, ordre public, Art. 6 EGBGB, insbesondere bei Verstößen gegen Gleichberechtigungsgrundsätze, etwa wenn der Vater bei der elterl. Sorge für sich bevorrechtigt wird, ohne dass auf Gesichtspunkte des Kindeswohls abgestellt ist. Vorrangig haben wir dann Anpassungsaufgaben zu erledigen, denn aus fremden Regeln lassen sich manchmal doch auch für uns hinnehmbare Ergebnisse erzielen;
 nur so ist die Anerkennung unserer Entscheidung im Iran wenigstens nicht von vornherein ausgeschlossen. 
Nach BGH, FF  2010, 365 (nur Ls), vollständig und OLG Saarbrücken, FamRBint 2011, 51 gelten die neuen kollisionsrechtlichen Bestimmungen aus Art. 16 Abs. 1 und Abs. 2 KSÜ "sofort", da keine Übergangsregeln bereitstehen. Für Art. 16 Abs. 2 KSÜ sind diese Folgen aber sehr zweifelhaft, dazu Rauscher, NJW 2011, 2332 (2333)   und Coester, FF 2011, 285 (286).

3. Internat. Kindesentführung - HKindEntÜ
a) HKindEntÜ. Bei internat. Kindesentführung, also bei widerrechtlichem Verbringen eines Kindes oder Zurückhalten "über eine internat. Grenze", können sich dt. Ast. zunächst unmittelbar an die Behörden und Gerichte im Ausland (Zufluchtstaat) wenden. Auch Ausländer können dt. Gerichte bzw. Behörden von sich aus einschalten, wenn das Kind nach Deutschland entführt worden ist oder hier zurückgehalten wird. Im Übrigen können die Betroffenen nach dem HKindEntÜ vorgehen, das einfachere und sicherere Wege bereithält und sie entlastet, weil inl. Behörden tätig werden und wesentliche Aufgaben übernehmen. Auch gelten seine Regeln nur unter den Mitgliedsstaaten. Zu ihnen zählen viele Länder allerdings  nicht, die "wichtig" sein könnten, etwa aus Vorderasien (Iran) oder aus Nordafrika,
 während die Türkei dem HKindEntÜ beigetreten ist
 und auch die USA dem Abkommen angehören. Unter den Staaten der europ. Gesetzgebung bringt Art. 10 VO Nr. 2201/2003 einige Besonderheiten, verdrängt das HKindEntÜ aber nicht, wie das einmal vorgesehen war.

Für die beantragte Rückführung des Kindes greifen seine Regeln allerdings von vornherein nicht ein, so dass für sie nur das HKindEntÜ zur Anwendung kommt. Antragsmuster sind bei der Zentralen Behörde (beim Bundesamt für Justiz in Bonn) zu erhalten. DurchfG ist in Deutschland das IntFamRVG. 
b) Zentrale Behörde. Um die Rechtsverfolgung des verletzten Elternteils oder des sonstigen Trägers der elterlichen Verant​wortung zu erleichtern, errichtet jeder Mitgliedstaat des HKindEntÜ in seinem Gebiet Zentrale Behörden, bei uns Bundesamt für Justiz in Bonn, § 3 Abs. 1 Nr. 3 IntFamRVG, die für den weiteren Betrieb der Sache zuständig sind und die notwendige Hilfe leisten. Sie schalten die im Ausland zuständigen Zentralen Behörden ein, um die Rückführung des Kindes vorzubereiten bzw. sicherzustellen, Art. 7, die so schnell wie möglich zu erfolgen hat. Nur in seltenen Ausnahmen kann sie der Ent​führer ablehnen und sich auf vorrangige Kindesinteressen berufen, dazu etwa Art. 13 Abs. 1 a) und b), wenn näm​lich der Nachweis gelingt,
 


- dass die Person, Behörde oder sonstige Stelle, der die Sorge für die Person des Kindes bisher zustand, dem Verbringen oder Zurückhalten durch den Entführer zugestimmt oder sie nachträglich genehmigt hat, a), oder


- die Rückgabe mit der schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens für das Kind verbunden ist oder das Kind auf eine andere Weise in eine unzumutbare Lage bringt, b). 
Sämtl. Voraussetzungen müssen dabei zur sicheren Überzeugung des über den Rückführungsantrag entscheidenden Gerichts feststehen. Allgemeine Erwägungen etwa zur besseren Eignung eines Teils zur Ausübung der elterl. Sorge oder zu den Lebens​verhältnissen im anderen Staat verbieten sich von vornherein. Äußerungen des Kindes sind wichtig, wenn sie ernst zu nehmen und frei von fremdem Einfluss sind und in einem Alter erfolgen, das eine eigene, verantwortete Erklärung erwarten lässt.
 Feste Grenzen bestehen dabei nicht. Nach Vollendung des 16. Lebensjahres greift das Abkommen aber nicht (mehr) ein, zum Ausschluss der Rückführung bei "Verletzung von Menschenrechten" Art. 20 HKindEntÜ. Wird ein Kind in ein anderes Land gebracht, fehlt die notwendige "Wider​rechtlichkeit", wenn schon vor der Weigerung des Elternteils, die Rückkehr zum anderen zu gestatten, beide mit dem Kind ihren gewöhnlichen Aufenthalt in den Entführungsstaat verlegt hatten.
 Maßgeblich für die endgültige Entscheidung über die Verteilung der Sorgebefugnisse und der Verantwortung zwischen den Eltern werden dann allein die Bestimmungen dieses Staates, während sonst dort keine Sorgerechtsregelung getroffen werden darf, solange die Rückführung dort betrieben wird, Art. 16 HKindEntÜ. Bei gegenläufigen Entführungen – von D. nach F., dann zurück von F. nach D.
 – haben dagegen die angerufenen Stellen in der Sache zu entscheiden und eine Sorgerechtsregelung zu treffen, wenn die Eltern entspr. Anträge stellen oder gestellt haben, um Zufälligkeiten zu vermeiden.
/
 Sonst bliebe die erste Entführung sanktionslos, denn bei "Zweitentführung" müsste die Rückführung des Kindes in den ersten Entführungsstaat angeordnet werden, aber dort müsste nun seinerseits wieder festgelegt werden, dass das Kind in den anderen Staat zurückgebracht wird, wenn nicht die Voraussetzungen aus Art. 13 HKindEntÜ jeweils nachgewiesen sind, ein unendlicher Kreislauf, der zum Wohl des Kindes so schnell wie möglich durchbrochen werden muss. 
c) Rückführungsantrag – widerrechtliches Verbringen. Ausreichend für Maßnahmen nach dem HKindEntÜ ist ein Eingriff eines Elternteils in das Mitsorgerecht des anderen, Art. 3 Abs. 1 b), wenn er eben ohne dessen vorherige Genehmigung oder nach​trägliche Zustimmung das gemeinsame Kind in einen anderen Staat verbracht hat und sich nun weigert, das Kind zurückzubringen. Allerdings kann der (künftige) Vater nicht die Ausreise seiner Partnerin während der Schwangerschaft verhindern, etwa mit der Begründung, so "entziehe" sie ihm Sorgebefugnisse (selbst wenn er sonst bei der Geburt des Kindes diese Rechte hätte). Erfasst sind sonst alle Kinder, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Art. 4; sind sie älter, gilt das Abkommen nicht, so dass die jeweils autonomen Regeln der betroffenen Staaten zur Grundlage für weitere Maßnahmen werden. Vorherige Sorgerechtsentscheidung im Entführungsstaat ist anders als beim ESorgÜ nicht notwendig, das lediglich ein Rechtshilfeabkommen darstellt und daher (nur) die Durchsetzung einer solchen Regelung sichert. Deshalb ist die Rückführungsanordnung auch keine Regelung zur elterl. Sorge, die weiterhin wie bisher für beide Eltern fortbestehen kann, und/oder über die erst nachträglich nach Rückführung des Kindes im "Herkunftsstaat" zu entscheiden ist, dazu auch Art. 16 HKindEntÜ. Besuchsrechte können, um den Übergang vorzubereiten, im Rückführungsverfahren beantragt und zugesprochen werden, aber der Kreis der Berechtigten ist abkommensautonom zu bestimmen, bei uns also nicht etwa nach §§ 1684, 1685 BGB,
 deshalb sind lediglich die am Sorgerechtsverhältnis unmittelbar Beteiligten berechtigt, nicht andere Verwandte, vgl. dazu § 1685 BGB. Ist ein Umgangsverfahren nach innerstaatlichem Recht anhängig, ist für eine weitere gerichtl. Auseinandersetzung um Besuche nach den Bestimmungen des HKindEntÜ kein Raum.
 Nachträglich kann eine rechtskräftige Entscheidung eines inl. Gerichts zur Rückführung des Kindes wieder abgeändert werden, §§ 1696 BGB und 166 FamFG, wenn später, aber vor Vollstreckung bzw. Rückführung, neue Gesichtspunkte bekanntgeworden sind, die zu anderen Ergebnissen führen müssen, etwa bei einer strafgerichtl. Verurteilung des Elternteils, zu dem das Kind zurückgebracht werden soll.
 
d) Besuchsbefugnisse – widerrechtliches Zurückhalten. Abkommenswidrig ist auch das widerrechtliche Zurückhalten, wenn das Kind dem besuchsberechtigten Elternteil vorenthalten wird, vgl. Art. 3 HKindEntÜ, so dass sich dieser in der nach dem HKindEntÜ vorgesehenen Form zur Wehr setzen und entsprechende Anträge auf Besuchsregelung stellen kann. Daneben kann er auch nach den eigenen Bestimmungen des anderen Staates dort vorgehen, aber die Rechtsverfolgung nach dem HKindEntÜ ist "einfacher und leichter". Unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung kann zudem Art. 9 VO Nr. 2201/2003 maßgeblich werden, aber die Bestimmung verdrängt die Regeln des HKindEntÜ nicht, wie das einmal vorgesehen war.

Die Rückführung des Kindes im gerichtl. Verfahren ist bei uns durch Endentscheidung auszusprechen, nicht etwa durch einstw. Anordnung. Allerdings können vorläufige Maßnahmen auf Antrag oder von Amts wegen ergehen, um Gefahren von dem Kind abzuwehren oder eine sonstige Beeinträchtigung der Interessen der anderen Beteiligten zu vermeiden, Art. 15 IntFamRVG. Absprachen der Parteien zum weiteren Ablauf sind hilfreich, die auch als für sie bindende gerichtliche Vereinbarung abgefasst werden können. Im Übrigen kann das Gericht eigene Regelungen treffen, etwa für den Fall, dass ein Teil den Vereinbarungen nicht folgt oder gegen sie verstößt, undertakings.
 Ohnehin kann der Antragsteller, meist der Vater, durch eigene, von ihm eingeleitete vertrauensbildende Entscheidungen zur Entschärfung beitragen, und so die Voraussetzungen für eine ihm günstige Gerichtsentscheidung im Zufluchtsstaat schaffen. Dabei sollte er erklären, und das Gericht dort kann ihm solche Erklärungen auch abverlangen, dass er alles dafür tun wird, die von ihm (etwa) eingeleitete Strafverfolgung im Herkunftstaat einzustellen oder sonst zum Abschluss zu bringen, damit dem Kind mit der Rückführung nicht die Trennung von dem anderen Elternteil droht. Entsprechende Anordnungen in diese Richtung kann auch das zuständige Gericht im Zufluchtstaat fordern, safe harbour orders oder mirror orders.

e) ESorgeÜ. Auch das ESorgeÜ gilt wie das HKindEntÜ nur unter den Mitgliedstaaten. Seine Regeln sind zudem weitgehend durch die VO Nr. 2201/2003 verdrängt und nicht nur ergänzt wie beim HKindEntÜ, soweit die beteiligten Staaten beiden Abk. angehören und sich die jeweiligen Anwendungsbereiche decken. Voraussetzung ist allerdings, und insoweit sind die Unterschiede zum HKindEntÜ deutlich, dass im ausl. Mitgliedstaat bereits eine behördliche oder gerichtl. Entscheidung zur elterlichen Sorge ergangen ist, die im anderen Staat anerkannt und vollstreckt werden soll, also im

- Scheidungs- oder Trennungsurteil,
- einem sonstigen Feststellungstitel zu Sorgebefugnissen der Eltern,

- oder in einer Herausgabeentscheidung, die auf der elterlichen Sorge des/der Ast. aufbaut.
 Fehlt sie, ist bei uns die "Sorgeentscheidung oder die von der zuständigen Behörde genehmigte Sorgerechtsvereinbarung aus dem anderen Vertragsstaat (zunächst) anzuerkennen..", wobei das zuständige Gericht "zur Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses auf Antrag (zu​sätz​lich festlegt), dass die verpflichtete Person das Kind herauszugeben hat", § 33 IntFamRVG als DurchfG zur VO Nr. 2201/2003 bzw. ESorgeÜ und HKindEntÜ. Antragsmuster sind wie zum HKindEntÜ beim Bundesamt für Justiz in Bonn erhältlich.
 Bei uns haben Behörden und andere Stellen, die die Parteien anrufen, zumindest zunächst nach den Bestimmungen des HKindEntÜ vorzugehen, selbst wenn die Anwendungsvoraussetzungen beider Abk. erfüllt sind, falls sich der Ast. nicht ausdrücklich "für" das ESorgeÜ ausspricht, § 37 IntFamRVG.   
f) VO Nr. 2201/2003. Unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung gelten für "die elterl. Verantwortung" für gemeinsame Kinder die Regeln der VO Nr. 2201/2003. Erfasst sind dabei alle kindschaftsrechtlichen Streitigkeiten auch im

- isolierten Verfahren und 

- für nichteheliche Kinder.

Internat. zuständig sind danach die Gerichte des Staates, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, Art. 8. Unter den Voraussetzungen aus Art. 12 kann allerdings auch eine Zuständigkeit beim "Ehegericht" begründet sein, wenn sich die Eheleute auf die Verfahrensführung dort verständigen und sie "im Ein​klang mit dem Wohl des Kindes steht". Im Übrigen kann das Gericht eines Mitgliedstaates, bei dem die Sache geführt wird, das Verfahren "an das Gericht eines anderen Mitgliedstaates" abgeben, das den Fall "besser beurteilen" kann, Einzelheiten in Art. 15. Damit sind unsere Verbundregeln zumindest teilweise verdrängt. Für die Änderung einer in einem Mitgliedstaat ergangenen Um​gangsentscheidung sind nach Art. 9 die Gerichte dort für eine Übergangszeit von drei Monaten weiterhin internat. zuständig, falls das Kind (meist mit einem Elternteil) in einen anderen Mitgliedstaat rechtmäßig, also nicht bei Entführung, umgezogen ist. Voraussetzung ist allerdings, dass sich der umgangsberechtigte Elternteil weiterhin gewöhnlich im Mitgliedstaat des früheren gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes aufhält. Diese Einschränkungen gelten nicht, wenn der Umgangsberechtigte die Zuständigkeit der Gerichte des Mitgliedstaats des "neuen" gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes (meist mit dem anderen Elternteil) dadurch anerkannt hat, dass er sich am Verfahren vor diesen Gerichten beteiligt, ohne ihre Zuständigkeit in Zweifel zu ziehen ("anzufechten"), dazu Abs. 2.
 

Wird das Kind widerrechtlich in einen anderen Mitgliedstaat verbracht oder dort zurückgehalten, gilt Art. 10 VO Nr. 2201/2003. Auch insoweit sind allerdings die Regeln des HKindEntÜ lediglich ergänzt, nicht verdrängt wie das nach den ersten Plänen für die VO Nr. 2201/2003 noch vorgesehen war.
 Für Entscheidungen über die elterl. Verantwortung und zur Herausgabe des Kindes bleiben die Gerichte im Herkunftsstaat danach noch für eine Übergangszeit von einem Jahr internat. zuständig. Nicht einbezogen ist dagegen gerade die Anordnung zur Rückführung des Kindes, die weiterhin nur nach den Regeln des HKindEntÜ und von den Gerichten/sonst zuständigen Stellen im Zufluchtstaat getroffen werden kann.
 Erst wenn das HKindEntÜ nicht (mehr) eingreift, entfällt die Sperrwirkung für seine Regeln, also etwa für Kinder, die älter als 16 Jahre, aber noch minderjährig sind, weitere Einzelheiten in Art. 10 b) i-iv, so dass (nun) die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 anwendbar sein können, wenn ihre Voraussetzungen erfüllt sind. Wird der Ag. in einer Sorgerechtsregelung von einem nach den Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 zuständigen Gericht zur Rückgabe des Kindes verpflichtet – nicht: Rückführung nach HKindEntÜ -, richten sich Anerkennung und Vollstreckung in den anderen Mitgliedstaaten nach den Regeln dieser VO, vgl. insbes. Art. 10 b) i-iv, Art. 11 Abs. 8. Um die Rechtsverfolgung für den Ast. zu erleichtern, ist eine besondere Bescheinigung (zur Widerrechtlichkeit des Verhaltens des Ag.) vorgesehen, dazu Art. 42, die für die Vollstreckung in den anderen Mitgliedstaaten ausreicht bzw. sie vorbereitet; sie kann auch bei einer vorausgegangenen Umgangsentscheidung erteilt werden, Art. 41.

g) Deutsches Durchführungsgesetz. In Deutschland richten sich die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen nach dem ESorgeÜ, dem HKindEntÜ und der VO Nr. 2201/2003 nach den Regeln des IntFamRVG;
 sie bestimmen auch über weitere verfahrensrechtliche Einzelheiten, Abläufe und Rechtsmittel und ergänzen unsere allg. ver​fahrensrechtlichen Vorschriften, lex fori. Örtliche und sachliche Zuständigkeiten leiten sich aus §§ 12 ff. IntFamRVG ab. Für die Vollstreckung bringt § 44 IntFamRVG Besonderheiten, denn Zwangsmittel sind ersetzt/ergänzt durch Ordnungsmittel, also Ordnungsgeld/Ord​nungshaft,
 dazu nun aber auch §§ 88 ff. FamFG. Bescheinigungen nach Art. 41 IntFamRVG (Umgangsrecht) und Art. 42 IntFamRVG (Herausgabe des Kindes) VO Nr. 2201/2003, werden bei uns im Verfahren des ersten Rechtszuges vom Familienrichter, im Verfahren beim OLG oder dem BGH vom Vorsitzenden des Senats für Familiensachen ausgestellt, § 48 Abs. 2 IntFamRVG. Vollstreckungsklausel erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle nach einem wirksamen Beschluss nach § 20 Abs. 1 IntFamRVG in folgender Form, § 23 IntFamRVG:

Vollstreckungsklausel nach § 23 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 26. Januar 2005 (BGBl. I S. 162). Gemäß dem Beschluss des ... (Bezeichnung des Gerichts und des Beschlusses) ist die Zwangsvollstreckung aus... (Bezeichnung des Titels) zugunsten ... (Bezeichnung der berechtigten Person) gegen ... (Bezeichnung der verpflichteten Person) zulässig.

Die zu vollstreckende Verpflichtung lautet: (Angabe der aus dem ausl. Titel der verpflichteten Person obliegenden Verpflichtung in deutscher Sprache; aus dem Beschluss nach § 20 Abs. 1 zu übernehmen). Wird die Zwangsvollstreckung nur für einen oder mehrere der durch den ausl. Titel zuerkannten oder in einem anderen ausl. Titel niedergelegte Ansprüche oder nur für einen Teil des Gegenstandes der Verpflichtung zugelassen, so ist die Vollstreckungsklausel als "Teil-Vollstreckungsklausel" nach § 23 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 26. Januar 2005 (BGBl. I S. 162) zu bezeichnen, § 23 Abs. 2; zu den sonstigen Förmlichkeiten Abs. 3 (Unterschrift und Siegel).
h) Kosten. Im Verfahren ist wie sonst über die Kosten zu entscheiden. Grundlage wird dabei Art. 26 Abs. 4 HKindEntÜ. Auch Reisekosten, Kosten für die Rückführung, für die Anreise zum Verhandlungstermin u.ä. sowie Aufwendungen für einen Detektiv
 können dabei zu ersetzen sein.

4. Verfahrensrecht

a) Internationale Zuständigkeit. Für Verbundanträge zur elterl. Sorge folgt die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte bei einem Scheidungsverfahren in Deutschland den allgem. Bestimmungen, vgl. dazu vor allem Art. 3 VO Nr. 2201/2003, wobei wir im Ausland bereits eingetretene Rechtshängigkeit zu beachten haben,
 wenn die Entscheidung für uns anerkennungsfähig ist. Zuständigkeiten bei ausl. Gerichten sind insbesondere dann begründet, wenn das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt dorthin verlegt hat, perpetuatio fori. Anders als nach der VO Nr. 1347/2000 sind isolierte Sorgerechtsverfahren für gemeinsame Kinder ebenso einbezogen wie gerichtl. Auseinandersetzungen unter nichtehelichen Eltern.

Nach den Bestimmungen des MSA/KSÜ sind dt. Gerichte und Behörden für Schutzmaßnahmen für Kinder zuständig, soweit nicht andere Regeln vorgehen, etwa im Verhältnis zum Iran das dt.-iran. Niederlassungs-Abkommen oder unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung die VO Nr. 2201/2003. Entscheidungen zur elterlichen Sorge bei Trennung und Scheidung durch gerichtliche bzw. behördliche Anordnung sind dabei einbezogen. Hat das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, folgt aus der Zuständigkeit der (jeweils) inl. Behörden und Gerichte auch die Anwendbarkeit des eigenen 
Sachrechts, Gleichlauf von Zuständigkeit und Rechtsanwendung, Art. 15 KSÜ. Verlegt das Kind seinen Aufenthaltsort, sind die Gerichte im "neuen" Aufenthaltsstaat zu​ständig, selbst wenn das Verfahren bereits in Deutschland geführt wird/wurde, keine perpetuatio fori. Dann kann sich auch die Rechtsanwendung verändern. Nur so ist die besondere Sachnähe der entscheidenden Behörde/Gerichte gesichert. Vorschriften des MSA ziehen wir auch im Verhältnis zu Staaten heran, die ihm nicht beigetreten sind, etwa den USA. 

b) Verfahrensablauf; Rechtsmittel. Wie sonst beurteilen wir den Ablauf des Verfahrens und weitere Einzelheiten dabei nach unseren Vorschriften, lex fori. Dt. Recht legt auch die Statthaftigkeit und den Betrieb von Rechtsmitteln fest. 
 Dt. DurchfG ist 

- für das HKindEntÜ, 

- das ESorgeÜ und

- die VO Nr. 2201/2003 das IntFamRVG,
 während das AVAG und das SorgeRÜbkG außer Kraft getreten oder insoweit nicht (mehr) anwendbar sind. Für Unterhaltsansprüche gelten die Vorschriften des AUG n.F., BGBl. 2011 I 898. Ausl. Vorgaben sollten wir wie sonst und soweit wie möglich erfüllen, um die Anerkennung unserer Entscheidung im Ausland, insbes. im Herkunftsland nicht zu erschweren oder auszuschließen. So verlangt etwa die Türkei, aber auch Polen, für die Anerkennung eines Ehescheidungsurteils aus Deutsch​land eine ausdrückliche Entscheidung zur elterl. Sorge. Doch kann in der Türkei die Anerkennung des Scheidungsurteils auch "zum Teil" erfolgen, so dass dort nach den eigenen Bestimmungen die Regelungen nachzuholen sind, die aus türk. Sicht getroffen werden müssen (Entscheidung für einen Elternteil, denn die gemeinsame elterl. Sorge kann nicht fortbestehen). In Deutschland kann dann wiederum eine Sorgerechtsentscheidung aus der Türkei abgeändert sein, wobei sich die Voraussetzungen aus §§ 1696 BGB, 166 FamFG ergeben, wenn dt. Gerichte internat. zuständig sind. Isolierte Sorgerechtsverfahren sind später bei uns ohnehin statthaft.
c) Abänderung. Liegen die Voraussetzungen aus §§ 1696 BGB, 166 FamFG vor, kann eine ausl. Sorgerechtsentscheidung bei uns abgeändert werden,
 auch wenn sie mit der Ehescheidung ergeht bzw. ergangen ist. Internat. Zuständigkeiten richten sich für sie nach den allgemeinen Bestimmungen, unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung dabei nach den Resnt maßgeblgeln der VO Nr. 2201/2003. Für die (vorausgegangene) Ent scheidung zur elterl. Sorge oder zu Umgangsbefugnissen eines dt. Gerichts gelten §§ 1696 BGB, 166 FamFG unmittelbar.

d) Anerkennung einer ausländischen Entscheidung. Für die Anerkennung einer ausl. Entscheidung zur elterl. Sorge können für uns unterschiedliche Bestimmungen Grundlage werden, nämlich solche
- der VO Nr. 2201/2003 bzw. des IntFamRVG,
- des ESorgÜ, dt. Durchführungsgesetz wiederum IntFamRVG, 

- schließlich des dt. autonomen Rechts, wobei eine Entscheidung aus dem Ausland, wenn kein besonderes Anerkennungsverfahren zur Verfügung steht, jeweils im Rahmen der gerade geführten Streitsache auf ihre Bedeutung und Reichweite zu überprüfen ist, Inzidentprüfung, § 108 Abs. 1 FamFG, bzw. das besondere Verfahren aus § 108 Abs. 2 zur Feststellung der Anerkennung bereitsteht.

e) Vollstreckung einer ausländischen Entscheidung. Für die Vollstreckung ausl. Sorgerechtsregelung sind die Übereinkommen Grundlage, die sonst die Rechtsanwendung bestimmen, jeweils ergänzt um die Vorschriften der dt. DurchführungsGe.
 Im Übrigen sind unsere allg. Vorschriften maßgeblich, insbesondere § 108 FamFG.  
VII. Beispiele

1. Scheidungsverfahren nach marokkanischem Recht

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1/2
Scheidungsantrag

der Frau A. ....

 

- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt ....

gegen

Herrn A. ....



- Antragsgegner -

wegen: Ehescheidung

hier: Ehescheidung nach marokkanischem Recht

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht der Ast. stelle ich hiermit Scheidungsantrag gegen den Ag., bitte um Anberaumung eines möglichst nahen Termins zur mündlichen Verhandlung, in dem ich beantragen werde:

1. 
Die am .... vor ..../Marokko geschlossene Ehe der Beteiligten wird geschieden. 

2. 
Aus der Ehe der Beteiligten sind die Kinder K., geb. am .... in Frankfurt, und A., geb. am .... in Frankfurt, hervorgegangen; die elterliche Sorge für beide  wird auf die Ast. allein übertragen.

3. 
Der Versorgungsausgleich wird nach dt. Recht durchgeführt.

4.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 150 FamFG.


Vorab aber bitte ich darum, der Ast. Verfahrenskostenhilfe (§§ 114 ff. ZPO, dazu § 113 Abs. 4 FamFG) zu bewilligen und mich ihr zur Wahrnehmung ihrer Rechte ratenfrei beizuordnen; Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse für meine Mandantin füge ich bei.

Begründung:

1.  Beide Beteiligte sind Staatsangehörige des Königreichs Marokko. Dt. Gerichte sind für sie internat. zuständig, VO Nr. 2201/2003, weil diese Bestimmungen wegen des gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts der Parteien gerichtl. Zuständigkeiten in Deutschland begründen, gleichzeitig dt. autonomes Recht (§ 98 FamFG) verdrängen. Die örtl. Zuständigkeit des angerufenen Familiengerichts folgt aus § 122 FamFG.3


Die Eheleute A. haben am .... in ....4/5 Marokko geheiratet; beigefügt sind die Heiratsurkunde in arabischer und in frz. Fassung (jeweils in Kopie) sowie in beglaubigter dt. Übersetzung sowie die Geburtsurkunden für die Kinder.

2. 
Die Ast. wohnt mit den Kindern noch in ...., ehemaliger ehelicher Wohnsitz, während der Ag. nach .... verzogen ist, sich aber weiterhin in Deutschland aufhält. Seit der Trennung der Beteiligten vor 6 1/2 Monaten zahlt der Ag. keinen Unterhalt mehr, so dass die Ast. auf staatl. Unterstützungsleistungen angewiesen ist. So kann sie sich aber nicht versorgen. Deshalb arbeitet sie halbtags und mit wechselnden Arbeitszeiten als Aushilfe in einem Supermarkt, wobei sie - inzwischen LStKl. II, 1 Kinderfreibetrag – EUR 625,-- netto verdient und Kindergeld bezieht. Für die Miete der Wohnung muss sie EUR 340,-- kalt im Monat aufwenden; hinzu kommen EUR 80,-- durchschnittliche Energie- und Heizungskosten (übers Jahr gerechnet). Entspr.  bei.7
3. 
Die Ast. ist nicht bereit, die Ehe mit dem Ag. fortzusetzen bzw. die eheliche Lebensgemeinschaft mit ihm wieder aufzunehmen.

  Beweis: Parteivernehmung
    Sie will geschieden werden.


Beweis für das tatsächliche Vorbringen: Parteivernehmung

Bis zur Trennung und seinem Auszug aus der Ehewohnung war der Ag. bei den Stadtwerken in .... beschäftigt und verdiente dort mtl. durchschnittlich EUR 1.400,-- netto.


Beweis: Vorlage der Gehaltsabrechnungen für die letzten 12 Monate vor der Trennung der Beteiligten


Nach den Informationen, die ich von der Ast. erhalten habe, übt der Ag. diese Tätigkeit dort weiterhin aus; an ihren Angaben besteht für mich kein Zweifel. Ob er inzwischen die Steuerklasse gewechselt hat, weiß meine Mandantin nicht, aber sein Verdienst wird sich nach wie vor auf mindestens EUR 1.300,-- im Monat belaufen.

4. 
Ihren Scheidungsantrag stützt die Ast. auf die Bestimmungen des marokk. Rechts6/7, insbesondere auf Art. 70, 90 Nr. 3 und 102 f. marokk. FamFG. Im Übrigen beantragt die Ast Verfahrenskostenhilfe unter meiner Beiordnung (wird ausgeführt).8
5. 
Sonstige Familiensachen sind nicht anhängig. 9
6. 
Der Versorgungsausgleich ist nach dt. Recht durchzuführen,10 Art. 17 Abs. 3 EGBGB. Deshalb bitte ich darum, mir für meine Mandantin die üblichen Unterlagen zuzuleiten, die ich ihr dann überlassen und anschließend zurückgeben werde. 

7. 
K. und A., die beiden Kinder der Beteiligten, leben seit dem Auszug des Ag. weiterhin bei der Ast. und werden11 allein von ihr versorgt. Dabei erhält sie Unterstützung insbesondere von ihren Eltern, die sich um die Kinder kümmern, wenn sie selbst nicht anwesend ist, sondern arbeiten muss. K. besucht den städtischen Kindergarten; A. geht in die Schule, sie ist eine gute Schülerin. Das Jugendamt in .... bitte ich einzuschalten. Der Ag. hat sich nach der Trennung von seiner Familie nicht mehr um seine Kinder gekümmert; er hat sie nicht einmal besucht.

8. 
Über den Antrag auf Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe bitte ich vorab zu entscheiden. Sollte das angerufene Gericht insoweit den bisherigen Vortrag für ergänzungsbedürftig halten, bitte ich um Hinweise nach § 139 ZPO. Im Übrigen bitte ich darum, die Antragschrift schon jetzt und ohne Verzögerungen nach § 65 Nr. 3 bzw. 4 GKG an den Ag. zuzustellen, wobei ich eidesstattliche Versicherung meiner Mandantin zur Glaubhaftmachung der tatsächlichen Voraussetzungen dieser Bestimmung beifüge. Die Ast. muss nämlich befürchten, dass der Ag. Deutschland verlässt und sich nach Marokko begibt; dort verfügt sie über keine ladungsfähige Anschrift ihres Mannes. Im Übrigen will sie verhindern, dass er in Marokko nun seinerseits Scheidungsantrag stellt,12/13 um für sich bessere Ergebnisse zu erzielen, vor allem für die elterliche Sorge für die gemeinsamen Kinder.

Nach den Angaben meiner Mandantin ist der Ag. für einen Prozesskostenvorschuss nicht leistungsfähig (wird ausgeführt); im Übrigen könnte sie kaum damit rechnen, entspr. Ansprüche bei ihm nun tatsächlich durchzusetzen (wird ausgeführt).

9. 
Urteilsausfertigung erbitte ich in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen.14/15/16


Als Anlagen füge ich bei


- Vollmacht,


- Heiratsurkunde in arabischer und in frz. Fassung und in dt. Übersetzung, jeweils in Kopie,


- Geburtsurkunden der Kinder,


- Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Ast. mit Anlagen, ins- 

        besondere Verdienstbescheinigung und Mietvertrag, sowie eidesstattliche Versicherung zur 

        Glaubhaftmachung der einzelnen Voraussetzungen,


- letztes Schulzeugnis für A.,


- Bescheinigung über den Besuch des Kindergartens für K.,


- Gehaltsbescheinigungen für den Ag. für die Zeit vor seinem Auszug aus der Ehewohnung und


- eidesstattliche Versicherung zur Glaubhaftmachung für die Voraussetzungen von § 65 Nr. 3 

        bzw. 4 GKG,


- Gesetzestext mit den Veränderungen in Marokko seit 2004.17 


   

Rechtsanwalt

                         Anmerkungen
   1. a. Beide Eheleute, marokk. Staatsangehörige, haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland. Damit sind die Gerichte bei uns international zuständig, vgl. gleich b. § 98 FamFG ist jedenfalls wie früher § 606 a ZPO durch die europ. Gesetzgebung weitgehend verdrängt, deren Regeln auch für Angehörige von Drittstaaten maßgeblich werden, falls sie nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, zur maßgeblichen Qualifikation nach dt. autonomem Recht vgl. Staudinger/Spellenberg, §§ 606 ff. ZPO, Rdn. 34 f., zu diesen Fragen bei der Ehenichtigkeit/Ehe​auf​hebung vgl. B. IV. Aus unserer Sicht bestimmt sich die Rechtsanwendung im Scheidungsverfahren nach Art. 17 Abs. 1 EGBGB - gemeint sind marok. Staatsangehörige; deshalb kommt marok. Recht zur Anwendung nach den Regeln der VO Nr. 1259/10 (verstärkte Zusammenarbeit) -, dazu unten Anm. 4 a, im Übrigen Art. 430 des G 1974 in Marokko, dazu MünchKomm/Bern​reuther, § 606 a ZPO, Rdn. 113, zu den Veränderungen des marokk. Familienrechts Nelle, StAZ 2004, 276 und StAZ 2004, 253 (258), Übersicht Anm. 6, 10 und 12.  Die Verfahrensbeteiligten sind marokk. Staatsangehörige; deshalb kommt marokk. Recht zur Anwendung. Für ein ausl. Urteil, das die Auflösung der Ehe zum Inhalt hat, ist in Marokko (im Allgemeinen) die revision au fond vorgesehen, dazu auch OLG Frankfurt, 1 WF 219/99, aber so wird die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte nicht beeinflusst und auch sonst spielt die Anerkennungsfähigkeit in Marokko für uns keine Rolle. Wird die Sache nicht bereits im Ausland betrieben, entgegenstehende Rechtshängigkeit, kann für Folgesachen die übliche Verbundzuständigkeit in Deutschland nach unseren Regeln hergestellt werden. Dann sind die allg. (Zuständigkeits-) Bestimmungen maßgeblich, also 

- für die elterliche Sorge das MSA/KSÜ, 

- während für Unterhaltsansprüche §§ 232, 105 FamFG eingreifen oder (etwa)  die Vorschriften der VO Nr. 44/2001 (europ. Gesetzgebung bzw. LugÜ) heranzuziehen sind, dazu OLG Frankfurt, 1 UFH 10/02,  denn insoweit bleiben die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 ohne Bedeutung, die sich allein mit Ehesachen pp. und der elterl. Verantwortung beschäftigen,

- und schließlich für den Versorgungsausgleich § 102 FamFG bestimmend wird, zur Zuständigkeit dabei Wagner, Versorgungsausgleich mit Auslandsberührung, S. 7 f. (allerdings noch zum alten Recht), zu besonderen Zuständigkeiten im Verhältnis zu Restjugoslawien/Kroatien Varady, IPrax 1984, 249, 250 und Art. 89 Abs. 2 IPRG-G v. 1.1.1983; OLG Karlsruhe, FamRZ 1984, 57; OLG Stuttgart, IPrax 1984, 277 sowie VI. 7  Anm. 1, Finger, FamRBint 2009, 60; vgl. im Übrigen OLG Karlsruhe FamRBint 2010, 1; zur nachträglichen Regelung des Versorgungsausgleichs I. V.

b. Unter den Staaten der europ. Gesetzgebung (EU-Staaten außer Dänemark) gilt seit 1.3.2005 die VO Nr. 2001/2003, die inzwischen auch Fragen der elterl. Verantwortung für nichteheliche Kinder ebenso einbezieht wie Auseinandersetzungen um die elterliche Sorge, die isoliert geführt werden, anders insoweit noch die Bestimmungen der VO Nr. 1347/2000 (EheGVO), vgl. Kohler, FamRZ 2002, 709, ausf. Finger, FamRB 2003, 134; ders., FRP 2002, 621, 625 Fn. 49; Busch, IPRax 2003, 218 und Helms, FamRZ 2002, 1593, 1594 f.; Leitfaden zur praktischen Anwendung der dabei maßgeblichen Regeln bei www.hefam.de/koll/ comm_2005_082_de.pdf und europa.eu.int/comm/justice_ho​me/ejn/parental_​resp/parental_resp​​_ec_​vdm_​de.pdf. Ihre Vorschriften erfassen auch Staatsangehörige von Drittstaaten, die nicht an der europ. Gesetzgebung teilnehmen, dazu AG Leverkusen, FamRZ 2006, 1384 (Kuba), falls sie nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, vgl. dazu auch OLG Koblenz, FamRZ 2009, 611 = FamRBint. 2009, 24 mit Anm. Yassari für den Iran, vgl. im Übrigen schon a. Im Verhältnis zu den neuen Mitgliedstaaten gelten die besonderen Regeln ohne weiteren Übernahmeakt. Doch beschränkt sich die VO Nr. 2201/2003 auf "Verfahren, die … die Ehescheidung, die Trennung ohne Auflösung des Ehebandes oder die Ungültigerklärung einer Ehe" zum Gegenstand haben", Nr. 10 der vorangestellten Erwägungen, nicht (etwa) für schlichte Herstellungsverlangen, wohl aber für Klagen auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens einer Ehe. Im Übrigen erfasst sie nicht "Fragen, die das Scheidungsverschulden, das Ehegüterrecht, die Unterhaltspflicht oder sonstige mögliche Nebenaspekte (betreffen), auch wenn sie mit den vorgenannten Verfahren zusammenhängen", S. 2. Verdrängt ist aus unserer Sicht (Zuständigkeit) § 98 FamFG wie früher § 606 a ZPO. Selbst wenn nur einer der Beteiligten in Deutschland lebt, können dt. Gerichte daher internat. zuständig sein. 

c. Zuständigkeiten nach der VO Nr. 2201/2003 können auch bei "mehrfacher Aufenthaltsnahme" in einem Mitgliedstaat erfüllt sein, zur inl. Bewertung dabei OLG Oldenburg, NJW-RR 2010, 1592, etwa weil ein Ehegatte mit dem anderen in einem Mitgliedstaat wohnt (hier: Griechenland), in einem anderen Staat aber studiert und dort auch seine berufliche Tätigkeit ausübt (hier: Großbritannien) als Flugbegleiterin bei einer britischen Gesellschaft, dazu Finger, FuR 2010, 68, wobei der Antragsteller entscheidet. Sind die Beteiligten gleichzeitig Staatsangehörige mehrerer Staaten (der europ. Gesetzgebung), bestehen für sie (ebenfalls) Wahlbefugnisse, bei welchen Gerichten sie ihr Verfahren führen wollen, ohne dass "Effektivitätsgesichtspunkte" eine Rolle spielen, also insbesondere unerheblich bleibt, ob sie in dem Land den Scheidungsantrag einreichen, in dem sie auch ihren tatsächlichen Lebensmittelpunkt haben, dazu EuGH, FamRZ 2009, 1571 mit Anm. Kohler, 1574 = FamRBint 2009, 72; Bespr. bei Rieck, FamFR 2009, 32; Hau, IPrax 2010, 50 und Bilger, IPrax 2010, 54, im Übrigen  IntFamR/Finger, 8.2.2/Anhang (VO Nr. 2201/2003), Beispiele 11a und 11b.
d. Die Anerkennung einer in einem Mitgliedstaat ergangenen Entscheidung erfolgt in den anderen Mitgliedstaaten ohne weiteres und ohne besonderes Verfahren, vgl. bei uns § 107 FamFG (bisher: Art. 7 § 1 FamRÄndG) und unten K. I. 1, Art. 21 Abs. 1 VO Nr. 2201/2003. Enge Ausnahmen legen (lediglich) Art. 22 ff. VO Nr. 2201/2003 fest. Unterschiede beim anzuwendenden Recht sind stets ohne Bedeutung, Art. 25 VO Nr. 2201/2003. Für die Vollstreckung gelten Art. 28 ff. VO Nr. 2201/2003 mit einer Liste der zuständigen Gerichte, im Bezirk des KG das AG Berlin-Pankow/Weißensee, sonst das FamG am Sitz des zuständigen OLG. Sind dt. Gerichte für Folgesachen im Verbundverfahren internat. zuständig, richten sich Anerkennung und Vollstreckung allerdings nicht nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003, sondern nach den sonst maßgeblichen Vorschriften. 

e. Deutschland nimmt mit anderen, Staaten der europ. Gesetzgebung an der verstärkten Zusammenarbeit im Scheidungskollisionsrecht teil, vgl. nun VO Nr. 1259/10, ABl. EU 2010 L 343 S. 10, wobei wir die Rechtsregeln dieser Verordnung nicht nur auf die Staatsangehörigkeit der teilnehmenden Staaten beschränken, sondern für alle heranziehen, die die üblichen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, insbes. durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme in einem Mitgliedstaat. An die Stelle der bisherigen Anknüpfungsleiter nach Art. 14 Abs. 1 EGBGB wird eine gestufte Abfolge treten, die

- zunächst auf die Rechtswahl der Parteien abstellt, wobei sie bedenken sollten, wie die Anerkennungsregeln in ihrem jeweiligen Heimatland sind, um sich nicht so erst selbst die Wirkungen des dt. Scheidungsstatutes dort zu erschweren,

- an zweiter Stelle gemeinsames Aufenthaltsrecht oder letztes gemeinsames gewöhnliches Aufenthaltsrechts tritt, falls ein Ehegatte noch dort geblieben ist und der Umzug des anderen nicht länger als ein Jahr zurückliegt,

- während die Staatsangehörigkeit erst mit dritter Wertigkeit bestimmend wird und

- an die letzte Stelle, wenn sonst keine Anknüpfung gelingt, die lex fori tritt, wenn das angerufene Gericht internat. zuständig ist, dazu vor allem Art. 3 VO Nr. 2201/2003, zu den Regeln der verstärkten Zusammenarbeit vgl. Finger, FuR 2011, 61 und ders., FuR 2011, 313 sowie ausf. Mansel/Thorn/Wagner, IPrax 2011, 1; die besonderen Bestimmungen treten am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft, gelten aber erst nach dem 21.06.2012; zu Veränderungsvorschlägen aus dt. Sicht, die sich aber nicht durchgesetzt hat, BR-Drucks. 184/10.
      2. Für die örtl. Zuständigkeit des angerufenen FamG gelten unsere allgem. Regeln, die wir auch sonst für den Verfahrensablauf heranziehen, lex fori, § 122 FamFG, zur örtlichen Zuständigkeit im Bereich der VO Nr. 2201/2003 vgl. Anlage I der VO, bzw. die Bestimmungen des IntFamRVG – BGBl. 2005 I 162 -, die ab 1.3.2005 an die Stelle von §§ 50 ff. AVAG getreten sind, zu weiteren Einzelheiten Wagner, IPRax 2001, 73.

     3. Auch über die sonstigen Förmlichkeiten des Verfahrens bestimmt die inländische lex fori, zum Inhalt der Antragschrift § 133 Abs. 1 und 2 FamFG, so dass Angaben über gemeinschaftliche minderjährige Kinder ebenso notwendig werden wie zur Anhängigkeit anderer Familiensachen, vgl. dazu Anm. 8, da sich so Auswirkungen auf die gerichtl. Zuständigkeit dieser Verfahren ergeben können, vgl. etwa §§ 153 FamFG für Kindschafts-, 223 für Unterhalts- und 229 für Güterrechtssachen, weil das bisher zuständige Gericht die Angelegenheit an das Gericht der Ehesache abzugeben hat, vgl. dazu auch Anm. 8. Für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe, dazu Kühner, FamRB 2009, 82; Götsche, FamRZ 2009, 383, gelten bei Verfahrensbetrieb in Deutschland dt. innerstaatlichen Regeln, wobei im Verhältnis der EU-Staaten untereinander seit 1.1.2003 auch eine EU-Richtlinie zu berücksichtigen ist, Text bei IntFamR/Finger, 8.3B, aber ein Änderungsgesetz für weitere Klarstellung sorgen wird. Fehlende Anerkennungs​fähigkeit eines dt. Scheidungsurteils im Ausland, insbes. im Heimatland der Parteien, kann Grund sein, bei uns Verfahrenskostenhilfe zu versagen, dazu, allerdings in der Zwischenzeit überholt, da dt. Scheidungsurteile in Marokko anerkannt werden, OLG Frankfurt, 1 WF 219/99; anders ohnehin für Serbien/Montenegro OLG Stuttgart, 17 WF 31/04.

     4. a. Aus unserer Sicht ist für die Rechtsanwendung der Beteiligten im Scheidungsverfahren Art. 17 EGBGB maßgeblich, die zunächst auf die gemeinsame oder letzte gemeinsame Staatsangehörigkeit der Parteien abstellt, dann auf den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt oder den letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt, schließlich und mit dritter Wertigkeit auf eine sonstige, engste Verbindung beider Eheleute zu einer Rechtsordnung. Nach der Neuregelung könnte dagegen dt. Recht zur Anwendung kommen, wenn sich die Ehegatten durch Rechtswahl so entscheiden, verstärkte Zusammenarbeit im Scheidungskollisionsrecht, dazu erste Übersicht bei Finger, FuR 2011, 61 und ders. FuR 2011, 313. Für die Eheaufhebung bzw. die Ehenichtigkeit wird dagegen Art. 13 EGBGB Grundlage, dazu B. IV. Anm. 6 mit Nachw. Ob damit ein dt. Scheidungsurteil (nach dt. Recht) in Marokko anerkennungsfähig ist, steht allerdings dahin. Deshalb sollten sich die Parteien gut überlegen, ob sie nicht marokk. Heimatrecht für ihr Scheidungsverfahren ausdrücklich wählen, denn die Scheidungsfolgen bestimmen sich ohnehin nach unseren eigenen Regeln (für die Frau wären damit keine größeren Nachteile verbunden). Trifft eine ausl. mit der dt. Staatsangehörigkeit zusammen, wird dt. Recht maßgeblich, Art. 5 Abs. 1 S.2 EGBGB. Mehrfache gewöhnliche Aufenthaltsnahme ist nicht ausgeschlossen, dazu OLG Oldenburg, NJW-RR 2010, 1592, aber eine Privilegierung des dt. Rechts scheidet aus, wenn einer der gewöhnlichen Aufenthaltsorte in Deutschland liegt.

b. Soweit Art. 17 EGBGB Grundlage ist, gehen wir Rück- und Weiterverweisungen nach, die sich - insbesondere im Verhältnis zu Ländern des anglo-amerikanischen Rechtskreises - auch aus Zuständigkeitsregeln und entspr. Anordnungen (jurisdiction) und damit verdeckt ergeben können, zu Einzelheiten IntFamR/Finger, Art. 14 EGBGB, Rdn. 5 und 6; ders., FuR 2010, 181, zu den Auswirkungen auf das eheliche Güterrecht – durch Verfahrensführung im Ausland kann ein dt. Ehegatte den dt. güterrechtlichen Regeln ausweichen, aber andererseits kann auch ein Ausländer, wenn er in Deutschland die gerichtl. Auseinandersetzung führen kann, seinem Partner sonst nicht anwendbares dt. Güterrecht aufdrängen – Finger, FuR 2009, 181. Maßgeblicher Zeitpunkt ist dabei die Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags. Spätere Veränderungen im Ehewirkungsstatut bleiben ohne Auswirkungen. Hält das sonst berufene ausl. Recht neben einer Verweisungsvorschrift für die persönlichen Ehewirkungen eine besondere Anknüpfungsregel gerade für die Ehescheidung bereit, folgen wir ihr vorrangig, dazu Kegel, § 20 VII 2 a S. 745 mit Nachw., so dass sich bei unterschiedlicher Weiter- oder Rückverweisung auch Unterschiede für unsere Rechtsanwendung ergeben können, vgl. dazu Kegel, § 20 VII 2 a S. 745, a.A. OLG Schleswig, OLGReport Schleswig 2001, 307 für Argentinien. Dt. Aufenthaltsrecht kommt selbst dann zur Anwendung, wenn beide Partner bei der Heirat gemeinsam (noch) einem Staat angehört haben, in der Zwischenzeit aber unterschiedlicher Staatsangehörigkeit sind (Beispiel: frühere Bundesrepublik Jugoslawien, jetzt: Kroatien und Slowenien). Doch kann für das eheliche Güterrecht wegen Art. 15 EGBGB und der dort angesprochenen Unwandelbarkeit eine andere Anknüpfung möglich sein/werden/bleiben, dazu OLG Düsseldorf, 1 UF 76/94 und OLG Frankfurt, 5 UF 11/99, abzufragen unter www.olgfamsen.de und unten C. VI. 7; zu Art. 14 Abs. 1  türk. IPRG (G Nr. 5718), früher Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG, mit Rückverweisung auf dt. Recht bei Staatsangehörigkeitswechsel für die persönlichen Ehewirkungen vgl. A. VII. 2 Anm. 1 Abs. 2 und 13 mit Nachw., vgl. aber auch Art. 15 türk. IPRG für das eheliche Güterrecht (Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts) und Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40  (42/43).

c. Ist eine Partei Staatsangehöriger mehreren Staaten, legt seine effektive Zugehörigkeit zu einem Staat die Rechtsanwendung aus unserer Sicht fest, aber bei mehrfacher Aufenthaltsnahme ist eine Privilegierung des effektiven gewöhnlichen Aufenthalts (oder vielleicht sogar der dt. Aufenthaltsnahme, dazu Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB) in dieser Form nicht möglich, vgl. allg. Oldenburg, NJW-RR 2010, 1592. Ist er nicht nur Angehöriger eines ausl. Staates, sondern auch deutscher Staatsangehöriger, setzt sich die Zugehörigkeit zu Deutschland allerdings stets durch, vgl. dazu Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB. Für Deutsche (auch Mehrstaater) gelten im Übrigen die besonderen Vorteile aus Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB, aber auch nur für sie, vgl. zu weiteren Einzelheiten dabei A. VII. 2 Anm. 1 c und OLG Frankfurt, FamRZ 2004, 953 nach OLG Schleswig, 12 UF 102/03 mit Anm. Finger, FamRB 2004, 187, wobei  die Erschwernisse des ital. Scheidungsrechts (abgesehen von Fällen schwerer Strafbarkeit ist dort zunächst ein Trennungsverfahren vorgesehen, das vor der Scheidung abgelaufen sein muss, wobei erst nach Ablauf von drei Jahren nach der gerichtl. Bestätigung der Trennung oder dem Ausspruch des Gerichts zu ihr Scheidungsantrag gestellt werden kann) nicht ausreichen, um einem dt. Partner den Zugriff auf Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB zu ermöglichen, dazu BGH, FamRZ 2007, 113. 

d. Rechtshängigkeit beurteilen wir für uns nach unseren allgem. Verfahrensregeln, vgl. zu diesen Punkten Philippi, FamRZ 2000, 525. Wird die Sache im Ausland bereits betrieben, steht sie einem Verfahren bei uns bei identischem Streitgegenstand entgegen, wobei wir eine Doppelqualifikation vornehmen, die zunächst ausl. Recht erfasst (wie wird Rechtshängigkeit dort ausgelöst?), und dann eine Bewertung nach unseren Bestimmungen anschließen (sind die Folgen im Ausland mit unseren Rechtshängigkeitswirkungen vergleichbar?), dazu im Einzelnen Finger, FuR 1999, 310 und Gruber,  FamRZ 1999, 1563. Weitere Voraussetzung ist zudem die Anerkennung des im Ausland ergehenden Urteils in Deutschland, dazu OLG Bamberg, NJWE-FER 2000, 160; ebenso OLG Oldenburg, FamRZ 2007, 137 für eine Get-Scheidung aus Israel, die wir als "Privatscheidung" ansehen und daher nicht anerkennen können, soweit deutsches Recht Scheidungsstatut ist; zur Rechtshängigkeit, die ein bei einem englischen Gericht zur Regelung der Scheidungsfolgen gestellter Antrag für ein deutsches Unterhaltsverfahren auslöst, OLG Celle, 17 WF 130/08. Nach Art. 16 VO Nr. 2201/2003 gilt, soweit die europarechtl. Bestimmungen eingreifen, ein Gericht als angerufen a) zu dem Zeitpunkt, zu dem "das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück bei Gericht eingereicht wurde, vorausgesetzt, dass der Ast. es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden Maßnahmen zu treffen, um die Zustellung des Schriftstückes an den Ag. zu bewirken", oder b) falls die Zustellung an den Ag. vor Einreichung des Schriftstücks bei Gericht zu bewirken ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem die für die Zustellung verantwortliche Stelle das Schriftstück erhalten hat, vorausgesetzt, dass der Ast. es in der Folge nicht versäumt hat, die ihm obliegenden Maßnahmen zu treffen, um das Schriftstück bei Gericht einzureichen. Allerdings ist insoweit Rechtshängigkeit (durch Anhängigkeit bei Gericht) nur im Verhältnis der  Staaten festgelegt, die an der europ. Gesetzgebung teilnehmen, denn andere können wir nicht einbeziehen, insbesondere also auch nicht die Türkei, so dass türk. Rechtshängigkeit immer noch dt. Rechtshängigkeit weitgehend vorgeht, die wir nach unseren Bestimmungen beurteilen, wenn sie nach den dortigen Regeln vorrangig eingetreten ist.

e.  Ausländisches Recht ist stets von Amts wegen zu ermitteln. Deshalb darf ein Scheidungsantrag nicht als unschlüssig abgewiesen bzw. die für ihn nachgesuchte Verfahrenskostenhilfe verweigert werden, weil der Inhalt des maßgeblichen Rechts von den Beteiligten (bisher) nicht mitgeteilt ist, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 (für Russland); zur Haftpflichtversicherung des Anwalts bei Tätigkeit "im" ausl. Recht (im Allg. und ohne besondere Ausdehnung besteht durchgängig nur Versicherungsschutz für die Länder Europas und/oder Russland bzw. die ehemalige Sowjetunion) vgl. Finger, FuR 1998, 19; Lindner, AnwBl. 2003, 169, aber zumindest einige größere Unternehmen sind in der Zwischenzeit bereit, gegen Erhöhung der sonst zu zahlenden Prämie eine umfassende Versicherung anzubieten; zur Möglichkeit der Haftungsfreizeichnung § 51 a BRAO Borgmann, BRAK-Mitt. 2000, 180; knapp Zimmermann, NJW 2005, 177; zur Rechtschutzversicherung (Familiensachen sind durchgängig ausgenommen) Eitel, FF 2009, 64, 69 f. Schaltet der Anwalt von sich aus einen ausl. Partner ein, haftet er seinem Mandanten gegenüber nach § 278 BGB.
    5. Für die Form der Eheschließung gilt Art. 11 EGBGB. Ausreichend ist aus unserer Sicht jedenfalls die Ortsform, aber Marokko gestattet eigenen Staatsangehörigen, die sich gewöhnlich im Ausland aufhalten, eine Heirat nach Ortsrecht nur, wenn die Ehefrau nicht auf die Brautgabe verzichtet und im Übrigen zwei musl. Zeugen bei der Eheschließung zugegen sind, wobei der Standesbeamte nicht materiell teilnimmt, sondern lediglich anwesend ist, dazu Sturm, StAZ 2005, 1, 9 (die Mitwirkung des Ehevormundes ist bei erwachsenen Personen nach neuem marokk. Familienrecht nicht mehr vorgesehen, Nelle, StAZ 2004, 253 (258); Finger, FuR 2005, 156 und Sturm, StAZ 2005, 1, 9 Fn. 104; Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949 (1950) und Art. 25 FamFG), vgl. zu Einzelheiten Art. 14 FamFG. Ob die Heirat die vorgesehenen Folgen auslöst und zu einer wirksamen Ehe führt, entscheiden wir aus Art. 13 EGBGB fiktiv und unabhängig von der Hauptfrage nach selbständiger Anknüpfung der Vorfrage, dazu Palandt/Thorn, Vor Art. 13 EGBGB, Rdn. 29 f. und IntFamR/Finger, Rdn. 35 f., um den inhaltlichen Gleichlauf in allen maßgeblichen Teilbereichen sicherzustellen und zu vermeiden, dass dieselbe Frage unterschiedlich beantwortet wird (für den Versorgungsausgleich - als Beispiel - könnte sonst die Ehe wirksam sein, für das eheliche Güterrecht aber nicht). Im Übrigen kann Art. 6 EGBGB (ordre public) eine Rolle spielen, etwa bei religiös begründeten Ehehindernissen im Heimatland (Beispiel Iran: eine Muslimin darf die Ehe nur mit einem gläubigen Muslim eingehen, dazu Finger, FuR 1999, 58, 158 und 215), für uns inakzeptablen Altersgrenzen (Kinderehen), Beispiel AG Tübingen, ZfJ 1992, 48 mit Anm. Coester, ZfJ 1992, 241 (Uruguay), kritisch insoweit auch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB, Rdn. 203, oder staatlichen Genehmigungsvorbehalten, Beispiel § 18 Abs. 1 S. 2 RAG der ehem. DDR; zum Eheverbot unter Verschwägerten (Verstoß gegen Art. 8 EMRK) EuGHMR, FamRZ 2006, 181 mit Anm. Henrich, für Onkel und Tanten bzw. Nichten und Neffen (für die Türkei Art. 129 türk. ZGB) vgl. B. V. 2 Anm. 5a mit Nachw. Amnestiegesetze  im  Heimatland bzw. staatliche Registrierung dort können  für uns Folgen  haben und die zunächst unwirksame "Ehe" heilen,   dazu   und   für  die Türkei (Imam​​​ehe) vgl. Hohloch, JuS 1998, 271 mit Nachw. und Finger,  FuR 1998, 398, 400; OLG Zweibrücken, NJW-RR 1997, 1227. Ist die Eheschließung fremder Staatsangehöriger aus Formgründen unwirksam, etwa weil sie im Inland vor einem nicht ermächtigten Geistlichen geschlossen wurde, kann die spätere, nach Heimatrecht vorgesehene Ehebestätigung, dazu OLG Hamm, FamRZ 2000, 823; ausf. Sturm, StAZ 2005, 1, wiederum zu einer anderen Bewertung von diesem Zeitpunkt an auch für uns führen, so dass wir von nun an von einer als Ehe gültigen Verbindung auszugehen haben, wiederum OLG Hamm, FamRZ 2000, 823. Zur Form zählen wir den Abschluss in Botenschaft, Handschuhehe, dazu B. IV. Anm. 13 Abs. 1 mit Nachw. und KG, 1 W 173/03 für die Eheschließung einer deutschen Frau in Pakistan mit einem pak. Asylbewerber, der in Deutschland lebt und deshalb nicht ausreisen kann, nicht aber in Stellvertretung mit Auswahlmöglichkeiten des Beauftragten nach allgem. Angaben oder frei nach seinen eigenen Vorstellungen; vgl. zuletzt OLG Zweibrücken, FamFR 2011, 166 mit Anm. Finger.  Bei der Eheschließung müssen beide Ehegatten ehemündig sein, dazu Art. 19 FamFG und Nelle, StAZ 2004, 253 (258), wobei der Mann und die Frau das 18. Lebensjahr vollendet haben müssen (früher: Ehefrau mit 15 Jahren, Art. 8 CSPS).
     6a. Für die Ehescheidung und die nicht eigens geregelten Scheidungsfolgen ist  gemäß Art. 17 EGBGB marokk. Recht maßgeblich, nämlich die Bestimmungen des FamFG 2004, abgedr. nun bei Bergmann/Ferid/Henrich, Internat. Eherecht, Länderbericht Marokko, vgl. auch OLG Hamm, FamRBint 2012, 1, zu den Veränderungen dort sonst Nelle, StAZ 2004, 276 (Gesetzestext) und StAZ 2004, 253 (258)  (Bericht über die Rechtslage der Maghreb-Staaten); Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949, die die Bestimmungen des CSPS ersetzt haben. Nach früheren marokk. Bestimmungen wäre die Auflösung der Ehe durch Verstoßung der Frau durch den Mann erfolgt, zum talaq im Iran A. VIII., aber vieles hat sich seit 2004 geändert, so dass aus unserer Sicht die grundsätzlichen Bedenken geringer geworden sind, anders aber wiederum OLG Hamm, FamRBint 2012, 2, weil nach wie vor der Ehemann durch einfache Erklärung (Verstoßung) die Scheidung erreichen kann, während die Ehefrau auf für sie bestehende Scheidungsgründe angewiesen ist (besonders misslich wäre dann allerdings, wenn wir diesen Scheidungsgrund für den Ehemann als ordre public-widrig einschätzen und verwerfen würden, denn so ständen ihm überhaupt keine weiteren Scheidungsgründe offen, auf die sich nach mar. Recht sonst nur für die Ehefrau berufen kann). Denn:
aa. die Auflösung einer Ehe durch Scheidungserklärung (insoweit immer noch einseitig) unter gerichtlicher Aufsicht oder gerichtliche Scheidung darf nur herbeigeführt werden, wenn außergewöhnliche Umstände vorliegen und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Anwendung des geringstmöglichen Übels in Anbetracht der familiären Trennung und der schädlichen Auswirkung der Trennung auf die Kinder, dazu Art. 70 FamFG. 

bb. Die Scheidungserklärung unter gerichtlicher Aufsicht, die notwendig ist, ist die Auflösung der Ehebande, sie erfolgt auf Betreibung des Ehemannes oder der Ehefrau (für sie aber nur ausnahmsweise, wenn ihr diese Befugnis etwa im Ehevertrag übertragen worden ist) gemäß den für jeden von ihnen geltenden Bedingungen, unter Aufsicht des Richters und gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzbuches, Art. 78 FamFG.

cc. Wer eine Scheidung erklären will, bedarf der gerichtlichen Genehmigung, um eine entsprechende Urkunde von zwei dazu befähigten Zivilstandsnotaren (Adulen) im Amtsbezirk des Gerichts zu errichten, in welchem sich die eheliche Wohnung, die Wohnung der Ehefrau oder der Aufenthaltsort befindet oder in welchem die Ehe geschlossen wurde, gemäß der vorstehenden Reihenfolge, Art. 79 FamFG.

dd. Der Antrag auf Erlass und zur Einholung der Bestätigung einer Scheidungsurkunde, und das ist ebenfalls notwendig, muss Angaben über Identität, Beruf und Anschrift der Ehegatten, sowie ggf. die Zahl der Kinder, ihr Alter, ihren Gesundheitszustand sowie ggf. ihre Ausbildungssituation enthalten. Die Urkunde wird dem Antrag ebenso beigefügt wie Nachweise über die finanzielle Lage des Ehemannes und seine finanzielle Verpflichtung, Art. 80 FamFG.

ee. Anschließend lädt das Gericht die Ehefrau zu einem Versöhnungsversuch vor. Hat der Ehemann die Vorladung erhalten, erscheint aber zum Termin nicht, wird unterstellt, dass er seinen Antrag zurückgenommen hat. Hat die Ehefrau die Vorladung persönlich erhalten und ist sie nicht erschienen und nimmt sie auch nicht schriftlich Stellung, übersendet ihr das Gericht über den Vertreter des öffentlichen Interesses eine Ermahnung, welche verdeutlicht, dass im Falle ihres Fernbleibens die Sache ohne ihre Anwesenheit verhandelt und entschieden wird, Art. 81 Abs. 1 bis 3 FamFG.

ff. Erscheinen beide Ehegatten, findet die Verhandlung einschließlich der Vernehmung der Zeugen oder anderer Personen, deren Anhörung das Gericht für nützlich hält, im Beratungsraum des Gerichtes statt, dazu Art. 82 Abs. 1 FamFG.

gg. Scheitert die Versöhnung, legt das Gericht einen Betrag fest, den der Ehemann binnen einer Frist von höchstens 30 Tagen bei der Gerichtskasse einzuzahlen hat, um die in  beiden folgenden Artikeln vorgesehenen Ansprüche seiner Ehefrau und seiner unterhaltsberechtigten Kinder zu befriedigen, Art. 83 FamFG.

Dabei umfassen die Ansprüche der Ehefrau den aufgeschobenen Teil der Brautgabe, soweit einschlägig, den Unterhalt während der gesetzlichen Wartefrist und das Trostgeschenk (Muta); dieses wird in Ansehung der Ehedauer, der wirtschaftlichen Verhältnisse des Ehemannes, der Gründe für die Scheidung und der Schwere des bei der Ausübung dieses Rechts festgestellten Missbrauchs seitens des Mannes festgelegt, Art. 84 Abs. 1 FamFG. Während der gesetzlichen Wartefrist bleibt die Ehefrau in der Ehewohnung, oder, wenn dies erforderlich ist, in einer anderen Wohnung, die der Ehefrau und den wirtschaftlichen Verhältnissen des Ehemannes angemessen ist. In Ermangelung dessen legt das Gericht die Höhe der Kosten für eine Wohnung fest, welche ebenfalls bei der Geschäftsstelle des Gerichts zu hinterlegen sind, als Teile der Ehefrau zustehende Ansprüche, Art. 84 Abs. 2.

hh. Hinterlegt der Ehemann den in Art. 83 bestimmten Betrag nicht innerhalb der vorgesehenen Frist, wird davon ausgegangen, dass er die Scheidung aufgegeben hat und dies vom Gericht vermerkt, Art. 86 FamFG. Sobald der Ehemann den geforderten Betrag hinterlegt, ermächtigt ihn das Gericht, die Scheidung von zwei Zivilstandsnotaren (Adulen) des gleichen Gerichtsbezirks beurkunden zu lassen. Nach Bestätigung der Scheidungsurkunde durch den Richter wird dem Gericht, das die Scheidung genehmigt hat, eine Ausfertigung zugeleitet, Art. 86 und 87 FamFG. Nach Eingang der gerade genannten Ausfertigung trifft das Gericht eine mit Gründen versehene Entscheidung, die folgende Punkte enthält:

- Name und Vorname der Eheleute, Geburtsdatum und Geburtsort, Datum und Ort ihrer Eheschließung sowie Wohnsitz oder Aufenthaltsort,

- eine Zusammenfassung der Einlassungen und Anträge der Parteien, der von ihnen vorgebrachten Einreden und Beweismittel, die in der Tatsache durchgeführten Verfahren sowie die Schlussfolgerung des Vertreters des öffentlichen Interesses,

- das Datum der Beurkundung der Scheidung durch die Adulen,

- das Vorliegen bzw. die Abwesenheit einer Schwangerschaft,

- Name und Vorname der Kinder, ihr Alter, die mit der Sorge betrauten Person, die Besuchsregelung,

- die Erklärung der Ansprüche gem. Art. 84 und 85 sowie die Vergütung für die Sorge nach Ablauf der gesetzlichen Pflicht, wobei die Gerichtsentscheidung Rechtsbehelfen gemäß den allgemeinen Verfahrensregeln zugänglich ist, Art. 88 FamFG. Hat der Ehemann seiner Frau ein Wahlrecht in Bezug auf die Scheidung zugestanden, kann diese bei Gericht die Scheidung gem. Art. 79 bis 80 beantragen, also eben nur wie der Ehemann. Dann überzeugt sich das Gericht davon, ob alle zwischen den Eheleuten vereinbarten Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts vorliegen und unternimmt einen Versöhnungsversuch, wobei, wenn dieser scheitert, das Gericht die Ehefrau zur Vornahme der Scheidungserklärung von zwei Zivilstandsnotaren (Adulen) ermächtigt und über ihre Ansprüche sowie sie ggf. über die Ansprüche der Kinder entscheidet, Art. 89 FamFG mit Verweis auf Art. 84 und 85 FamFG. Der Ehemann kann ein seiner Ehefrau zugestandenes Wahlrecht nicht widerrufen.

i. Vorgesehen ist auch die gerichtl. Entscheidung auf Antrag eines Ehegatten wegen Uneinigkeit, wobei sich Einzelheiten aus Art. 94 ff. FamFG ergeben. Art. 99 ff. lassen die Ehescheidung zu bei "Nichterfüllung einer ehevertraglichen Verpflichtung oder bei Schädigung".

b. aa. Die Ehefrau  kann im Übrigen Ehescheidung nach Art. 104 ff. FamFG beantragen, wenn sich der Ehemann länger als ein Jahr aus der Ehewohnung entfernt, Abs. 1. Das Gericht überzeugt sich dann mit allen Mitteln von dieser Abwesenheit, von ihrer Dauer und dem Ort, an dem sich der Abwesende befindet, wobei es den Ehemann zu benachrichtigen kann, wenn dessen Anschrift bekannt ist, damit dieser Stellung nehmen kann, und weist ihn darauf hin, dass sonst die Scheidung ausgesprochen wird, wenn er nicht zu seiner Frau zurückkehrt oder diese zu sich kommen lässt. Art. 104 FamFG. Verbüßt der Ehemann eine Gefängnis- oder Haftstrafe von mehr als drei Jahren, kann die Ehefrau die gerichtl. Scheidung nach dem ersten Haftjahr verlangen. In jedem Fall kann sie dies nach dem zweiten Haftjahr ihres Ehemannes verlangen, Art. 106 FamFG.
bb. Auch die Ehefrau kann die Scheidung der Ehe bei Gericht beantragen. Dabei stehen ihr mehrere Wege offen:

a. Entfernt sich ein Ehemann für mehr als ein Jahr aus der Ehewohnung, kann die Ehefrau die gerichtliche Scheidung wegen Abwesenheit verlangen, 
b. und sie kann körperliche Mängel anführen, die der Stabilität des ehelichen Zusammenlebens schädlich sind und einen Grund für dessen Beendigung bilden, vgl. zu Einzelheiten Art. 107 FamFG, weitere Einzelheiten Art. 108 FamFG und für die Brautgabe Art. 109 ff. FamFG. 

c. Legt der Ehemann ein Enthaltsamkeitsgelübte oder Verlassensgelübte ab, kann das Gericht den Ehemann auffordern, wenn die Ehefrau das beantragt, zu seiner Frau zurückzukehren, und dabei kann dem Ehemann eine Frist von vier Monaten auferlegt werden. Hält er sie nicht ein, spricht das Gericht die Scheidung aus, Art. 112 FamFG.

d. Sonst ist auf Antrag der Frau, aber auch des Mannes, die Scheidung wegen Uneinigkeit vorgesehen, vgl. zu Einzelheiten Art. 94 ff. FamFG (also: Zerrüttung).

e. Schließlich kann die Ehefrau Scheidung beantragen, wenn der Ehemann seinen Unterhaltsverpflichtungen nicht nachkommt. Notwendig sind folgende Voraussetzungen:

- Der Ehemann muss über zur Versorgung seiner Ehefrau ausreichendes Vermögen verfügen, und wenn das der Fall ist, kann das Gericht dieses in Anspruch nehmen und spricht demzufolge keine Scheidung aus (heißt: der Ehemann muss Unterhalt leisten), Art. 102 Nr. 1 FamFG.

- Wenn der Ehemann ordnungsgemäß nachweist, dass er über kein entsprechendes Vermögen verfügt, setzt ihm das Gericht entsprechend seiner Lage eine Frist von höchstens 30 Tagen, um seine Unterhaltspflicht zu erfüllen, "widrigenfalls wird die gerichtliche Scheidung der Ehe ausgesprochen, es sei denn, es liegt höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor", Nr. 2. spricht das Gericht die Scheidung sofort aus, wenn der Ehemann die Unterhaltsleistung verweigert ohne seine wirtschaftliche Unfähigkeit nachzuweisen. Zu weiteren Einzelheiten Art. 103 FamFG.

c. Nach den Veränderungen 2004 ist auch die einvernehmliche Ehescheidung möglich, dazu Art. 114 FamFG (ohne Ausgleich), Art. 115 ff. (Scheidung gegen Ausgleich), zur widerruflichen Scheidung und zur unwiderruflichen Scheidung Art. 122 ff. FamFG.

d. Wird der Streit zwischen den Ehegatten vor Gericht gebracht und erweist sich ihr Zusammenleben als unmöglich, kann das Gericht von Amts wegen oder auf Antrag vorläufige Maßnahmen treffen, die es gegenüber der Ehefrau und 
den Kindern für angemessen hält, einschl. der Wahl, bei einem nahen Verwandten der Ehefrau oder des Ehemannes zu wohnen; dies gilt in Erwartung des Sachurteils. Die vorläufigen Maßnahmen sind sofort vollstreckbar durch Vermittlung des Vertreters des öffentlichen Interesses, Art. 121 FamFG, zur gesetzlichen Wartefrist in allen Fällen Art. 129 ff. FamFG, zur gesetzlichen Wartefrist bei Schwangerschaft Art. 133 FamFG, zum Zusammentreffen unterschiedlicher gesetzlicher Wartefristen Art. 137 FamFG.

   7. Wendet das dt. Gericht für die Scheidung marokkanisches Recht an, wird das Urteil in Marokko wohl (auch) anerkannt, zu  Einschränkungen allerdings Anm. 1 a, zu Einzelheiten Finger, FuR 2005, 198 und Art. 128 Abs. 2 FamFG (in Marokko muss ein Anerkennungsverfahren durchgeführt werden, das sich bei Gerichtsurteilen allerdings auf die Prüfung, ob das ausl. Urteil zu einer Auflösung der Ehe gekommen ist, die marokk. Vorstellungen nicht widersprechen). Bei uns wäre, wenn marokk. Recht zugrunde zu legen ist, also zu klären, ob der Ehemann über ausreichende Mittel verfügt und daher den Unterhalt sicherstellen kann (oder eben nicht). Nach längerer Berufstätigkeit kann er andererseits staatliche Fördermittel in Anspruch nehmen. Im Übrigen ist Mittellosigkeit nach marokk. Vorstellungen nicht mit Leistungsunfähigkeit nach dt. Unterhaltsrecht gleichzustellen, etwa mit den dort vorgesehenen besonderen Selbstbehalten, zu weiteren Einzelheiten OLG Hamm, IPRax 1995, 174 mit Anm. Henrich, IPRax 1995, 166, OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 1113 (1114), ähnlich für die Unterhaltsbedürftigkeit als Anspruchsvoraussetzung nach iranischem Recht OLG Schleswig, OLGReport Schleswig 2001, 182 und OLG Koblenz, FamRBint 2009, 26 mit Anm. Yassari (wenn ausbleibende Unterhaltszahlungen im Ehefrau als Scheidungsgrund vereinbart waren). Arbeitet der Ag., kann die Ehe auf Antrag der Ehefrau - ohne Trennungszeiten! geschieden werden, denn sein Verdienst reicht aus, um Unterhalt an sie und für die Kinder zu zahlen. Arbeitet er nicht mehr, muss er Arbeitslosengeld/Arbeitslosenhilfe beantragen und im Übrigen den Nachweis führen, dass er sich um eine neue Arbeitsstelle in ausreichender Form bemüht. Ist er mit den Scheidungsabsichten seiner Frau "einverstanden", wird er (wohl) gar nichts vortragen; dann ist die Scheidung bei uns wie von ihr beantragt auszusprechen.  
    8. Für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe wird dt. Recht Grundlage, lex fori, für die EG-Staaten im Übrigen die Richtlinie 2003/8/EG des Rates, zur Versagung von Verfahrenskostenhilfe wegen fehlender Anerkennungsfähigkeit des dt. Urteils im Heimatland Anm. 3 Abs. 2 und OLG Stuttgart, 17 WF 31/04 für Serbien/Montenegro. Für vorrangige Ansprüche auf Zahlung eines Prozesskostenvorschusses kann dt. Unterhaltsrecht maßgeblich werden, wenn insoweit die Streitfrage unterhaltsrechtl. zu qualifizieren ist und der Anspruchsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, denn insoweit wird bei gewöhnlichem Aufenthalt des Unterhaltsberechtigten dt. Recht maßgeblich. Aber ob Herr A. insoweit tatsächlich ausreichende Einkünfte erzielt, ist unsicher. Jedenfalls darf die Ast., die selbst die Voraussetzungen für Verfahrenskostenhilfe erfüllt, nicht auf fernliegende und/oder praktisch nicht realisierbare Forderungen verwiesen werden, Zumutbarkeitserwägungen. Denn sonst würden wir ihr den ihr zustehenden Rechtschutz verweigern.

      9. a. Mit der Anhängigkeit der Ehesache wechselt die Zuständigkeit für das bereits betriebene Verfahren zum Ehegericht, vgl. als Beispiele §§ 153 FamFG für Kindschafts-, 223 für Unterhalts- und 269 für Güterrechtssachen, früher § 621 ZPO. Auch sonst bestimmt sich der Verfahrensablauf nach dt. Prozessrecht, lex fori, im Übrigen schon oben Anm. 2 und 3. Kindesunterhalt macht die Ast. in diesem Verfahren nicht geltend. Sieht ausl. Recht weitere "Förmlichkeiten" vor wie etwa die Mitwirkung der Staatsanwalt​schaft, dazu B. V. 1 Anm. 5 mit Nachw., oder einen besonderen Sühneversuch, dazu Bergerfurth, FamRZ 2001, 12, 13 f. und A. VII. 4 Anm. 10, sollten wir sie erledigen, soweit das möglich ist und wir nicht gegen eigene Grundüberzeugung verstoßen, vgl. zu diesen Punkten auch BGH, FamRZ 2004, 1952 (für den Iran - Anwesenheit von muslimischen Zeugen), um die Anerkennung der deutschen Entscheidung dort sicherzustellen. Umgekehrt ist – etwa – der Sühneversuch nach ausl. Recht, selbst wenn eine ausl. Behörde eingeschaltet ist, nicht als materiell-rechtl. Voraussetzung zu betrachten, sondern prozessrechtlich zu qualifizieren, so dass bei einem Verfahren in Deutschland allein unsere Regeln maßgeblich sind und wir nicht die Vorgaben dort zu erfüllen haben, dazu OLG Stuttgart, OLGReport Stuttgart 2001, 366 und OLG Frankfurt, 6 WF 144/00 (beide für Kroatien), OLG Karlsruhe, FamRZ 1990, 168, 169 für Portugal, OLG Hamm, IPRax 1995, 174, 176 für Marokko; Erman/Hohloch, Art. 17 EGBGB, Rdn. 35 mit Nachw. Ob Kosten für ein Privatgutachten zur Ermittlung und Auslegung ausl. Rechts erstattungsfähig sind, beurteilt sich wie sonst nach ihrer Notwendigkeit, § 91 Abs. 1 ZPO; liegen diese Voraussetzungen vor, können sie erstattungsfähig sein, zu Einzelheiten Mankowski, MDR 2001, 194, wobei grundsätzlich von Erstattungsansprüchen auszugehen ist, wenn die Partei einen Korrespondenzanwalt hinzugezogen hat, der in der betreffenden Rechtsordnung "heimisch" ist, dazu OLG Koblenz, VersR 1996, 1560. Dt. internationales Privatrecht muss allerdings das Gericht selbst kennen, so dass dabei keine Kostenerstattung etwa für ein Gutachten in Betracht kommt, Mankowski, MDR 2001, 194, 197 f.

b. Privatscheidungen "aus" Marokko sind anerkennungsfähig, wenn beide Eheleute marokk. Staatsangehörige sind, also nicht etwa deutsches Scheidungsrecht maßgeblich wird, Art. 17 Abs. 1 EGBGB. Notwendig ist allerdings, dass die Beteiligten dann dort auch ihren "Aufenthaltsort" haben. Erfolgen die nach marokk. Recht vorgesehenen Erklärungen dagegen im Inland - etwa im jeweiligen Generalkonsulat -, bleiben sie für uns ohne Folgen, vgl. § 1564 Abs. 1 S. 1 BGB, Art. 17 Abs. 2 EGBGB und A. VII. 3., doch können sie in und für Marokko wie sonst wirksam sein, so dass wir von einer "hinkenden Ehescheidung" auszugehen haben, die auch entsteht, wenn wir die Verstoßensscheidung durch den Ehemann für ordre public-widrig halten, zu Einzelheiten OLG Hamm, FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher, vgl. im Übrigen A.VIII. für den Iran.
    10. a. Für den Versorgungsausgleich enthält Art. 17 Abs. 3 EGBGB eine Sonderanknüpfung, die Grundlage bleibt, auch wenn für das Scheidungsrecht veränderte Bestimmungen (verstärkte Zusammenarbeit) gelten sollten, denn sonst hätten wir keine weitere Grundlage. Ist seine Durchführung nach den sonst beteiligten Rechtsordnungen nicht vorgesehen oder bietet die dortige Ausgleichsform keine aus unserer Sicht passende Lösung, sondern belastet den Ausgleichsberechtigten mit herben Verlusten (Weggabe für ein Linsengericht, so plastisch Lüderitz, IPRax 1987, 74, 79), kommt dt. Recht unter den in Art. 17 Abs. 3 EGBGB genannten Voraussetzungen zur Anwendung, wobei doppelte Billigkeitserwägungen anzustellen sind, einmal nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB, dann aber auch nach § 27 VersAusglG, zu den maßgeblichen Gesichtspunkten dabei  OLG Koblenz, FamRZ 1998, 1599 (südvietnam. Offizier); OLG München, FuR 1999, 427; OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 163 (Polen) und BGH, FuR 2000, 86 (Türkei); zum Ablauf im Einzelnen Klattenhoff, FuR 2000, 49 und  108, zu weiteren Einzelheiten unten C. X. 10, insbesondere Anm. 10; zu einer Übersicht über Regelungen im Ausland vgl. Wagner, Versorgungsausgleich mit Auslandsberührung, S. 21/22 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 334; ausführlich zum Versorgungsausgleich mit Auslandsbezug Rahm/Künkel/Paetzold, VIII.7.2 zu den Kollisionsregeln, VIII.7.4 für die Abgrenzung inl. und ausländischer Anrechte, VIII.7.5 zur Rentenzahlung ins Ausland und zur freiwilligen Beitragsentrichtung, VIII.7.7 zur Einbeziehung ausländischer Anrechte in den Versorgungsausgleich und VIII.7.42 zu den einzelnen Sozialversicherungsabkommen, die für uns eine Rolle spielen können, zu den maßgeblichen Fragen auch Finger, FF 2002, 154 und ders., FamRBint 2009, 60, zur Neufassung von Art. 17 Abs. 3 EGBGB A. X. 10, Grundlage: Art. 20 VAStrRefG, vgl. auch C. X. 10 Rn. 8.  Ist die Scheidung im Ausland vor dem 1.9.1986 erfolgt, bleibt bisheriges Recht maßgeblich. Dann ist der Versorgungsausgleich als allg. Scheidungsfolge nach Art. 17 EGBGB a.F. zu behandeln, denn Art. 17 Abs. 3 EGBGB ist erst nach diesem Zeitpunkt in Kraft getreten, zu Einzelheiten OLG Bamberg, FamRZ 2003, 1567, folglich ist im Anschluss an die frühere Ehescheidung ein gesondertes Verfahren durchzuführen (auch wenn das Scheidungsurteil lange zurückliegt). Maßgeblich werden die üblichen Abrechnungsdaten, die auf den letzten Tag des Monats abstellen, der der Zustellung des Scheidungsantrages vorausgeht, wobei unsere Regeln maßgeblich werden. Für die Rechtshängigkeit nach den Bestimmungen der (europ.) VO Nr. 2201/2003 entscheidet aber die Anbringung des Antrags bei Gericht, wenn der Antragsteller in der Folgezeit nicht versäumt hat, die Zustellung an den Antragsgegner zu bewirken, so dass beide Daten auseinanderfallen bzw. auseinanderfallen können.

b. Bei uns ist jedenfalls gesonderte Antragstellung notwendig. Sie kann aber schon in der Bitte an das Gericht liegen, die üblichen Fragebögen zu übersenden. Nachträgliche Durchführung ist möglich, wenn Anträge zunächst versäumt wurden. Denn das Verfahren nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB ist keine amtswegige Folgesache. Deshalb kann ein Urteil oder ein Beschluss, das/der sich zum Versorgungsausgleich nicht äußert, auch keine Rechtskraft entfalten. Umgekehrt darf  in einem Verfahren, in dem keine Anträge nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB gestellt sind, das Gericht nicht über den Versorgungsausgleich entscheiden; liegt aber eine solche Entscheidung vor, kann (und muss) sie mit dem üblichen Rechtsmittel angegriffen werden, um ihre Folgen zu beseitigen. Anträge nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB können jederzeit zurückgenommen werden, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 373 und OLG Schleswig, FamRZ 1991, 96, 97 mit Anm. Schultze, wobei sich Voraussetzungen und Folgen nach der lex fori richten, bei Verfahrensführung in Deutschland also nach dt. Prozessrecht.

     11. a. Art. 21 EGBGB  ist seit dem 1.7.1998, KindRG, geändert und bringt nun für die Rechtsbeziehungen des Kindes zu seinen Eltern Aufenthaltsrecht des Kindes zur Anwendung. Brüche zum Haager Minderjährigen Schutzabk., das sonst Regelungsgrundlage für Schutzmaßnahmen für das Kind ist, bestehen daher nicht. Deshalb hat das Haager Abk. v. 5.10.1961 (MSA – zu Zuständigkeitsbestimmungen dabei vgl. Oelkers/Kraeft, FuR 2001, 344) viel von seiner Bedeutung verloren, das sonst Regelungsgrundlage ist, zum KSÜ (Kinderschutzübereinkommen) vgl. Roth/Döring, FuR 1999, 195 mit der schönen Einschätzung als "sleeping beauty", Siehr, DEuFamR 2000, 125 und Schulz, FamRZ 2006, 1309. Für Marokko ist das MSA zwar nicht unmittelbar von Bedeutung, weil Marokko kein Vertragsstaat ist. Aber Deutschland hat den in Art. 13 Abs. 3 MSA vorgesehenen Vorbehalt nicht erklärt. Folglich bringen wir die besonderen Regelungen auch im Verhältnis zu Ländern zur Anwendung, die selbst nicht beigetreten sind, wenn sich die Kinder im Inland aufhalten und für sie bei uns entspr. Schutzmaßnahmen zu treffen sind, zu Zuständigkeitsfragen bei Rechtsstreitigkeiten für Kinder mit gewöhnlichem Aufenthalt in einem Nicht-Vertragsstaat vgl. IntFamR/Finger, Art. 17 EGBGB, Rdn. 130 mit Nachw. OLG Düsseldorf, FamRZ 1999, 689 (Australien) und AG Würzburg, FamRZ 1998, 1319 (USA). Grundlage sind dann die allg. innerstaatlichen Zuständigkeiten, für Kindschaftssachen § 152 FamFG. Dann ist für die internat. Zuständigkeit dt. Gerichte ausreichend, dass

- das Kind Deutscher ist,

- wobei bei Doppelstaatsangehörigkeit die dt. Staatsangehörigkeit vorgeht, Art. 5 EGBGB, 

- während die Staatsangehörigkeit der Eltern ohne Bedeutung bleibt,

- seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat oder

- der Fürsorge durch ein dt. Gericht bedarf, dazu auch KG, FamRZ 1998, 442; OLG Düsseldorf, FamRZ 1999, 669.

Zuständigkeiten nach diesen Regeln sind nicht ausschließlich, zu weiteren Einzelheiten Palandt/Thorn, Art. 21 EGBGB, Rdn. 7 mit Nachw., Schutzmaßnahmen, die das Gericht trifft, richten sich nach den Bestimmungen des MSA berufenen Recht, wobei insoweit das Aufenthaltsrecht des Kindes maßgeblich wird, Art. 1 und 2 MSA, zu beachten sind heimatstaatliche Gewaltverhältnisse, Art. 3 MSA. 

b. Art. 99 CSPS sah bisher zwar schon vor, dass nach Zerbrechen der Ehe das Sorgerecht grundsätzlich der Kindesmutter zusteht. Nach Art. 107 CSPS verlor sie – ebenso wie der sorgeberechtigte Ehemann – allerdings ihre Befugnisse, wenn sie ihren Wohnsitz in eine andere Stadt verlegte und dadurch der Kindesvater außerstande geriet, die Lebensverhältnisse des Kindes zu überwachen und seine Verpflichtungen zu erfüllen. Entspr. gerichtl. Entscheidungen, die sich auf diese Bestimmungen gestützt hätten, wären wohl nach dt. Vorstellung ordre public-widrig gewesen, Art. 6 EGBGB, da sie auf Interessen des Kindes und sein Wohl von vornherein nicht abgestellt, sondern pauschal an einen "Rechtsverstoß" anknüpft hätten, dazu OLG Hamm, Streit 2000, 137, zu den Veränderungen in Marokko, die nun ebenfalls anders entscheiden, Nelle, StAZ 2004, 276 und StAZ 2004, 253 (258). Nun ist "die Mutter am meisten vor allen anderen berechtigt für die Pflege ihres Kindes, dann der Vater des Kindes, dann die Mutter der Mutter, dann folgende Personen in nachstehender Reihenfolge" (mit einer Aufzählung der Verwandten nach Nähe und Ferne), Art. 99 CSPS. Nun obliegt die Personensorge während des Bestehens der elterlichen Bande Vater und Mutter, Art. 164 FamFG, um das Kind vor dem zu bewahren, was ihm schaden könnte, es zu erziehen und über seine Interessen zu wachen, Art. 163 Abs. 1 FamFG. Bei Mädchen wie bei Jungen dauern elterl. Befugnisse bis zur Volljährigkeit, Art. 166 Abs. 1 FamFG. Im Falle der Beendigung der elterl. Beziehung kann ein Kind, das das 15. Lebensjahr vollendet hat (keine Unterscheidung mehr nach dem Geschlecht) wählen, ob es der Sorge seines Vaters oder seiner Mutter anvertraut werden will, Art. 166 Abs. 2 FamFG. Die Rangfolge richtet sich nach Art. 171 FamFG. Vorrangig wird die Sorge für das Kind der Mutter anvertraut, dann dem Vater und schließlich der Großmutter mütterlicherseits. Im "Verhinderungsfall" übertragt das Gericht auf der Grundlage der ihm vorliegenden Hinweise dem geeignetsten oder dem dem Kind nahestehenden Verwandten unter Berücksichtigung der Interessen des Kindes das Sorgerecht. Das Gericht ordnet außerdem an, dass für das unter Sorge stehende Kind eine angemessene Unterkunft als Teil seiner Unterhaltsansprüche sichergestellt wird", Art. 171 FamFG. Art. 173 ff. FamFG beschäftigen sich mit Voraussetzung für Zuweisung und Verlust des Sorgerechts, wobei insbesondere die Heirat einer sorgeberechtigten Mutter angesprochen ist, Art. 175 FamfG, aber wenn folgende Voraussetzungen vorliegen, ist anders zu entscheiden:

- das Kind hat das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet oder

- seine Trennung von seiner Mutter schadet ihm,

- das Kind ist von einer Krankheit oder Behinderung betroffen, die eine Betreuung durch eine andere Person durch die Mutter ausschließt,

- wenn ihr Mann mit dem Kind in einem die Ehe ausschließenden Grad verwandt oder sein gesetzlicher Vertreter ist oder

- wenn sie die gesetzliche Vertreterin des Kindes ist, Art. 175 FamFG. Die Eheschließung der Mutter befreit den Vater im Übrigen von der Pflicht, für Unterkunft und Sorge aufzukommen, aber er schuldet weiterhin Unterhalt für das Kind, zu weiteren Einzelheiten Art. 176 FamFG (Verwirkung des Sorgerechtes u.ä.), Art. 180 ff. FamFG zu Besuchsbefugnissen.

    12. Die Ast. beantragt, die Zustellung ihrer Antragschrift ohne weitere Verzögerungen auch ohne Zahlung des sonst üblichen Kostenvorschusses zu bewirken, da sie sonst mit Nachteilen rechnen muss, weil ihr Mann nach Marokko umziehen könnte, dazu Finger, FuR 1990, 310 und Gruber, FamRZ 1999, 1563. Tritt im Ausland Rechtshängigkeit ein, die wir zu beachten haben, etwa mit Registrierung bei Gericht, dazu Art. 178 türk. ZPO als Beispiel und OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 35, entsteht so jedenfalls ein Verfahrenshindernis, das den weiteren Betrieb im Inland ausschließt, denn Registrierung bei Gericht (etwa) kann (mit entspr. Rechtsnachteilen für den Ast. in Deutschland) zur Rechtshängigkeit nach den Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 im Verhältnis zu Drittstaaten vgl. Anm. 4 d a.E. führen. Deshalb sollte der Prozessbevollmächtigte der Ast. alles aus seiner Sicht Mögliche tun, um diese Nachteile zu vermeiden, dazu etwa Kogel, FamRZ 1999, 1252 und Hagelstein, FamRZ 2000, 340, zum Betrieb der Sache beim Verwaltungsgericht (Rechtshängigkeit wird auch in Deutschland durch Anhängigkeit des Verfahrens hergestellt) jetzt wieder OLG Schleswig, FamRB 2009, 33 (zumindest für die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe).

    13. a.  Für Unterhaltsansprüche für die Ehefrau wird für die Dauer des Getrenntlebens  nicht mehr zwingend ihr Aufenthaltsrecht maßgeblich, vgl. bisher Art. 18 Abs. 1 EGBGB, denn grundlegend ist Art. 5 HP. Für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils gilt nicht zwingend das "auf die Scheidung tatsächlich angewandte Recht" und wiederum kann eine der Parteien verlangen, dass das Recht eines anderen Staates, insbesondere des Staates des bisherigen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, zur Anwendung kommt, wenn insoweit engere Verbindungen zu dieser Ehe bestehen, Art. 5 HP. Zur Unterhaltshöhe A. VII. 4 Anm. 6, zum Kindesunterhalt (Kürzungen) A. VII. 2 Anm. 8 mit Nachw., Ländergruppeneinteilung ab 1996 auch in BStBl. 1996 I 115, Übersicht bei Wendl/Staudigl/Dose, § 9 Rdn. 22 ff. mit vielen Nachw. zu Devisenkursen und Verbrauchergeldparitäten. Nachträgliche Berichtigung des ausländischen Urteils und der dortigen Rechtsanwendung nahmen wir dabei selbst dann nicht vor, wenn wir die Rechtsauffassung des Gerichts im Scheidungsverfahren für falsch hielten, das tatsächlich entschieden hat, dazu OLG Zweibrücken, FuR 2000, 425, 426 f. (für Italien), a.A. Lüderitz, Internationales Privatrecht, Rdn. 407. Ausnahmen galten nur dann, wenn beide Eheleute die dt. Staatsangehörigkeit (inzwischen) erworben haben, dazu (zuletzt) OLG Hamm, FamRZ 2001, 918 mit Anm. Steinbach, FamRZ 2001, 1525 im Anschluss an BGH, FamRZ 1991, 925 (926). Sieht Heimatrecht "völlig unzureichende" Unterhaltsausstattung vor, kann Art. 6 EGBGB eingreifen, ordre public, so dass wir dt. Recht als Ersatzrecht heranzuziehen haben, etwa bei  
- Kindesbetreuung kleiner Kinder durch einen Ehegatten, dazu OLG Zweibrücken, NJWE-FER 1999, 228 mit Anm. Hohloch, JuS 2000, 403, der nach ausländischem Recht nichts zu erwarten hatte, 

- und für Unterhaltsforderungen nur für eine kurze Übergangszeit (iddat nach islamischem Recht, in der Regel drei Menstruationsperioden, vgl. allerdings gleich im folgenden b. und C. IV. 7 Anm. 8 und A. VIII. Anm. 12 b., zu näheren Einzelheiten – Pakistan - C. IV. 9, während in der Wartezeit der geschiedenen Ehefrau ein Unterhaltsanspruch "nach den sozialen Gewohnheiten" zustehen mag, dazu Jones,  DRiZ 1996, 322, 325 und OLG Zweibrücken, FamRZ 2001, 920, 921). Allerdings ist zu berücksichtigen, dass Art. 6 EGBGB als Ausnahmevorschrift eng auszulegen ist und lediglich dazu dient, besondere Härten zu vermeiden, dazu OLG Zweibrücken, FamRZ 2000, 32 und OLG Zweibrücken, FamRZ 2001, 920, 922 mit  Nachw., vgl. im Übrigen OLG Zweibrücken, FamRZ 1997, 1404 und OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 885 (für Belgien), OLG Hamm, FamRZ 1995, 881 (für die Türkei) und OLG Bremen, IPRax 1998, 366 für Österreich. 

b. Nach Art. 84 des veränderten marokk. Familienrechts zum 1.1.2005, dazu StAZ 2004, 277 und Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1949, 1958 f., schuldet der Ehemann seiner Frau Unterhalt ab Vollzug der Ehe, aber nur, wenn diese noch besteht. Nach der Scheidung gelten vielmehr die Einschränkungen aus Art. 84 FamFG - die Ehefrau ist unterhaltsberechtigt während der gesetzlichen Wartezeit, und im Übrigen kann sie das Trostgeschenk verlangen, aber auch den Betrag, den das Gericht nach Art. 83 FamFG für sie als "Entschädigung" festsetzt. Leistungspflichtig ist der Vater, wenn er sonst für das Kind aufkommen muss. Dabei soll der Anspruch der Frau den bisherigen Lebensstandard erhalten, so dass die allg. Unterhaltsregeln gelten. Weiterhin spielt der dt. ordre public im Verhältnis zu Marokko dann kaum noch eine Rolle, vgl. früher schon OLG Hamm, FamRZ 1989, 1142, denn die Ausstattung der Ehefrau ist deutlich schlechter als sie nach deutschem Recht wäre, gerade wenn sie Kinder betreut, für sie aufkommt und sie versorgen muss, und wir sollten dt. Sozialkassen nicht entlasten, wenn sonst der Rückgriff auf diese Leistungen möglich wäre. Unterhaltsforderungen der ehel. Kinder gegen den Vater, die Verpflegung, Kleidung, medizinische Versorgung und die notwendige Ausbildung umfassen, sind vom Bestand der Ehe bzw. ihrer Auflösung unabhängig und bleiben auch bei Wiederheirat der sorgeberechtigten Mutter erhalten.

c. Haben dt. Gerichte über die Höhe des Trostgeschenks und der Beträge zu entscheiden, die der Ehemann schuldet, sind unsere Vorstellungen zumindest Maßstab, wenn auch nicht in allen Einzelheiten prägend, also etwa für Obliegenheiten der Ehefrau, von einem bestimmten Lebensalter des Kindes an halbschichtig oder in vollem Umfang erwerbstätig zu sein, vgl. dazu § 1570 BGB, ihre Einkünfte sind dann in der bei uns üblichen Form anzurechnen. Im Übrigen legen wir auch unsere unterhaltsrechtlichen Regeln zugrunde.
   14. Urteilsausfertigung hat stets in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen zu ergehen; nur so ist die Anerkennung im jeweiligen Heimatland der Parteien sichergestellt, vgl. dazu § 38 Abs. 4 und 5 FamFG.         

   15. Für die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen gilt zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Marokko im Übrigen der Vertrag v. 29.10.1985, BGBl. 1998 II 1055, zu allg. Regeln vgl. A. VII. 2 Anm. 15, zur Verfahrenskostenhilfe vgl. gleich A. VII. 2 Anm. 1 b mit Nachw.

   16. 
Variante 1:

Nach der Eheschließung hat Herr A. die marokk. Staatsangehörigkeit durch Einbürgerung nach Deutschland verloren, während Frau A. Marokkanerin geblieben ist. Für die Ehescheidung ist weiterhin marokk. Recht maßgeblich, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB und Art. 17 Abs. 1 EGBGB, denn wir folgen dem Wechsel der sonst bestimmenden Anknüpfungsmerkmale erst, wenn sie beide Parteien erfassen, zur Rechtslage in der Türkei Art. 14 und 15 türk. IPRG i.d.F. des G 5718 vgl. A. VII. 2 Anm. 1 Abs. 2 und 13 sowie Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40, 42/43.
Variante 2:

Beide Parteien waren bei der Heirat jugosl. Staatsangehörige. In der Zwischenzeit ist Frau B. Mazedonierin geworden, Herr B. Kroate. Für die Scheidung ihrer Ehe wenden wir nun dt. Aufenthaltsrecht für die Scheidung ihrer Ehe an, Art. 14 Abs. 2 Nr. 2 EGBGB, wenn die Eheleute B. in Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort haben, da eine gemeinsame Staatsangehörigkeit im Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags fehlt. Für das eheliche Güterrecht ist allerdings wie bisher auf den Zeitpunkt der Eheschließung abzustellen, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, Art. 15 Abs. 1 EGBGB, so dass "jugosl. Recht" für die güterrechtl. Rechtsbeziehungen Grundlage sein könnte, doch besteht die frühere Bundesrepublik Jugoslawien selbst nach dortigem Verständnis nicht fort. Deshalb können wir ihr Recht nicht heranziehen, auch nicht auf der Kollisionsebene – das wird allerdings teilweise anders gesehen -, zu weiteren Einzelheiten C. VI. 7 mit Nachw. über die dann "sachrichtige" Anknüpfung güterrechtlicher Folgen (maßgeblich kann kroatisches Recht sein, slowenisches Recht, aber auch deutsches Aufenthaltsrecht).

Variante 3:

Leyla H. ist (seit 1996) dt. Staatsangehörige; sie wohnt in Iserlohn. 1993 hat sie Abdullah H. in Ramallah geheiratet. Danach haben die Eheleute H. gemeinsam einige Jahre in Deutschland verbracht. Bei der Eheschließung waren sie (noch) jordanische Staatsangehörige; Abdullah H. hat die jord. Staatsangehörigkeit aber wie seine Frau aufgegeben und ist nun "Palästinenser". Sind dt. Gerichte für das Ehescheidungsverfahren internat. zuständig? Welche Bestimmungen sind in der Sache maßgeblich? Dem ursprünglich gemeinsamen Heimatstaat – Jordanien – gehört keine der Parteien mehr an, ohne dass die Zugehörigkeit von Herrn H. zu seinem jetzigen "Staat" zu klären wäre. Auch bei Staatenlosigkeit für ihn haben die Parteien keine gemeinsame Staatsangehörigkeit (mehr). Für das Scheidungsverfahren ist (wohl) dt. Recht maßgeblich, denn

- die Ehe ist hier in Deutschland geführt worden und

- beide Eheleute sind unterschiedlicher Staatsangehörigkeit. Für die internat. Zuständigkeit gelten die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003, wobei ein dt. Scheidungsurteil in Jordanien kaum anerkennungsfähig ist, denn die Ehe ist nach " islamischem Ritus" geschlossen worden, dazu MünchKomm/Bernreuther,  § 606 a ZPO Rdn. 88 und Elwan/Ost, IPRax 1996, 389. Für uns sind diese Gesichtspunkte aber ohne Bedeutung. In Ramallah, und dort lebt Herr H. nach wie vor an bekannter Anschrift, muss ihm der dt. Scheidungsantrag jedenfalls zugestellt werden. Grundlage ist dabei das Haager Übereink. über die Zustellung gerichtl. und außergerichtl. Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen, HZÜ, v. 15.11.1965, BGBl. 1977 II 1453, denn Israel ist Mitgliedsland, BGBl. 1979 II 779 und BGBl. 1980 II 907. Jedenfalls sind die palästinensischen Autonomiegebiete nach den Abk. zu behandeln, die für die Beziehungen zwischen Deutschland und Israel gelten, dazu OLG München, FamRZ 2000, 1172 (für die Vollstreckung von Ehegattenunterhalt nach einem Unterhaltsurteil eines paläst. Gerichts, zum dt.-israel. Vertrag v. 20.7.1977, BGBl. 1980 II 986 mit dt. Zustimmungsgesetz v. 13.8.1980 und inl. Abwicklung nach den Bestimmungen des AVAG, zu Einzelheiten unten K. III. 2 a Anm. 8); Börner, IPRax 1997, 47. Hat das Gericht in Israel seine Zuständigkeit auf eine Gerichtsstandsvereinbarung der Parteien gestützt, sich aber nicht mit der Frage befasst, ob eine solche Absprache nach dem Recht des Anerkennungsstaates zulässig ist, wird die Zuständigkeit dort im Anerkennungsverfahren überprüft, BGH, NJW-RR 2002, 1357 und BGH, NJW-RR 2005, 929.

   17.  Empfehlenswert, vgl. OLG Hamm, FamFR 2010, 192, Gesetzesfassung bei Nelle, StAZ 2004, 276 und Bergmann/Henrich/Ferid, Länderbericht Marokko (2010).  
2. Scheidung nach türkischem Recht

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1/2
Scheidungsantrag

des Herrn ....


 

- Antragsteller -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin ....

gegen

Frau ....




- Antragsgegnerin -

wegen: Ehescheidung

hier: Scheidung nach türkischem Recht

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht des Ast. stelle ich hiermit Scheidungsantrag gegen die Ag., bitte um Anberaumung eines möglichst nahen Termins zur mündlichen Verhandlung, in dem ich beantragen werde:

1. 
Die am .... vor ....dem Standesbeamten in ..../Türkei zu Nr. ...geschlossene Ehe der Beteiligten wird geschieden.

2.
Aus der Ehe sind die beiden minderjährigen Kinder Z., geb. am .... in Frankfurt, und N., geb. am .... in Frankfurt, hervorgegangen. Die Kinder sollen ihren Lebensmittelpunkt bei der Mutter haben; der Ag. möchte mit ihr allerdings weiterhin gemeinsam die elterliche Sorge ausüben.3 

3. 
Die Kostenentscheidung folgt aus § 150 FamFG. 


Aus einem vorläufigen Gegenstandswert von EUR 6.000,-- zahle ich Gerichtskostenvorschuss ein.

Begründung:

1. 
Die Beteiligten sind beide türkische Staatsangehörige; sie leben im Inland, so dass dt. Gerichte zuständig sind, VO Nr. 2201/2003, deren Regeln auch für Angehörige von Drittstaaten gelten, wenn diese der europ. Gesetzgebung nicht angehören, soweit sie nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen.


Die örtliche Zuständigkeit des angerufenen Gerichts folgt aus § 122 Nr. 1 FamFG.

2. 
Nach Art. 17 Abs. 1 EGBGB kommt für den Scheidungsantrag des Ast. türk. Recht zur Anwendung. Dabei geht mein Mandant davon aus, dass die Ag. im weiteren Verlauf ihre bisher noch fehlende Zustimmung zur beantragten Ehescheidung erklären wird. Aber auch ohne sie möchte er geschieden werden.

3. 
Die Beteiligten haben am .... vor dem Standesbeamten4 in ..../Türkei geheiratet.


Beweis: Vorlage der Heiratsurkunde und dt. Übersetzung, jeweils in Kopie


Aus der Ehe sind die beiden Kinder Z., geb. am .... in Frankfurt, und N., geb. am .... ebenfalls in Frankfurt, hervorgegangen. 


Beweis: Vorlage der Abstammungsurkunden, in der Anlage beigefügt


Beide Kinder leben seit der Trennung am .... bei der Mutter; zu diesem Zeitpunkt ist der Ast. aus der Ehewohnung ausgezogen. Der Ast. ist damit einverstanden, dass der Lebensmittelpunkt von Z. und N. wie bisher bei der Mutter liegt.


Der Ast. ist berufstätig und arbeitet in Frankfurt bei der Fa. X. Sein mtl. Nettoeinkommen beläuft sich auf etwa EUR 2.100,--. Die tatsächliche Versorgung der Kinder leistet die Mutter. Das soll auch so bleiben. Allerdings möchte der Ast. auch in Zukunft und nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils mit der Ag. gemeinsam die elterliche Sorge für Z. und N. ausüben, § 1671 BGB.


Der Vater zahlt Unterhalt nach der Düsseldorfer Tabelle gegenwärtiger Stand; Jugendamtsurkunde hat er errichtet.

4. 
Der Ast. ist in Deutschland geboren. Er hat immer hier gelebt und - nun seit 22 Jahren - gearbeitet; er ist 46 Jahre alt. Die Ag. ist 24 Jahre. Sie ist in der Türkei aufgewachsen und erst vor sechs5 Jahren nach Deutschland gekommen, hat aber hier keinerlei Anschluss gefunden. Sie lebt in traditionellen türkischen Lebensvorstellungen, während der Ast. für sich diese Verbindungen weitgehend gelöst hat. Immer noch spricht die Ag. kaum ein Wort deutsch. Im Übrigen hält sie sich jedes Jahr mindestens drei Monate bei ihrer Familie in der Türkei auf. So ist auch die Ehe der Beteiligten durch Vermittlung der Familien auf beiden Seiten zustande gekommen; sie kennen sich gut (und lange), denn sie leben seit vielen Jahren in (guter) Nachbarschaft. Der Ast. wollte eine türkische Frau aus der Heimat heiraten.

5. 
Der Ast. ist am ....6 aus der gemeinsamen Ehewohnung ausgezogen; er lebt inzwischen mit einer anderen Partnerin zusammen, die ein sehr gutes Verhältnis zu beiden Kindern aufgebaut hat und sich häufig um sie kümmert. Die Kinder besuchen ihren Vater gern.

6. 
Der Ast. stützt seinen Scheidungsantrag auf Art. 166 Abs. 1 türk. ZGB. Die eheliche Gemeinschaft ist in ihrem Fundament so zerrüttet, dass den Ehegatten die Fortsetzung des gemeinsamen Lebens nicht zugemutet werden kann. Erst nach der Eheschließung bemerkte der Ast., dass die Ag. über praktisch keine Schulbildung verfügt. Beide Ehegatten kannten sich zuvor kaum.


Beweis: Parteivernehmung


Nach der Übersiedlung nach Deutschland hat die Ag. keine ernsthaften Anstrengungen unternommen, sich zurechtzufinden oder wenigstens die dt. Sprache zu lernen.


Beweis: Parteivernehmung


Sie sitzt praktisch den ganzen Tag zu Hause und schaut türkisches Fernsehen.


Beweis: Parteivernehmung


Den Haushalt hält sie allerdings in Ordnung; sie kümmert sich auch liebevoll um die Kinder. 
Der 


Ast. hat seiner Frau zunächst ausreichende Hilfe angeboten und sie auch geleistet, wie er findet. Da sie sich aber im Wesentlichen ablehnend verhalten hat, ist er nach einiger Zeit wieder seine eigenen Wege gegangen.7

Beweis für das tatsächliche Vorbringen: Parteivernehmung


Inzwischen ist der Ast. nicht (mehr) bereit, die eheliche Lebensgemeinschaft mit seiner Frau fortzusetzen bzw. wieder aufzunehmen.


Beweis: Parteivernehmung


Sollte die Ag. dem Scheidungsantrag zustimmen, könnte die Ehe in beiderseitigem Einverständnis geschieden werden. Sonst beruft sich der Ast. auf die Zerrüttung der ehelichen Gemeinschaft.

7. 
Sonstige Familiensachen sind nicht anhängig.

8. 
Für den Unterhalt8 der Ag. nach der Ehescheidung hat der Ast. eine notarielle Verpflichtungserklärung abgegeben, die ich beifüge; sollte die Ag. wieder in die Türkei gehen, sind geringere Zahlungen vorgesehen als für einen weiteren Aufenthalt in Deutschland (wird ausgeführt).


Kindesunterhalt ist durch Jugendamtsurkunde tituliert.

9. 
Der Ast. möchte mit der Ag. gemeinsam die elterliche Sorge für die beiden Kinder ausüben, § 1671 BGB.9/10 Zwar sollen Z. und N. auch in Zukunft von ihr versorgt werden und zumindest 


bis auf weiteres ihren Lebensmittelpunkt bei ihr haben. Ob das so bleiben kann, wenn sie älter werden und insbesondere in ihrer schulischen Entwicklung gefördert werden müssen, wird sich finden.  Der Ast. möchte jedenfalls (auch) verhindern, dass die Mutter bei einer anderen Sorgerechtsentscheidung zu ihren Gunsten ohne seine Mitwirkung mit den Kindern in die Türkei zurückkehren kann.11
10.
Urteilsausfertigung erbitte ich in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen.12/13/14/15/16/17




Rechtsanwältin

                                                                    Anmerkungen

    1. a. Zur internat. Zuständigkeit der angerufenen dt. Gerichte vgl. § 98 FamFG (früher: § 606 a ZPO)  bzw. die vorrangigen Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003, die autonomes, nationales Recht weitgehend verdrängen und auch für Scheidungsverfahren für türk. Staatsangehörige gelten, die im (deutschen) Inland geführt werden bzw. werden sollen, falls nur die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllt sind, vgl. dazu A. VII. 1 Anm. 2 und 3. Die Türkei erkennt dt. Scheidungsurteile jedenfalls an, wenn sich nur eine der Parteien dauernd in Deutschland aufhält, falls türk. Recht in der Sache angewandt worden ist, dazu Finger, FuR 2000, 193, aber für uns wäre dieser Gesichtspunkt inzwischen ohnehin ohne Bedeutung; zur internationalen Zuständigkeit im dt.-türk. Rechtsverkehr im Übrigen die gleichnamige Arbeit von  Atali, Diss. Regensburg 2001; zu Sorgerechtsfragen – der Fortbestand der gemeinsamen elterlichen Sorge nach der Scheidung der Eltern ist in der Türkei nicht vorgesehen – und die Anerkennungsfähigkeit eines dt. Scheidungsurteils, das keine Sorgerechtsregelung enthält, vgl. Finger, FamRBint 2008, 9, 15 und AG Izmir, v. 16.5.2006 - 2005/424, Urteilsnummer 2006, 394. 

b. Verfahrenskostenhilfe ist in Deutschland auch dann zu verweigern, wenn eine Partei in der Türkei eine für sich nicht vermiet- oder belastbare Immobilie hat (totes Kapital), die lediglich dazu dient,  für kurze Zeit ihr bzw. der Verwandtschaft als Feriendomizil zu dienen. Jedenfalls besteht die Verpflichtung, sie zu verwerten und das Scheidungsverfahren  zu finanzieren, OLG Köln, 4 WF 28/06. Ist ein "erstes" Scheidungsverfahren erfolglos geblieben, weil sich der Ag. auf Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB gestützt hat, kann nach drei Jahren erneut Scheidungsantrag gestellt werden, dem das Gericht dann ohne weiteres stattzugeben hat (mit Verfahrenskostenhilfe in Deutschland auch für das zunächst sicher erfolglose Verfahren), dazu OLG Braunschweig, FamRZ 1997, 1409, 1410 und OLG Düsseldorf, FamRBint 2009, 7 mit Anm. Finger, weitere Einzelheiten unten Anm. 7 c a.E. Allein der Umstand, dass der Unterhaltsschuldner im Ausland - hier: in Polen - lebt und erhebliche Zweifel bestehen, ob er überhaupt leistungsfähig ist und er die geltend gemachten Forderungen erfüllen kann, weil er, schon nach dem eigenen Vortrag, seit längerer Zeit dem Alkohol verfallen ist, führt nicht dazu, dass ein Antrag auf Zahlung des Mindestunterhalts für ein Kind als mutwillig zu bewerten ist, so dass Verfahrenskostenhilfe zu verweigern wäre, dazu OLG Oldenburg, 13 WF 92/10.
c. Brüche zwischen Deutschland und der Türkei für die materielle Rechtsanwendung können auftreten, wenn die Parteien dt.-türk. Doppelstaatler sind. Denn dann wenden wir wegen Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB dt. Recht an, während die Türkei – mit gleichartigen Überlegungen – von der Anwendbarkeit eigenen (also türk.) Rechts ausgeht, dazu Atali, S. 129/130 und 136 f.; zu weiteren Einzelheiten Budzikiewicz, FamRZ 2001, 493, 496. Um sie zu vermeiden,  sollten wir insgesamt auf die (jeweils) effektive Staatsangehörigkeit abstellen und insoweit Art. 5 Abs. 2 EGBGB abstellen, so auch Atali, S. 129/130 und Kilic, IPRax 1994, 477, 479. Mit unserem Verweis auf fremdes Recht beziehen wir uns jedenfalls und zunächst auch auf (dortiges) IPR. Einseitigen Wechsel aus der gemeinsamen Heimatstaatsangehörigkeit der Eheleute halten wir für unerheblich, wenn der andere Gatte sie beibehalten hat, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, aber die Türkei beurteilt die Dinge anders, Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i.d.F. G 5718, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2008, 40. Danach wird bei unterschiedlicher Staatsangehörigkeit der Eheleute zum Zeitpunkt der Scheidung aus türk. Sicht das Recht am gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort angewandt, nicht mehr wie früher Wohnsitzrecht, dazu Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F., aber nur für die Scheidung, nicht für das eheliche Güterrecht, vgl. dazu Anm. 9 und Art. 15 Abs. 2 türk. IPRG i.d.F. G 5718, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40, 42/43 und Odendahl, FamRZ 2009, 567, so dass wir auf Umwegen, nämlich über die Rückverweisung des türk. IPRG, doch zur Anwendbarkeit dt. Rechts gelangen können, so auch OLG Frankfurt, FamRZ 2004, 953, ebenso OLG Karlsruhe, FamRBint 2006, 21 mit Anm. Block, während OLG Schleswig, 12 UF 102/03 einem (dt., vorher türk.) Ast. die Ehescheidung aus Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB (Privilegierung dt. Staatsangehöriger) ermöglichen will, dazu auch Anm. Finger, FamRB 2004, 187, wenn er sonst an Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB (Widerspruch des Partners) scheitern würde, anders AG Hamburg, FamRZ 1998, 1590 und OLG Köln, IPrax 1989, 310; ebenso OLG Hamm, FamRZ 2004, 954; zu weiteren Einzelheiten Kersting, FamRZ 1992, 268, 271 und IntFamR/Finger, Art. 17 EGBGB, Rdn. 31 ff.; ausf. Odendahl, IPRax 2005, 320 auch zum türk. G Nr. 5203 v. 26.6.2004, nach dem türk. Staatsangehörigen, die mit Zustimmung der zuständigen Behörden in der Türkei die türk. Staatsangehörigkeit verlieren, alle Rechte als "Türken" vorbehalten bleiben,  aber aus dieser Regelung folgt nicht, dass türk. Scheidungsrecht anwendbar wird, wenn nun ein Scheidungsverfahren in Deutschland betrieben wird, denn die maßgeblichen Bestimmungen stellen Schutzvorschriften zugunsten des ehemaligen türk. Staatsangehörigen dar, ändern aber nichts an der grundsätzlichen Regelung des türk. IPRG, dazu Höbbel/Möller, Formularbuch Scheidung Internat. Ehen, Rz. 848 mit Nachw., a.A. allerdings Andrae, § 4 Rdn. 36, insbes. Fn. 54. Allerdings muss die "neue" Staatsangehörigkeit nach türk. Vorstellungen für sich allein bestehen und darf nicht neben die türk. Staatsangehörigkeit hinzutreten, die für sich fortgilt, weil sonst nämlich türk. Recht prägend wird, Art. 4 b) türk. IPRG und dazu OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl und OLG Hamm, FamRZ 2011, 220. Für güterrechtl. Verhältnisse gilt wie bei uns, Art. 15 EGBGB, das bei Eingehung der Ehe bestehende Recht fort, Art. 15 türk. IPRG. 
d. Zur Frage, ob das gem. Art. 7 S. 1, 2. Spiegelstrich Arb 1/80 als Familienangehöriger erworbene Beschäftigungs- und Aufenthaltsrecht des Ehegatten einer türk. Arbeitnehmerin auch nach Scheidung der Ehe fortbesteht, vgl. BVerwG, FamRZ 2008, 1524 = FamRBint 2009, 10, Ersuchen zur Vorabentscheidung an den EuGH. Aus der Richtlinie 2003/86/EG des Rates der EU kann ein Elternteil keinen Rechtsanspruch auf Nachzug eines Kindes im Rahmen der Familienzusammenführung herleiten, wenn neben ihm, der in Deutschland lebt, auch der Partner im Ausland das Sorgerecht (wenigstens teilweise oder mit ihm gemeinsam) besitzt, denn § 32 Abs. 3 AufenthG enthält insoweit keine "planwidrige Regelungslücke", die noch auszufüllen wäre, BVerwG 1 C 17.08, 1 C 28.08 und 1 C 29.08.
    2. Für die örtl. Zuständigkeit des in Deutschland angerufenen Gerichts gelten unsere allg. verfahrensrechtlichen Regeln, lex fori, also insbesondere § 122 FamFG.

    3. Zum Versorgungsausgleich vgl. A. VII. 1 Anm. 9 und Art. 17 Abs. 3 EGBGB. Notwendig ist besondere Antragstellung, die auch in der Bitte gesehen werden kann, die Unterlagen zum Versorgungsausgleich zu versenden, denn das Gericht wird insoweit nicht von Amts wegen tätig, zu Einzelheiten Klattenhoff, FuR 2000, 49 und 108 und C. X. 10; vgl. im Übrigen Finger, FF 2002,  154. Ist Scheidungsstatut türk.

Recht und wird der Versorgungsausgleich nach dt. Recht durchgeführt, Art. 17 Abs. 3 EGBGB, können die Parteien nach §§ 6 bis 8 VersAusglG Vereinbarungen treffen, wobei, so OLG Frankfurt (noch zum früheren Recht, aber insoweit hat sich nichts geändert), 1 UF 34/03, notarielle Beurkundung nicht vorgesehen sein soll, vgl. dazu § 7 Abs. 1 VersAusglG, da nur eine Regelung im Verfahren getroffen wird, die ohne materiell-rechtl. Auswirkungen bleibt (und die nicht formbedürftig ist), a.A. Finger, FF 2004, 245, zu den sonstigen Grenzen BGH, NJW 2004, 930 und BGH, FamRZ 2005, 137 und FamRZ 2005, 139. Sonst gilt Art. 11 Abs. 1 EGBGB, so dass Ortsform oder Geschäftsform ausreicht. 

    4. Auch in der Türkei ist die Zivilehe obligatorisch, zu Imam-Ehen und türk. Amnestiegesetzen für zunächst formungültig eingegangene Ehen - und ihrer Bedeutung für uns bzw. der üblichen Registrierung dort  - A. VII. 1 Anm. 5; Hohloch, JuS 1998, 271 mit Nachw. und OLG Zweibrücken, NJW-RR 1997, 1227. Sonst verlangt Art. 125 türk. ZGB "Urteils-" und Geschäftsfähigkeit der Brautleute bei der Heirat. Dabei ist das Heiratsalter für beide auf 17 Jahre heraufgesetzt, doch können die Eltern der Eheleute einer früheren Eheschließung zustimmen. Fehlt die Zustimmung, kann der Richter bei Vorliegen eines wichtigen Grundes Befreiung erteilen. Nach Art. 132 Abs. 1 türk. ZGB muss die Frau 300 Tage ach der Ehescheidung warten, bis sie wieder heiraten kann, Wartezeit. Ist sie allerdings offensichtlich nicht schwanger oder will sie die Ehe mit dem früheren Ehemann (erneut) eingehen, kann der Richter die Wartezeit verkürzen, Art. 132 Abs. 3 türk. ZGB. 

    5. Zur ausländerrechtl. Situation bei uns von Elternteilen, deren Kinder (auch) dt. Staatsangehörige sind, oder denen zumindest Umgangsbefugnisse zustehen vgl. BVerfG, FamRZ 1999, 1577; BVerfG, FamRZ 2006, 950, zu weiteren Einzelheiten A. VII. 3, Anm. 4; Benicke, IPRax 2000, 171 und A. Zimmermann, IPRax 2000, 180.

    6. Türk. Scheidungsrecht kennt keine eigenen Trennungszeiten oder -fristen, die die Eheleute einhalten müssen. Bei einverständlicher Scheidung müssen die Parteien nur seit mindestens einem Jahr verheiratet sein, vgl. zu Einzelheiten Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB, dazu Finger, FuR 1997, 129, 195, 236, 287 und 340, jeweils mit ausführl. Nachweisen und Belegen aus der dt. Rspr. sowie Nachträge, FuR 1998, 398 und 2000, 193; zum nachehelichen Ehegattenunterhalt nach türk. Recht Maciej, FamRZ 1998, 937; zur Ehescheidung ausl. Staatsangehöriger vor türk. Gerichten vgl. Rumpf, IPRax 2001, 158, zu den Veränderungen des türk. ZGB seit 1.1.2002 vgl. Odendahl, FamRZ 2002, 224, weitere Einzelheiten bei Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 f.; Odendahl, FamRZ 2003, 648; ausf. Oguz, FamRZ 2005, 766, zu Art. 164 türk. ZGB vgl. Anm. 7 e. Sämtliche tatsächlichen Voraussetzungen für die Scheidung müssen dem Richter zu seiner Überzeugung vorgetragen sein, so dass auch wir in Deutschland die notwendigen Feststellungen zu treffen haben, vgl. dazu Art. 184 türk. ZGB. Sonst ist die Anerkennung des dt. Urteils in der Türkei nicht sichergestellt, vgl. dazu Anm. 12. Seit 2002 ist auch das eheliche Güterrecht verändert; gesetzlicher Güterstand ist nicht mehr wie bisher die Gütertrennung, sondern nach Schweizer Vorbild die Errungenschaftsbeteiligung, zu Einzelheiten Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2003, 22 und 52; Finger, FAMPRA.ch 2003, 826; zur "Genehmigungspflichtigkeit" eines Ehevertrages nach türk. Recht bei einverständlicher Ehescheidung OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 1287 (zulässige Rechtswahl "für" dt. Güterrecht  - türk. Recht hätte die Gütertrennung ohnehin als gesetzlichen Güterstand festlegt); OLG Hamm, FamRZ 2006, 1383. Für die elterliche Sorge ist eine ausdrückliche gerichtl. Anordnung zu treffen, aber nicht für den Fortbestand der gemeinsamen elterlichen Sorge, denn sie ist in der Türkei unbekannt; fehlt eine solche Regelung, kann das Scheidungsurteil in der Türkei nicht anerkannt werden, vgl. Krüger, IPrax 2004, 550 nach türk. Kassationshof E.2818/K.3889, zu weiteren Einzelheiten unten Anm. 9 und 10; vgl. auch Finger, FamRBint 2008,  9, 15 und AG Izmir, v. 16.5.2006 - 2005/424, Urteilsnummer 2006, 394. Doch kommt eine Anerkennung "zum Teil" in Betracht, so dass die Sorgerechtsfrage in der Türkei neu entschieden werden kann. Bei uns steht dann - wenn deutsche Gerichte zuständig sind -das Abänderungsverfahren nach §§ 1696 BGB, 166 FamFG bereit. Bringen wir allerdings dt. Recht zur Anwendung, ist nicht gesichert, dass das Scheidungsurteil in der Türkei anerkannt wird (verstärkte Zusammenarbeit), so dass den Parteien zu empfehlen ist, sich gerade für türk. Recht durch Rechtswahl zu entscheiden.
    7. a. Nach Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB kann die Ehe geschieden werden, wenn die eheliche Gemeinschaft "in ihrem Fundament so zerrüttet (ist), dass den Ehegatten die Fortsetzung des gemeinsamen Lebens nicht zugemutet werden kann". Überwiegt das Verschulden des Ast., aber so zeigt sich schon, dass Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB schuldensabhängig ausgerichtet ist, so dass nicht die Ehezerrüttung primär Scheidungsmerkmal ist, sondern das Verschulden des Ag., so etwa AG Berlin/Pankow, FamRZ 1998, 1594 und OLG Frankfurt, FamRZ 1994, 1111; OLG Köln, NJW-RR 2001, 1444, hat der beklagte Ehegatte allerdings ein Einspruchs-/Widerspruchsrecht gegen die erhobene Klage. Zeitablauf kann für sich eine Rolle spielen, dazu schon AG Hanau, 61 F 1378/98 S, doch reicht auch nicht stets eine sechsjährige Trennungszeit aus, OLG Frankfurt, FamRZ 2005, 1681. Stellt dieser Einspruch/Widerspruch aber einen "Missbrauch des Rechts" dar und besteht an der Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft hinsichtlich des bekl. Ehegatten und der Kinder kein schutzwürdiges Interesse, kann die Ehe gleichwohl geschieden werden, zu weiteren Nachw. Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Türkei, Fn. 22 und Finger, FuR 1997, 129, 195, 236, 287 und 340, jeweils mit ausführl. Belegen aus der dt. Rspr., mit Nachträgen FuR 1998, 398 und 2000, 193. Erfolgt der Widerspruch nur, um "wirtschaftliche Interessen" durchzusetzen, etwa die kostenfreie Krankenversicherung oder die Teilhabe an nach Zustellung des Scheidungsantrags erworbenen Anwartschaften des anderen in dessen Altersversorgung, liegt Rechtsmissbrauch vor, OLG Hamm, NJW-RR 2004, 583, doch ist das anders, wenn der widersprechende Ehegatte sonst ein "schutzwürdiges Interesse" am Fortbestand der Ehe nachweisen kann, dazu OLG Schleswig, 15 UF 231/02. Stets ist Voraussetzung für eine Scheidung nach Art. 166 türk. ZGB die "Zerrüttung der ehelichen Gemeinschaft", OLG Bremen, 4 WF 53/03, wobei Einzelheiten auch schon im Verfahrenskostenhilfe-Prüfungsverfahren substantiiert vorgebracht werden müssen, Übersicht über die Scheidungsgründe nach türk. Recht auch bei Acabey in Hofer/Schwab/Henrich (Hrsg.), Scheidung und nachehelicher Unterhalt im europäischen Vergleich, S. 387 f. Bei der Abwägung kann die lange Trennung der Eheleute eine eigene Rolle spielen, dazu AG Hanau, 61 F 1378/98 S, einschränkender OLG Frankfurt, FamRZ 2005, 1681 (auch sechsjährige Dauer ist nicht stets ausreichend, um den Widerspruch rechtsmissbräuchlich erscheinen zu lassen).

b. Nach der Praxis der OLGe in Deutschland, muss der Ast. damit rechnen, dass sein Scheidungsantrag aus Art. 166 Abs. 2 türk. ZGB zurückgewiesen wird, vgl. dazu OLG Hamm, FamRZ 1995, 934 (ähnlicher Sachverhalt); zur Rspr. des türk. Kassationshof vgl. Rumpf, FamRZ 1993, 1208, 1209 und Öztan, Veröffentlichungen des Schweizer Instituts für Rechtsvergleichung, Bd.  17 (1990), S. 123 ff.; zu weiteren Einzelheiten aus der Rspr. dt. OLGe vgl. OLG Hamm, NJW-RR 1996, 1284 sowie knapp Dörr/Hansen, NJW 1999, 3229, 3233/3234; KG, FamRZ 2006, 1386. Art. 161 ff. türk. ZGB halten zwar Verschuldensgründe bereit (Ehebruch; Anschlag auf das Leben des anderen; Misshandlungen; schwere Beleidigungen), wobei die Klage nach sechs Monaten (verjährt), gerechnet von dem Tage an, zu dem der verletzte Ehegatte vom Scheidungsgrund Kenntnis erlangt, sonst in fünf Jahren  nach "Eintritt dieses Grundes". Doch liegen die Voraussetzungen dieser Bestimmungen nicht vor, zu Art. 164 türk. ZGB gleich e. Auch eine "Trennung von Tisch und Bett" durch gerichtl. Ausspruch ist möglich, wobei die Trennung "für eine Dauer von ein bis drei Jahren" angeordnet werden kann, Art. 171 Abs. 1 türk. ZGB. Danach muss "die Scheidung, auch wenn sie nur von einem der Ehegatten verlangt wird, ausgesprochen werden, es sei denn, dass die die Scheidung rechtfertigenden Tatsachen ausschließlich zu Lasten des Ast. fallen", Art. 172 Abs. 1 türk. ZGB, doch wird sie "auch im letzten Fall ausgesprochen, wenn der andere Ehegatte sich weigert, das eheliche Leben wieder aufzunehmen", Art. 172 Abs. 2 türk. ZGB, doch ist dieser "Umweg" notwendig, vgl. dazu gleich c.

c. Wird der Antrag des Ast. abgewiesen, kann er später erneut gegen die Ag. vorgehen (Frist: 3 Jahre); im (zweiten) Verfahren ist dann die Ehe zu scheiden, wenn zuvor (im ersten Verfahren) ein Scheidungsgrund nach türk. Recht vorgelegen hat, Art. 166 Abs. 4 türk. ZGB, zu Einzelheiten OLG Hamm, FamRZ 1995, 934, 935; türk. Kassationshof, FamRZ 1998, 1117 und Rumpf, FamRZ 1993, 1209.  Verfahrenskostenhilfe ist selbst dann zu bewilligen, wenn zunächst (fast sicher) Klageabweisung zu erwarten ist, weil der andere widerspricht, dazu OLG Braunschweig, FamRZ 1997, 1409, 1410 und OLG Düsseldorf, FamRBint 2009, 7 mit Anm. Finger. Denn diese Entscheidung ist notwendige Voraussetzung für die spätere Ehescheidung nach Art. 166 Abs. 4 türk. ZGB. Dabei kann das Scheidungsverfahren auch zunächst in der Türkei geführt worden sein, wobei so noch keine Festlegung für das spätere Verfahren in Deutschland erfolgt ist. Deshalb kommt dt. Recht zur Anwendung, wenn in der Zwischenzeit beide Parteien dt. Staatsangehörige geworden sind oder Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG eingreift und auf das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsorts zurückverweist, dazu OLG Karlsruhe, NJW-RR 2006, 369 (noch zu Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F.), so dass Art. 166 Abs. 4 türk. ZGB (Verfahrensführung erst nach drei weiteren Jahren zulässig) ohne Bedeutung bleibt, denn wir kennen eine solche Regelung nicht. Hat der Ehemann zunächst Scheidungsantrag gestellt, gegen den sich seine Frau auf ihr Widerrufsrecht berufen hat und dabei erfolgreich geblieben ist, haben sich die Parteien aber anschließend versöhnt und betreibt er dann erneut das Scheidungsverfahren, kann sich die Frau erneut – wegen der Versöhnung – widersetzen und auf ihr Widerspruchsrecht berufen, so dass 

- dieser Antrag abzuweisen ist und

- erst ein weiteres Verfahren nach § 166 Abs. 4 türk. ZGB eingeleitet und abgeschlossen werden muss, wobei wiederum für die einzelnen Teile jeweils gesondert in Deutschland Verfahrenskostenhilfe zu bewilligen ist, OLG Braunschweig, FamRZ 1997, 1409, 1410 und OLG Düsseldorf, FamRBint 2009, 7 mit Anm. Finger. Anders ist nur zu entscheiden, wenn inzwischen deutsches Recht Grundlage für die Ehescheidung wird, Art. 17 Abs. 1 EGBGB, etwa wegen des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit durch beide Ehegatten.


d. Ist die Ag. mit der Ehescheidung einverstanden, kann die Ehe ohne weitere Einschränkungen und ohne Trennungszeit geschieden werden, denn die Parteien sind länger als ein Jahr verheiratet, Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB, zu Einzelheiten dabei IntFamR/Finger, Art. 17 EGBGB, Rdn. 56 f. und Odendahl, FamRZ  2000, 462; Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 f.; zur Unbeachtlichkeit des Widerspruchs (Rechtsmissbräuchlichkeit "wegen fehlenden Interesses an der Aufrechterhaltung der Ehe") KG, FamRZ 2006, 1386 und Anm. 7 b und c. Voraussetzung ist, dass die Parteien übereinstimmende Anträge und Erklärungen für den gesamten Prozessstoff vorlegen, türk. Kassationshof, FamRZ 1994, 1589 mit Anm. Rumpf. Im Übrigen hat das Gericht, das die Parteien persönlich anhören muss, die Einigung der Ehegatten über die wirtschaftlichen Scheidungsfolgen und für die Kinder zu überprüfen, abzuändern bzw. zu genehmigen, dazu Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB. Diese Regelungen des türk. Rechts sind materiell-rechtlich einzuschätzen und damit auch von den dt. Familiengerichten zu beachten, denn sie unterliegen nicht (Verfahrensbestandteil) der dt. lex fori, dazu MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB, Rdn. 136 mit Nachw. (allerdings ohne Hinweis auf die türk. Rechtslage). § 630 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ZPO a.F. sind daher ohne Bedeutung, MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB, Rdn. 137 mit Nachw. (gilt ebenso für § 133 Abs. 1 Nr. 2 FamFG, eine Bestimmung, die ohnehin nur noch erfordert, dass die Parteien Erklärungen darüber abgeben, ob sie eine Vereinbarung getroffen haben, aber die nicht verpflichtet, dies tatsächlich auch zu tun und ihre Absprachen bei Gericht vorzulegen).

e. Nach Art. 164 türk. ZGB kann ein Ehegatte Scheidungsantrag stellen, wenn der andere Ehegatte ihn mit dem Ziel verlassen hat, die aus der ehelichen Gemeinschaft entstehenden Pflichten nicht zu erfüllen oder ohne wichtigen Grund nicht in die gemeinsame Wohnung zurückkehrt. Voraussetzung ist allerdings, dass eine auf Antrag des Gerichts erlassene Aufforderung zur Rückkehr ohne Erfolg geblieben ist, wobei die Trennung nach der Entscheidung wenigstens sechs Monate gedauert haben muss. Solche Verfahren können auch in Deutschland geführt werden. Auch bei uns sollte das Gericht wie in der Türkei sämtliche sachlichen Voraussetzungen des Scheidungsverfahrens überprüfen und zu seiner Überzeugung feststellen, weil sonst die Anerkennung des Urteils in der Türkei gefährdet ist. Ist ein Trennungsverfahren vorausgegangen und ist das Trennungsurteil rechtskräftig geworden, ohne dass entsprechende Einzelheiten geklärt sind, sind sie im Scheidungsverfahren nachzuholen, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1679. Wie sonst muss der Antrag ernst gemeint sein. Der Antragsteller darf nicht lediglich seine Situation verbessern wollen, weil er ohne Einverständnis seines Partners sonst die Ehescheidung nicht erreichen könnte,

- andere Schuldgründe nicht finden kann und 

- mit Anträgen nach Art. 166 Abs. 3 türk. ZGB (Zerrüttung) am voraussichtlichen Widerspruch des Ag. scheitern müsste, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1679; zur Unbeachtlichkeit des Widerspruchs allg. KG, FamRZ 2006, 1386 und Anm. 7 b und c.

   8. a. Für den Unterhalt der Ehefrau (für die Trennungszeit) und der Kinder war bisher Art. 18  Abs. 1 EGBGB und damit dt. Aufenthaltsrecht maßgeblich. Das hat sich geändert, denn bestimmend sind die Regeln der EuUnterhaltsVO bzw. das Haager Protokolls.  Entfallen ist Art. 18 Abs. 4 EGBGB. Nach dieser Bestimmung folgten Unterhaltsforderungen des geschiedenen Ehegatten aus dem auf die Scheidung tatsächlich angewandten Recht. Nun gilt Art. 5 Haager Protokoll. Danach kann sich eine der Parteien gegen die Anwendung des "Scheidungsrechts" wenden und das Recht eines anderen Staates, insbesondere des Staates ihres letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt zur Anwendung bringen, wenn die Ehe zu diesem Staat eine engere Verbindung aufweist. 

b. Unterhalt für die Dauer des Getrenntlebens bestimmt sich nach Art. 196, 197 türk. ZGB, wenn die Ehefrau oder die Kinder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Türkei haben. Eine Klage in Deutschland, die sich allein an unseren Halbteilungsgrundsätzen orientiert, ist allerdings unschlüssig, OLG Stuttgart, FuR 2008, 220. Ist in der Türkei zuvor, etwa für andere Leistungszeiträume, bereits Urteil ergangen und der Schuldner zur Zahlung verpflichtet, können die dabei festgelegten Sätze für uns zumindest als Anhaltspunkt dienen, wenn dt. Gerichte (später) zu entscheiden haben, OLG Nürnberg, OLGReport Nürnberg 2008, 438 (noch zu Art. 18 Abs. 7 EGBGB). Dabei kann, wenn den Anspruchsteller inzwischen Erwerbsobliegenheiten treffen und er selbst für sich sorgen muss, der dortige Mindestlohn (fiktive Vergleichsberechnung) anrechenbar sein, OLG Nürnberg, OLGReport Nürnberg 2008, 438. Regelt das in Deutschland zu vollstreckende Urteil aus der Türkei nur den Trennungsunterhalt, ist im Verfahren zur Vollstreckbarerklärung die Rechtskraft der Ehescheidung als Einwendung nach § 767 ZPO zu berücksichtigen, so dass nur bis zu diesem Zeitpunkt vollstreckt werden kann, BGHZ 180, 88 und BGH, XII ZB 193/07. 

c. Unterhalt und materieller Schadenersatz können als einheitliche "Summe" oder als "Rente" zugesprochen werden, wenn dies erforderlich ist, Art. 176 türk. ZGB, aber eine Verrentung des immateriellen Schadensersatzes ist nicht vorgesehen, Art. 176 Abs. 2 türk. ZGB. Rentenzahlungen entfallen, wenn der Ehegatte, dem sie durch Urteil zugesprochen sind, erneut heiratet oder wenn einer von ihnen stirbt, Art. 176 Abs. 3 Hs. 1. Abänderung eines Unterhaltstitels ist in Abs. 4 vorgesehen. Einstw. Maßnahmen nach Anhängigkeit von Scheidungs- oder Trennungsklage trifft das Gericht von Amts wegen für die Dauer des Verfahrens, Art. 169 türk. ZGB.

d. Ansprüche, die anlässlich der Beendigung der Ehe durch Scheidung entstehen, verjähren ein Jahr nach Rechtskraft des Scheidungsurteils, Art. 178 türk. ZGB, eine Regelung, die nicht immer an unserem ordre public scheitern wird, Art. 6 EGBGB.                                                                                                                                        
e. Die schriftliche Mitteilung des Sozialhilfeträgers, zur Zeit könne ein Unterhaltsbeitrag nicht gefordert werden, schafft einen Vertrauenstatbestand mit der Folge, dass rückständiger Geschiedenenunterhalt nicht mehr geltend gemacht werden kann (hier: Art. 144 a.F. türk. ZGB), OLG Düsseldorf, FamRZ 2001, 919. 

   9. Gesetzlicher Güterstand ist in der Türkei nach den Veränderungen zum 1.1.2002 die Errungenschaftsbeteiligung, nicht mehr die Gütertrennung, zu § 47 GBO und zur Eintragung türk. Eheleute im "gesetzlichen Güterstand" ins dt. Grundbuch vgl. Anm. 16 und OLG Zweibrücken, OLGReport Zweibrücken 2008, 410. Zur Wahl stehen daneben weiterhin Errungenschaftsbeteiligung mit Aufteilgut sowie Gütertrennung bzw. Gütergemeinschaft. Wie wir stellt die Türkei für die (kollisionsrechtliche) Rechtsanwendung auf den Zeitpunkt der Eheschließung ab, vgl. dazu Art. 15 türk. IPRG, Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, so dass 

- türk. Ehegüterrecht auch dann maßgebliche Grundlage bleibt,

- wenn für das Scheidungsverfahren durch Rückverweisung des türk. Rechts auf den dt. Wohnsitz dt. Bestimmungen maßgeblich werden, Art. 15 Abs. 2 türk. IPRG i.d.F. des G 5718, zu Einzelheiten sonst bei Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG (früher: Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG) schon Anm. 1 c mit Nachw. sowie Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40 (42, 43); vgl. auch Gutachten DNotI v. 11.12.2007. Allerdings können die Eheleute (auch) nach Art. 15 Abs. 2 EGBGB vorgehen und deutsches oder ein anderes Recht wählen, denn die Wirksamkeit ihrer Entscheidung hängt nach unserer Beurteilung nicht von der Zustimmung des abgewählten Rechts ab, wobei dann allerdings hinkende, güterrechtliche Rechtsverhältnisse entstehen können. Bis zum 31.12.2001 konnten türk. Eheleute, die schon vorher verheiratet waren, für ihre güterrechtl. Verhältnisse eine eigene, materiell-rechtliche, also nicht Rechtswahl auf der Kollisionsebene vornehmen, Art. 10 EinfG; haben sie sich nicht entschieden, leben sie zwingend, denn vorher war Gütertrennung der gesetzliche Güterstand, seit dem 1.1.2002 im (neuen) türk. gesetzl. Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung, allerdings mit der Festlegung des Anfangsvermögens auf diesen Zeitpunkt, zu Einzelheiten Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2003, 22, zu den türk. Übergangsregeln Art. 10 des EinfG und Finger, FamRBint 2008, 1, im Übrigen Seker, FamRZ 2007, 1779. Grundlage für Auskunftsansprüche zur Vorbereitung güterrechtl. Forderungen ist Art. 216 Abs. 1 türk. ZGB, dazu OLG Frankfurt, 3 UF 316/07, Inventarerrichtung, so dass wir nicht erst über § 242 BGB Anpassungsaufgaben erledigen müssen, zum güterrechtl. Ausgleich nach griechischem Recht OLG Stuttgart, FamRZ 2005, 1676, zu Auskunftspflichten von Banken in der Schweiz im Scheidungsverfahren und den finanziellen Forderungen BG(CH) FAMPRA.ch 2007, 654, ausführlicher zu dieser Entscheidung vgl. B. VI. 7 Anm. 18, wobei bei uns § 142 ZPO Grundlage einer gerichtl. Anordnung werden kann. Beim Gesamtschuldnerausgleich unterliegen Rückgriffsansprüche eines Schuldners, der in Anspruch genommen wird, nach Art. 33 Abs. 3 S. 2 EGBGB dem Schuldstatut aus dem Außenverhältnis zum Gläubiger, so dass das Recht des Staates maßgeblich wird, in dem die Partei, die die charakteristische Leistung zu erbringen hat, im Zeitpunkt des Vertragsschlusses ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, bei ausl. Eheleuten also dt. Recht, wenn sie im Inland aus einem gemeinsam aufgenommenen Darlehen Schuldner geworden sind, BGH v. 26.9.2007 - FamRZ 2007, 1975. Nach §§ 266 f. FamFG zählen zwar Ausgleichsforderungen dieser Art inzwischen zu den "sonstigen Familiensachen", für die das FamG zu entscheiden hat; Auswirkungen auf die kollisionsrechtliche Rechtsanwendung ergeben sich daraus aber nicht.
    10
. a. Für die Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und Kindern und damit insbesondere für die Regelung der elterlichen Sorge im Verfahren bei uns ist dt. Recht maßgeblich, wobei das Haager Abk. v. 5.10.1961 (MSA) ebenso entscheidet (und damit Brüche vermieden sind),  zu Einzelheiten schon A. VII. 1 Anm. 10. Art. 13 Abs. 3 MSA spielt keine Rolle, denn die Türkei ist seit dem 16.4.1984 Mitgliedsland, dazu BGBl. 1984 II 460; zu den Veränderungen im Recht der elterlichen Sorge in der Türkei seit dem 1.1.2002 Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 f.; zur Regelung der elterl. Sorge im Wege der einstw. Anordnung für ein türk. Kind auf Antrag der Mutter, das der Vater, in Deutschland ansässig, gegen ihren Willen in die Türkei gebracht hat oder bringen will, OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 1318; MünchKomm/ Finger, § 1671 BGB Rdn. 70 und 71.

b. Nach dt. Recht, vgl. § 1671 BGB, üben die Eltern nach ihrer Trennung und Scheidung weiterhin - vorwiegend - gemeinsam die elterliche Sorge aus,  zu Einzelheiten und zum Streit, ob damit eine "Regel" mit Ausnahmen festgelegt worden ist, vgl. BGH, NJW 2000, 203 mit Nachw. und MünchKomm/Finger,  § 1671  BGB, Rdn. 34 - 35. So wäre jedenfalls für den Ast. sichergestellt, dass die Kinder nicht gegen seinen Willen in die Türkei zurückkehren können, vgl. in vergleichbarer Situation (Portugal) OLG Hamm, FamRZ 1999, 394; zur Regelung der elterlichen Sorge für Kinder, deren Vater aus Pakistan stammt, in der Zwischenzeit die dt. Staatsangehörigkeit erworben hat, aber weiterhin dafür sorgen will, dass beide in islamisch-traditioneller Form erzogen werden, OLG Frankfurt, FamRZ 1999, 182 und MünchKomm/Finger, § 1671 BGB, Rdn. 70 und 71. Sollte die Ag. die Übertragung der elterlichen Sorge allein für sich erreichen, sollte der Ast. jedenfalls dafür sorgen, dass ihm das Aufenthaltsbestimmungsrecht zumindest mit der Einschränkung vorbehalten bleibt, dass die Kinder in Deutschland aufwachsen, zur Schule gehen und ein Umzug in die Türkei mit der Mutter nur in Frage kommt, wenn er ausdrücklich einverstanden ist. Ob bei uns eine gerichtl. Anordnung ergehen kann, die elterl. Sorge üben weiterhin beide Elternteile gemeinsam aus, ist zweifelhaft, denn damit würde nur eine gesetzliche Regelung in eine gerichtl. Entscheidung übernommen; ohnehin würde die Anordnung nicht weiterhelfen, da in der Türkei der Fortbestand der gemeinsamen elterl. Sorge nach der Ehescheidung nicht vorgesehen ist, dazu Krüger, IPrax 2004, 550 unter Hinweis auf türk. Kassationshof E.2818/K.3889; eher offen Oguz, FamRZ 2005, 766, 773. Selbst dann wäre die Anerkennung des dt. Ehescheidungsurteils in der Türkei nicht ausgeschlossen, die eben auch "teilweise" ergehen kann, dazu AG Izmir, Urteilsnummer 2006, 395 und Finger, FamRBint 2008, 9 und Sargin, IPrax 2008, 354. Über die elterl. Sorge kann dann das türk. Gericht nach seinen Vorstellungen entscheiden; sind die Voraussetzungen aus § 1696 BGB (und § 166 FamFG) erfüllt, steht das nach dieser Bestimmung vorgesehene Abänderungsverfahren bei uns bereit, vgl. auch Anm. 10 a.E und Anm. 12 b.

   11. Die Türkei ist Mitgliedstaat des HKindEntÜ über die zivilrechtlichen Aspekte internat. Kindesentführung, so dass der Vater, wenn er mitsorgeberechtigt ist, nach seinen Regeln vorgehen und die Rückführung der Kinder nach Deutschland erreichen kann, zu Einzelheiten des HKindEntÜ vgl. D. I. 5.
   12. a. Art. 263 türk. ZGB (bisher: Stichentscheid des Vaters bei Meinungsverschiedenheit zwischen Eltern) ist seit dem 1.1.2002 außer Kraft gesetzt,  so dass sich "Anerkennungsfragen" für entspr. türk. Entscheidungen bei uns nicht mehr stellen, vgl. Art. 6 EGBGB (Gleichberechtigungsgebote aus Art. 3 Abs. 2 GG sind verletzt, IntFamR/Finger, Art. 17 EGBGB, Rdn. 78 mit Nachw.; AG Eschwege, FamRZ 1995, 565  und OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 1318). 
b. Bei der nachträglichen Abänderung einer Sorgerechtsentscheidung, §§ 1696 BGB, 166 FamFG reicht ein übereinstimmender Elternvorschlag aus, um das Gericht festzulegen, dazu OLG Dresden, JAmt 2002, 35, selbst wenn die Entscheidung im Ausland ergangen ist, OLG Frankfurt, 3 UF 269/00; grundsätzlich wenden wir dt. Recht an, wenn der gewöhnliche Aufenthaltsort des Kindes in Deutschland liegt, MSA. Dabei wenden wir dt. Recht an, wenn der gewöhnliche Aufenthaltsort des Kindes in Deutschland liegt, wobei im Verhältnis zur Türkei weiterhin die Bestimmungen des MSA maßgeblich werden (die Türkei ist dem KSÜ nicht beigetreten). Doch wird eine dt. Gerichtsentscheidung mit gemeinsamer elterlicher Sorge in der Türkei wiederum nicht anerkannt, dazu Krüger, IPrax 2004, 550, weil diese Regelung dort so nicht vorgesehen ist, vgl. schon Anm. 10 b a.E., zur Anerkennungsfähigkeit deutscher Gerichtsurteile zu Ehescheidungen in der Türkei vgl. Krüger, IPrax 2009, 375.
    13. a. Urteilsausfertigung hat stets in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen zu ergehen. Nur so ist die Anerkennung im Heimatland der Parteien (oder sonst im Ausland) sichergestellt, zu den Voraussetzungen der Anerkennung eines dt. Urteils in der Türkei vgl. Hohloch, S. 475 mit einem knappen Überblick; OLG Frankfurt, FamRZ 2004, 953 (im Anschluss an türk. Kassationshof, FamRZ 1996, 1491 – auch die fehlerhafte Anwendung von türkischem Recht durch ein dt. Gericht hindert die Anerkennung des getroffenen Urteils in der Türkei grundsätzlich nicht, denn einfache  Fehler stellen noch keinen offensichtlichen Verstoß gegen den türk. ordre public dar, insbesondere dann, wenn sie sich in der Sache kaum ausgewirkt haben, abzurufen über www.hefam.de/urteile; ausführlich Turan-Schnieders/Finger, FuR 2003, 488; Odendahl, FamRZ 2009, 567; zur (fehlenden) Anerkennungsfähigkeit eines dt. Urteils mit "Regelung" der gemeinsamen elterl. Sorge vgl. Krüger, IPrax 2004, 550 und türk. Kassationshof E.2818/K.3889 (vgl. auch Anm. 6 und 9 a jeweils a.E.), aber andererseits muss die Entscheidung bei uns einen Ausspruch zu den Befugnissen der Eltern enthalten, um in der Türkei anerkannt werden zu können, ebenfalls Krüger, IPrax 2004, 550, wobei, wenn ein türk. Ehegatte (auch bei uns) wieder heiraten will, Anerkennung in der Türkei Voraussetzung für die Erteilung eines Ehefähigkeitszeugnisses der Heimatbehörden ist, dazu StAZ 2004, 371, vgl. auch Finger, FamRBint 2008, 9 und Sargin, IPrax 2008, 354; AG Izmir, Urteilsnummer 2006, 395 und Anm. 10 b a.E. Art. 38 e türk. IPRG a.F. besteht nicht fort.

b.  Für Scheidungsverfahren eigener Staatsangehöriger nimmt die Türkei nicht (mehr) die ausschließliche Zuständigkeit türk. Gerichte in Anspruch, dazu Hohloch, S. 475. Nach früherem Recht, dazu Art. 38 e IPRG a.F., war zudem entscheidend, ob das ausl. Gericht das "richtige Recht" in seinem Urteil angewandt hat; war das nicht der Fall, konnte der beklagte türk. Staatsangehörige Einwände erheben und so die Anerkennung in der Türkei verhindern, dazu Hohloch, S. 475 und Rumpf, FamRZ 1996, 1492 (Anm. türk. Kassationshof, FamRZ 1996, 1491). Nach den Regeln des neuen türk. IPRG erfolgt die Anerkennung ausländischer Entscheidungen nun nur noch unter den Voraussetzungen des Art. 54, dazu Krüger, IPrax 2009, 375 (376). Fehlerhafte Rechtsanwendung stellt keinen Verstoß gegen den (türk.) ordre public dar, Art. 54 c türk. IPRG n.F., der die Anerkennung in der Türkei hindern würde, dazu türk. Kassationshof E.2007 - 5600/K.2008-5494, berichtet bei Krüger, IPrax 2009, 375 (376).
     14. Nach dt. Recht, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1, 2. Altern. EGBGB, bleibt ein Staatsangehörigkeitswechsel bei einem (zunächst ausländischen) Ehegatten bedeutungslos, selbst wenn er die dt. Staatsangehörigkeit erwirbt, falls nur die Heimatstaatsangehörigkeit gemeinsam war und der andere Ehegatte diese Staatsangehörigkeit beibehalten hat. Wir bringen daher türk. Recht zur Anwendung, wenn beide Eheleute ursprünglich türk. Staatsangehörige gewesen sind, aber einer von ihnen die Staatsangehörigkeit gewechselt hat, verweisen andererseits aber auch auf türk. IPR. Nach Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG i.d.F. des G 5718, dazu früher: Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG (Wohnsitzrecht ist maßgeblich), Hohloch, S. 471, ist aber das Recht am gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort entscheidend, vgl. zu Einzelheiten auch Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40, 42/43, ebenso OLG Frankfurt, FamRZ 2004, 953 und OLG Düsseldorf  II 1 UF 183/04, beide noch zu Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F. Die Rechtsanwendung für das eheliche Güterrecht legt dagegen Art. 15 IPRG – Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts wie bei uns – auf den Zeitpunkt der Eheschließung fest; nachträgliche Veränderungen bei den Ehegatten führen daher zu keinem Wechsel in der Sache, wenn nicht beide ausdrücklich die Dinge anders regeln wollen, Rechtswahl. 

    15. Zur Zuweisung der ehelichen Wohnung und zur Verteilung des ehelichen Hausrats nach türk.  Recht vgl. unten C. VIII. 16; zur Herausgabe von persönlichem Vermögen C. XI. 1; zum Familiennamen eines Türken, der nach dt. Recht den Namen seiner Frau als Ehenamen führte, nach Scheidung und Wiederheirat in der Türkei vgl. StAZ 2000, 311 (Fachausschuss-Gutachten Nr. 3576). Wir bringen dagegen über Art. 17 a EGBGB stets dt. Recht (der Belegenheit) zur Anwendung; zu den güterrechtl. Veränderungen in der Türkei Odendahl, FamRZ 2003, 648 und Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 f., vgl. auch Anm. 13.

    16. Zustellungen und Rechtshilfe richten sich, soweit keine Sondervereinbarungen zwischen den Staaten bestehen, nach dem Haager Übereink. über die Zustellung gerichtl. und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen v. 15.11.1965, BGBl. 1977 II 1453 (HZÜ). Im Verhältnis zur Türkei ist das dt.-türk. Abkommen über den Rechtsverkehr in Zivil- und Handelssachen vorrangig, RGBl. 1930 II 6, wobei auch die dt. DurchführungsVO zu beachten ist; für das Verhältnis zu Marokko vgl. A. VII. 1 Anm. 14. 

   17. Zur Herausgabe von persönlichem Vermögen C. XI. 1; zur Klage auf Zahlung einer nachehelichen Genugtuung B. XI. 2, zur Morgen- bzw. Abendgabe C. XI. 1, wobei die Türkei die Morgengabe selbst in dieser Form nicht kennt, aber ein Leistungsversprechen des Mannes kann in eine Schenkung umgedeutet werden, dazu Öztan, FamRZ 1997, 624, für das nach türk. Recht Schriftform genügt, OLG Nürnberg, FamRZ 2001, 1613 und Henrich, FS Öztan (2008), 492 (497 ff.), zu weiteren Einzelheiten C. XI. 1 Anm. 1b; zur verbotenen Eheschließung bei Schwägerschaft selbst wenn beide Ehen aufgelöst sind, B. VI. Anm. 5 a und EuGHMR, FamRZ 2005, 1971. Türk. Eheleute oder Gatten, die nach türk. Recht leben, können sich für ihren Grunderwerb in Deutschland zu je 1/2 Anteilen im Grundbuch eintragen lassen, selbst wenn sie im gesetzlichen Güterstand der Errungenschaftsbeteiligung leben, wenn dies klar ist und sich aus ihrem Antrag selbst ergibt, Gutachten DNotI v. 19.3.2004, Türkei 48510; AG Bremen, 115 VR 289-6845-1; ihre allgem. Bezugnahme auf den "gesetzlichen Güterstand " nach türk. Recht ist dagegen zu unbestimmt, dazu OLG Zweibrücken, OLGReport Zweibrücken 2008, 410 und § 47 GBO, weil so die vorgesehenen Beteiligungsverhältnisse nicht deutlich werden, selbst wenn die Fristen aus Art. 10 EinfG, vgl. dazu Anm. 9, längst abgelaufen sind (anders wohl dann, wenn die Parteien nach dem 1.1.2002 geheiratet haben - dann ist der gesetzliche Güterstand für sie zwingend, wenn sie sich nicht für einen anderen Güterstand entschieden haben); zum Erwerb von Grundstücken durch Ausländer in der Türkei Tarman, IPrax 2008, 359.

3. Antrag auf Scheidung (Verstoßensscheidung; talaq) nach iran. Recht

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1
Scheidungsantrag

des Herrn ....


 

- Antragstellers -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin ....

gegen

Frau ....




- Antragsgegnerin -

wegen: Ehescheidung

hier: Verstoßensscheidung des Mannes (talaq nach iran. Recht)

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht des Ast. bitte ich hiermit um Anberaumung eines möglichst nahen Termins zur mündlichen Verhandlung, in dem ich beantragen werde:

1.
Die am .... im Eheschließungsnotariat in Teheran zur Nr. 431 geschlossene Ehe der Beteiligten wird geschieden. Grundlage der Scheidung ist Art. 1133 iran. ZGB. 2

2.  
Aus der Ehe sind die beiden minderjährigen Kinder S., geb. am .... in Frankfurt, und A., geb. am .... in Berlin, hervorgegangen; die elterliche Sorge für beide Kinder wird auf den Ast. übertragen, aber beide sollen weiterhin und auch nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils von der Mutter versorgt werden und bei ihr ihren Lebensmittelpunkt haben.3
3.
Sonstige Familiensachen sind nicht anhängig.

4. 
Die Kostenentscheidung folgt aus § 150 FamFG.


Gerichtskostenvorschuss ist eingezahlt.

Begründung:

1.  Die Verfahrensbeteiligten haben am .... im Eheschließungsnotariat in Teheran zur Nummer 431 die Ehe geschlossen.


Beweis: Vorlage der Heiratsurkunde, im Original mit begl. dt. Übersetzung beigefügt


Beide Eheleute sind iran. Staatsangehörige (schiitischer Religionszugehörigkeit).4 Zunächst lebten sie in Teheran, aber seit Anfang 2000 halten sie sich überwiegend in Deutschland auf. Beide verfügen über eine unbeschränkte Aufenthaltserlaubnis5 für Deutschland.


Aus der Ehe der Beteiligten sind die Kinder S., geb. am .... in Frankfurt, und A., geb. am .... in Berlin, hervorgegangen.


Beweis: Vorlage der Abstammungsurkunden

2. 
Der Ast. ist beruflich stark beansprucht. Zunächst hat er im Iran als Selbständiger ein Geschäft betrieben, um für sich und seine Familie sein Auskommen zu finden, war dabei aber, wie er selbst sieht, nicht sonderlich erfolgreich. Deshalb ist er mit seiner Frau nach Deutschland gezogen, um hier besser leben zu können. Die Kinder sind in Frankfurt bzw. in Berlin geboren. Inzwischen verdient er mit seinem Export-/Importhandel etwa EUR 4.250,-- netto im Monat. Nach wie vor ist er aber häufig abwesend, besonders häufig im Iran, denn mit seinem Heimatland unterhält er wichtige geschäftliche Kontakte. Über seine ständigen Abwesenheiten beschwert sich die Ag. immer wieder. Der Ast. hat zwar versucht, seiner Frau seine besondere Situation zu erklären und ihr Verständnis zu erreichen, aber sie blieb letztlich uneinsichtig. Am 8.8.20.. ist sie aus der ehelichen Wohnung ausgezogen, hat dabei die Kinder mitgenommen und führt jetzt in .... einen eigenen Haushalt.6 Wiederholte Versuche des Ast., seine Frau zur Rückkehr zu bewegen, sind erfolglos geblieben. Deshalb will er jetzt geschieden werden; er ist nicht bereit, die eheliche Lebensgemeinschaft mit seiner Frau fortzusetzen bzw. wieder aufzunehmen.


Beweis: Parteivernehmung


In der außergerichtl. Korrespondenz hat die Ag. erklärt, sie wolle ebenfalls die Scheidung; sie passe einfach nicht zu ihrem Mann (und habe viel zu früh und übereilt geheiratet). Deshalb gehe ich davon aus, dass sie im Verfahren ihr Einverständnis zur beantragten Ehescheidung erklären wird. Nach meiner Auffassung kann daher die Ehe der Beteiligten ohne weiteres7 geschieden werden, Art. 1133 iran. ZGB.8/9
3. 
Nach iran. Recht10 beansprucht der Ast. die elterliche Sorge für die Kinder S. und A. für sich. Beide sollen allerdings weiterhin bei ihr leben und von ihr versorgt werden, eine Lösung, auf 


die sich die Eltern auch verständigt haben und die im Interesse der Kinder liegt, wie der Ast. meint. 11
4. 
Für den Kindesunterhalt hat der Ast. dt. Jugendamtsurkunden für den Unterhalt der Kinder errichtet. Über den Ehegattenunterhalt nach der Scheidung haben sich die Beteiligten durch notarielle Urkunde12 (in Kopie anbei) geeinigt.

5. 
Urteilsausfertigung erbitte ich in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen.

      

                                                                                                          Rechtsanwältin13/14/15/16/17

Anmerkungen
    1. a. Zur internat. Zuständigkeit dt. Gerichte für Ehesachen vgl. die Vorschriften der VO Nr. 2201/2003, A. VII. 1 Anm. 1, zur örtl. Zuständigkeit dort Anm. 2, zum Verfahrensablauf, lex fori, Anm. 3. Diese Bestimmungen gelten auch für das Verhältnis zum Iran, dazu OLG Koblenz, FamRZ 2009, 611 = FamRBint 2009, 26 mit Anm. Yassari, vgl. auch AG Leverkusen, FamRZ 2008, 1758. Privatscheidungen iran. Eheleute im Konsulat in Deutschland sind bei uns nicht anerkennungsfähig, OLG Frankfurt, 4 WF 86/02. Ausl. Scheidungsurteile werden im Iran nur anerkannt, wenn für iranische Eheleute iranisches Recht (im Ausland bei der Entscheidung) zur Anwendung gelangt ist, dazu MünchKomm/Bernreuther, § 606 a ZPO, Rdn. 80 mit Nachw.; das gilt selbst dann, wenn die  Rechtsanwendung bei uns "richtig" war, weil (etwa) für die Parteien als Flüchtlinge oder anerkannte Asylberechtigte dt. Recht als Personalstatut zur Anwendung gekommen ist, Genfer Konvention, dazu LG München I, NJW 1997, 1354 für den Iran. Zusätzlich ist (wohl) unter Vorlage des ausl. Scheidungsurteils die im Iran übliche Erklärung abzugeben, die Ehefrau zu verstoßen. Wirkt eine Partei mit, kann dann vor einem iran. Gericht Anerkennungsklage erhoben werden, wobei in beiden Fällen das ausl. Urteil auf seine inhaltliche Vereinbarkeit mit iran. Sachrecht überprüft wird, vgl. Elwan, StAZ 2005, 87, 88. Nach den europarechtl. Regeln, vgl. Art. 3 VO Nr. 2201/2003, sind dt. Gerichte jedenfalls international zuständig; diese Bestimmungen gelten auch im Verhältnis zum Iran.

b. Früher ist insbesondere das KG, IPrax 2000, 126 mit Anm. Herfarth, IPRax 2000, 101, von der fehlenden internat. Zuständigkeit dt. Gerichte für von Iranern betriebene Scheidungsverfahren ausgegangen, da sie dabei "völlig wesensfremde" Aufgaben zu leisten hätten, denn die iran. Heimatvorschriften seien "stark religiös geprägt", ausdrücklich anders nun BGH, FamRZ 2004, 1952 mit Anm. Henrich, 1958, zu dieser Entscheidung Rauscher, IPrax 2005, 313; Elwan/Menhofer, StAZ 2005, 168; zu Misshandlungen durch den Partner OLG Bremen, OLGReport Bremen 1999, 278; zu den verschiedenen isl. Rechtsschulen vgl. Fadlalla Ali, Das isl. Ehe- und Kindschaftsrecht im Sudan, Diss. Hamburg 2001; Wähler, Ehrengabe Elwan (2001), S.  113, im Übrigen Anm. 10, ausf. Yassari, FamRZ 2002, 1088; zur Vorfrage der wirksamen Eheschließung vgl. A. VII. 1 Anm. 5 und A. VII. 2 Anm. 4; zu iran. Eheverboten Sturm, StAZ 2005, 1, 11 und Wähler, StAZ 1984, 336; zur isl. Verstoßensscheidung allg. Büchler, Das islamische Familienrecht: Eine Annäherung, S. 44 f.; dabei erscheint die Sicht des BGH (FamRZ 2004, 1952) zutreffend; andernfalls würden wir Iranern, die in Deutschland leben, praktisch jeden Rechtsschutz verweigern - viele von ihnen können und wollen nicht in den Iran zurückkehren, um sich dort scheiden zu lassen.

    c. Art. 1133 iran. ZGB, dazu Anm. 2, ist 2002 verändert worden. Nun ist auch das Scheidungsrecht der Frau einbezogen. Die Neufassung lautet: Der Ehemann kann unter Beachtung der gesetzl. Voraussetzungen einen gerichtl. Antrag auf Scheidung stellen. Die angefügten Anmerkungen, die Gesetzeskraft haben, bestimmen ergänzend: "Auch die Ehefrau kann unter Beachtung der Art. 1119, 1129, 1130 (iran. ZGB) einen gerichtl. Antrag auf Scheidung stellen", wobei diese Ergänzungen keine Veränderungen für die bisherige Rechtslage bringen, aber jedenfalls klarstellen, dass im Iran außergerichtl. Scheidungen nicht zulässig sind, zu diesen Einzelheiten AnwKomm/Yassari, Länderbericht Iran, Rz. 25.                         

    d. Eine im Iran nach Ortsrecht geschlossene Ehe ist aus unserer Sicht unabhängig von der Staatsangehörigkeit der beteiligten Eheleute, die damit auch Deutsche sein können, stets wirksam, Art. 11 Abs. 1 EGBGB; für Deutsche gilt zudem § 8 KonsG. Für den förmlichen Abschluss sieht das dt.-iran. Niederlassungsabk. keine eigenen Vorschriften vor, die vorrangig zu beachten wären, so dass eine in Kalifornien geschlossene Ehe iranischer Staatsangehöriger für uns auch dann wirksam ist, wenn sie im Iran ohne Folgen bleiben sollte - hinkende Ehe -, falls nur die dortigen Bestimmungen für ihrem Abschluss eingehalten sind, OLG München, FamRB 2010, 77 mit Anm. Ludwig.

    2. Die Aufnahme dieser Bestimmung, die die Verstoßensscheidung durch den Mann regelt, in den Antrag soll sicherstellen, dass sie auch im Tenor des Scheidungsurteils aufgeführt wird, aber auch für ihn ist Antragstellung und gerichtl. Entscheidung notwendig, dazu AnwKomm/Yassari, Länderbericht Iran Rz. 25, zu den sonstigen Veränderungen Anm. 1 c. Dies wiederum erleichtert zumindest die Anerkennung im Iran, zu Einzelheiten KG, IPRax 2000, 126, 127, ergänzt durch BGH, FamRZ 2004, 1952 (auch heimatstaatliche Verfahrensvorschriften können bei uns zu beachten sein, insbes. die vorgeschriebene "Anwesenheit" erwachsener, männlicher Zeugen bei der Urteilsverkündung); zu den Veränderungen des Familienrechts in Ägypten (ab 2000) Rohe, StAZ 2001, 193 mit vielen Nachw.; für Marokko Nelle, StAZ 2004, 153 und ders., StAZ 2004, 276, Wohlgemuth, FamRZ 2005, 1939; zu den allgemeinen Ehewirkungen im Recht der "orientalischen Staaten" Krüger, FamRZ 2008, 1749.
    3. Zum Versorgungsausgleich vgl. Art. 17 Abs. 3 EGBGB und unten Anm. 16; allg. A. VII. 1 Anm. 9, zur nachträglichen Durchführung C. X. 10. Will die Ag. gerichtl. Entscheidung, muss sie entspr. Regelungsanträge stellen, denn der Versorgungsausgleich ist bei Auslandsbezug keine amtswegige Folgesache, dazu auch Finger, FamRBint 2009, 60. Sind beide Parteien (nur) iranische Staatsangehörige, findet nach der inzwischen überw. Auffassung allerdings kein Versorgungsausgleich in Deutschland statt, Anm. 16 und BGH, FamRZ 2005, 1666, weil das dt.-iranisches Niederlassungsabkommen vorrangig ist. Bei Doppelstaatsangehörigkeit eines Beteiligten, die nicht effektiv sein muss, bringen wir zwar iranisches Recht zur Anwendung, aber nicht über das (genannte) Niederlassungsabkommen, so dass der Versorgungsausgleich wie sonst stattfindet, dazu Finger, FuR 1999, 158, 160, also auf besonderen Antrag einer Partei.

    4. Für die einzelnen Religionsgruppen stellt iran. Recht für die familienrechtl. Rechtsbeziehungen jeweils unterschiedliche Rechtsregeln bereit, vgl. Bergmann/Ferid/Henrich, S. 166 f., Länderbericht Iran.; Yassari, FamRZ 2002, 1088; dies., FamRZ 2011, 1. Diesen (internen) Anordnungen folgen auch wir.

    5. Zu den ausländerrechtlichen Folgen von Trennung und Scheidung A. VII. 3 Anm. 4 mit Nachw.; zur Praxis des BVerfG (Rücksichtnahme auf tatsächlich ausgeübte Sorge-/Umgangsbefugnisse bei der ausländerrechtl. Überprüfung und bei aufenthaltsbeendenden Maßnahmen)  FamRZ 2002, 601; BVerfG, FamRZ 2006, 21 und BVerfG, FamRZ 2006, 187 und BVerfG, FamRZ 2006, 925, zu weiteren Einzelheiten A. VII. 3 Anm. 4.

    6. § 122 FamFG; aus dieser Vorschrift folgt die örtl. Zuständigkeit des angerufenen Gerichts.

    7. Beide Parteien sind (nur) iran. Staatsangehörige. Deshalb findet auf ihr Ehescheidungsverfahren bei uns iran. Recht Anwendung, Art. 17 Abs. 1 S. 1 EGBGB und Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB. Vorrangig ist, und diese Besonderheit wird insbesondere für die elterl. Sorge und den Unterhalt wesentlich, allerdings das dt.-iran. Niederlassungsabk. v. 17.2.1929, RGBl. 1930 II 1002, 1006; BGBl. 1955 II 829, das auch im Verhältnis zu den neuen Bundesländern gilt, insbesondere Art. 8 des Zusatzprotokolls, zu Einzelheiten Schotten/Wittkowski, FamRZ 1995, 264 und Finger, FuR 1999, 58, 158 und 215 und Anm. 10 - 12. Dagegen ist wie sonst üblich anzuknüpfen, wenn bei einem der Beteiligten - oder bei beiden - zur iran. Staatsangehörigkeit eine weitere Staatsangehörigkeit hinzukommt, zu Einzelheiten Finger, FuR 1999, 158, 160, ohne dass (wie sonst) Effektivitätsgesichtspunkte ausschlaggebend werden, vgl. sonst Art. 5 EGBGB, dazu schon knapp Anm. 3. Verdrängt sind die Sonderregeln des Abk. allerdings durch das Flüchtlingsstatut eines Beteiligten aus Art. 12 Abs. 1 der Genfer Flüchtlingskonvention, LG München I, FamRZ 1997, 1354, teilw. im Anschluss an BGH, FamRZ 1990, 32; Schotten/Wittkowski, FamRZ 1995, 264, 266, so dass wir über Art. 5 Abs. 2 EGBGB auf dt. Recht abstellen (Personalstatut), zum Versorgungsausgleich dabei Anm. 16 a.E.

    8. a. Nach Art. 1133 iran. ZGB kann der Ehemann seine Frau verstoßen, "wann er will". Seine Erklärung bildet den konstitutiven Akt und führt aus unserer Sicht damit zu einer rechtsgeschäftlichen Ehescheidung, auch wenn sie an bestimmte Förmlichkeiten und Verfahrensabläufe gebunden ist, dazu Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Iran, S. 61 und Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1090; schon deshalb kann sie, wenn sie in Deutschland erfolgt, nicht die ihr sonst beigemessenen Folgen haben, da bei uns die Ehe nur durch Gerichtsentscheidung geschieden werden kann, § 1564 BGB und OLG Hamm, FamRBint 2010, 77 mit Anm. Finger, vgl. im Übrigen gleich c. Ohnehin muss er die notwendige "Scheidungsfähigkeit" besitzen, also erwachsen und vernünftig sein und absichtsvoll und frei handelnd vorgehen, zu weiteren Einzelheiten Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Iran, S. 61 f. Gleichwohl erfolgt die Scheidung durch gerichtl. Ausspruch, zum G über zivile Sondergerichte Schotten/Wittkowski, FamRZ 1995, 264, 265. Eigene Trennungsfristen sind im Iran nicht vorgesehen, ohne dass so unser ordre public berührt wäre, dazu Palandt/Thorn, Art. 6 EGBGB, Rdn. 21 und OLG Hamm, FamRZ 1997, 861. Dagegen verletzen die Bestimmungen des iranischen Rechts, die die sachlichen Voraussetzungen für die Ehescheidung für den Mann bzw. die Frau ganz unterschiedlich regeln, Gleichberechtigungsgebote nach Art. 3 Abs. 2 GG, so dass der dt. ordre public verletzt ist, Art. 66 EGBGB. Grob sach- und daher insoweit auch verfassungswidrig wären dabei schon Bestimmungen, die dem Mann die Rechtsverfolgung erleichtern, aber seine Frau in ein schwierigeres Verfahren verweisen. - Bei der Heirat können die Parteien im Iran allerdings durch Vereinbarung festlegen, unter welchen Voraussetzungen einer von ihnen, also insbesondere auch die Ehefrau, Scheidungsantrag stellen kann, etwa bei Weigerung des Ehemannes, die Unterhaltskosten für sie zu zahlen, dazu OLG Schleswig, OLGReport Schleswig 2001, 182; dies ist auch bei der Wertung nach Art. 6 EGBGB zu berücksichtigen. Nach iran. Vorstellungen ist (auch) die Eheschließung ein zweiseitiger, verbindlicher zivilrechtlicher Vertrag, der – weitgehend – Grundsätzen der Vertragsfreiheit unterliegt, die auch für die Auflösung bestimmend werden. Unser ordre public steht diesen Absprachen jedenfalls nicht von vornherein entgegen, sondern wir überprüfen die jeweils ausgehandelten Folgen.

b. Anstößig ist aus unserer Sicht vor allem die Ungleichbehandlung der Ehefrau, Art. 3 Abs. 2 GG (Gleichberechtigungsgebote), bei den Scheidungstatbeständen, aber auch die Verletzung von Art. 6 Abs. 1 EGBGB, weil Scheitern der Ehe keine Voraussetzung ist und die Rechtseinrichtung daher aus unserer Sicht nicht ausreichend geschützt wird, vgl. OLG Hamm, FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher, insgesamt jedenfalls Art. 6 EGBGB (ordre public), dazu für Algerien OLG Rostock und für Marokko OLG Hamm, FamFR 2010, 192. Aber sie reicht weniger weit als zunächst angenommen, dazu Anm. 9. Ist die Frau mit der gerichtl. ausgesprochenen Ehescheidung einverstanden, will sie sie sogar selbst und sind die aus unserer Sicht sonst notwendigen Scheidungsvoraussetzungen erfüllt, also insbesondere Trennung der Parteien und Ablauf des Trennungsjahres nach § 1566 Abs. 2 BGB, besteht für uns kein Anlass, sie gegen im Wesentlichen abstrakte Gleichberechtigungswidrigkeit, Art. 3 Abs. 2 GG,  zu schützen, dazu BGH, FamRZ 1990, 32, 35; OLG München, IPRax 1989, 238, 241 und OLG Köln, FamRZ 1996, 1147; ähnliche Erwägungen bei Scholz, StAZ 2002, 321, 324 (inhaltliche Relativität des Gleichberechtigungsgebots), aus schweizer Sicht Ob. Kantonsgericht Bern, FAMPRA.ch 2006, 410; anders (für Algerien) OLG Köln, 27 WF 104/01; zu gleichartigen Erwägungen für den Scheidungsantrag einer Libanesin schiitischen Glaubens OLG Zweibrücken, NJW-RR 2002, 581, 582, Anm. Hohloch, JuS 2002, 1025. Verwerfen wir die ausl. Regeln des sonst berufenen Rechts, bringen wir dt. Recht als Ersatzrecht zur Anwendung, auch für die sonstigen sachlichen Voraussetzungen und für die Trennungsfristen, Art. 6 EGBGB (nicht, wie das OLG Zweibrücken meint, Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB), wie hier Hohloch, JuS 2002, 1025, anders Motzer, FamRB 2002, 331. Dann wird die Ehe (ebenfalls) geschieden, aber nicht nach iranischen, sondern nach deutschen Regeln, also mit demselben "Ergebnis", nur dass die Anerkennung unseres Scheidungsurteils nun im Heimatland stark gefährdet ist, Herfarth, IPRax 2000, 101, 103. Den Weg über Art. 6 EGBGB sollten wir daher nur dann gehen, wenn die Ehefrau oder einer der Verfahrensbeteiligten sonst praktisch rechtlos bliebe, dazu OLG Zweibrücken, NJW-RR 2002, 581, 582 mit Anm. Hohloch, JuS 2002, 1025.

c. Die Verstoßung der Ehefrau durch den Ehemann ist aus unserer Sicht eine "rechtsgeschäftliche Ehescheidung", so dass sie im Inland schon aus diesen Gründen unwirksam ist, wenn sie hier ausgesprochen wird, dazu OLG Hamm, FamRBint 2010, 77 mit Anm. Finger = FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher für Marokko, aber im Heimatstaat hat sie die vorgesehenen Folgen, so dass dort die Ehe als geschieden gilt, aber sie besteht in Deutschland fort, hinkende Rechtsverhältnisse. Sonstige Scheidungsgründe stehen meist (und standen bisher in Marokko) für ihn nicht bereit, denn er kann seine Frau nach den Vorstellungen seines Rechts eben "verstoßen". Verwerfen wir diese Befugnis als ordre public-widrig, wäre die Ehe für ihn in Deutschland unscheidbar, OLG Hamm, FamRBint 2010, 77 = OLG Hamm, FamFR 2010, 192 (für Marokko). Diese Brüche und Widersprüche lassen sich erst auflösen, wenn die Verstoßung im Scheidungsverfahren in Deutschland wie ein "Scheidungsgrund" behandelt wird. Dann wird der Verstoß in Art. 3 Abs. 2 GG durch die Zustimmung der Ehefrau bedeutungslos, denn sie muss gegen ihren Willen schließlich nicht geschützt werden, während Art. 6 Abs. 1 GG nicht (mehr) betroffen ist, weil das Scheitern der Ehe feststeht, §§ 1566 Abs. 1 und 2 BGB, dazu wiederum OLG Hamm, FamRBint 2010, 77  mit Anm. Rauscher; für den Iran auch Yassari, FamRZ 2002, 1088 und Rauscher, IPrax 2005, 313 (Anm. zu BGH, FamRZ 2004, 1952). Kennt die berufene ausl. Rechtsordnung diese "Zerrüttungsscheidung" nicht, bleibt allerdings wohl für das Gericht in Deutschland wohl nur die Anwendung deutschen Rechts, um die vorhandene Lücke auszufüllen, FamRBint 2010, 77, im Übrigen A. VII. 1 OLG Hamm für Marokko.
    9. a. Art. 1130 iran. ZGB sieht auch für die Frau eine "Verstoßens-Scheidung" vor. Denn sie kann nach Anrufung des Gerichts das Recht erhalten, sich von ihrem Ehemann scheiden zu lassen, wobei, wenn er sich weigert, das Gericht als "gesetzlicher Vertreter des Mannes" tätig wird, Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Iran, S. 61, dabei aber keine eigene Regelung vornimmt, sondern die Scheidungsformel nur an Stelle des Ehemannes ausspricht, die stets seine Erklärung bleibt. Dabei kann er sogar seiner Frau das Recht einräumen, ihn bei der Scheidung zu vertreten, vgl. dazu Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Iran, S. 61), zu den sonstigen Ehescheidungs- und Eheaufhebungsgründen für Frauen im Iran Finger, FuR 1999, 215, 217 f., zur Ehescheidung nach (früherem) marokk. CSPS wegen Unterhaltspflichtverletzung des Mannes (ähnlich auch Art. 1129 iran. ZGB) vgl.  OLG Bamberg, Streit 2001, 85; Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1091 sowie A. VII. 1. Zudem kann die Ehefrau, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe für sie eine Härte bedeuten würde und sie sich schuldig macht, wenn sie sie fortführt, ausführlich zu diesem Punkt Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1095 mit einer Übersicht zu Erläuterungen des iran. Gesetzgebers im Frühjahr 2002 zu Art. 1130 iran. ZGB und den Umständen, die als "Not" oder "kritische Lage" angesehen werden, beim zivilen Sondergericht beantragen, den Mann zu veranlassen, sie zu verstoßen. Weigert er sich dann, der gerichtl. Anordnung nachzukommen, "wird die Ehe durch Urteil geschieden", vgl. dazu Herfarth, IPRax 2000, 101, zu weiteren Einzelheiten Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Iran, S. 61 mit Nachw. Sicherlich wird ein dt. Gericht, wenn sich eine iran. Ehefrau auf Art. 1130 iran. ZGB beruft, zu Maßnahmen veranlasst, die "fremde" Anteile enthalten. Auch die Zuständigkeit des religiösen Gerichts im Iran ist aus unserer Sicht eher ungewöhnlich. Deshalb sollten nach der bisherigen Rechtsprechung insbesondere das KG, IPRax 2000, 126 mit Anm. Herfarth, IPRax 2000, 101 entspr. Verfahren vor dt. Gerichten nicht geführt werden können, deutliche Kritik schon bei Herfarth, IPRax 2000, 101, in der Zwischenzeit aber ohnehin anders BGH, FamRZ 2004, 1952 mit Anm. Henrich, 1958; früher schon Scholz, StAZ 2002, 321, 323 mit Nachw., weil wir so Iranern, die in Deutschland leben, praktisch jeden Rechtschutz verweigern würden. Grundlage der Scheidung bleiben allerdings weiterhin die Bestimmungen des iranischen Rechts, also insbesondere Art. 1130 f. iran. ZGB, die durch gerichtl. Urteil in einer neutral gefassten Form erfolgt, die neutral gefasst ist, vgl. dazu auch BGH, FamRZ 2004, 1952. Gänzlich unbefriedigend wäre sicherlich, zwischen der Verstoßensscheidung, die iran. Recht für den Mann zur Verfügung stellt, und Art. 1130 iran. ZGB für die Frau noch einmal zu differenzieren und die Scheidung bei uns für den Mann zuzulassen, für die Frau nach Art. 1130 iran. ZGB aber nicht; zu Altersgrenzen des kanonischen Rechts (12 Jahre für eine Uruguayerin) AG Tübingen, ZfJ 1992, 48 mit Anm. Coester, ZfJ 1992, 241; AG Hannover, FamRZ 2002, 1116 für Vietnam; zu religiös veranlassten Eheverboten und unserer Sicht dabei vgl. Elwan, IPRax 1986, 124; zur Ehescheidung nach jüd. Ritus vgl. A. IX. 

b. Zur Verstoßensscheidung (allg.) nach islamischem Recht und Art. 6 EGBGB (bei einem Verfahren vor dt. Gerichten) vgl. auch Wähler, Ehrengabe Elwan  (2001), S. 113 insbes. 116 f., wobei Wähler davon ausgeht, dass die Verstoßung selbst zu Protokoll des dt. Gerichts erklärt werden aber auch außerhalb der Verhandlung vorgenommen werden, wobei dann entspr. schriftsätzlicher Vortrag ausreicht, nicht unbedingt im Einklang mit Art. 17 Abs. 2 EGBGB, S. 119; ausführlich Ungerath, IPrax 2004, 519 in seiner Anm. zu AG Kulmbach, IPrax 2004, 529; Elwan/Menhofer, StAZ 2005, 168 und Rauscher, IPrax 2005, 313 (mit seiner Anmerkung zu BGH, FamRZ 2004, 1952). Voraussetzung ist jedenfalls Zustimmung der Ehefrau oder, wenn sie fehlt, erklärtes bzw. nachgewiesenes Scheitern der Ehe auch nach dt. Vorstellungen, so dass eine Scheidung nach Vereinbarungen im Ehevertrag möglich wird, S. 116 f.; zur Ehescheidung von pakistanischen Staatsangehörigen, die der Glaubensgemeinschaft der Ahmadis angehören, OLG Köln, 4 UF 81/01 mit Anm. Finger, FamRB 2002, 365 (maßgeblich ist  pak. Kollisionsrecht, das die zivilrechtl. Gleichstellung mit sunnitischen Muslimen vorsieht, so dass nicht etwa – wie für andere Glaubensrichtungen – eine versteckte Rückverweisung auf dt. Recht als lex fori erfolgt, vgl. dazu auch Weishaupt, StAZ 1997, 387 und ders., StAZ 1998, 264), kritisch zur versteckten Rückverweisung allg. Andrae/Essebier, IPrax 2002, 294 für indische Schiiten und OLG Hamburg, IPrax 2002, 304; OLG Zweibrücken, FamRB 2002, 331; zum Ausschluss eines Mitglieds aus dieser Glaubensgemeinschaft (interne Angelegenheit, die nicht der staatlichen Überprüfung unterliegt) LG Frankfurt, NJW-RR 2003, 1436.

Schiedsrichter müssen nicht bestellt werden, aber dann ist das ausl. Urteil (Privatscheidung) bei uns nicht anerkennungsfähig, wenn dt. Recht Scheidungsstatut ist (im Verhältnis zum Iran eher seltene Ausnahme), zu Einzelheiten dabei A. VII. 3 Anm. 9 mit Nachw. Haben sich die Eheleute geeinigt und hat das Gericht diese Einigung herbeigeführt oder unterstützt, ist die Scheidung unwiderruflich; aber die Anordnung erfolgt widerruflich, wenn die Frau nicht zustimmt, zum "unerträglichen Aufführen des Ehemannes und (dadurch) Unmöglichkeit der Fortsetzung des Ehelebens" aus dem Ehevertrag OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 379 - wiederholte körperliche Misshandlung der Frau durch den Mann erfüllt diese Voraussetzungen.

c. Neben der einseitigen Verstoßung kennt das iran. Recht eine Scheidung aufgrund einer Vereinbarung im Ehevertrag, zu Einzelheiten Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1092 f.; Büchler, Das islamische Eherecht: Eine Annäherung, S. 63 f.; zu den Regelungen dabei vgl. Elwan, StAZ 2005, 87; vgl. auch AG Frankfurt, FamRZ 2010, 469 bei fehlender Leistungsfähigkeit des Ehemannes, für den Lebensunterhalt der Ehefrau aufzukommen, so dass die Ehefrau als "Bevollmächtigte" ihres Mannes tätig werden und die Ehescheidung beantragen kann. Zwei Varianten sind möglich: 

- Besteht zwischen den Ehegatten gegenseitige Abneigung, ist die Scheidung im Einvernehmen möglich, wenn die Frau die Leistung eines Entgelts angeboten hat, das die Höhe der Morgengabe nicht übersteigen darf, Art. 1147 iran. ZGB, mubarat-Scheidung, Anm. 12 a und C. XI. 1, dazu auch OLG Stuttgart, FamRBint 2009, 25 (zur Verpflichtung der Frau, in diesem Fall die Morgengabe zurückzuzahlen), wobei sie sich allerdings so nicht von den ehelichen Bindungen "loskaufen" darf, eine Regelung, die jedenfalls unwirksam wäre, bei uns § 138 Abs. 1 BGB, Art. 6 EGBGB, vgl. OLG Stuttgart, FamRZ 2009, 1580.

- Ist dagegen (die Abneigung) "nur" auf Seiten der Ehefrau vorhanden, wird die abgesprochene Eheauflösung zulässig, wenn sie (die Frau) eine geldwerte Leistung anbietet, deren Höhe nicht begrenzt ist, khul, dazu auch Finger, FuR 2011, 195. Leistungsversprechen, die sich als "Freikauf" darstellen, verstoßen gegen für uns unverzichtbare Freiheits- und Entscheidungsrechte, so dass sie bei uns unwirksam sind oder sein können, § 138 Abs. 1 GG bzw. Art. 6 EGBGB, Art. 2 Abs. 1, 6 Abs. 1 GG.   
- Haben die Eheleute festgelegt, dass die Ehefrau als Vertreterin ihres Mannes die Scheidung beantragen kann, kann sie in dieser Form auch bei dt. Gerichten vorgehen, wenn er nicht in der Lage ist, ihren Lebensunterhalt sicherzustellen, vgl. auch AG Frankfurt, FamRZ 2010, 469 bei fehlender Leistungsfähigkeit des Ehemannes, für den Lebensunterhalt der Ehefrau aufzukommen, so dass die Ehefrau als "Bevollmächtigte" ihres Mannes tätig werden und die Ehescheidung beantragen kann. 

- Wirksam ist auch die Absprache zwischen den Eheleuten, die Ehefrau solle bei Scheidung bzw. Auflösung der Ehe eine "Abfindung" in einem festgelegten Betrag (Abendgabe) erhalten, vgl. auch Anm. 17, zur Morgen- bzw. Abendgabe allgemein Finger, FuR 2011, 195.

    10. Nach Art. 1168 iran. ZGB ist die elterl. Sorge für Kinder Recht und Pflicht beider Elternteile. Für die ersten zwei Jahre nach der Geburt steht sie der Mutter zu; "nach dieser Zeit" gebührt sie dem Vater mit Ausnahme der weiblichen Kinder, über welche der Mutter bis zur Erreichung von sieben Jahren die Sorge zusteht", vgl. Art. 1169 iran. ZGB, ausdrücklich jedoch wiederum nur für die Ehezeit, zu weiteren Einzelheiten Finger, FuR 1999, 215, 219 mit Nachw. Nicht maßgeblich ist wegen des dt.-iran. Niederlassungsabk. Art. 21 EGBGB, vgl. Art. 25 GG. Wegen des Vorrangs des dt.-iranischen Niederlassungsabk. gelten auch die Bestimmungen des MSA bzw. des KSÜ im Verhältnis zum Iran nicht, OLG Bremen, FamRZ 1999, 1520 und Finger, FuR 1999, 215, 219 mit Nachw., zum KSÜ erste Übersicht bei  Mansel/Thorn/Wagner, IPrax 2009, 1, 10 f. Allerdings ist zum 31.12.2003 Art. 1169 iran. ZGB geändert. Gesichtspunkte des Kindeswohls spielen bei der Regelung der elterlichen Sorge eine ähnliche Rolle wie bei uns, dazu OLG Koblenz, FamRZ 2009, 611 = FamRBint 2009, 26 mit Anm. Yassari, so dass Art. 6 EGBGB insoweit und für uns viel von seiner Bedeutung verloren hat, vgl. dazu auch Anm. 11.
    11. Wegen der Veränderungen in Art. 1169 iran. ZGB, vgl. dazu Anm. 10, spielt Art. 6 EGBGB für die Regelung der elterl. Sorge im Verhältnis zum Iran für uns keine große Rolle mehr. Wir haben bisher über § 1697 a BGB, Art. 2, 6 GG eingegriffen, haben Gesichtspunkte des Kindeswohls an die Stelle eines alters- und geschlechtsbezogenen Schematismus treten lassen. Allerdings haben wir bisher schon nicht stets deutsches Recht als Ersatzrecht herangezogen; nach den Veränderungen im Iran müssen wir ohnehin nicht mehr so vorgehen, dazu auch OLG Hamm, FamRBint 2010, 77 mit Anm. Finger  (für Marokko) = FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher. Deshalb können wir durchgängig - Anpassung, dazu IntFamR/Finger, Allg. Teil/IPR, Rdnr. 67 f. - Reste der ausl. Anordnung aufrechterhalten, die aus unserer Sicht aufrechterhalten werden können, ohne dass damit gegen Rechtsgrundsätze bei uns verstoßen wird, Art. 6 EGBGB, dazu für die elterl. Sorge OLG Bremen, FamRZ 1999, 1520 und NJW-RR 1992, 1288, für die Verstoßensscheidung des marokkanischen Rechts OLG Hamm, FamRBint 2010, 77 = FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher, ebenso in der Sache OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 379, 380, so dass wir Lösungen erreichen können, die für uns noch hinnehmbar sind, so dass dem Vater, wenn nicht vorrangige Kindesinteressen entgegenstehen, die elterliche Sorge und die Vermögenssorge, der Mutter dagegen die tatsächliche Sorge (hadana) für die Kinder übertragen werden kann, für die Schweiz ähnlich BGE 129 III 250 ff. und Andrea Büchler, Das islamische Familienrecht: Eine Annäherung, S. 59 Fn. 248; zum mozamb. Familienrecht – die materiell-rechtl. Regeln sind gleichberechtigungswidrig ausgestaltet, aber die Verfassung enthält ein Gleichberechtigungsgebot – AG Meissen, FamRZ 2002, 123, zu Kinderrechten und Kindesschutz in Ägypten Büchler/Brozzo/Latif, FAMPRA.ch 2008, 833. So können wir allerdings nicht vorgehen, wenn wir keine Restbestandteile des anwendbaren Rechts vorfinden, die wir "angleichen/anpassen" können, so dass dann nur dt. Recht zur Grundlage werden kann, Ersatzrecht, dazu OLG Hamm, FamFR 2010, 192 mit Anm. Rauscher. Sieht ausl. Recht (hier: Ägypten) beim Wechsel vom Islam zu einem christlichen Glauben (hier: Koptemtum) sorgerechtl. Folgerungen vor, liegt ein unzulässiger Eingriff in die Religionsfreiheit vor, der als politische Verfolgung zu betrachten ist und zur Gewährung von Asyl in Deutschland führen kann, dazu VG Minden, Streit 2010, 126.
    12. a. Für Unterhaltsansprüche war aus unserer Sicht bisher Art. 18 EGBGB maßgeblich, eine Umsetzung des HUÜ 1973. Insoweit war klar, dass die Vorschriften des dt.-iran. Niederlassungsabk. vorgehen, dazu Finger, FuR 1999, 215, 220 mit Nachw.  Allerdings sind ordre public-Vorbehalte wichtig, weil die Unterhaltsausstattung der getrennt lebenden oder geschiedenen Ehefrau nach iran. Vorstellungen fragwürdig ist. Mit der EuUnterhaltsVO hat sich Deutschland allerdings mit den anderen Staaten der europ. Gesetzgebung zu Rechtsregeln verbunden, die dem dt.-iran. Niederlassungsabk. vorgehen. Das Haager Protokoll wiederum ist völkervertraglich vereinbart, denn die EuUnterhaltsVO enthält im Wesentlichen verfahrensrechtl. Bestimmungen. Folglich behält das dt.-iran. Niederlassungsabk. seinen Vorrang. Diese Folgen gelten nicht nur für das HUÜ 1973, sondern auch für das Haager Protokoll, das Bestandteil des HUÜ 2007 ist. Dagegen sind die verfahrensrechtl. Regeln der EuUnterhaltsVO im Wege der "europ. Gesetzgebung" ergangen und verdrängen das Abk., das aber insoweit ohnehin nicht "berührt" ist, da es sich mit der Frage der internat. Zuständigkeit von Gerichte und der Anerkennung und Vollstreckung ausl. Entscheidungen nicht befasst. Deshalb kommt (auch) insoweit iranisches Recht zur Anwendung, wobei sich ordre public-Vorbehalte wie bei der elterlichen Sorge, Anm. 10 und 11, aus Art. 8 Abs. 3 S. 2 des dt.-iran. Abk. ergeben, zur Wohnungszuweisung OLG Schleswig, Streit 1994, 84 und unten C. VIII. 16. Iranische Vorschriften sind für Unterhaltsansprüche nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils jedenfalls bestimmend, wobei allerdings Art. 6 EGBGB wegen der schlechten Unterhaltsausstattung von Ehefrauen vor allem nach der Ehescheidung eigene Bedeutung gewinnt.
b. Nach iranischem Recht wird Unterhalt bei einer widerruflichen Scheidung nur für die übliche Wartezeit bis zur Wiedereingehung einer Ehe gezahlt. Bei der unwiderruflichen Verstoßung bestehen dagegen keine weiteren Verpflichtungen des Ehemannes, zur Wartezeit Art. 1150 f. iran. ZGB, wenn die Ehefrau nicht schwanger war/ist, denn dann hat sie Ansprüche bis zur Niederkunft, dazu Art. 1109 S. 2 iran. ZGB, zu Einzelheiten Yassari/Rastin-Tehrani, FamRBint 2005, 87, 89/90 (im Übrigen können weitere Forderungen vertraglich vereinbart werden), Regelungen, die mit unseren Grundsätzen der öffentlichen Ordnung (ordre public) aber offensichtlich unvereinbar sind, dazu OLG Zweibrücken, FamRZ 2001, 920, ebenso AG Frankfurt, Streit 2003, 121, Art. 6 EGBGB, so dass wir deutsches Recht als Ersatzrecht heranziehen, aber am eheangemessenen Unterhalt nach dt. Vorstellungen, dazu BGH, FamRZ 1991, 925, 927, Abzüge anbringen können, dazu BGH und OLG Zweibrücken, FamRZ 2001, 921, 922. Als Ausnahmevorschrift ist Art. 6 EGBGB wie stets eng auszulegen; die Bestimmung soll lediglich besondere Härten vermeiden, so dass die "allg. Maßstäbe des dt. Unterhaltsrechts" nicht ohne weiteres übernommen werden können, OLG Zweibrücken, FamRZ 2000, 32 mit Nachw. Selbst die "Fristen" iranischen Rechts können wir zu beachten haben; denn maßgeblich werden die jeweiligen Umstände des Einzelfalls, AG Kerpen, FPR 2002, 315. Zudem spielt die sonst unvermeidliche Belastung öffentlicher Leistungsträger eine Rolle. Andere Zuwendungen sind im Übrigen zu berücksichtigen, insbesondere die Morgengabe, vgl. dazu auch Yassari, StAZ 2003, 198 und C. XI. 1. 

    13. Nach OLG Stuttgart, IPRax 2000, 427 ist eine talaq-Scheidung aus Jordanien durch das zuständige Sharia-Gericht bei uns wegen ordre public-Widrigkeit, Art. 6 EGBGB, nicht anerkennungsfähig, § 107 FamFG, wenn die Ehefrau am Verfahren nicht beteiligt war und sich auch nachträglich nicht mit seinem Ergebnis einverstanden erklärt hat. Wie sonst sollten wir aber darauf abstellen, ob die Ehescheidung auch nach dt. Recht, §§ 1564 ff. BGB, möglich gewesen wäre, weil wir sonst eher abstrakte Überzeugungen durchsetzen statt uns an konkreten Folgen und den Absichten der Parteien zu orientieren, dazu Rauscher, IPRax 2000, 391,  394, vgl. auch Anm. 15 und 16.

   14. Für Flüchtlinge nach internat. Konventionen und anerkannte Asylberechtigte ist dt. Recht Personalstatut, Art. 5 Abs. 2 EGBGB, wobei dabei auch das dt. iran. Niederlassungsabk. verdrängt ist, dazu OLG Hamburg, FamRZ 2004, 459, 460. Ist nur einer der Gatten entsprechend berechtigt, haben aber beide eine gemeinsame Staatsangehörigkeit, ist der einseitige "Wechsel" anders als sonst aus unserer Sicht beachtlich und führt zu Veränderungen bei der Rechtsanwendung, so LG München I, NJW 1997, 1354 (für den Iran). Gibt ein Gatte seinen Flüchtlingsstatus nachträglich wieder auf, bleibt dt. Personalstatut als letztes gemeinsames Merkmal erhalten, OLG Karlsruhe, FamRZ 1996, 1146 und legt das anwendbare Recht fest. Haben beide in Deutschland geheiratet und hier gelebt, kann dt. Recht als Aufenthaltsrecht maßgeblich werden, OLG Köln, FamRZ 1999, 1517. Unter Günstigkeitsgesichtspunkten, vgl. Art. 12 Genfer Konvention, kann aber auch Heimatrecht – oder Recht eines "Zwischenstaates", vgl. dazu für eine Ehe von Afghanen im Iran StAZ 2001, 115 – eine Rolle spielen, denn wohlerworbene Rechte bleiben bestehen, vgl. Jayme, IPRax 1984, 115 und OLG Düsseldorf, StAZ 1989, 282. Allerdings ist zu befürchten, dass der Iran als Heimatland – selbst bei einem nachträglichen Staatsangehörigkeitswechsel nach Deutschland – ein Ehescheidungsurteil nicht anerkennt, das in dieser Lage vom dt. Recht als Scheidungsstatut ausgeht, vgl. dazu im Übrigen Anm. 1, zur Rechtsanwendung bei Kontingentflüchtlingen vgl. A. IX. Anm. 8 c.

    15. Bevollmächtigt ein in Deutschland lebender dt.-iran. Doppelstaatler einen Verwandten, für ihn im Iran eine Braut zu wählen  und ihn anschließend bei der Eheschließung zu vertreten, ist die dort  geschlossene  Ehe wegen Verstoßes gegen den dt. ordre public bei uns nicht wirksam, so dass auch kein Familienbuch angelegt werden kann, AG Gießen, StAZ 2001, 39. Anders ist nur zu entscheiden, wenn der Vermittler "Bote" war, also für ihn kein "Auswahlermessen" begründet werden sollte, dazu KG, 1 W 173/03 für Pakistan, selbst wenn der Auftraggeber in Deutschland dt. Staatsangehöriger ist.

    16. Wegen des Vorrangs des deutsch-iranischen Niederlassungsabkommens, vgl. auch Art. 8 Abs. 3, ist für in Deutschland lebende Iraner der Versorgungsausgleich ausgeschlossen, obwohl sonst die Voraussetzungen aus Art. 17 Abs. 3 EGBGB (geändert durch Art. 20 VAStrRefG) erfüllt sind, denn die Bestimmung hat keinen ordre public-Charakter, vgl. dazu OLG Oldenburg, FamRZ 1995, 1590. Vorrangig ist Art. 8 Abs. 3 des dt.-iranischen Niederlassungsabk., vgl. dazu a.A. Klattenhoff, FuR 2000, 49, 52 und OLG Köln, FamRZ 2002, 613 mit umfangreichen Nachw. als Berufungsentscheidung zu BGH, FamRZ 2005, 1666; wie der BGH früher schon OLG Düsseldorf, FamRZ 2003, 379, 381; OLG Frankfurt, OLGReport Frankfurt 2003, 303; ebenso Erman/Hohloch,  Art. 17 EGBGB, Rdn. 5 Abs. 2 und Jayme, IPRax 1988, 367.

    17. Zu sonstigen finanziellen Ansprüchen für die iran. Ehefrau vgl. Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1094 (zu den allg. Ehewirkungen für verschiedene islamische Staaten Krüger, FamRZ 2008, 649). Dann können ihr Entschädigungsansprüche für während der Ehe erbrachte Leistungen zustehen, zu denen sie (aus religiösen Gründen) nicht verpflichtet war, wobei sich ihre Höhe nach der Dauer der Ehe und der "Art der verrichteten Arbeiten" bestimmt. Allerdings dient der in Deutschland vorgesehene Zugewinnausgleich für uns nicht als Maßstab, dazu Yassari, FamRZ 2002, 1088, 1094, zur Morgengabe vgl. C. XI. 1. Anm. 1b, denn unsere güterrechtlichen Vorstellungen bleiben für den Iran (Güterstand: Gütertrennung) ohne Bedeutung. Im Verfahrensverbund können Leistungszusagen anlässlich der Ehescheidung nur geltend gemacht werden, wenn sie für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils vereinbart sind, also Abendgabe, denn sonst steht nur das isolierte Verfahren bereit, dazu auch BGH, FamRZ 2004, 1952, zur Inflation im Ausland und zu den Auswirkungen bei uns Yassari, StAZ 2003, 198, 200 Fn. 21 und FamRZ 2002, 1088, 1094; BGH, FamRZ 2010, 533 mit Anm. Henrich = JZ 2010, 733 mit Anm. Wurmnest (zur Inflation im Iran); zur Erbquote der Ehefrau bei Anwendung iran. Erbrechts (mit ordre public-Einschränkungen) OLG Düsseldorf, ZEV 2009, 190 mit ausf. Anm. Schotten/Schmellenkamp, ZEV 2009, 193; im Übrigen Elwan, StAZ 2005, 87, 88. Die Anknüpfung des besonderen Leistungsversprechens erfolgt nach BGH, FamRZ 2010, 513 ehewirkungsrechtlich, da nur so der inhaltliche Gleichlauf (auf der Kollisionsebene) für Scheidung und nachehelichen Unterhalt zu erreichen sei. Absprachen zur Morgengabe sind jedenfalls wirksam, wenn sie sich nicht als "Brautkauf" darstellen. Verpflichtet sich die Ehefrau zur Rückgabe der erhaltenen Leistungen, kann sie das tun, wenn sie so nicht - umgekehrt - gerade gezwungen ist, finanzielle Zugeständnisse zu machen, damit der Mann überhaupt tätig wird, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2009, 1580 (Loskaufscheidung, vgl. auch schon Anm. 9c). Ihre Erklärung, sie werde die volle Morgengabe zurückzahlen (hier: wenn der Antragsteller einer einverständlichen Scheidung unter Anwendung marokk. Rechts zustimme), ist als Angebot zu einem gegenseitigen Vertrag eigener Art zu werten (falls sonstige Vereinbarungen fehlen), das weder unterhaltsrechtlich zu qualifizieren ist noch güterrechtlich anzuknüpfen, dazu OLG Frankfurt, 5 UF 289/06, so dass, wenn die Parteien ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, nach Art. 28 Abs. 2 EGBGB dt. Recht maßgeblich wird. 

4. Klage auf Ehetrennung nach ital. Recht.

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1
Trennungsklage2
der Herrn ....


 

- Antragsteller -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin ....

gegen

Frau ....




- Antragsgegnerin -

wegen: Ehetrennung

hier: Getrenntleben von Tisch und Bett nach ital. Recht  

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht des Ast. erhebe ich hiermit Ehetrennungsklage gegen die Ag., bitte um Anberaumung eines möglichst nahen Termins zur mündlichen Verhandlung, in dem ich beantragen werde:

1. 
Der Ast. hat das Recht, von der Ag. getrennt von Tisch und Bett zu leben.3
   
Die Ag. ist schuld an der Trennung.

 2.
Die elterliche Sorge für die Kinder A., geb. am.... in ...., und C., geb. am .... in ...., wird auch nach der Trennung gemeinsam von beiden Elternteilen ausgeübt. Ihren Lebensmittelpunkt sollen die Kinder weiterhin bei der Mutter haben.

3.
Die Kostenentscheidung folgt aus § 150 FamFG (entspr.).


Gerichtskostenvorschuss ist eingezahlt.

Begründung:

1. 
Die Verfahrensbeteiligten haben am .... vor dem Standesbeamten in ..../Deutschland geheiratet.


Beweis: Vorlage der Heiratsurkunde, in der Anlage in Kopie beigefügt


Beide sind ital. Staatsangehörige. Aus ihrer Ehe sind die Kinder A., geb. am .... in ...., und C., geb. am .... in ...., hervorgegangen.


Beweis: Vorlage der Abstammungsurkunden, in der Anlage in Kopie beigefügt


Beide Kinder leben bei der Mutter; bis zu einer endgültigen Regelung im Scheidungsverfahren soll das nach den übereinstimmenden Vorstellungen der Beteiligten (zunächst) auch so bleiben, § 1671 BGB, und dann werden die Eltern weitersehen.

2. 
Die Ag. hat sich einem anderen Partner zugewandt, mit dem sie allerdings nicht zusammenlebt. Sonst sähe sich der Ast. gezwungen, seine Kinder zu sich zu nehmen. Sie ist vor etwa 4 Monaten aus der bisherigen Ehewohnung ausgezogen und wohnt nun - mit den Kindern, und der Ast. erträgt diese Situation nur schweren Herzens - in eigenen Räumlichkeiten. Gleichwohl wünscht der Vater, dass A. und C. wie bisher von der Mutter versorgt werden.


Immer wieder hat der Ast. versucht, die Ag. von ihrem Liebesverhältnis mit .... (wird ausgeführt) abzubringen, aber er ist erfolglos geblieben. Die Ag. wird diese Bemühungen nicht bestreiten.


Beweis für das tatsächliche Vorbringen: Parteivernehmung


Sie hat dabei erklärt, er solle nichts weiter tun und sie in Zukunft in Ruhe lassen; sie liebe ihren jetzigen Partner und werde jedenfalls nicht in die eheliche Lebensgemeinschaft und zum Ast. zurückkehren.4/5

Beweis: Parteivernehmung


Um sich zu schützen und weiterem Spott und Verachtung in seiner Familie zu begegnen, muss sich der Ast. daher von seiner Frau trennen und auf gerichtl. Entscheidung über seinen Antrag auf Trennung von Tisch und Bett bestehen;6 er will auch, dass die Dinge im Urteil so festgehalten werden, wie sie nun einmal sind. Die Ag. hat sich einem anderen Mann zugewandt, mit dem sie ein ehebrecherisches Verhältnis unterhält, und der Ast. ist von ihr verletzt und in seiner Ehre schwer gekränkt worden.


Beweis für das tatsächliche Vorbringen: Parteivernehmung


Die Ag. ist jedenfalls an der Trennung schuld (wird weiter ausgeführt).

3.
Sonstige Familiensachen sind nicht anhängig.

4. 
Seinen Antrag stützt der Ast. auf Art. 151 Abs. 1 und 2 Cod Civ. (Italien); gerichtl. Entscheidung über seine Trennungsklage braucht er (auch) für einen späteren Scheidungsantrag.

5. 
Urteilsausfertigung erbitte ich in vollständiger Form mit Tatbestand und Entscheidungsgründen.7/8/9



Rechtsanwältin

Anmerkungen
    1. Zu den verfahrensrechtl. Voraussetzungen - internat. und örtl. Zuständigkeit dt. Gerichte; Verfahrensablauf - A. VII. 1 Anm. 1 – 3; im Verhältnis zu Italien gelten auch für das Trennungsverfahren die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003, dazu AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1636, wobei dt. Sachrecht für die elterl. Sorge zur Anwendung kommt, Art. 21 EGBGB bzw. die Regeln des MSA/ab 1.1.2011 KSÜ. In Italien ist für die Ehetrennung der Gerichtspräsident zuständig. Schon 2001 erkannte Italien Trennungs- und Scheidungsurteile aus Deutschland selbst dann an, wenn nur eine der Parteien (der Ast.) ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland genommen hatte. Inzwischen ist die Anerkennung ohnehin gesichert, zu Einzelheiten A. VII. 1 Anm. 1 b (VO Nr. 2201/2003); zu den Unterschieden in Italien zwischen Ehen, die nach dem Zivilgesetzbuch geschlossen sind, und Konkordatsehen, die für ihre Voraussetzungen nach kanonischem Recht behandelt werden, für ihre Folgen aber nach allg. Zivilrecht,  Vecchi in Hohloch (Hrsg.), Internat. Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht, S. 257 f. mit Nachw.; zur Mitwirkung der Staatsanwaltschaft Anm. 7 b. Für die Ehetrennungsklage und die Anknüpfung ihrer sachlichen Voraussetzungen ist aus unserer Sicht Art. 17 EGBGB (sonst: Scheidungsverfahren) maßgeblich, falls sie Grundlage für ein (späteres) Scheidungsverfahren ist. Sonst kann Art. 14 EGBGB berufen sein, schlichtes Herstellungsverlangen unter Einbezug der tatsächlichen Ehetrennung, zu weiteren Einzelheiten AG Weinheim, IPRax 1998, 374 und AG Hamburg, FamRZ 1998, 1590. Folgesachen können im Verbund geführt werden, aber ein "typischer Katalog" steht für sie wie bei Ehesachen nicht bereit, Zöller/Philippi, § 623 ZPO, Rdn. 4 mit Nachw. 

    2. a. Die unterhaltsrechtlichen Folgen nach der Trennung ergeben sich aus Art. 156 Cod. Civ., dazu OLG Stuttgart, 17 UF 265/03. Bei der einverständlichen Trennung, die die Ehegatten frei gestalten, entfaltet diese Bestimmung allerdings nur dann rechtliche Wirkungen, wenn sie den Absprachen zwischen ihnen ausdrücklich zugrunde gelegt und in die gerichtl. Bestätigung nach Art. 158 Abs. 1 Cod. Civ. einbezogen sind, dazu Funke, Trennung und Scheidung im ital. Recht – vermögensrechtliche Folgen, S. 88 ff. Aus unserer Sicht ist der Anspruch "identisch" mit Forderungen vor der gerichtl. ausgesprochenen Ehetrennung, so dass aus einem entsprechenden Titel weiterhin vollstreckt werden kann, anders als für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils, prozessrechtl. Einordnung (also: lex fori), vgl. OLG Koblenz, NJW 2003, 1816, 1817; a.A. OLG Frankfurt, FamRZ 1995, 376; wie hier auch Jayme, IPRax 1984, 124.  Für § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG ist erst das Scheidungsverfahren und die Zustellung der Antragschrift maßgeblich, nicht schon die förmliche Trennung, auch wenn sie gerichtl. bestätigt oder angeordnet ist,  BGH, FamRZ 1994, 825; ebenso OLG Saarbrücken, 9 UF 67/04, anders als im ehelichen Güterrecht, denn insoweit wird die Rechtskraft des Trennungsurteils maßgeblich, OLG Frankfurt, 5 UF 67/05 unter Bezugnahme auf Entscheidungen des ital. Kassationshofs zu Art. 191 Cod. Civ. v. 29.1.1990 (Nr. 570) und 17.12.1993 (Nr. 12523), wobei andere Länder die Dinge nach ihren Vorstellungen auch anders regeln können, dazu OLG Stuttgart, 17 W 15/05 für Griechenland (Rechtskraft des Ehescheidungsurteils bzw. Ablauf einer dreijährigen Trennungszeit). Dauert die Trennung allerdings besonders lang, kann Ausschluss oder Beschränkung des Versorgungsausgleichs nach § 27 VersAusglG erfolgen (bzw. güterrechtl. Ersatzforderungen an ihrer "groben Unbilligkeit" scheitern, vgl. dazu § 1381 BGB), vgl. OLG Frankfurt, 1 UF 160/00. 

b. Wie sonst richtet sich die Anerkennung für "Verbundsachen", die mit der Trennung betrieben werden, nicht nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003, sondern nach den sonst maßgeblichen allg. (autonomen oder völkervertraglichen) Vorschriften, dazu auch Wagner, IPrax 2001, 73, 76 Fn. 60 und 61; zu weiteren Einzelheiten vgl. A. VII. 1 Anm. 1b.

    3.  Der Antrag kann auch lauten: Die am ... vor dem Standesbeamten des Standesamtes .. geschlossene Ehe der Parteien (Nr. ..) wird von Tisch und Bett getrennt. Auf die Ehetrennung findet jedenfalls ital. Recht Anwendung, Art. 17 Abs. 1 S. 1 EGBGB und Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, OLG Frankfurt, FamRZ 1985, 619. Wird sie gerichtlich bestätigt, treten Rechtswirkungen mit der Rechtskraft des Urteils ein, zum Unterhalt gleich Anm. 4; zum Verfahrensablauf in Italien vgl. Vecchi, S. 242 f. Für uns ist das Trennungsverfahren jedenfalls nicht so fremd, dass wir an seinem Betrieb und seiner Erledigung gehindert wären. Für Unterhaltsansprüche nach der gerichtl. Entscheidung wird Art. 18 Abs. 4 EGBGB Grundlage, eine Bestimmung, die auf das "tatsächlich angewandte Recht" verweist; für die schlichte "Ehetrennung" ohne gerichtl. Entscheidung oder Bestätigung gilt dagegen wie sonst in der Zeit vor der Ehescheidung Art. 18 Abs. 1 EGBGB. Nach Art. 155 Abs. 1 Cod. Civ. hat der Richter, der die Trennung von Tisch und Bett ausspricht, auch zu bestimmen, welchem der Ehegatten die Kinder anzuvertrauen sind, wobei § 1671 BGB oder die Regeln des MSA/KSÜ Maßstab sind. "Anvertrauen" der Kinder für die Dauer der Trennung bedeutet noch keine endgültige Entscheidung über die elterl. Sorge; Eingriffe in die Befugnisse des anderen Teils in dieser Zeit können daher die Folgen des HKindEntÜ auslösen, zu Einzelheiten D. I. 4.  

    4. a. Sachliche Grundlage für die beantragte Ehetrennung ist Art. 151 Abs. 1 Cod. Civ. (Italien) nach den Veränderungen 1978 und - vor allem - 1987, G v. 6.3.1987 Nr. 74, dazu Vecchi, S. 241. Danach kann ein Ehepartner Trennung von Tisch und Bett verlangen (separazione), wenn sie auf Gründen beruht, die das Fortführen der ehelichen Lebensgemeinschaft für ihn oder für beide Gatten unzumutbar machen oder das Wohl der Kinder gefährden, Vecchi, S. 242/243. Nicht ausreichend ist der einfache Hinweis einer Partei ohne weitere Angaben, die Trennung vom anderen habe bereits stattgefunden, dazu OLG Frankfurt, 6 WF 214/01 (Verfahrenskostenhilfe-Verfahren). Notwendig ist vielmehr "substantiierter Sachvortrag", bezogen auf die ital. Vorschriften. Nach Abs. 2 ist gesonderter Schuldausspruch möglich, separazione con addebito. Dann können sich Auswirkungen auf Unterhalt und Erbrecht ergeben, Vecchi, S. 243. Betreuungsunterhalt bleibt allerdings auch nach ital. Recht erhalten, selbst wenn dem Anspruchst. schwere Schuld an der Trennung angelastet werden kann, OLG Stuttgart, FamRZ 2004, 1496, ohne dass wir über Art. 6 EGBGB (ordre public) eingreifen müssten, zu weiteren Einzelheiten auch BGH, NJW 2004, 930. Ehebruch, und auf ihn zielt der Sachvortrag des Ast., führt zum Ausspruch von "addebito", wenn "er sich als schuldhafte, gravierende Verletzung der Treuepflichten und als ehrenschädliches Verhalten dem anderen Ehegatten gegenüber darstellt", Vecchi, S. 243 mit Nachw.  aus der ital. Rspr., zum Verfahrensablauf - besonderer Antrag ist für die Schuldfeststellung notwendig - vgl. Vecchi, S. 246 f., insbes. 248 f. Dann ist nur "Notunterhalt" geschuldet, dazu Art. 433 f. Cod. Civ. während sonst "eheangemessener Unterhalt" zu leisten ist, Art. 143 Cod. Civ. (mantenimento), zu Einzelheiten OLG Stuttgart, 17 UF 265/03. Für die "schlichte Trennungszeit" gelten die allg. Bestimmungen zum Familienunterhalt, dazu Funke, S. 48 f. 
b. Im Übrigen ist die gerichtl. oder gerichtl. bestätigte Trennung Voraussetzung für die anschl. Ehescheidung, zu Ausnahmen (strafrechtliche Verurteilung u.ä.) Vecchi, S. 257 zu Art. 3 Nr. 2 des ScheidG v. 6.3.1987. Dann ist eine dreijährige Trennungszeit notwendig, wenn die Ehescheidung auf die Trennung und nicht auf andere Scheidungsgründe gestützt werden soll, die nach ital.  Recht bestehen. Sie beginnt nicht erst mit Rechtskraft des Urteils, sondern mit der Verhandlung vor dem "Gerichtspräsidenten", dazu Vecchi, S. 265, zur Scheidung in Italien wegen schweren Verschuldens des anderen Ehegatten, fehlenden Vollzugs der Ehe und strafrechtlich bedeutsamer Vergehen vgl. Vecchi, S. 260. Das  Urteil, das für die Handhabung in Italien (oder auch bei uns) maßgeblich wird, kann auch im Ausland ergangen sein, Vecchi, S. 265, wobei nicht einmal förmliche Anerkennung notwendig ist, weil sein Ausspruch nur (schlichte) "Voraussetzung für weitere Rechtsfolgen" ist, Vecchi, S. 265. Sonst ist ein Scheidungsantrag  wegen tatsächlicher Trennung nach ital. Recht unzulässig, Vecchi, S. 266, zum Verfahren bei schweren, schuldhaften Verfehlungen gerade a. mit Nachw. Erscheinen beide Ehegatten zum ersten Termin nicht, wird weitere Verhandlung angesetzt; die Zeit der Trennung ist dann erst von diesem Zeitpunkt an zu rechnen, Vecchi, S. 265. Trennungsurteil mit Schuldausspruch kann auch dann ergehen, wenn zuvor schon eine gerichtl. Entscheidung ohne diese Zusätze getroffen war, Vecchi, S. 247. Dabei kann der nachträgliche Antrag auf Schuldausspruch auf Tatsachen beruhen, die sich vor der Trennung ereignet haben; im Übrigen ist das Verhalten der Ehegatten während des Verfahrens zu berücksichtigen, Vecchi, S. 247, dort zur Frage, ob noch spätere Verfehlungen geltend gemacht werden können. Für die Fristberechnung wird die erste Verhandlung nach dem Antrag maßgeblich, auch dann, wenn ein früheres Trennungsverfahren eingestellt und die Trennung infolge eines neuen Antrages ausgesprochen wird, Vecchi, S. 265 (oder: bei Rücknahme durch eine Partei, dazu BGH, FamRZ 2004, 113). Im Übrigen müssen die Parteien tatsächlich ununterbrochen drei Jahre lang voneinander getrennt leben. Versöhnen sie sich wieder, tritt Unterbrechung ein; damit wird verhindert, dass die Zeit "faktischer Trennung", die nach dem Scheitern einer nicht dauerhaften Versöhnung auf eine weniger als drei Jahre dauernde Trennungszeit ohne gerichtliche Trennung erfolgt, zu der bereits abgelaufenen Trennungszeit nach der gerichtlichen Entscheidung hinzugerechnet wird, Vecchi, S. 266. Das Trennungsurteil muss Rechtskraft erlangt haben, wobei die Rechtshängigkeit weiterer Trennungsfolgen unschädlich bleibt und die Fristen nicht beeinflusst, Vecchi, S. 266. Ital. Recht haben wir auch dann für das Scheidungsverfahren heranzuziehen, wenn der Ast. in der Zwischenzeit in eine andere (auch in die dt.) Staatsangehörigkeit gewechselt ist, Art. 17 Abs. 1 i.V.m. Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, denn Veränderungen bei der Staatsangehörigkeit führen eben bei ursprünglich gemeinsamer Heimatstaatsangehörigkeit nicht für sich schon zu einem Statutenwechsel, wenn die andere Seite diese Staatsangehörigkeit weiterhin beibehalten hat. Wechselt ein Ehegatte in eine andere Staatsangehörigkeit, obwohl beide zunächst Italiener waren, verweist allerdings Art. 31 Abs. 1 G Nr. 218 v. 31.5.1995, dazu Bergmann/Ferid/Henrich, Länderbericht Italien, S. 42 G ff., auf "Aufenthaltsrecht", also auf das Recht des Staates, in dem die Parteien zusammen als Eheleute gelebt haben, so dass, wenn sie sich in Deutschland aufhalten, nun doch deutsches Recht über Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB maßgeblich wird, nicht über Nr. 2, dazu OLG Frankfurt, NJW-RR 2008, 386. Mit dem Trennungsverfahren ist andererseits keine Festlegung auf das dort maßgebliche Recht eingetreten; für die anschließende Ehescheidung ziehen wir vielmehr das sonst anwendbare Recht heran, das sich aus Art. 17 Abs. 1 EGBGB ergibt.
c. Wird der Scheidungsantrag in Deutschland zurückgewiesen, weil einzelne Voraussetzungen nach ausl. Recht fehlen - etwa das ital. Trennungsverfahren nicht eingeleitet bzw. abgeschlossen ist -, kann später erneut das gerichtl. Verfahren betrieben werden, ohne dass Rechtskraft des ersten Urteils entgegensteht. Für beide "Teile" ist im Übrigen Verfahrenskostenhilfe nach den üblichen Bestimmungen zu bewilligen, dazu BGH, FamRZ 2007, 113.
    5. Dabei wird die Trennung auch bei uns durch Urteil ausgesprochen, Art. 17 Abs. 2 EGBGB und § 1564 BGB, OLG Düsseldorf, FamRZ 1981, 146 nach BGH, JZ 1967, 671 mit Anm. Henrich, JZ 1967, 675, wenn nicht "nur" gerichtl. Bestätigung beantragt ist und erfolgen soll, dazu gleich 2. Zuständig ist das FamG, AG Offenbach, FamRZ 1978, 509, vgl. dazu die Regeln der VO Nr. 2201/2003, überholt, weil noch zu § 606 a ZPO OLG Stuttgart, NJW-RR 1989, 261 nach BGH, FamRZ 1987, 793; AG Wiesbaden, IPRax 1986, 247 mit Anm. Henrich. Nach Art. 71 cod. proc. civ. (Italien) ist der Staatsanwalt verfahrensbeteiligt, Einzelheiten bei Vecchi, S. 248, zum Versöhnungsversuch dort S. 249. Diese Vorgaben des ital. Rechts spielen aber keine Rolle mehr, denn nach den Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003 ist die Anerkennung eines dt. Scheidungsurteils in Italien auch ohne staatsanwaltschaftliche Mitwirkung sichergestellt. Art. 15 Abs. 1 a) VO Nr. 2201/2003 (eigener ordre public) ist nicht betroffen, dazu AG Lüdenscheid, FamRZ 2002, 1486, 1488, vgl. im Übrigen Anm. 7. Sind Verbundregeln bei uns zu beachten, dazu schon Anm. 2, bestimmt das sonst anwendbare Sachrecht, vgl. Anm. 1, welche Folgen einzubeziehen sind, IntFamR/Finger, Art. 17 EGBGB, Rdn. 61. Sieht ausl. Recht eine Umwandlung einer Ehetrennung in eine Ehescheidung vor, kann sie auch bei uns - unter den dort genannten Voraussetzungen - ausgesprochen werden, Art. 17 EGBGB, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 1979, 813 und AG München, FamRZ 1979, 815 mit Anm. Hausmann. Hat sich das anwendbare Recht in der Zwischenzeit geändert, ist die "neue" Fassung für die Umwandlung maßgeblich, denn die Trennungsklage hat insoweit nicht bereits zu einer Festlegung der Rechtsanwendung bei uns für das Scheidungsverfahren geführt, MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB, Rdn. 130 a.E., zum Wechsel der Staatsangehörigkeit zwischen Trennungs- und Scheidungsverfahren Anm. 4 c.

     6. Trennungsverfahren (nach ital. Recht) begründen bei uns nicht den Einwand der anderweitigen Rechtshängigkeit, wenn die Scheidung in Deutschland nach dt. Recht betrieben werden soll, AG Siegburg, FamRZ 1997, 503, zu sonstigen Fragen um die "Identität des Streitgegenstandes" Philippi, FamRZ 2000, 525 und Heiderhoff, Die Berücksichtigung ausl. Rechtshängigkeit im Ehescheidungsverfahren. Doch bilden sie ein eigenständiges Verfahrenshindernis, das wir zu beachten haben und das ähnlich wirkt wie anderweitige Rechtshängigkeit, wenn wir auf ital. Recht etwa wegen des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort der Parteien in Italien abstellen, vgl. dazu auch OLG Zweibrücken, 6 WF 41/06, abgesichert durch Art. 19 Abs. 1 VO Nr. 2001/2003, und Gruber FamRZ 2000, 1129 (1131 f.) nach Hau, FamRZ 2000, 1333 (1339). Scheidung kann auch dann nicht nach dt. Recht verlangt bzw. ausgesprochen werden, Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB, wenn der Ast. in der Zwischenzeit  und nach Abschluss des Verfahrens zur Trennung die dt. Staatsangehörigkeit angenommen hat oder sonst dt. Recht wegen eines bei uns beachtlichen Statutenwechsels heranzuziehen ist, denn ein Wechsel aus der gemeinsamen Staatsangehörigkeit ist nur beachtlich, wenn auch der Ag. ihn vollzieht, vgl. dazu Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, vgl. allerdings schon Anm. 4 c, denn Italien verweist in dieser Situation auf Aufenthaltsrecht, so dass wir auf Umwegen eben doch deutsches Recht zur Anwendung bringen. Mit der Ehetrennung kann das FamG über weitere sachliche Folgen zu entscheiden haben; Art und Umfang legt dabei das sonst anwendbare Sachrecht fest, OLG Frankfurt, FamRZ 1994, 715, anders noch früher FamRZ 1985, 619. Für das Verfahren und seinen Ablauf sowie die Statthaftigkeit von Rechtsmitteln gelten wie sonst die Regeln der lex fori, MünchKomm/Winkler von Mohrenfels.

    7. a. Nach Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB kann sich ein dt. Ehegatte, der im Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages Deutscher ist oder dies bei der Eheschließung war, auf dt. Recht berufen, wenn ausländisches Recht ihn im Verhältnis zu den deutschen Regeln besonders belastet, eine eigenständige Privilegierung, zu weiteren Einzelheiten A. VII. 2 Anm. 1 Abs. 2 und 13 und B. IV. Anm. 13. Dabei richtet sich das Scheidungsverfahren eines dt. Staatsangehörigen, der mit einem Italiener verheiratet ist, bei uns nach ital. Recht, wenn der (letzte) gemeinsame gewöhnliche Aufenthaltsort der Parteien in Italien war, aber der dt. Partner seinen Aufenthalt nun nach Deutschland verlegt hat und der andere in Italien geblieben ist, Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB, zur Rückverweisung auf deutsches Aufenthaltrecht Anm. 4 c. Ob so bei Ehezerrüttung ein ital. Trennungsverfahren notwendig wird und erfolgen muss, war zunächst streitig, bej. AG Hamburg, FamRZ 1998, 1590 im Anschluss an OLG Köln, IPRax 1989, 310; ebenso OLG Hamm, FamRZ 2004, 954; a.A. Palandt/Thorn, Art. 17 EGBGB, Rdn. 9 (nicht ganz deutlich). Richtig war dabei wohl immer schon die Ansicht des AG Hamburg, FamRZ 1998, 1590, ebenso OLG Hamm, IPrax 2004, 534 und abl. Anm. Jayme, IPrax 2004, 534, und inzwischen ist die Sache geklärt, BGH, FamRZ 2007, 113 (italienische Trennungszeiten sind jedenfalls nicht unzumutbar, so dass auch Art. 6 EGBGB nicht betroffen ist).  OLG Saarbrücken, FamRBint 2006, 50 ist daher überholt – keine Verfahrenskostenhilfe für ein entsprechendes Verfahren aus Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB. 

b. Ital. Besonderheiten des Verfahrensablaufs nach ital. Vorstellungen, insbes. Sühneversuch und Mitwirkung der Staatsanwaltschaft, sind für uns inzwischen weitgehend ohne Bedeutung und hindern die Anerkennung des dt. Urteils in Italien jedenfalls nicht (mehr), dazu AG Lüdenscheid , FamRZ 2002, 1486, 1488, unzutreffend daher AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1636 (Aufgaben der Staatsanwaltschaft werden in Deutschland schon vom FamG wahrgenommen), im Übrigen Wolf, FS Hausheer 2002, 285. Denn die Rechtsregeln der VO Nr. 2201/2003 sind vorrangig und führen stets zur Anerkennung der bei uns ergangenen Entscheidung, vgl. zu Einzelheiten schon Anm. 5.

    8. Mit der Trennung kann auch die elterl. Sorge zu regeln sein, § 1671 BGB,  zum dt.-ital. Kindschaftsrecht Rauscher, Jb.ItalR 2000, 77; zur güterrechtl. Auseinandersetzung bei der Scheidung (auch in 
Deutschland) Gutachten für AG Heidelberg, 34 F  31/98 GÜ, abgedruckt in Jb.ItalR 2000, 249; zu den vermögensrechtl. Folgen der Trennung und Scheidung sonst nach ital. Recht vgl. Funke, S. 45 f., wobei bei der Erungenschaftsgemeinschaft ital. Rechts die Zwangsvollstreckung in das von beiden Ehegatten gemeinschaftlich verwaltete Gesamtgut nur dann zulässig ist, wenn beide Ehegatten zur Leistung verurteilt worden sind, OLG Düsseldorf, NJW-RR 2010, 1662. Für uns ergibt sich die Rechtsanwendung dann aus den Bestimmungen des KSÜ (für die Türkei und die Schweiz weiterhin das MSA), AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1636, 1637, bzw. aus Art. 21 EGBGB. Zuständigkeiten folgen dagegen nicht aus Art. 1 MSA, sondern aus den Sondervorschriften der VO Nr. 2201/2003 (Art. 3), AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1636. Verlegt das Kind (mit einem Elternteil) seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort von Italien nach Deutschland, wechselt auch die gerichtl. Zuständigkeit, denn Grundsätze der perpetuatio fori gelten für das MSA nicht, dazu OLG Nürnberg, NJW-RR 2002, 1515. Im Bereich der VO Nr. 2201/2003 ist das – zumindest zu Teilen – anders, vgl. Art. 9 und 10. Anhörung der Kinder hat nach (bisher) § 50 b FGG, nun §§ 159 ff. FamFG zu erfolgen, für die anderen Verfahrensbeteiligten in Kindschaftssachen §§ 160 ff. FamFG, dazu OLG Frankfurt, 6 UF 208/99 nach 6 UF 46/99; fehlt sie, kann eine ausländische Sorgerechtsentscheidung bei uns nicht anerkannt werden, weil wesentliche Verfahrensgrundsätze verletzt sind, insbesondere Kinder nicht gehört worden sind, die aber hätten gehört werden müssen. Nichteheliche Eltern üben in Italien inzwischen die gemeinsame elterl. Sorge aus, während nach früherem Recht für sie Befugnisse in dieser Form nur bestehen konnten, wenn sie zusammengelebt haben, Art. 317 Diss Abs. 2 Cciv, eine Regelung, die weiterhin gilt, wenn die Trennung der Parteien vor der Neufassung aus Art. 155 Cciv eingetreten ist, dazu OLG Frankfurt, 1 UF 162/08 nach Gutachten Henrich.
    9. Unterhalt für die Zeit nach Rechtskraft der Ehescheidung kann in Deutschland auch dann gerichtl. geregelt werden, wenn das ital. Scheidungsurteil insoweit keinen Ausspruch enthält, wobei sich sonstige verfahrensrechtliche Einzelheiten – Verbund oder nicht – aus der lex fori ergeben, dazu BGH, NJW 2002, 145, 146. Dt. Gerichte müssen allerdings internat. zuständig sein; dabei sind die Vorschriften der VO Nr. 2201/2003 ohne Bedeutung, doch können die Regeln der VO Nr. 44/2001 (EuGVVO) eingreifen, insbesondere Art. 5, zum nachehelichen Unterhalt im ital. Recht und seiner Durchsetzung in Deutschland vgl. im Übrigen Fornasier, FPR 2010, 524, insbesondere zur Indexierung von Amts wegen, 529, wobei in Zukunft die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO maßgeblich werden, dazu Finger, FuR 2011, 254.

5 . Nachträgliche Durchführung des Versorgungsausgleichs

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1
Antrag auf nachträgliche Durchführung des Versorgungsausgleichs

der Frau ....


 

- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin....

gegen

Herrn  ....




- Antragsgegner -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin....

wegen: nachträglicher Durchführung des Versorgungsausgleichs

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht der Ast. stelle ich hiermit folgende Anträge:

1.
Nach rechtskräftiger Scheidung der Ehe der Beteiligten durch Urteil des ....2/Türkei3 wird der Versorgungsausgleich nach dt. Recht durchgeführt, Art. 17 Abs. 3 EGBGB.4
2.
Der Ag. hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.5 Vorab aber bitte ich darum, der Ast. Verfahrenskostenhilfe zu bewilligen und mich ihr zur Wahrnehmung ihrer Rechte beizuordnen, § 76 ff. FamFG.

Begründung:

1. Die Beteiligten, beide türkische Staatsangehörige, sind geschiedene Eheleute; Scheidungsurteil des ..../Türkei ist seit dem .... rechtskräftig.


Beweis: Vorlage der Heiratsurkunde und des Scheidungsurteils mit Rechtskraftvermerk, in der Anlage mit beglaubigter dt. Übersetzung beigefügt1

Förmliche Anerkennung im Anerkennungsverfahren bei der LJV ist nicht notwendig.6 
2. 
Die Ast. ist ohne eigene Einkünfte; sie ist Hausfrau. Der Ag. arbeitet immer noch in Deutschland in einer rentenversicherungspflichtigen Tätigkeit bei O. in R. Eheschließung war am 17.1.1992; Rechtshängigkeit des  Scheidungsantrags trat in der Türkei am 14.9.200. ein, Art. 178 türk. ZPO;7 nicht maßgeblich sind jedenfalls die Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003. Danach und mit diesen Daten ist der Versorgungsausgleich durchzuführen (folgen Ausführungen zur Billigkeit, vgl. Art. 17 Abs. 3 EGBGB).8/9/10

In der Türkei konnte eine Entscheidung zum Versorgungsausgleich im Scheidungsverfahren nicht erfolgen.

            

Rechtsanwältin

Variante 1:
Scheidung von (dt.) Inländern im Ausland.11
Variante 2:

Scheidung von Ausländern im Inland.12
Variante 3:

Scheidung im Ausland nach ausl. Recht.13
Anmerkungen

    1. Für den Versorgungsausgleichs im Scheidungsverfahren sind dt. Gerichte nach § 102 FamFG (oder nach Verbundregeln) internat. zuständig, dazu OLG Karlsruhe (allerdings noch zum alten Recht), FamRBint 2010, 1, bzw. nach den üblichen Verbundregeln (notwendige Folge; amtswegige Folgesache). Für die örtl. Zuständigkeit gilt § 218 FamFG, zur Verfahrensführung im Ausland und zur Berechnung des Versorgungsausgleichs § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG , vgl. unten Anm. 7 und 12 aE, zum nachträglichen Versorgungsausgleich im Verhältnis zu den Niederlanden nach einer Ehescheidung dort (und nach dt. Vorstellungen ausgleichspflichtigen Rentenanwartschaften bei uns) BGH, FPR 2010, 535 - niederl. Recht kennt keine entspr. Rechtseinrichtung, die unseren Vorstellungen entspricht, dazu auch BeckRS 2009, 07729, so dass nun eine Entscheidung nach dt. Recht möglich wird; wesentlich wird dabei, dass die niederl. Vorschriften allenfalls mit dem dt. schuldrechtlichen Versorgungsausgleich verglichen werden können, und zusätzlich spielt eine Rolle:

- Sollen ausl. Anwartschaften einbezogen werden, insbesondere aus Deutschland, bleibt nur ein Anspruch gegen den anderen Ehegatten,

- ohne dass Abtretung gegen den Träger der Versicherung verlangt werden könnte, bei uns bisher § 1587 i BGB, 

- oder Zahlungsansprüche zumindest unter bestimmten Voraussetzungen gegen das Vorversterben des Ausgleichspflichtigen abgesichert wären, dazu § 3a Abs. 5 VAHRG.

- Im Übrigen ist Voraussetzung, dass auch niederl. Güterrecht anwendbar ist, so dass ein in Deutschland lebendes niederl. Ehepaar, das dt. Güterrecht für sich vereinbart hat, nach niederl. Recht zu scheiden wäre, ohne dass dt. Versorgungsanwartschaften ausgeglichen werden könnten (bei uns ist das dann anders). vgl. im Übrigen Gärtner, IPrax 2010, 520 zu OLG Karlsruhe, IPrax 2010, 536 und Hohloch, IPrax 2010, 522 (523 f. mit Nachw.).

    2. Grundlage kann (auch) ein anerkennungsfähiges ausl. Urteil oder eine bei uns anerkennungsfähige ausl. Privatscheidung sein, dazu K. I. 1 und 2, wobei allerdings Voraussetzung ist, dass die Anerkennung bereits erfolgt ist, wenn sie nötig wird, vgl. Anm. 1, dazu KG, NJW 1979, 1107 und OLG Düsseldorf, FamRZ 1980, 698, ausf. MünchKomm/Siehr, Art. 17 EGBGB, Rdn. 148 mit Nachw., so dass Rechtskraft dort Voraussetzung ist und nachgewiesen werden muss. Allerdings kann zuvor schon in Deutschland Auskunft verlangt werden, um die gerichtl. Regelung für den Versorgungsausgleich vorzubereiten, OLG Frankfurt, 4 WF 97/04. Kann die Entscheidung aus dem Ausland bei uns nicht anerkannt werden, steht der Weg zu dt. Gerichten offen, das Ehescheidungsverfahren in seinen Rechtswirkungen beschränkt auf Deutschland erneut zu betreiben, vgl. dazu A. VII. 3, damit dann auch der Versorgungsausgleich geregelt werden kann. Schwerste Fehler im ausl. Verfahren sind nicht hinderlich, wenn die Partei zu erkennen gegeben hat, die Sache so hinzunehmen, etwa und gerade mit Regelungsanträgen in Deutschland zum Versorgungsausgleich, OLG Bremen, 4 UF 10/04 für Ghana. Bei Abschluss der Sache in der Türkei kommen für § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG die dortigen Vorschriften zur Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags zur Anwendung, vgl. Art. 178 türk. ZPO (Registrierung bei Gericht). Zwar hat § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG materiell-rechtl. Auswirkungen. Aber in der Türkei ist eine "Zustellung an den Antragsgegner" in dieser Form nicht dokumentiert, so dass wir uns an den allg. verfahrensrechtl. Regeln dort orientieren müssen. Deshalb wird deutsche Rechtshängigkeit auch bestimmend, wenn das Verfahren nach europarechtl. Regeln in Deutschland geführt wird. Denn diese Regeln zur "Anhängigkeit" erfassen nicht die Rechtsfolgen in der Sache, also aus § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG (kurze Dauer der Ehe, weil sie nur für "die Zwecke dieser Verordnung" gelten). Ist das Verfahren im Ausland abgeschlossen, wird wie sonst Rechtshängigkeit (also meist Anhängigkeit, nicht: Zustellung an die Gegenseite) für die Festlegung des Endes der Ehezeit entscheidend, dazu § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG. Geht ein Trennungsverfahren voraus, werden so die Abrechnungsdaten noch nicht festgelegt; § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG stellt vielmehr auf den "letzten Tag" ab, der der Zustellung des Scheidungsantrags vorausgeht.

    3. Zu den Varianten unten Anm. 10 bis 12; zu Rechtshängigkeitsüberschneidungen gerade mit der Türkei A. VII. 1 Anm. 4.

   4. Zu den Voraussetzungen im Einzelnen vgl. A. VII. 1 Anm. 9, dabei ist Art. 17 Abs. 3 EGBGB geändert worden, vgl. dazu Art. 20 VAStrRefG, BGBl. 2009 I 700, 722, ohne dass sich in der Sache die Dinge wesentlich verändert hätten.

    5. Grundlage sind §§ 80 ff. FamFG, insbesondere § 81 FamFG.

    6. § 107 Abs. 1 S. 2 FamFG, früher Art. 7 Abs. 1 S. 2 FamRÄndG 1961, vgl. auch K. I. 1 und 2; bei einer Entscheidung des Gerichts des Staates, dem beide Parteien bei der Ehescheidung angehört haben, ist ein förmliches Verfahren nicht vorgesehen, und die "Anerkennung" erfolgt bei uns im Rahmen der jeweils betriebenen Streitsache. Unter den Mitgliedstaaten der europarechtl. Gesetzgebung gilt die VO Nr. 2201/2003, und zwar nur für sie, nicht wie sonst bei der internat. Zuständigkeit unter Einbeziehung  auch für Angehörige von Drittstaaten, die die üblichen Anwendungsvoraussetzungen erfüllen, etwa durch gewöhnliche Aufenthaltsnahme. 

    7. Mit der Registrierung beim Gericht in der Türkei sind die Daten für die Abrechnung von  Zugewinn- und Versorgungsausgleich auch für uns in Deutschland festgelegt, vgl. § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG, im Übrigen schon Anm. 2; zur Rechtshängigkeit eines Verfahrens bei interner Verweisung in der Türkei OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 35; zur Rechtshängigkeit nach ausl. Recht und unserer Auffassung dazu - Doppelqualifikation - vgl. Finger, FuR 1999, 310 und Gruber, FamRZ 1999, 1563 und ebenfalls Anm. 2, zur Verfahrensführung im Ausland Anm. 12 aE. 1. Bei einem Trennungsverfahren nach ausl. Recht treten die Wirkungen nach § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG nicht mit der Rechtshängigkeit des auf sie gerichteten Antrags ein, sondern wie sonst erst im Scheidungsverfahren mit der dortigen Antragstellung, dazu BGH, FamRZ 1994, 825 (für Italien), vgl. B. IV. 1 und 2, anders im ehelichen Güterrecht, denn insoweit wird die Rechtskraft des Ehescheidungsurteils maßgeblich, dazu OLG Frankfurt, 5 UF 67/05 für Italien, im Übrigen B. V. 1 Anm. 2a. Bei besonders langer Trennungszeit kann ein Ausschluss oder eine Beschränkung des Versorgungsausgleichs nach § 27 VersAusglG in Betracht kommen, ebenso schon BGH, FamRZ 1994, 825 für Italien (anders, ebenfalls Italien, im ehelichen Güterrecht, denn insoweit wird  wegen der Besonderheiten des italienischen Rechts die Rechtskraft des Ehescheidungsurteils maßgeblich,  dazu OLG Frankfurt, 1 UF 160/00. Im Übrigen weichen wie sonst die Abrechnungsdaten für den Versorgungsausgleich, denn insoweit wird auf den letzten Tag des Monats abgestellt, der der Zustellung des Scheidungsantrags vorausgeht, und die "Rechtshängigkeit" nach den europ. Verfahrensvorschriften voneinander ab. Insoweit ist die Anbringung bei Gericht entscheidend, dazu A. VII. 1 Anm.  9a.

   8.  Art. 17 Abs. 3 EGBGB ist geändert, Art. 20 VAStrRefG v. 3.4.2009, BGBl. 2009 I 700 (722); die Bestimmung lautet nun: (3) Der Versorgungsausgleich unterliegt dem nach Absatz 1 Satz 1 anzuwendenden Rechts; er ist nur durchzuführen, wenn danach deutsches Recht anzuwenden ist und ihn das Recht eines der Staaten kennt, dem die Ehegatten im Zeitpunkt des Eintritts der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrages angehören. Im Übrigen ist der Versorgungsausgleich auf Antrag eines Ehegatten nach deutschem Recht durchzuführen, 

1. wenn der andere Ehegatte …(wie bisher)

Art. 17 b Abs. 1 EGBGB ist, soweit der Versorgungsausgleich betroffen ist, § 17 Abs. 3 EGBGB angepasst.

    9. Dabei gilt ein Verhältnis von Regel (Versorgungsausgleich) und Ausnahme (kein Versorgungs​ausgleich), OLG Frankfurt, FamRZ 1990, 417 und OLG Celle, FamRZ 1991, 205. Scheidungsschuld spielt wie sonst keine Rolle. Kürzung der Ausgleichsrente aus Billigkeitsgründen kann erfolgen, wenn sonst der Selbstbehalt des Verpflichteten gefährdet wäre, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 163, 164 (Polen). Umgekehrt ist zu berücksichtigen, dass bei Zahlung eines Rentenbetrages, der auf auszugleichenden Versorgungsanwartschaften beruht, an einen Berechtigten im Ausland, der nicht dt. Staatsangehöriger ist (verfassungsgemäß, BSGE 54, 17 und BVerfGE 51, 1), ohnehin schon die persönlichen Entgeltpunkte nur zu 70 % berücksichtigt werden, so dass eine nochmalige Kürzung wegen der angeblich günstigeren Lebenshaltungskosten in diesem Land regelmäßig ausscheidet, BGH, FuR 2000, 86 und Eichenhofer, IPRax 2001, 110. Im Übrigen sind die allg. materiell-rechtl. Billigkeitserwägungen anzustellen, vgl. § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG und BGH, NJW 1992, 3293, 3294.

    10.a. Bei der Abwägung nach Art. 17 Abs. 3 S. 2 EGBGB können folgende Punkte eine Rolle spielen (oder gerade auch nicht), vgl. im Übrigen Anm. 9:

- Scheidungsschuld ist ohne Bedeutung, OLG Celle, FamRZ 1991, 204, 205,

- doch sie kann wie sonst bei § 27 VersAusglG maßgeblich werden, dazu Staudinger/von Bar/ Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 399 (teilweise in der Schweiz), etwa wenn das Fehlverhalten eines Ehegatten die üblichen Erträglichkeitsgrenzen überschritten hat und so nicht mehr zu rechtfertigen wäre, den anderen mit den üblichen Ausgleichsforderungen zu belasten.

- Werden Versorgungsanrechte im Ausland güterrechtlich geteilt, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 Rdn. 399, und richtet sich der güterrechtliche Ausgleich sonst nach diesem Recht, sind sie jedenfalls "verwertet", auch wenn sich die maßgeblichen Verteilungsformen von unseren Vorstellungen unterscheiden,

- so dass eine weitere Teilung nach dt. Recht des Versorgungsausgleichs unbillig sein kann, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 397, weil sonst insgesamt eine Schieflage entstände, die einen der Gatten stets bevorzugt, den anderen aber ebenso notwendig benachteiligt.

- Deshalb können auch Systemunterschiede zwischen den beteiligten Rechtsordnungen bedeutsam werden, wenn etwa das anwendbare ausl. Recht, insbesondere das gemeinsame Heimatrecht, Versorgungsanwartschaften nicht wie bei uns verteilt, sondern (etwa) güterrechtl. anknüpft oder die Unterscheidungen im Unterhalt, Ehegüterrecht und Versorgungsausgleich gar nicht trifft, denn dann könnte der bei uns ausgleichsberechtigte Gatte im Verfahren in Deutschland Ansprüche stellen, aber im Ausland seine Versorgung (anders qualifiziert) ungeteilt behalten, so dass anderen Zugriff eröffnet ist, dazu (Normenhäufung; kollisions- oder materiell-rechtliche Anpassung) Looschelders, Die Anpassung im internationalen Privatrecht, S. 8 f.; Kegel/Schurig, § 8 I, S. 357 (dort Angleichung); Henrich, FamRZ 1986, 841, 852; zum Ganzen Finger, FamRBint 2009, 60.

b. Auch vertragliche Vereinbarungen zum Güterrecht zwischen den Parteien können sich so auswirken, wenn im Ausland zumindest Teile der Versorgung (etwa: Schweiz) güterrechtlich ausgeglichen bzw. abgewickelt werden, dazu BGH, NJW 2004, 930 und Finger, FF 2004, 245, denn dann würden, dazu schon a., wiederum die so erfassten Anrechte wegen der besonderen Absprache der Parteien verteilt bzw. nicht verteilt, während für die deutschen Anwartschaften wie üblich der Versorgungsausgleich durchzuführen wäre, ebenfalls a. ("Schieflagen", weil die beiden beteiligten Rechtsordnungen aus dem Gleichgewicht geraten sind). Dann kann insgesamt bei uns der schuldrechtliche Versorgungsausgleich anzuordnen sein, vgl. dazu auch §§ 20 ff. VersAusglG.

c. Wie sonst findet keine Beschränkung auf inländische Versorgungsanwartschaften statt, denn dt. Recht wird insgesamt subsidiäres Statut des Versorgungsausgleichs, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 402; Übersicht bei Finger, FamRBint 2009, 60. Sachlich reichen unsere Entscheidungen also ebensoweit wie sonst zum Versorgungsausgleich, dazu auch Jayme, IPRax 1986, 265, 268. Ausländische Anwartschaften sind jedenfalls einbezogen, allerdings nur in der Form, in der wir über sie tatsächlich entscheiden können, also durchgängig durch schuldrechtlichen Versorgungsausgleich, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 402, ausführlich zu Sozialversicherungsabkommen, die im Verhältnis zum Ausland eine Rolle spielen können, Rahm/Künkel/Paetzold, VIII.7.2 Rdn. 471. Sind ausl. Anrechte, die der ausgleichsberechtigte Ehegatte in der Ehezeit erworben hat, nicht aufklärbar, ist bezüglich aller Anwartschaften der Parteien vom öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich abzusehen und der schuldrechtliche Versorgungsausgleich vorzubehalten, OLG München, FamRB 2005, 990; BGH, NJW-RR 2006, 577 für die Versorgung aus der österr. Pensionsversicherungsanstalt, die Ähnlichkeiten mit der dt. Beamtenversorgung aufweist.

d. Hat während des Zusammenlebens ein Ehegatte mit seinem Einkommen nicht zum Unterhalt der Familie beigetragen, ist die Durchführung des Versorgungsausgleichs "für" ihn nur dann unbillig, wenn sich der andere ausdrücklich gegen dieses Verhalten zur Wehr gesetzt, etwa Unterhaltsleistungen immer wieder ngemahnt hat, OLG Karlsruhe, FamRZ 2004, 463, 464/465. Wie sonst folgt die Wertung dabei den Vorgaben aus § 27 VersAusglG, OLG Karlsruhe, FamRZ 2004, 463, 465; wesentlich enger BGH, XII ZB 27/99.

    11. Auch dabei kann der Versorgungsausgleich im Inland auf besonderen Antrag nachträglich durchgeführt werden, zu Zuständigkeitsfragen Anm. 1, selbst wenn das ausl. Gericht dt. Recht für die Ehescheidung herangezogen hat, denn eine Regelung des Versorgungsausgleichs war im Scheidungsverfahren dort bisher nicht möglich oder ist jedenfalls nicht erfolgt. Dann soll § 137 Abs. 2 S. 1 FamFG gelten (Verbundfähigkeit also nur bei rechtzeitiger Antragstellung), dazu OLG Dresden, FamFR 2010, 467 mit Anm. Schwamb, allgem. Finger, MDR 2010, 544 und ders., MDR 2011, 77. Ist der Scheidungsantrag vor dem 1.10.2009 anhängig geworden, ist damit auch der amtswegige Versorgungsausgleich "eingeleitet", dazu Schwamb, BetrAV 2010, 338; das gilt allerdings nicht in Fällen des Art. 17 Abs. 3 EGBGB, soweit eigene Antragstellung notwendig ist, denn dann entscheidet sie. Abgetrennte Verfahren unterliegen ohnehin neuem Recht, auch wenn sie unterbrochen waren oder zum Oberlandesgericht auf Beschwerde gelangt sind, weil die erstinstanzliche Entscheidung angegriffen ist, so OLG Karlsruhe, FamRZ 2010, 325, anders OLG Oldenburg, MDR 2010, 449 mit abl. Bespr. von Norpoth, FamRB 2010, 107/108). Zum 1.9.2010 "gilt" ohnehin neues Recht.  Besondere "Verjährungs-" oder Verwirkungsregeln sind nicht zu beachten, dazu BGH, FamRBint 2007, 58, 59 für Kroatien. Vereinbarungen der Eheleute, im gerichtl. Verfahren in Deutschland keine Regelungsanträge zu stellen, sollen nach OLG Frankfurt, 1 UF 34/03 formfrei möglich sein und nicht der notariellen Beurkundung unterliegen, weil nicht der Versorgungsausgleich selbst erfasst ist, sondern "lediglich" Absprachen für das Verfahren vorliegen, kritisch Finger, FamRB 2004, 223. Ist der Versorgungsausgleich nach Art. 17 Abs. 3 S. 2 EGBGB nach dt. Recht durchzuführen, obwohl die Scheidung ausl. Recht unterliegt, sind Vereinbarungen nach §§ 6 bis 8 VersAusglG – wie sonst, dazu BGH, FamRZ 2005, 137 und FamRZ 2005, 139 - rechtlich zulässig, dazu OLG Bamberg, FamRZ 2002, 1120, bedürfen allerdings – ebenso wie sonst - der familiengerichtl. Genehmigung, dazu BGH, NJW 2004, 930 und BGH, NJW 2005, 137 und NJW 2005, 139. Für die Form vertraglicher Regelungen gilt Art. 11 Abs. 1 EGBGB (Ortsform oder Geschäftsform), wobei dt. Recht zur Anwendung gelangt, wenn das "Ortsstatut... kein dem Versorgungsausgleich gleichartiges Rechtsinstitut kennt", OLG Bamberg, FamRZ 2002, 1120, 1121 mit zust. Anm. Henrich, 1122, denn dann sind dort auch keine besonderen Förmlichkeiten vorgesehen, die für uns maßgeblich sein könnten. Ist das Verfahren im Ausland bereits abgeschlossen, wird wie sonst die Rechtshängigkeit der Antragschrift (meist: Anhängigkeit, nicht: Zustellung an die Gegenseite wie nach unseren Bestimmungen) bestimmend, vgl. § 3 Abs. 1 Hs. 2 VersAusglG; Grundlage sind die dortigen Verfahrensvorschriften, lex fori, vgl. dazu schon A. VII. 1 Anm. 9 a.

    12. a. Der Versorgungsausgleich bei einer Scheidung von Ausländern im Inland findet nur auf besonderen Antrag einer Partei statt, denn er zählt nicht zu den notwendigen Folgesachen, vgl. Art. 17 Abs. 3 EGBGB, dazu auch OLG Braunschweig, FamRZ 2005, 1683, zur internat. Zuständigkeit dt. Gerichte dabei vgl. Anm. 1. Wird dt. Recht Grundlage, weil Ausländer ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland genommen haben (fehlende gemeinsame Staatsangehörigkeit), ist der Versorgungsausgleich ebenfalls nur unter den Voraussetzungen aus Abs. 3 durchzuführen, dazu BT-Drucks. 10/504, S. 61 sowie Lüderitz, IPrax 1997, 74, 78. Insoweit setzt sich die heimatstaatliche (für sie eben fehlende) Regelung gegenüber dt. Aufenthaltsrecht durch. Schließlich soll den Parteien nicht eine Rechtsfolge (dt. Versorgungsausgleich) aufgedrängt werden, mit der sie bei der Heirat nicht rechnen mussten, vgl. dazu auch OLG Frankfurt, 1 UF 17/00 für die Ehescheidung eines poln. Ehemannes mit einer litauischen Frau - weder Polen noch Litauen "kennen" den Versorgungsausgleich, dazu auch OLG Hamm, FamRZ 1974, 573. Auch die regelwidrige Anwendung dt. Rechts "für" dt. Staatsangehörige nach Art. 17 Abs. 1  S. 2 EGBGB bringt den Versorgungsausgleich nicht stets und ohne weiteres ins Spiel, Jayme, IPrax 1987, 167, 168 und IPrax 1990, 32, 33 sowie AG Mainz, NJW-RR 1990, 779, 780. Abs. 3 S. 1 Hs. 1 verweist allein auf Abs. 1 S. 1, nicht auf S. 2, dazu Jayme, IPrax 1987, 167, 168, so dass besondere Anträge nach Abs. 3 notwendig werden, anders allerdings Palandt/Thorn, Art. 17 EGBGB, Rdn. 19 mit Nachw. Ist die Ehe in ihren Wirkungen auf Deutschland beschränkt, etwa weil wir ein ausl. Urteil nicht anerkennen oder sonst die Scheidung dort für unwirksam halten, wenden wir für die "weitere Scheidung im Inland" regelwidrig dt. Recht an; gehören die Beteiligten unterschiedlichen Staaten an, gilt wiederum Abs. 3. Maßgeblich werden wie sonst dt. Abrechnungsvorschriften (letzter Tag des Monats, der der Zustellung vorausgeht), während Art. 16 VO Nr. 2201/2003 die Anhängigkeit bei Gericht ausreichen lässt, so dass beide Daten auseinanderfallen bzw. auseinanderfallen können.

b. Ist ein Rechtsmittel noch statthaft oder bereits eingelegt, dazu C. IV. 9 Anm. 3, kann der Versorgungsausgleich nicht erstmals als Folgesache im Verfahren vor dem OLG betrieben werden, BGH, NJW 1992, 3293, 3294. Deshalb wäre zwecklos - und unnötig (bzw. rechtlich nicht möglich, vgl. dazu C. IV. 9 Anm. 4), da der Versorgungsausgleich beim AG auf besonderen Antrag zu regeln ist -, ein Rechtsmittelverfahren gerade mit diesem Ziel zu betreiben, vgl. gleich c. Hätte der Versorgungsausgleich auch ohne Antrag durchgeführt werden müssen, kann die Entscheidung des FamG dagegen in Rechtskraft erwachsen, so dass Rechtsmittel in der üblichen Form statthaft und geboten sind, um die sonst eintretenden Folgen (Rechtskraft der Entscheidung) zu verhindern bzw. zu beseitigen, Rahm/Künkel/Paetzold, VIII.7 Rdn. 1005.

c. Daher darf sich das FamG auch nicht zum Versorgungsausgleich äußern, wenn der notwendige Antrag fehlt ("findet nicht statt"). Geschieht dies gleichwohl, dazu OLG München, FuR 1999, 427, ist die sonst berechtigte Partei beschwert und kann Rechtsbeschwerde einlegen, so dass das OLG in der Beschwerdeinstanz den Mangel zu beheben hat. In der Feststellung, dass ein "Versorgungsausgleich nicht stattfinde", liegt dagegen (noch) keine Sachentscheidung, dazu OLG Karlsruhe, FamRZ 2006, 955, die beschwerdefähig wäre. Haben die Parteien eine Vereinbarung getroffen, deren Wirksamkeit das FamG vor seiner Genehmigung zu überprüfen hat, selbst wenn sie von beiden Beteiligten zunächst nicht in ihrer Wirksamkeit in Zweifel gestellt wird und ergeht dann die Entscheidung, dass der Versorgungsausgleich nicht durchgeführt werde, ist gegen diesen Ausspruch die befristete Beschwerde statthaft, weil sie weitere Rechtsfolgen haben kann (die dann aber auch eingelegt werden muss, um den rechtskräftigen Verfahrensabschluss zu verhindern), dazu OLG Celle, NJW 2009, 602 in Abgrenzung zu BGH, FamRZ 1991, 679 und BGH, FamRZ 1991, 681; zu diesen Punkten auch Finger, FamRBint 2009, 181.

d. Art. 17 EGBGB verweist auf das anzuwendende, anders als Art. 18 Abs. 4 EGBGB, nicht auf das im Scheidungsverfahren tatsächlich angewandte Recht, MünchKomm/Siehr, Art. 17 EGBGB, Rdn. 189 und BGH, IPRax 1994, 131, so dass wir an "falsche" Vorentscheidungen nicht gebunden sind, sondern die A.knüpfung aus unserer Sicht und nach unseren Vorstellungen im Verfahren in Deutschland nun "zutreffend" vorzunehmen haben, vgl. zu weiteren Einzelheiten OLG Zweibrücken, NJW 2000, 2432, vgl. auch Anm. 12.

e.  Nach Art. 17 Abs. 3 S. 2 EGBGB ist der Versorgungsausgleich lediglich auf besonderen Antrag einer Partei durchzuführen, den sie auch wieder zurücknehmen kann, wenn der andere Gatte in der Ehezeit eine inländische Versorgungsanwartschaft erworben hat; diesen Antrag kann sie - Dispositionsmaxime - wieder zurücknehmen, wenn sie sich anders entscheidet. Anwartschaften für im beigetretenen Teil Deutschlands zurückgelegte rentenrechtliche Zeiten sind nur dann einzubeziehen, wenn sie nach den Grundsätzen des Fremdrentenrechts abzugelten sind, dazu OLG Zweibrücken, NJW 2000, 2432. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, greift Art. 17 Abs. 3 EGBGB nicht ein. Ausschluss des Versorgungsausgleichs kommt daher nicht in Betracht, OLG Zweibrücken, NJW 2000, 2432, 2433. Ist – fälschlich – von Amts wegen ein Verfahren zum Versorgungsausgleich eingeleitet worden, können die Parteien den fehlenden Antrag durch ihr nachträgliches Einverständnis ersetzen, auch durch rügelose Einlassung zur Hauptsache, für die die allg. Maßstäbe für Prozesshandlungen gelten, OLG Schleswig, FamRZ 1991, 96, 97 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 17 EGBGB, Rdn. 73.

f. Auch für den nachträglichen Versorgungsausgleich bei "DDR-Ehen" wird Art. 17 EGBGB Grundlage, wenn der Ehescheidungsantrag nach dem 1.9.1986 rechtshängig geworden und Scheidungsurteil vor dem 1.1.1992 ergangen ist, dazu OLG Zweibrücken, NJW 2000, 2432. Zwar könnte § 1 Abs. 1 S. 3 Nr. 2 der besonderen Bestimmungen in Anl. 1 Kap. III Sachgeb. B Abschn. II Nr. 2 EinigungsV eingreifen, aber die dort aufgeführten Bestimmungen enthalten lediglich Regelungen zur Art und Weise der Durchführung des Versorgungsausgleichs und setzen folglich gerade voraus, dass auszugleichende Versorgungsanwartschaften überhaupt vorhanden sind. Ist das nicht der Fall, zielen sie ins Leere, OLG Zweibrücken, NJW 2000, 2432.

g. Waren beide Ehegatten Staatsangehörige eines fremden Staates (hier: frühere Bundesrepublik Jugoslawien) und ist ihre Ehe vor dem 1.9.1986 im Ausland geschieden, wird für den Versorgungsausgleich bei uns Art. 17 Abs. 1 EGBGB a.F. maßgeblich, OLG Stuttgart, FamRZ 2002, 614, Art. 220 Abs. 1 EGBGB. Denn die Vorgänge sind mit der Ehescheidung bzw. deren Rechtskraft "abgeschlossen". Für die Verteilung in einem späteren Verfahren bietet früheres Recht auch eine ausreichende

- Rechtsgrundlage und stellt

- den notwendigen verfahrensrechtl. Rahmen bereit, a.A. allerdings OLG Stuttgart, FamRZ 2002, 614; zutr. OLG Bamberg, FamRB 2003 185 mit Anm. Finger,

- wobei wir die Fortentwicklung der Bestimmungen in der Rspr. auch vor BVerfGE 31, 58 aufnehmen, Art. 3 Abs. 2 GG.

h. Haben die Parteien – zulässig – eine fremde Rechtsordnung gewählt, die den Versorgungsausgleich nicht kennt, müssen sie nicht besonders geschützt werden; das gilt umgekehrt auch für die Wahl dt. Rechts, das den Versorgungsausgleich als selbstverständliche Folge einschließt.

i. Hat das FamG in einem in Deutschland eingeleiteten Verfahren zur Regelung des Versorgungsausgleichs zu Unrecht hier erworbene Versorgungsanwartschaften in öffentl.-rechtl. Form verteilt, kann diese Entscheidung nicht in einem Abänderungsverfahren aufgehoben und damit "angepasst" werden, OLG Stuttgart, FamRZ 2002, 614, 615. 

j. Vereinbarungen zwischen den Ehegatten, im Verfahren in Deutschland keine Anträge nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB zum Versorgungsausgleich zu stellen, sollen formfrei wirksam sein, so OLG Frankfurt, 1 UF 34/03, und trotz § 7 Abs. 1 VersAusglG nicht der notariellen Beurkundung bedürfen, bzw. §§ 6 bis 8 Vers​AusglG, vgl. dazu schon A. VII. 2. Anm. 3 mit Nachw.; zu weiteren Einzelheiten BGH, FamRZ 2005, 137 und FamRZ 2005, 139.

k. Im Verhältnis zum Iran ist das dt.-iran. Niederlassungsabk. vorrangig, so dass die Durchführung des Versorg   ungsausgleichs ausscheidet, wenn beide Parteien Iraner sind und die Regeln des Abk. eingreifen, anders bei Doppelstaatsangehörigkeit eines Teils, denn dann können wir zur Anwendung iran. Rechts gelangen, ohne dass das Abkommen Grundlage wird, denn wir entscheiden dann nach unseren autonomen Vorschriften, A. VIII. Anm. 4 und A. VII. 1 Anm. 9; ausf. A. VIII. Anm. 17.

  13. Nach Art. 18 Abs. 4 EGBGB ist das Unterhaltsstatut für nacheheliche Unterhaltsansprüche mit der Ehescheidung festgelegt; wir nehmen dann nachträglich keine "Berichtigungen" vor, wenn wir die Dinge anders beurteilen. Beim Versorgungsausgleich entscheiden wir aber anders; nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB ziehen wir stets das in der Sache berufene Recht heran, so dass wir ausl. Entscheidungen insoweit "abändern" (können), wenn dies nach unserer Vorstellung notwendig/geboten ist, dazu Finger, FF 2002, 154, vgl. schon Anm. 11 d.

6. Vollstreckbarerklärung eines Unterhaltstitels aus Österreich

An das

Landgericht1
- Zivilkammer -

Antrag auf Vollstreckbarerklärung nach den Bestimmungen des AVAG (Österreich)

der Frau  ....

 


- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin ....
gegen

Herrn ....




- Antragsgegner -

wegen: Unterhaltszahlung

hier: Vollstreckbarerklärung des Urteils des ..../Österreich v. 16.5.200. nach den Bestimmungen des (dt.) AVAG

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht der Ast. stelle ich hiermit folgende Anträge:2
1. 
Das Urteil des ..../Österreich v. 16.5.200. (Az. ....) wird für die dort ausgeurteilten Unterhaltsleistungen (wird ausgeführt) und für die Bundesrepublik Deutschland für vollstreckbar erklärt. Der Vorsitzende der Kammer des Landgerichts ordnet die Erteilung der Vollstreckungsklausel durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle in folgender Form an: 


Vollstreckungsklausel nach § 4 des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet der Anerkennung und Vollstreckung ausl. Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen v. 19. Februar 2001. Gemäß der Anordnung .... (Bezeichnung des Vorsitzenden, des Gerichts und der Anordnung) ist die Zwangsvollstreckung aus dem Urteil des .../Österreich (Az.) v. 16.5.200.  zugunsten der Gläubigerin, Frau ...., zulässig. Die zu vollstreckende Verurteilung/Verpflichtung lautet: (Angabe der Urteilsformel oder des Ausspruchs des Gerichts oder der dem Schuldner aus dem Prozessvergleich oder der anzuerkennenden Urkunde obliegenden Verpflichtung in dt. Sprache; aus der Anordnung des Vorsitzenden zu übernehmen).  Die Zwangsvollstreckung darf über Maßregeln zur Sicherung nicht hinausgehen, bis der Gläubiger eine gerichtliche Anordnung oder ein Zeugnis vorlegt, dass die Zwangsvollstreckung unbeschränkt stattfinden darf.  Wenn der Schuldtitel auf Leistung von Geld lautet, ist folgender Zusatz anzufügen:


Solange die Zwangsvollstreckung über Maßregeln zur Sicherung nicht hinausgehen darf, kann der Schuldner die Zwangsvollstreckung durch Leistung einer Sicherheit in Höhe von .... (Angabe des Betrages, wegen dessen der Gläubiger vollstrecken darf ) abwenden (Zusätze, die das Gericht selbst anzubringen hat und die nicht beantragt werden müssen).3

2. 
Die Kosten des Verfahrens hat der Ag. zu tragen.4

Begründung:

1. 
Die Beteiligte sind geschiedene Eheleute (wird ausgeführt).

2. 
Durch Urteil des ..../Österreich v. 16.5.200. ist der Ag. zu Unterhaltsleistungen an die Ast. in Höhe von .... für die Zeit von .... bis .... (wird ausgeführt) verurteilt. Das Urteil ist rechtskräftig und in Österreich vollstreckbar (wird ausgeführt; Belege sind beigefügt).

3. 
Um in Deutschland vollstrecken zu können, und der Ag. wohnt inzwischen in .... und arbeitet dort bei der Firma .... mit einem mtl. Verdienst von mindestens .... DM (wird ausgeführt), braucht die Ast. Vollstreckbarerklärung/Vollstreckungsklausel in der beantragten Form.5/6 

 



Rechtsanwältin

Nachtrag: Im Verhältnis zu Österreich gilt nun die VO Nr. 44/2001 EuGVVO, die mit den entspr. Sonderregeln des AVAG bei uns für Urteile und andere Vollstreckungstitel Grundlage wird, falls sie nach dem 1.3.2002 ergangen sind, dazu Anm. 5.

Variante: Das Unterhaltsurteil ist in Deutschland ergangen; der Ag. wohnt aber in Österreich, und dort soll – Grundlage: EuGVVO, vgl. dazu Anm. 5 – vollstreckt werden.7/8

                                                                Anmerkungen

    1.  Für die Vollstreckbarerklärung nach den Bestimmungen des EuGVÜ/LugÜ und der sonstigen, in § 1 AVAG, BGBl. 2001 I 288 – in Kraft seit 1.3.2001 -, genannten Abk., und dabei ist die EuGVVO (VO Nr. 44/2001) einbezogen, und zu den Einwendungen, die in diesem Verfahren zu beachten sind, ist der Vorsitzende einer Zivilkammer des Landgerichts zuständig, dazu gerade K III. 2 a Anm. 1. Österreich zählt in der Zwischenzeit zur Euro-Zone. Für Urteile, die noch auf öSchi lauten, hat die Umrechnung wie sonst zu erfolgen, zur Abänderung eines Unterhaltstitels im Verhältnis zu Österreich vgl. C. IV. 6. An der europ. Gesetzgebung nimmt Dänemark nicht teil, während das Ver. Königreich und Irland von Fall zu Fall entscheiden, sich bisher aber stets für eine Mitwirkung ausgesprochen haben. Doch haben inzwischen die Europ. Gemeinschaft und das Königreich Dänemark, 19.10.2006, gerade für die EuGVVO Absprachen getroffen, die deren Bestimmungen für beide Partner vertraglich festlegen und gleichzeitig erreichen, dass sie Bestandteil des Gemeinschaftsrechts werden bzw. geworden sind, BR-Drucks. 547/06; Auswirkungen für die anderen Rechtsakte der Union sind nahe liegend, aber für sie fehlen bisher weitere Vereinbarungen zwischen den Beteiligten.

    2.  Beizufügen sind die in §§ 4, 10 AVAG erwähnten Unterlagen.

    3.  Zu weiteren Einzelheiten K. III. 2 a Anm. 5 ff.

    4. Für den Bereich des AVAG gilt für die Gerichtskosten Nr. 1710 des Kostenverzeichnisses, Anlage zu § 3 Abs. 2 des Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen, FamFGKG,  (in erster Instanz EUR 200,--, BGB 2008 I, 2585, 2686), während sich die Anwaltsgebühren nach den üblichen Regeln richten, zu weiteren Einzelheiten K. III. 2 a Anm. 4.

    5. Grundlage für die Anerkennung der österr. Entscheidung bei uns, deren Anerkennung beantragt wird, sind nicht mehr die Regeln des LugÜ, Ratifizierung in Österreich zum 1.1.1996, wobei dessen Regeln Grundlage für sämtliche Entscheidungen nach diesem Zeitpunkt und vor dem 31.12.1998 waren und seit dem 1.3.2002 die Vorschriften der EuGVVO (VO Nr. 44/2001), dazu schon Anm. 1. Davor galt das Haager Abk. 1958, dazu OLG München, FamRZ 2003, 462. Im Verhältnis zu Österreich, das nicht Mitglied des Haager Abk. 1973 war, war nämlich dieses Abk. mit seinem deutschen Durchführungsgesetz bestimmend, soweit seine Regeln Grundlage für das Verhältnis der beiden Länder zueinander werden konnten. Zum 1.1.1999 war bereits das EuGVÜ im Verhältnis zu Deutschland in Kraft getreten, so dass das LugÜ keine Rolle mehr spielte, dazu OLG Zweibrücken, NJW-RR 2001, 144. Zum 1.1.1996 hat Österreich das LugÜ ratifiziert. Dieses Abk. war daher Grundlage für sämtliche Entscheidungen nach dem 1.1.1996 und vor dem 31.12.1998. Der dt.-österr. Vertrag v. 6.6.1959 (BGBl. 1960 II 1245) ist danach nur noch für solche Rechtsgebiete maßgeblich, die vom EuGVÜ/LugÜ bzw. der EuGVVO nicht erfasst sind, vgl. Nagel/Gottwald, IZPR, § 13, Rdn. 460 f., auch für Altfälle, denn der Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung ergangen ist, die für vollstreckbar erklärt werden soll, legt die jeweils entscheidenden Regeln fest, dazu Mankowski, IPRax 2000, 188 und OLG Rostock, IPRax 2000, 214. Für Österreich, das nicht Mitglied des Haager Abk. 1973 ist, kann auch das Haager Abk. 1958 mit dt. DurchfG zur Anwendung kommen.  Spätere Übereinkommen verdrängten jeweils frühere völkerrechtliche Verträge. Im Übrigen räumte Art. 57 LugÜ dem Vollstreckungsgläubiger ein besonderes Wahlrecht ein; so das er entscheiden konnte, ob er sich auf dieses Abk. stützen oder in anderer Form vorgehen will, Mankowski, IPRax 2000, 188, 193 und gerade III. 2 a Anm. 7 b. Doch gilt das Abk. 1958 nur für Unterhaltsansprüche von ehelichen, nichtehelichen oder adoptierten Kindern, nicht also für Eheleute, sofern sie unverheiratet sind und das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Art. 1. Soweit das AVAG anwendbar ist, ist die Zuständigkeit des Vorsitzenden einer Kammer des LG begründet. Für das dt.-österr. Abk. (§ 1 Abs. 1 DurchfG) wäre dagegen maßgeblich, welches Gericht nach § 722 Abs. 2 ZPO sachlich zuständig wäre; das kann das Amtsgericht sein, aber auch das Landgericht, je nach Streitwert. Sonst besteht für Familiensachen der Vorrang aus § 722 Abs. 2 ZPO bzw. den aus dieser Vorschrift entwickelten Maßstäben sachlich zuständig wäre. Zuständigkeit des FamG, dazu Mankowski, IPRax 2000, 188, 191 mit Nachw.; zu den Übergangsvorschriften der EuGVVO Art. 69 und 70.

   6. Ausreichend ist, dass der für uns anerkennungsfähige Titel im Urteilsstaat (Österreich) zugestellt und für vollstreckbar erklärt worden ist. Rechtskraft muss dagegen (noch) nicht eingetreten sein oder nachgewiesen werden. Einbezogen sind auch Kostenfestsetzungsbeschlüsse und andere Nebenentscheidungen, aus denen nach Vollstreckbarerklärung bei uns also vollstreckt werden kann; zu den Veränderungen des AVAG vgl. K. III. 2 a Anm. 7 Abs. 1 a.E.

   7. Zur  internat. Zuständigkeit in Unterhaltssachen im Verhältnis der Mitgliedstaaten der EuGVVO (Art. 5 Nr. 2) vgl. schon C. IV. 6 Anm. 5 g und 7. In Österreich wie in den anderen Mitgliedstaaten der VO ist das dt. Urteil anzuerkennen, ohne dass es dabei eines besonderen Verfahrens bedarf, Art. 33 Abs. 1 EuGVVO, zu den weiteren Voraussetzungen bzw. zu Ausnahmen Art. 34 f. Dabei sind die in Art. 53 ff. EuGVVO vorgesehenen Unterlagen vorzulegen, zu den notwendigen Bescheinigungen gleich im Folgenden und Anhang V (zur EuGVVO). Die Anerkennung erfolgt

- inzident in einem anderen Verfahren, wenn sie für seinen Ausgang wichtig ist, vgl. Art. 33 Abs. 3 EuGVVO,

- als Voraussetzung für die Vollstreckbarerklärung mit ihr,

- wobei die Anerkennung nach Art. 34 unter ordre public-Gesichtspunkten ausscheidet, wenn sie der öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaates offensichtlich widersprechen würde, in dem sie geltend gemacht wird, dem Ag., der sich auf das Verfahren nicht eingelassen hat, das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht so rechtzeitig und in einer Weise zugestellt worden ist, dass er sich verteidigen konnte, es sei denn, er hat gegen die Entscheidung keinen Rechtsbehelf eingelegt, obwohl er die Möglichkeit dazu hatte, sie mit einer Entscheidung unvereinbar ist, die zwischen denselben Parteien in dem Mitgliedstaat, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, ergangen ist oder sie mit einer früheren Entscheidung unvereinbar ist, die in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittstaat zwischen denselben Parteien in einem Rechtstreit wegen desselben Anspruchs ergangen ist, soweit die frühere Entscheidung die notwendigen Voraussetzungen für ihre Anerkennung in dem Mitgliedstaat erfüllt, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird, zu weiteren Einzelheiten Art. 35. Nach Art. 36 darf die ausl. Entscheidung "keinesfalls in der Sache selbst nachgeprüft werden". Die Vollstreckung eines belgischen Urteils über nachehelichen Unterhalt verstößt selbst dann nicht gegen den dt. ordre public, wenn dem unterhaltspflichtigen Ehegatten die Schuld am Scheitern der Ehe zugesprochen wird und er so überhaupt erst Leistungen schuldet, dazu OLG Frankfurt, NJW-RR 2005, 1375, denn diese Wertung ist auch uns nicht völlig fremd, vgl. § 1579 BGB.

- Statthaft kann auch ein besonderes Feststellungsverfahren  sein (negative Feststellungsklage), vgl. dazu Art. 33 Abs. 2 EuGVVO. Zur Begründung der internat. Zuständigkeit reicht aus, dass sich der Ag. auf das Verfahren nach dieser Verordnung eingelassen hat, auch dann, wenn die (behauptete) Unzulässigkeit der Verfahrensführung aus anderen Gründen als der fehlenden internat. Zuständigkeit gerügt wird, OLG Frankfurt, NJW-RR 2005, 935. Hat das Gericht im Entscheidungsstaat seine Zuständigkeit auf eine Gerichtsstandsvereinbarung der Parteien gestützt, sich aber nicht damit befasst, ob sie nach dem Recht des Anerkennungsstaates zulässig ist, wird die Zuständigkeit des Gerichts dort in diesem Punkt später dann im Anerkennungsverfahren überprüft, BGH, NJW-RR 2002, 1357 und BGH, NJW-RR 2005, 929 (für Israel, also gelöst von den Bestimmungen der EuGVVO); in Deutschland gilt dabei § 38 ZPO. Ist in einer gerichtlichen Unterhaltsentscheidung in Österreich die dort gezahlte Familienbeihilfe nicht berücksichtigt worden, scheitert die Anerkennung bei uns nicht etwa an ordre public Vorbehalten, Art. 45 Abs. 1, 34 Nr. 1 EuGVVO, dazu OLG Frankfurt, 20 W 463/04, auch wenn wir in Deutschland die Dinge anders regeln (Anrechnung von Kindergeld bzw. anderer kindbezogenen Leistungen, vgl. zu Einzelheiten A. VII. 1 Anm. 8 a und A. VII. 2 sowie BR-Drucks. 68/06 v. 27.1.2006).

   8. Für die Vollstreckbarerklärung und Klauselerteilung gelten Art. 38 ff. EuGVVO; in Österreich ist, Art. 39 und Anhang II, das Bezirksgericht für sie zuständig. Für die Anerkennung bzw. Vollstreckbarerklärung muss der Ast., dazu Art. 53 ff., die maßgeblichen Unterlagen vorlegen, aber auch die in Art. 54 f vorgesehenen Bescheinigungen beibringen, dazu Anhang V, wobei der dortige Text nicht verbindlich vorgeschrieben ist, aber der Ast. sich schon im eigenen Interesse auf ihn beziehen sollte. In Deutschland richtet sich die Vollstreckungsklausel nach den Regeln des AVAG, vgl. dazu Muster K. III. 2 a Ziff. 1 und Anm. 8; in Österreich sind die dortigen Ausführungsregeln zu beachten. 

7. Antrag auf Vollstreckungshilfe nach dem UN-Übereink. 1956

An das

Amtsgericht

- Familiengericht -1 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland/UN-Übereink. 1956; Antrag auf 

Rechtshilfe

Sehr geehrte Herren!

Ich vertrete Frau .... und Herrn .... (vollj. Sohn) .... anwaltlich. Auf mich lautende Verfahrensvollmacht füge ich bei. Meine Mandantin ist die geschiedene Ehefrau von Herrn ...., der inzwischen in ..../Spanien2 lebt. Seine Anschrift ist .... (wird ausgeführt, auch zur Scheidung). Aus der Ehe sind die beiden minderj. Kinder (....) und der vollj. Sohn (wird ausgeführt) hervorgegangen, den ich ebenfalls vertrete. Für die jüngeren Kinder handelt Frau .... als gesetzliche Vertreterin, denn ihr ist mit Scheidungsurteil v. .... für alle drei Kinder (damals war der Sohn noch minderjährig) die elterliche Sorge übertragen worden, die sie seitdem ausübt. 

Frau .... ist erneut verheiratet. Aus dieser Ehe sind zwei weitere Kinder hervorgegangen (wird ausgeführt). Nach einer dt. notariellen Urkunde (wird ausgeführt) ist Herr .... verpflichtet, für seine Kinder "Unterhalt nach der Düsseldorfer Tabelle" in jeweils geltender Fassung und "dynamisiert" (wird ausgeführt) zu bezahlen, den ich beziffere und den Kindern jeweils zuordne (wird ausgeführt, – damals DM 400,--, DM 400,-- und DM 245,-- unter hälftiger Anrechnung des gesetzl. Kindergeldes).3 Seinen Unterhaltsverpflichtungen ist Herr .... nur schleppend und unvollständig nachgekommen. Immer wieder hat er Teilbeträge geleistet, ist dann aber auch über längere Zeiträume völlig untätig geblieben. Auf die tabellarische Aufstellung, die ich beigefügt habe, darf ich mich zur näheren Erläuterung beziehen (wird ausgeführt; insbesondere zu den Unterhaltszahlungen im Einzelnen und zu den Unterhaltsrückständen). Zuletzt hat Herr .... keinerlei Leistungen mehr erbracht. Deshalb darf ich mich an Sie als Übermittlungsstelle im Inland4 wenden und Sie bitten, das beigefügte Gesuch (dazu gleich) nach dem maßgeblichen Runderlass des Hess. Min. der Justiz .... vom 8.3.1993 an die zuständige Empfangsstelle im Ausland nach den Regeln des UN-Übereink. 1956 zu richten, nach meinen Informationen das Ministerio de Justicia in Madrid, das im Runderlass als (ausl.) Empfangsstelle bezeichnet ist. Die notwendigen Unterlagen liegen an.5 Schreiben an das Ministerio de Justicia in Madrid, um dessen Übermittlung ich nach den UN-Übereink. 1956 bitte, füge ich bei.6 Sollte eine andere Stelle im Ausland zuständig sein, bitte ich um entspr. Hinweise nach § 139 ZPO.

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Rechtsanwalt

Anmerkungen

    1. Grundlage ist das UN-Übereink. v. 20.6.1956, BGBl. 1959 II 150, ein verbreitetes und sehr gebräuchliches Abk., zu den Mitgliedsländern Jayme/Hausmann, Länderübersicht Registerteil und MünchKomm/Gottwald, § 328 ZPO, Rdn. 111 f. mit Nachw.; Nagel/Gottwald, § 13, Rdn. 73. Für die inl. Zuständigkeitsverteilung bestehen Regelungen durch die jew. Landesjustizministerien, in Hessen durch RdErl. d. MdJ v. 8.3.1993, 9311 – II 6 – 275/93, JMBl. 1993, 351. Dabei sind Vordrucke zu verwenden, die von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich sein können und die bei der jeweiligen LJV erhältlich sind. Auf vollständige Angaben sollte der Ast. besonders achten, die Grundlage der Übersetzung werden. Insbesondere sollte er keine Abkürzungen verwenden.

    2. Selbst wenn ein Ast. nach anderen Abk. vorgehen könnte, kann er (stattdessen) das UN-Übereink. 1956 wählen; denn dabei bestehen keine Ausschließlichkeits- oder Vorrangverhältnisse. Deshalb ist unerheblich, ob (auch) andere Regelungen gelten (könnten), etwa die Haager Übereinkommen, das EuGVÜ/die EuGVVO, die auch im Verhältnis zu Spanien Grundlage wird, oder der dt.-spanische Vertrag v. 14.11.1983; zum Verhältnis dieses Vertrages zum EuGVÜ/zur EuGVVO vgl. MünchKomm/Gottwald, IZPR/dt.-spanischer Vertrag, Vorbem. Rdn. 1, im Inland dt. ZustimmungsG v. 26.2.1959, BGBl. 1959 II 149 i.d.F. v. 4.3.1971, BGBl. 1971 II 105,  zu sonstigen Einzelheiten MünchKomm/Gottwald, IZPR/dt.-spanischer Vertrag, Vorbem. Rdn. 2.

    3. Unterhaltserhöhungen müssen die Ast. im Abänderungsverfahren selbständig betreiben, §§ 238 ff. ZPO, wobei sie auf Art. 5 Nr. 1 EuGVÜ/EuGVVO zurückgreifen können, weil Spanien (auch) Mitgliedstaat des EuGVÜ war bzw. für die EuGVVO istBek. v. 15.2.1989, BGBl. 1989 II 214. Sie können aber auch nach Art. 8 UN-Übereink. 1956 vorgehen, das besonders einfach ist und schnelle Erledigung verspricht.

    4. Zu den Abläufen bei uns im Einzelnen, lex fori,  Nagel/Gottwald, IZPR, § 13, Rdn. 74 f.

    5. Rückfragen bei der LJV sind zweckmäßig (Art; Darstellung, Formblatt, tabellarische Übersichten u.ä.). Die Empfangsstelle wird nach Art. 6 als Bevollmächtigter des Ast. tätig. Für eingehende Gesuche (nach Deutschland) ist das Bundesverwaltungsamt Empfangsstelle, dazu Art. 1 Abs. 2 zur Änderung des G zum Übereinkommen v. 20.6.1956 v. 4.3.1971, BGBl. 1971 II 105. Im Wege der Rechtshilfe können weitere Einrichtungen mit besonderen Aufgaben beauftragt werden, etwa den Ag. zu erkunden u.ä., bei uns das Jugendamt zur Einkommensermittlung.

    6. Verfahrens-/Prozesskostenhilfe kann nicht bewilligt werden - kein Gerichtsverfahren, sondern Verwaltungsaufgaben der LJV -, aber Beratungshilfe, vgl. dazu MünchKomm/Gottwald, IZPR/UN-Übereink. 1956 mit ZustimmungsG v. 26.2.1959, Art. 3 (des dt. ZustimmungsG), Rdn. 1 und OLG Frankfurt, FamRZ 1987, 302. Andererseits darf Verfahrens-/Prozesskostenhilfe für ein in Deutschland selbständig geplantes, gerichtl. Verfahren nicht mit der Begründung versagt werden, die Vorgehensweise nach dem UN-Übereink. 1956 sei einfacher und kostengünstiger, OLG Zweibrücken, IPRax 1999, 475 (für das AUG) mit Anm. Mansel, a.A. OLG Celle, IPrax 1999, 171 (mit abl. Anm. Mankowski, 155).

Textvorschlag für die Vollmacht: 

Hiermit ermächtige ich die Empfangsstelle in Spanien im Ministerium der Justiz/Ministerio de Justicia in Madrid in Vertretung der berechtigten Personen (werden genannt) tätig zu werden, insbesondere den geforderten Unterhalt beizutreiben und Zahlung in Empfang zu nehmen oder eine andere Person hierfür zu bestellen, insbesondere meinen Anwalt in Deutschland, Herrn .... mit der Kontonummer ...., Swiftnummer, IBAN-Nummer bei .... (BLZ und genaue Adresse).

.... den, 

Unterschrift (für jeden der Bevollmächtigten ist eine gesonderte Vollmacht auszustellen und vorzulegen, die keiner eigenen Form bedarf)

An das

Justizministerium7 (Ministerio de Justicia Madrid)

Sehr geehrte Herren!

1. 
Ich vertrete (wird ausgeführt). Aus der Urkunde (schuldet der .... Unterhalt für …, wobei seine Unterhaltsverpflichtungen im Einzelnen geschildert, die Rückstände aufgeführt und bisher geleistete Zahlungen verrechnet werden).  Nach Art. 6 Abs. 1 des UN-Übereink. v. 20.6.19568 über 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland, das für die Bundesrepublik Deutschland am 19.8.1959 in Kraft getreten ist (Mitgliedsland ist auch Spanien, wird ausgeführt), beantrage ich:


Die Empfangsstelle in Spanien möge alle geeigneten Schritte, erforderlichenfalls einschl. der Erhebung der Klage gegen Herrn ....,  unternehmen, um die Leistung von Unterhalt in der geltend gemachten Höhe (Einzelheiten zur Berechnung folgen) herbeizuführen, wobei ich mich auf meine tabellarische Aufstellung beziehe.

2. 
Verpflichtet ist Herr .... (wird ausgeführt, sein gegenwärtiger Aufenthalt, sein beruflicher Werdegang, seine jetzige Tätigkeit, sein Arbeitgeber und sein Verdienst, soweit bekannt).

3. 
(zu den persönlichen Verhältnissen der Bet., insbesondere zur Ehescheidung)

 
Herr .... soll nicht nur zur freiwilligen Zahlung von Unterhalt aufgefordert werden. Schreiben von mir, die unter der Anschrift .... zugestellt werden konnten (Belege: Einschreiben, Rückschein anbei), sind erfolglos geblieben. Deshalb bitte ich darum, auch Klage zu erheben, wobei ich schon jetzt für meine Mandanten in Spanien um Kostenbefreiung nachsuche.9
4. 
(zur Unterhaltspflicht der Mutter gegenüber den Kindern - sie ist nicht erwerbstätig, muss auch keine Erwerbstätigkeit ausüben, denn sie hat für fünf minderj. und zwei vollj. Kinder zu sorgen sowie für ihren jetzigen Ehemann; dieser Ehemann ist jedenfalls nicht zur Unterhaltsleistung für die Kinder aus erster Ehe verpflichtet (wird ausgeführt).

5. 
Eingehende Zahlungen bitte ich auf mein Frankfurter Postscheckkonto (folgen näher Angaben) zu leisten (wird ausgeführt).

6. 
Meinem Gesuch füge ich nach Art. 3 Abs. 3 des UN-Übereink. 1956 bei 


- Geburtsurkunde der Eltern, Heiratsurkunde der Eltern, Scheidungsurteil (jeweils in  beglaubigter Form) mit Sorgeentscheidung für Frau .... für die minderj. Kinder,


- Urkunde des Notars .... über den Kindesunterhalt (wird ausgeführt),


- Lichtbilder der Ast.,


- Lichtbilder der Anspruchsteller, die von der Mutter vertreten werden,


- Lichtbilder des vollj. Sohnes ...., des weiteren Anspruchstellers.


- Lichtbilder von Herrn .... habe ich nicht.


- Aufstellung über die Unterhaltsrückstände und


- Vollmachten für die Empfangsstelle.10
Durchschrift meines Schreibens an das ..../Deutschland füge ich ebenfalls bei.

Mit vorzüglicher Hochachtung und vielem Dank für Ihre Bemühungen verbleibe ich




Rechtsanwalt

Anmerkungen

   7. Das Justizministerium hat in der Sache AG Frankfurt, 35 F 51/96 - 51 (in Hessen zentral zuständig) nach Mitt. des Hess. Ministers der Justiz und für Europaangelegenheiten v. 3.12.1997 zunächst das technische Generalsekretariat/die Generalstaatsanwaltschaft in Spanien eingeschaltet (für internationale Rechtshilfe), dann die zust. Staatsanwaltschaft und den Ermittlungsrichter. Anschließend wurde die Kriminalpolizei beauftragt, den Aufenthalt des Ag. (obwohl bekannt!) zu ermitteln, denn (angeblich) war eine weitere Kontaktaufnahme mit ihm nicht möglich.

    8. Im Text, der an die Empfangsstelle in Deutschland und an die Zentrale Behörde im Ausland zu richten ist, sollten keine Abkürzungen verwendet werden.

    9. Dazu Art. 9 des UN-Übereink. 1956.

   10. Sämtliche Schreiben und Unterlagen in der Endfassung mit jeweiliger Übersetzung, inhaltlich abgestimmt mit dem zust. AG. In Hessen sind die Formalien in dem genannten RdErl. des MdJ (JMBl. 1993, 351) genannt und beschrieben. An diese Vorgaben sollten sich Ast. halten, vgl. schon  Anm. 1.

8. Rückführungsantrag für ein entführtes Kind nach dem Haager Abk.  v. 25.10.1980;1 Variante: Antrag im Inland

An das Bundesamt der Justiz2

- Kindesentführung/Zentrale Behörde -

Bonn

Antrag auf Rückgabe des Kindes .... nach dem Haager Abk. über die zivilrechtlichen Aspekte internat. Kindesentführung3
(beim Bundesamt für Justiz  in Bonn sind entspr. Antragsformulare erhältlich, 

- nach HKindEntÜ,

- zur Regelung des Umgangsrechts und

- nach dem ESorgeÜ;

zweckmäßig ist jedenfalls, die Hilfe der inl. Zentralen Behörde in Anspruch zu nehmen, die die ausl. Zentrale Behörde einschaltet, von der die notwendigen Schritte veranlasst werden, aber der Ast. kann sich auch unmittelbar an die ausl. Gerichte und Behörden wenden und dort tätig werden, muss dann aber alle Nachteile und Beschwerlichkeiten dieser Verfahrensführung in Kauf nehmen)4

Variante: 

Antrag bei einer "Entführung" im Inland;5 zu einem Antrag "aus" dem Ausland vgl. gleich im Folgenden, zu einem Antrag auf gerichtliche Regelung bei verweigerten Umgangsbefugnissen D. I. 4. 

Anmerkungen

    1. BGBl. 1990 II 206. Unter den Mitgliedstaaten der VO Nr. 2201/2003 gelten ab 1.3.2005 deren Regeln, die das HKindEntÜ ergänzen, nicht verdrängen, wie das einmal geplant war, zu den früheren Absichten Finger, FPR 2002, 621, 625 Fn. 49 und Helms, FamRZ 2002, 1593; zum ESorgeÜ. v. 20.5.1980 vgl. BGBl. 1990 II 220 und Anm. 3; zu beiden Abkommen ausführlich Bach/Gildenast, Internat. Kindesentführung, Bielefeld 1999, Vomberg/Nehls, Rechtsfragen der internat. Kindesentführung, München 2002, zur Durchsetzung von Rückführungsansprüchen nach dem Abk. Dutta/Scherpe, FamRZ 2006, 901.

Die VO Nr. 2201/2003 ist dabei, anders als die VO Nr. 1347/2000, 

- auch für Streitigkeiten um nichteheliche Kinder,

- und in isolierten Streitverfahren anwendbar, da der (frühere) inhaltliche Zusammenhang zu einer "Ehesache" nicht fortbesteht bzw. fortbestehen muss.

    2. Möglich sind auch Anträge, dem Ast. Besuchsrechte  einzuräumen, die die Rückführung vorbereiten, wobei eine vertragsautonome Auslegung geboten ist und daher andere Personen als die Eltern/Sorgerechtsinhaber keine entspr. Befugnisse haben, vgl. bei uns etwa § 1685 BGB, zu diesen Punkten Limbrock, FamRZ 1999, 1631, zu Anträgen zur Regelung des Besuchsrechts nach dem Haager Abk. vgl. gerade D. I. 4.

    3. Zu den Mitgliedstaaten - einschl. USA - vgl. Bach/Gildenast, S. 130, wobei der Stand jeweils abzufragen ist bei der Zentralen Behörde in Bonn. Seit dem 1.8.2000 gehört auch die Türkei dem Abkommen an, die allerdings keine Verfahrenskosten oder Kosten übernimmt, die sich aus der Beiordnung eines Rechtsanwalts oder aus der Rückgabe des Kindes ergeben, vgl. dazu FamRZ 2001, 403 und BGBl. 2001 II 165. Für das ESorgeÜ muss, abweichend vom HKindEntÜ, zunächst eine ausl. gerichtl. oder behördl. Sorgeentscheidung vorliegen, die in den anderen Mitgliedstaaten vollstreckt wird, Bach/Gildenast, S. 87 f. und BT-Drucks. 11/5314 S. 63). Insoweit ist allerdings seit 1.3.2005 unter den Mitgliedstaaten die VO Nr. 2201/2003 vorrangig, denn sie verdrängt in ihrem Anwendungsbereich die Regeln des ESorgeÜ. Nach AG Saarbrücken, FamRZ 2008, 433 findet das Abk. im Verhältnis zu den palästinensischen Autonomiegebieten (hier: Hebron) keine Anwendung, da eine Bestimmung Israels nach Art. 39 Abs. 1 des HKindEntÜ fehle. 

    4. Für den Antrag bei der inl. Zentralen Behörde, dem Bundesamt für Justiz in Bonn, dazu BGBl. 2006 I 3171, auf Rückführung eines Kindes kann das FamG keine Verfahrenskostenhilfe bewilligen, § 114 ZPO, dazu AG Weilburg, FamRZ 2000, 756, bestätigt durch OLG Frankfurt, 1 WF 216/99. Ändern sich die tatsächlichen Verhältnisse nach der gerichtlichen Anordnung der Rückführung des Kindes, kann, selbst wenn sie rechtskräftig geworden ist, Abänderung nach §§ 1696 BGB, 166 FamFG geboten sein, wenn vor der Vollstreckung neue schwerwiegende Umstände wie etwa die Verhaftung des Vaters oder ein gegen ihn laufendes, schwerwiegendes Strafverfahren eingetreten sind, die die greifbare Gefahr einer erheblichen seelischen oder körperlichen Gefährdung des Kindes begründen, dazu OLG Karlsruhe, 2 WF 31/00, 33/00 und 38/00, Art. 13 HKindEntÜ. Parteiabsprachen im Verfahren sind möglich und wichtig, zu undertakings Mäsch, FamRZ 2002, 1069 (Verpflichtungserklärungen "zugunsten" des Entführers, Kosten und Aufwand zu übernehmen, um so die Trennung des Kindes von der "wichtigen" Bezugsperson zu verhindern; weitere Einzelheiten der "Rückführung" u.ä.), dazu ausführlich Anm. 14 e; zu safe harbour orders bzw. mirror orders und zur Mediation Finger, FamRBint 2009, 34. Die Bestimmungen des HKindEntÜ finden dagegen keine Anwendung, wenn ein Antragsteller, in dessen  Sorgebefugnisse der andere eingegriffen hat und der deshalb Anträge auf Rückführung stellen 
könnte, weil er sich bisher im Ausland (Herkunftstaat) aufgehalten hat, nun im Zufluchtstaat seinen Wohnsitz nimmt, dazu AG Schleswig, FamRZ 2001, 933, ausf. Anm. 13, auch wenn er Staatsangehöriger eines Drittstaates ist, der dem Abk. angehört. Rückführungsanträge nach dem HKindEntÜ entfalten Sperrwirkung für Sorgerechtsverfahren im Zufluchtstaat.
   5. Bei "Kindesentführung" im Inland kann einstwAnO nach § 157 FamFG ergehen, wobei die sonstigen Regeln der §§ 151 ff. FamFG zu beachten sind, insbesondere das Vorrang- und Beschleunigungsgebot aus § 155 FamFG, zu weiteren Einzelheiten schon Gutdeutsch/Rieck, FamRZ 1998, 1488. Dagegen finden die Bestimmungen des HKindEntÜ keine Anwendung, wenn der Sorgeberechtigte, der sonst Anträge stellen könnte, weil er sich im Ausland aufgehalten hat, nun im Zufluchtstaat seinen Wohnsitz nimmt, dazu AG Schleswig, FamRZ 2001, 933, auch wenn er Staatsangehöriger eines Drittstaates ist, der dem Abk. angehört, vgl. schon Anm. 4. Rückführungsanträge nach dem HKindEntÜ entfalten Sperrwirkung für Sorgerechtsverfahren im Zufluchtstaat,  vgl. dazu BGH, FamRZ 2000, 1502 und Motzer, FamRB 2002, 149 (152); sie dauert auch fort, wenn es bei der Vollstreckung zu Verzögerungen kommt, zu weiteren Einzelheiten Anm. 5 und (ausf.) 13.

An das 

Amtsgericht

- Familiengericht -6
                                         Rückführungsantrag nach dem Haager Abk. v. 25.10.1980

der Frau ....



- Antragstellerin -

Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt ....

gegen

Herrn ....



- Antragsgegner -

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwältin ....

wegen: Rückführung entführter Kinder

hier: Haager Abk. v. 25.10.1980 

Namens und unter Berufung auf die mir schriftlich erteilte, beigefügte (§§ 11, 114 Abs. 5 FamFG) Verfahrensvollmacht der Ast. beantrage ich, ohne weitere Verzögerung über meinen Antrag durch Beschluss zu entscheiden und die Vollstreckbarkeit der gerichtl. Entscheidung sofort anzuordnen,7/8 Art. 11 Haager KindEntfÜ:

1. 
Durch gerichtl. Entscheidung wird die sofortige Herausgabe der Kinder A., geb. am .... in ...., und M., geb. am .... in ...., an die Ast. oder eine von ihr bestimmte Person zum Zweck der sofortigen Rückführung der Kinder an die Ast. .... in .... angeordnet.

2. 
Der Ag. oder jede andere Person, bei der sich die Kinder aufhalten, wird verpflichtet, die genannten Kinder A. und M. an die Ast. oder eine von ihr bestimmte Person herauszugeben.

3. 
Der Gerichtsvollzieher wird beauftragt, dem Ag. die Kinder A. und M. wegzunehmen und an die Ast. oder eine von ihr bestimmte Person an Ort und Stelle zu übergeben.

4. 
Das angerufene Gericht ermächtigt den Gerichtsvollzieher, zur Durchsetzung dieser Anordnung Gewalt zu gebrauchen, insbesondere den Widerstand des Ag. zu überwinden und seine Wohnung zu durchsuchen sowie die Unterstützung der Vollzugsorgane der Polizei in Anspruch zu nehmen.9
5. 
Die sofortige Vollziehbarkeit der gerichtl. Entscheidung wird angeordnet.

6. 
Der Ag. oder jeder andere zur Herausgabe Verpflichtete wird darauf hingewiesen, dass er/sie bei Unauffindbarkeit der Kinder zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung über den Verbleib der Kinder geladen oder vorgeführt und auch Ordnungshaft bis zur Dauer von sechs Monaten gegen ihn angeordnet werden kann. Die Kosten fallen dabei dem/den Herausgabepflichtigen zur Last.10

7. 
Die Kosten des Verfahrens und die Kosten der Rückführung (insbesondere Reisekosten, Kosten für das Auffinden der Kinder, Detektivkosten müssen belegt werden) werden dem Ag. auferlegt11 (wird ausgeführt).
Begründung:12

(wird ausgeführt)13/14/15/16


Rechtsanwalt

Zu Anträgen auf Vollstreckbarerklärung einer ausl. Entscheidung zur Kindesherausgabe, vgl. K. III. 6; zur Antragsfassung Motzer, FamRBint 2005, 68 im Anschluss an AG Köln, FamRBint 2005, 48.  

                                                                     Anmerkungen

    6. Grundlage ist das Haager Abk. v. 25.10.1980, dazu gerade 4 Anm. 1; zu einem Antrag bei grenzüberschreitender Umgangsverweigerung D. I. 4. Für die Mitgliedstaaten der VO Nr. 2201/2003 treten deren Regeln neben das HKindEntÜ, ohne selbst vorrangig zu werden, anders noch die früheren Pläne, Bericht dazu bei Finger, FPR 2002, 621, 625 Fn. 49). Dt. Ast. können sich auch unmittelbar an die Gerichte im Zufluchtstaat wenden; Ausländer können ebenfalls ohne Einschaltung der jeweiligen Zentralen Behörden  dt. Gerichte in Anspruch nehmen. Zweckmäßig ist diese Vorgehensweise aber nicht, denn das Abk. bietet erhebliche Erleichterungen bei der Rechtsverfolgung. Zuständigkeiten im Inland richten sich für Anträge aus dem Ausland (auch für das ESorgeÜ) nach den Bestimmungen des IntFamRVG, ausf. Kommentierung bei IntFamR/Finger, 7.9 Rdn. 113 f.; erste Übersicht bei Finger, FamRBint 2005, 36 und ders., ZfJ 2005, 144, die die Regeln des SorgeRÜbkAG ab 1.3.2005 ersetzt haben; zu den in den einzelnen Bundesländern ausschließlich zuständigen FamGe und OLGe vgl. § 12 Abs. 1 und 2 IntFamRVG, in Hessen AG Frankfurt und OLG Frankfurt, in Nordrhein/Westfalen Düsseldorf, Hamm oder Köln (auch OLG), in Bayern Bamberg, München und Nürnberg; zu weiteren Einzelheiten noch zum früheren Recht  Greßmann, ZfJ 2000, 63 und Bach/Gildenast, S. 167. Seit dem 1.10.2000 ist im Bundesministerium der Justiz ein Arbeitsstab zur Beilegung internat. Konflikte in Kindschaftssachen eingerichtet, dazu Staudinger, IPRax 2000, 448, zu erreichen unter Jerusalemer Straße 27, 10117 Berlin (oder per e-mail: kornisch-pi@bmj.bund.de; zu sonstigen Möglichkeiten zur Konfliktvermeidung in Entführungsfällen Carl, FPR 2001, 211).

    7. Vgl. Bach/Gildenast, S. 163 f.; zu einem Antrag auf Vollstreckbarerklärung einer ausl. Herausgabeentscheidung nach den Regeln der VO 2201/2003 K. III. 5.

    8. Dabei ist die Situation oft besonders dramatisch, vgl. bei uns zum Fall Tiemann (Entführung aus Deutschland nach Frankreich, Rückentführung aus Frankreich nach Deutschland) die Übersicht auch über die Entscheidungen in Frankreich DEuFamR 1999, 60 f. mit Anm. Hohloch, 73 und Coester-Waltjen, JZ 1999, 462. Im Herausgabeverfahren sind jedenfalls Überlegungen zur "richtigen" Regelung der elterlichen Sorge nach den Bestimmungen des HKindEntÜ unangebracht; bei wechselseitiger Entführung mag das anders sein, um Zufälligkeiten zu vermeiden. Ausnahmen lassen in engen Grenzen nur  Art. 12 und Art. 13 des Abk. zu, dazu Anm. 14 b. Sonst hat die "sofortige Rückgabe" durch den Entführer zu erfolgen; die Sachentscheidung über Sorgebefugnisse ist danach erst von den Gerichten im Herkunftsland zu treffen.

    9.  Zu den Vollstreckungsgrundlagen im Inland vgl. dazu §§ 88 ff. FamFG,  die § 33 FGG weitgehend ersetzt haben und neben Zwangsmitteln auch die Festlegung von Ordnungsmitteln gestatten, vgl. dazu auch schon § 44 IntFamRVG.

    10. Dazu Art. 12 Abs. 1 HKindEntÜ (zur Vollstreckbarkeit nach Art. 10 HKindEntÜ). Freiwillige Rückgabeverpflichtungen des Entführers sind, wenn sie gerichtl. bestätigt werden, wie eine Entscheidung nach dem Abk. 1980 zu behandeln. Nur so können Einverständnis und Entgegenkommen genutzt werden. Im Übrigen wird vermieden, dass der Elternteil, der Rückführung des Kindes verlangen könnte, im Vollstreckungsverfahren weitgehend rechtlos bleibt, dazu OLG Stuttgart, FamRZ 2002, 1138; zu undertakings, mirror orders, safe harbour orders und Familienmediation vgl. Anm. 14 e. 

    11. Kostenregelung nach Art. 26 Abs. 4 HKindEntÜ; zu Detektivkosten und ihrer Erstattung vgl. Finger, ZfJ 1999, 15.

    12. Bach/Gildenast, S. 165 f.

    13. Anträge zur Regelung des Besuchsrechts sind möglich, Art. 21 HKindEntÜ, um die Rückführung in den Herkunftstaat vorzubereiten, zu Einzelheiten Limbrock, FamRZ 1999, 1631. Der Kreis der berechtigten Personen ist dabei durch vertragsautonome Auslegung zu bestimmen, so dass nur Eltern einbezogen sind, nicht andere, nach unseren Vorstellungen besuchsberechtigte Personen, dazu § 1685 BGB. Zieht der Elternteil, der durch die Entführung des Kindes durch den anderen beeinträchtigt ist, nun in den Zufluchtstaat, sind die Bestimmungen des HKindEntÜ nicht (mehr) anwendbar, selbst wenn sie zuvor Grundlage für eine Rückführungsanordnung hätten sein können, AG Schleswig, FamRZ 2001, 933, a.A. Bach/Gildenast, S. 41 mit Nachw., wie hier BT-Drucks. 11/5314 Ziff. S. 38 f., vgl. schon Anm. 5. Dann ist in Deutschland nach den allg. Regeln (im Inland) vorzugehen. 

    14. Wichtig sind:

a. Auch ein Eingriff in das "Mitsorgerecht" begründet den Entführungsvorwurf, Art. 3 Abs. 1 b) HKindEntÜ, dazu auch OLG Hamm, FamRZ 2002, 44. Dabei dürfen keine hohen Anforderungen gestellt werden. Beweispflichtig für die tatsächlichen Voraussetzungen, etwa zur bisher fehlenden Ausübung von Sorgebefugnissen, ist der Elternteil, der sich der beantragten Regelung widersetzt, dazu OLG Dresden, FamRZ 2002, 1136. Nach Abs. 4 wird das Abk. auf alle Kinder angewandt, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ist der "Entführer" allein sorgeberechtigt, kann sich der andere Elternteil nicht auf die Bestimmungen des Abk. berufen. Daran ändert sich auch nichts, wenn die gerichtl. Sorgerechtsregelung (etwa) im Rechtsmittelzug später aufgehoben wird. Maßgeblich ist allein die Situation im "Entführungszeitpunkt". Ausreichend für einen Rückführungsantrag nach dem Abk. sind auch Befugnisse, die mit Anträgen im Entführungsstaat erst begründet werden sollen, dazu OLG München, NJW-RR 2005, 158 (für Schottland), wenn diese Anträge gestellt und bereits beschieden sind; nach schottischem Recht geht, wenn der Vater die elterliche Sorge - selbst ohne Vaterschaftsanerkenntnis – für sich beantragt, das Sorgerecht für das nichteheliche Kind einstweilen auf das Gericht über. Deshalb kann nun auch ein Rückführungsantrag begründet sein, den dann allerdings der "Sorgerechtsinhaber" stellen muss, OLG München, NJW-RR 2005, 158. Nichteheliche Eltern üben in Italien inzwischen die gemeinsame elterl. Sorge aus, während nach früherem Recht für sie Befugnisse in dieser Form nur bestehen konnten, wenn sie zusammengelebt haben, Art. 317 bis Abs. 2 Cciv, eine Regelung, die weiterhin gilt, wenn die Trennung der Parteien vor der Neufassung aus Art. 155 Cciv eingetreten ist, dazu OLG Frankfurt, 1 UF 162/08 nach Gutachten Henrich. 

b. Vorherige Sorgerechtsentscheidungen müssen nicht vorliegen und dürfen auch nicht verlangt werden. Deshalb ist die gerichtl. Anordnung, ein Gutachten (etwa) zur Klärung der Frage einzuholen, welcher Elternteil sorgeberechtigt werden sollte, von vornherein abkommenswidrig. Enge Ausnahmen von der Rückführungsverpflichtung legen (allein) Art. 12 und 13 HKindEntÜ fest. Aber diese Regelung verlangt strenge Voraussetzungen, die im Einzelnen nachgeprüft und festgestellt werden müssen; sie darf nicht zum Anlass für "weitläufige Abweichungen" herangezogen werden, wie das leider (immer noch zu häufig) geschieht. Bei gegenläufigen Kindesentführungen mögen Ausnahmen geboten sein, die verhindern, dass Zufälligkeiten entstehen und eine der Entführungen sanktionslos bleibt, deshalb ist dabei vorrangig die Sorgerechtsfrage zu klären, dazu BVerfG,  FamRZ 1999, 85; zur Praxis der Eur. Menschenrechtsorgane vgl. Schulz, DEuFamR 1999, 224; zur neueren Rspr. des BVerfG A. Staudinger, IPRax 2000, 194; OLG Karlsruhe, FamRZ 2002, 1141.

c. Spätere Übertragung des Sorgerechts auf den Elternteil, der in Befugnisse des anderen eingegriffen hat, ändert an der Widerrechtlichkeit seines vorangegangenen Verhaltens nichts, OLG Stuttgart, FamRZ 2001, 645 (646) und OLG Celle, 17 UF 130/05, zur umgekehrten Situation werden nachträglich Sorgerechtsbefugnisse übertragen, vgl. Anm. 14 a), auch wenn die Entführung selbst widerrechtlich bleibt. Ohnehin werden bei den Gerichten im Herkunftstaat durchweg (zunächst) keine internat. Zuständigkeiten für eine solche Anordnung begründet sein, denn diese wechseln mit der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Kindes in den Zufluchtstaat, selbst wenn die Enführung widerrechtlich bleibt. Im Zufluchtstaat sind die Gerichte von vornherein gehindert, entsprechende Regelungen vorzunehmen, Art. 16 HKindEntÜ. Kann sich der verletzte Teil gleichfalls auf Elternrechte berufen, etwa weil sein Heimatrecht die Dinge anders beurteilt als wir, ist für uns die tatsächlich vorrangige "Vaterschaft" festzustellen, dazu auch Frauke Wedemann, Konkurrierende Vaterschaften und doppelte Mutterschaft im internat. Abstammungsrecht (mit unterschiedlichen Vorschlägen zur Auflösung - Prioritätsgesichts​punkte, Vorrang des Kindeswohls, Übertragung unserer materiell-rechtl. Regeln ins IPR u.ä.); Übersicht auch bei Palandt/Thorn, Art. 19 EGBGB Rz. 8 mit Nachw.; Hepting, StAZ 2000, 36, Oprach, IPrax 2001, 325 und AG Regensburg, FamRZ 2003, 1856. Stand dem Elternteil, der nun Rückführungsanträge stellt, die elterliche Sorge beim Umzug des anderen mit dem Kind nicht zu, kann er sich auf die Regeln des Abk. selbst dann nicht berufen, wenn er nachträglich beteiligt wird, dazu EuGH, FamRBint 2011 mit Anm. Motzer; Rechtstellung des nichtehelichen Vaters in Deutschland BVerfG, FamRZ 2010, 1403, wobei ihm mit dieser Entscheidung die Möglichkeit eingeräumt wird, beim FamG Anträge zu stellen, ihm die elterl. Sorge einzuräumen oder ihn wenigstens zu beteiligen. Ist bisher (noch) kein neuer gewöhnlicher Aufenthaltsort für das Kind begründet, können die Gerichte im Herkunftsstaat weiter die elterl. Sorge regeln, dazu OLG Karlsruhe, 2 UF 95/04 und OLG Karlsruhe, NJW-RR 1999, 1383 (ist ein minderjähriges Kind gegen den Willen des sorgeberechtigten Elternteils in ein fremdes Land verbracht worden, begründet dies allein noch keinen neuen Aufenthalt nach Art. 1 MSA, wenn die Rückführung des Kindes nach dem HKindEntÜ naheliegend und erfolgversprechend ist).

d. Fristen ergeben sich aus Art. 12 HKindEntÜ.

e. Nach Art. 15 HKindEntÜ können die Gerichte oder Verwaltungsbehörden eines Vertragsstaates, bevor sie die Rückgabe des Kindes anordnen, vom Ast. die Vorlage einer Entscheidung oder sonstigen Bescheinigung der Behörden des Staates des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes verlangen, aus der hervorgeht, dass das Verbringen oder Zurückhalten widerrechtlich nach Art. 3 des Abk. ist, "sofern in dem betreffenden Staat eine derartige Entscheidung oder Bescheinigung erwirkt werden kann". In Deutschland kann ein solcher Antrag bei Entführung ins Ausland beim sonst zust. FamG gestellt werden, Widerrechtlichkeitsbescheinigung, um die Gerichte im ersuchten Staat bei der Anwendung von Art. 3 HKind​EntÜ zu unterstützen und sie in die Lage zu versetzen, ohne umfangreiche Feststellungen zum ausländischen Aufenthaltsrecht eine Rückgabeanordnung mit der nach Art. 11 HKindEntÜ gebotenen Verfahrensbeschleunigung zu treffen, doch sind diese Vorgaben nicht "zwingend". Daher kann sich der Ast. auch für eine andere Vorgehensweise entscheiden und unmittelbar nach den Bestimmungen des Abk. vorgehen, dazu OLG Karlsruhe, FamRZ 2006, 1403; zu weiteren Einzelheiten Bach/Gildenast, S. 30 f., im Übrigen § 43 IntFamRVG. Gegen die erstinstanzliche Entscheidung in der Hauptsache ist die sofortige Beschwerde als Rechtsmittel statthaft, vgl. OLG Frankfurt, 6 UF 284/96, nun  § 40 Abs. 1 IntFamRVG, aber  weitere Beschwerde ist nach wie vor nicht zulässig. Verfassungsbeschwerde zum  BVerfG setzt Erschöpfung des Rechtswegs voraus; dazu zählen auch §§ 321 a ZPO bzw.  44 FamFG (Anhörungsrüge). 

f. Eine Herausgabeanordnung des zuständigen Gerichts nach dem Abk. stellt keine Entscheidung über die elterliche Sorge dar, Art. 19 HKindEntÜ. Für gerichtl. Anträge bei uns gelten wie sonst §§ 76 ff. FamFG zur Verfahrenskostenhilfe, zu den Kosten bei der Zentralen Behörde gleich g. 

g. Verfahrenskostenhilfe kann für einen Antrag aus Deutschland beim Bundesamt für Justiz dagegen nicht beantragt werden, dazu AG Weilburg, FamRZ 2000, 756 und OLG Frankfurt, 1 WF 216/99, aber Beratungshilfe.

h. Wechselt der Aufenthaltsort des Kindes erneut, kann auch der (jeweilige) Blickwinkel für die Entführung wechseln, a.A. allerdings OLG Rostock, IPRax 2001, 588; abw. Baetge, IPRax 2001, 573, wie hier AG Saarbrücken, IPrax 2005, 359. Dann verändern sich die gerichtl. Zuständigkeiten, selbst wenn das Verfahren schon betrieben wurde, da Gesichtspunkte der perpetuatio fori keine Rolle spielen, BGH, FamRZ 2002, 1182 mit Anm. Henrich, ebenso OLG Frankfurt, 6 WF 11/01 und OLG Nürnberg, 11 UF 682/01, zumindest dann nicht, wenn die internat. Zuständigkeit in einem völkerrechtl. Vertrag besonders geregelt ist und damit Schutzzwecke verfolgt werden, die bei Anwendung der sonstigen Grundsätze unterlaufen würden, BGH, FamRZ 2002, 1182 mit Nachw.; BGH FamRZ 2005, 1540. Fortbestehende Zuständigkeiten für die dort vorgesehenen Übergangszeiten (zumindest unter den Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung) legt inzwischen Art. 10 VO Nr. 2201/2003 fest.

i. Hat das zuständige Gericht im Entführungsstaat die elterliche Sorge dem Entführer mit der Folge übertragen, im Zufluchtstaat seinen gewöhnlichen Aufenthalt mit Einverständnis des anderen Teils genommen oder nun seine Zustimmung nachweisen kann, ist eine verbindliche Sachentscheidung gefallen. Dann soll Rückführung des Kindes in den Entführungsstaat nicht (mehr) angeordnet werden dürfen, dazu OLG Rostock, IPRax 2002, 218 (fragwürdig, denn so erfolgt doch eine Prüfung des Sorgerechts); sehr kritisch zu dieser Entscheidung – Desavouierung des HKindEntÜ – Siehr, IPRax 2002, 199, anders als das OLG Rostock auch AG Saarbrücken, FamRZ 2003, 398; zum Abk. allg. Schulz, FamRZ 2003, 336 (339 f.). 

j. Widerrechtliches "Zurückhalten" eines Kindes liegt nicht vor, wenn der Elternteil, der Betreuungsaufgaben wahrnimmt, mit dem Kind im Zufluchtstaat mit Einverständnis des anderen Teils seinen gewöhnlichen Aufenthalt genommen hat oder nun seine Zustimmung nachweisen kann. Rechtmäßig ist ein Verhalten auch dann, wenn bei der "Ausreise" der Elternteil, der auf Rückführung in Anspruch genommen wird, bereits Sorgerechtsinhaber war, dazu Bach/Gildenast, S. 24 und Anm. 14 a. Schließlich greifen die Regeln des Abk. nicht (mehr) ein, wenn der Elternteil, der sorgeberechtigt ist, mit dem Kind in einem anderen Land (wieder) zusammenlebt, AG Saarbrücken, FamRZ 2002, 45 und Bach, FamRZ 1997,1053. Zieht der verletzte Elternteil in den Entführungsstaat um, kann er sich ebenfalls nicht mehr auf die besonderen Regeln des Abk. berufen, vgl. Anm. 5 mit Nachw., sondern muss nach den jeweiligen innerstaatlichen Regeln vorgehen.

k. Rückführung kann nicht angeordnet werden, wenn das Kind im Entführungsstaat (noch) keinen gewöhnlichen Aufenthalt begründet hatte, sondern nach wie vor einem Drittstaat "zuzuordnen ist", dazu Bach/Gildenast, S.  27 mit Nachw. Deshalb greifen die Sonderregeln des HKindEntÜ nicht ein, wenn (etwa) 

- die Eltern mit dem Kind  zunächst an einem gemeinsamen Aufenthaltsort gelebt,

- diesen dann gemeinsam verlegt haben,

- dort aber nach kurzer Zeit und vor eigener Aufenthaltsnahme einer von ihnen das Kind an sich genommen hat und wieder in das ursprüngliche "Heimatland" oder in ein drittes Land ausgereist ist.

l. Trotz "widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens" eines Kindes kann nach Art. 13 HKindEntÜ die Rückgabe abgelehnt werden, wenn der Entführer nachweisen kann, und die Anforderungen sind hoch,

- dass die Person, Behörde oder sonstige Stelle, der die Sorge für die Person des Kindes zustand, das Sorgerecht tatsächlich nicht ausgeübt oder

- dem Verbringen oder Zurückhalten zugestimmt oder die Übersiedlung nachträglich genehmigt hat oder

- dass die Rückgabe mit der schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens für das Kind verbunden ist oder das Kind auf andere Weise in eine unzumutbare Lage bringt, Art. 13 Abs. 1 a) und b) HKindEntÜ. Im Übrigen kann das Gericht oder die Verwaltungsbehörde die beantragte Rückführung ablehnen, wenn sich das Kind der Rückgabe widersetzt und ein Alter und eine Reife erreicht hat, die angebracht erscheinen lassen, seine Meinung zu berücksichtigen, Abs. 2, zum Schutz von  Menschenrechten und Grundfreiheiten im Übrigen Art. 20. Art. 13 HKindEntÜ ist dabei restriktiv auszulegen, um die wesentlichen Ziele des Abk. zu erhalten bzw. wenigstens nicht zu gefährden, dazu OLG Frankfurt, FamRZ 1996, 689 und 1 UF 92/98. Die so angeordneten Beschränkungen sind aus unserer Sicht verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, vielmehr sind Gesichtspunkte des Kindeswohls vorrangig, BVerfG, FamRZ 1999, 85. Nachteile für die Eltern allein spielen von vornherein keine Rolle, BVerfG, FamRZ 1999, 85 und FamRZ 1999, 641. Für das Kind muss die Beeinträchtigung schwer sein und das übliche Maß an Kummer, Traurigkeit und Schmerz deutlich übersteigen. Auch bei Art. 13 HKindEntÜ kann nicht Entscheidungsmaßstab werden, welcher Elternteil besser geeignet ist, die elterliche Sorge für das Kind auszuüben bzw. die besseren Entwicklungschancen bietet. Im Übrigen muss die Auslegung abkommensbezogen bleiben, OLG Bamberg, FamRZ 2000, 372 und OLG Hamm, FamRZ 2000, 370, zu einer umfangreichen Übersicht über Ablehnungsgründe vgl. im Übrigen IntFamR/Finger, 7.9 Rd. 78 f. mit Nachw. und, aus schweizer Sicht, Mohs, FAMPRA.ch 2005, 39, 48 f.  Anwendungsermessen steht dem Gericht nicht zu. Abänderung bleibt möglich, OLG Karlsruhe, NJW 2000, 3361, wenn sich die Dinge nach Erlass der Entscheidung des Gerichts in Deutschland ändern (kindbezogene Straffälligkeit des verletzten Elternteils). Vorstellungen des Kindes sind ernst zu nehmen; doch ist in der Regel bei einem Alter von unter zehn Jahren davon auszugehen, dass das Kind noch nicht die notwendige Reife hat, um Vor- und Nachteile einer Rückkehr bzw. den weiteren Verbleib beim anderen Elternteil im Zufluchtstaat zu erkennen, dazu AG Saarbrücken, IPrax 2005, 359 und Witteborg, IPrax 2005, 330. 

m. Vorläufige Regelungen für die Trennungszeit nehmen Eingriffen in die Sorgebefugnisse des anderen Elternteils nicht ihre "Widerrechtlichkeit", so etwa zum "Anvertrauen" für das Trennungsverfahren nach ital. Recht B. V. 1 Anm. 3 mit Nachw., dazu Art. 155 Cod. Civ.;  für die Schweiz Art. 176 Abs. 3 ZGB (bei der Trennung und der Regelung der Folgen im Einzelnen trifft das Gericht die nötigen Maßnahmen für das Kind und ihr Verhältnis zu den Eltern, aber eben nur für diese Zeit und ohne weitere Verbindlichkeit).

n. Bei gegenläufigen Kindesentführungen ist, bevor eine Rückführung des Kindes in einen "Entführungsstaat" angeordnet werden kann, zu klären, welcher Elternteil die elterliche Sorge ausüben soll, um Zufälligkeiten zu vermeiden, dazu schon b mit Nachw.; BVerfG, FamRZ 1999, 85, denn nur so lässt sich der Kreislauf durchbrechen, der durch die Übergriffe beider Elternteile entstanden sind. Sonst bliebe eine der Entführungen sanktionslos.

o. Im Verfahren in Deutschland kann dem "Entführer" im Wege der einstw. Anordnung (etwa) aufgegeben werden, den Zuständigkeitsbereich des Gerichts bis zur abschließenden Entscheidung nicht zu verlassen. Regelungen dieser Art oder weitere Anordnungen können im Übrigen durch undertakings, mirror orders oder safe harbour orders auch in die Rückführungsentscheidung aus dem Zufluchtstaat aufgenommen werden, die die Rückführung anordnet, vgl. zu Einzelheiten IntFamR/Finger, 7.9, Rdn. 75 und Mäsch, FamRZ 2002, 1069 sowie Roth, IPrax 2003, 231, Finger, FamRBint 2009, 181; High Court of Justice Family Division FD 03 P 00812 v. 24.3.2003, zu mirror orders im Herkunftsstaat (spiegelbildlich zu undertakings) vgl. Mohs, FAMPRA.ch 2005, 39, 48.

p. Bei einer nur kurzen Verlegung des Aufenthalts liegt noch keine "Entführung" vor, wenn nicht gleichzeitig der Daseinsmittelpunkt des Kindes wechselt bzw. sich seine Lebensführung in ihrem Kern ändert, dazu OLG Frankfurt, NJW-RR 2006, 938. Umgekehrt reicht eine "kurze Übersiedlung" in den Herkunftstaat oder eine Rückkehr für wenige Wochen, etwa um Behördenangelegenheiten zu erledigen, nicht aus, um der "Entführung" ihre Widerrechtlichkeit zu nehmen bzw. ein gerichtliches Rückkgabeverlangen zu erfüllen.

   15. Für die Vollstreckung im Inland werden die Bestimmungen des IntFamRVG maßgeblich. Nun können Ordnungsmittel eingesetzt werden, vgl. allgemein § 89 FamFG.

    16. Im Verhältnis zu Staaten, die nicht Mitgliedstaaten des HKindEntÜ sind, aber auch sonst auf besonderen Antrag des verletzten Elternteils, kann im Inland unmittelbar Rechtsschutz gesucht und nach den allg. Vorschriften Herausgabe des Kindes verlangt werden, solange dt. Gerichte international  zuständig sind. Dabei muss dem Ast. die elterl. Sorge oder zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht allein zustehen oder übertragen sein. Diese Zuständigkeit entfällt erst, wenn das Kind im Ausland einen (neuen) gewöhnlicher Aufenthalt genommen hat, vgl. dazu OLG Karlsruhe, NJW-RR 1999, 1383. Ob eine dt. Entscheidung im Ausland anerkennungs- und vollstreckungsfähig ist, ist dagegen unerheblich. Über ihre Voraussetzungen im Einzelnen entscheidet dabei jeder Staat nach seinen Vorstellungen.  
Aktenvermerk
Fußnote 89 Entscheidung des EuGH zum Iran nachtragen

� 	Inzwischen hat sich der BGH für eine ehewirkungsrechtliche Qualifikation ausgesprochen, dazu BGH, FamRZ 2010, 533.


� 	Beispiel OLG Bremen Urt. v. 21.5.1999 FamRZ 1999, 1520 nach OLG Bremen Beschl. v. 21.10.1991 NJW-RR 1992, 1288; zu den Veränderungen im Iran OLG Koblenz, FamRBint 2009, 26 mit Anm. Yassari; für eine ehewirkungsrechtliche Anknüpfung nun BGH, FamRZ 2010, 533, die den Vorteil hat, dass sie wandelbar ist und mit den Veränderungen einhergeht, die für die Eheleute wesentlich werden, gerade im Scheidungsverfahren.


� 	BVerfGE 31, 58.


� 	BVerfGE 31, 58; Überblick auch bei AK/Finger Vorbem. 1 f. Vor Art. 13 f. EGBGB.


� 	Übersicht bei Palandt/Thorn Art. 14 EGBGB Rdnr. 6 f.


� 	Übersicht über die Entwicklung und über mögliche Schlussfolgerungen bei Wagner FamRZ 2002, 803; , zu Einzelheiten Finger FuR 2009, 601, 603 f. und Kohler FamRZ 2008, 1673, 1677 f. und Mansel/Thorn/Wagner IPrax 2009, 1, 16/17, zu den europ. Plänen für eine VO Nr. 2201/2003 neu, die insoweit auch die Kollisionsregeln neu fassen sollte, vgl. BR-Drucks. 531/06; gegenwärtiger Stand der Dinge berichtet bei Rakete-Dombek NJW 2010, 1313, 1314.


� 	Kegel/Schurig § 1 II S. 4.


� 	Knappe Übersicht bei Kegel/Schurig § 1 II S. 4 und 5.


� 	In der Türkei ist das Heiratsalter für Mädchen zuletzt von 15 Jahren – bei uns: 16, vgl. § 1303 BGB – auf 18 Jahre heraufgesetzt worden, für junge Männer von 17 auf 18.


� 	So dass dessen Voraussetzungen zu klären sind, insbesondere auch die Frage, ob trotz obligatorischer Zivilehe in der Türkei dort nachträglich "Heilung" eingetreten ist, zu türk. Amnestiegesetzen Hohloch JuS 1998, 271; Registrierung als Ehe in der Türkei reicht, dazu OLG Zweibrücken Urt. v. 25.7.1997, NJW-RR 1997, 1227 mit Nachw.


� 	Mit erheblichen verfassungsrechtl. Vorbehalten MünchKomm/Siehr Art. 14 EGBGB Rdnr. 21 und 22, zum neuen dt. Staatsangehörigkeitsrecht und Optionsmöglichkeiten für hier geborene Ausländer Fuchs NJW 2000, 489, 491 und Gruber IPrax 1999, 426, 429; ausf. Heidi Hellwig Die Staatsangehörigkeit als Anknüpfung im deutschen IPR, Diss. Würzburg 2000. Im Verhältnis zum Iran ist das anders; denn den Vorrang des dt.-iran. Niederlassungsabk. greift nur ein, wenn die Parteien nur die Staatsangehörigkeit eines der beiden Staaten (allein) haben, so dass die allgem. Regeln immer schon dann berufen sind, wenn einer der Beteiligten Doppelstaatler ist, wenn auch ohne die sonst übliche Effektivität, vgl. dazu Art. 5 EGBGB.


� 	Zum Verhältnis zu Italien BGH Urt. v. 25.10.2006, FamRZ 2007, 113 – Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB ist nicht anwendbar, auch wenn in Italien zunächst ein Trennungsverfahren vorgesehen ist, nach dessen Abschluss der Antragsteller drei Jahre warten muss, weil die Belastungen  für ihn nicht "unzumutbar" sind und zu großen Teilen in Deutschland ähnlich wären, vgl. § 1566 Abs. 2 BGB.


� 	Zu Einzelheiten Palandt/Thorn Art. 5 EGBGB Rdnr. 6 mit Nachw., also etwa auch für Asylbewerber, die ihren Pass verloren oder gar weggeworfen haben; vgl. auch OLG Rostock Beschl. v. 7.11.2005 FamRZ 2006, 947 (für Algerien).


� 	BGBl. 1969 II 1294.


� 	Weitere Nachw. dazu bei Palandt/Thorn Art. 5 EGBGB (Anh. 5) Rdnr. 30 f.


15a	Dazu OLG Celle, FamRBint 2011, 70.


� 	Vgl. dazu Palandt/Thorn Art. 4 EGBGB Rdnr. 10; zu den Besonderheiten des türk. IPRG vgl. Rdnr. 24 und 68; für Togo OLG Düsseldorf Urt. v. 27.5.2009 FamRZ 2009, 2091; allgem. Finger FuR 2009, 181; Völker FF 2009, 443.


� 	Zur Scheinehe (bei dt. Partnern oder Partnern, die sich seit längerer Zeit in Deutschland aufhalten und hier einen Aufenthaltstitel haben) vgl. Rdnr. 86 mit Nachw.


� 	KG, FamRBint 2007, 82.


� 	Zu den Veränderungen im türk. IPRG Finger FamRBint 2008, 9.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich Länderbericht Großbritannien S. 56, wobei ausdrücklich oder stillschweigend die Anwendbarkeit eines anderen Rechts vereinbart sein kann, ebda; sehr differenziert ist die Regelung in der Schweiz, dazu Art. 52 ff. IPRG und Siehr Das Internationale Privatrecht der Schweiz § 3 (S. 39 f.); zur versteckten Rückverweisung insoweit Finger FuR 2009, 181; ausf. Völker FF 2009, 443 mit verschiedenen Beispielen; zur Anerkennung und Vollstreckung einer englischen Unterhaltsentscheidung nach den Regeln der VO Nr. 44/2001, die aber eben nur den Unterhalt erfasst, BGH Beschluss v. 12.8.2009 - FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zur Rechtshängigkeit eines Verfahrens zum Unterhalt (bzw. Rechtskraft) in England beim nachträglichen Betrieb der Sache in Deutschland OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer.


� 	Dazu auch Finger FuR 2009, 181 und Völker FF 2009, 443; zur Vollstreckung einer engl. Unterhaltsforderung (nach der VO Nr. 44/2001 sind nur Unterhaltsansprüche erfasst, Beschluss v. 12.8.2009 FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zur Rechtshängigkeit/Rechtskraft bei nachträglicher Verfahrensführung im jeweils anderen Land (England/Deutschland) OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer. 





� 	Zur "Unscheidbarkeit" einer Ehe nach ausl. Recht (assyrisch-christliche Staatsangehörige von Syrien) BGH Urt. v. 11.10.2006 – XII ZR 79/04, FamRZ 2007, 109, zumindest bei deutlichem Inlandsbezug; dazu ausf. Scholz/Krause u.a. 2009, 1 und dies. FuR 2009, 67.


22a	Dazu OLG Hamm, FamRBint 2012, 1 - der Ehemann kann auch nach neuem marok. Familienrecht (2004) seine Frau immer noch verstoßen, während sie auf einzelne Scheidungsgründe angewiesen ist, für die sie jeweils die Voraussetzungen erfüllen muss; diese Regelung hält das OLG Hamm für ordre public-widrig, Art. 2 GG, Art. 6 EGBGB, denn die Ehefrau werde so in erheblichem Maße schlechter gestellt als ihr Mann. Andererseits ist aber auch die Verstoßensscheidung für sich "verfassungswidrig", Art. 3 Abs. 2 und 6 GG, und das bedeutet, dass der Mann, würde sonst marok. Recht zugrunde gelegt, keine Scheidung verlangen könnte, denn für ihn stehen die anderen Gründe eben nicht bereit, während die Ehescheidung- falls sie die Tatbestände erfüllt - erreichen könnte. Dann bleibt nur eine Lösung: beide werden auf dt. Recht verwiesen, Art. 6 EGBGB.


� 	IntFamR/Finger Art. 14 EGBGB Rdnr. 14 und 15 mit Nachw.


� 	Anders für die mehrfache Staatsangehörigkeit bei uns geborener Kinder von Ausländern und der neuen Regeln des StAG, dazu Zimmermann IPrax 2000, 180 und Benicke IPrax 2000, 171, um den sonst notwendigen Statutenwechsel bei Ausübung der Option "für" das ausl. Recht zu vermeiden, vgl. auch Jayme IPrax 2000, 165; so tritt Statutenwechsel ein, wenn die ausl. Staatsbürgerschaft nicht abgewählt wird und endgültig die dt. Staatsangehörigkeit prägend bleibt.


� 	Dazu Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 14 EGBGB Rdnr. 41 f. mit Nachw.; BT-Drucks. 10/504 S. 55, denn der Vorrang aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB spielt dabei keine Rolle; zum Wechsel "in" die dt. Staatsbürgerschaft nach den Veränderungen in unserem StAG Fuchs NJW 2000, 489; Benicke IPrax 2000, 171. 


� 	Dazu Hohloch (Hrsg.) Internat. Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht S. 471 f. mit Nachw.; OLG Düsseldorf Urt. v. 12.10.2004 II – 1 UF 183/04, ebenso OLG Frankfurt Urt. v. 27.5.2003 FamRZ 2004, 953, während OLG Schleswig Urt. v. 19.11.2003 FamRB 2004, 187 dabei auf Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB abstellen will, zu Einzelheiten auch Turan-Schnieders/Finger FamRBint 2005, 22, 24. Anders fällt die Entscheidung nur dann aus, wenn Kamil türk. Staatsangehöriger geblieben, obwohl er Deutscher geworden ist, denn dann hält Art. 4 b) türk. IPRG türk. Recht für vorrangig, OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl, sonst Art. 14 türk. IPRG.


� 	Auch dann, wenn Kamil – entgegen unseren Regeln, aber verbreitet – die türk. Staatsangehörigkeit beibehalten hat, da nun wieder Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB (Vorrang dt. Staatsangehörigkeit, unabhängig von Effektivitätsgesichtspunkten) den Ausschlag gibt. – So gehen wir auch im Scheidungsverfahren vor, vgl. OLG Düsseldorf Urt. v. 12.10.2004 II-1 UE 183/04 und OLG Frankfurt Urt. v. 27.5.2003 FamRZ 2004, 953; Turan-Schnieders/Finger FamRBint 2005, 22, 24 und Odendahl IPrax 2005, 320 auch zum türk. G Nr. 5203 v. 26.6.2004, nach dem türk. Staatsangehörigen, die mit Zustimmung der zuständigen Behörden in der Türkei die türk. Staatsangehörigkeit verlieren, alle Rechte als "Türken" vorbehalten werden, und zum Verlust der dt. Staatsangehörigkeit für eingebürgerte Türken, die nach 1999 die türk. Staatsangehörigkeit wieder angenommen haben, dazu OLG Karlsruhe Urt. v. 16.11.2005 FamRBint 2006, 21 und OLG Düsseldorf Urt. v. 9.11.2004 FamRZ 2005, 912.


� 	Dazu OLG Karlsruhe Beschl. v. 7.7.1995 FamRZ 1996, 1146 für iran. Asylbewerber, die wieder iran. Staatsangehörige geworden sind; weitere Einzelheiten bei IntFamR/Finger Art. 14 EGBGB Rdnr. 11 a mit Nachw.


� 	Dazu auch OLG Frankfurt Beschl. v. 25.2.2000 IPrax 2001, 140 (für Kroatien/Slowenien).


� 	BGH Urt. v. 5.2.1975 NJW 1975, 1068 und BGH Beschl. v. 3.2.1993 NJW 1993, 1047; vgl. auch Henrich S. 22 f.


� 	BGH NJW 1993, 2047.


� 	Vgl. dazu BGH NJW 1993, 2047; OLG Hamm NJW 1974, 1053; OLG München Beschl. v. 6.2.1981 FamRZ 1981, 389 und OLG Hamm Beschl. v. 16.5.1991 NJW 1992, 636; zum ganzen Baetge Der gewöhnliche Aufenthalt im Ínternat. Privatrecht, Diss. Tübingen 1994; vgl. auch OLG Frankfurt Beschl. v. 9.9.2009 FamRZ 2009, 796 - ein inl. Wohnsitz wird nicht durch ein vorübergehendes Auslandsstudium aufgegeben, Anm. Gottwald 797. 


� 	Vgl. dazu BGH Urt. v. 11.2.2004 NJW 2004, 930 und Finger FF 2004, 245.


� 	Dazu MünchKomm/Siehr Art. 14 EGBGB Rdnr. 37 und Palandt/Thorn Art. 14 EGBGB Rdnr. 10; ausf. Spickhoff JZ 1993, 336, 341; Einzelheiten und Beispiele bei Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 14 EGBGB Rdnr. 72 f. Kumulative Rechtsanwendung – die beteiligten Rechte werden zu allg. Grundsätzen verbunden – versagt jedenfalls, Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 14 EGBGB Rdnr. 77. Die Gesetzesbegründung idF der Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses, BT-Drucks. 10/5642 S. 41, nennt gemeinsame soziale Bindungen der Ehegatten an einen Staat, Kultur, Sprache oder berufliche Tätigkeit, nicht nur ganz vorübergehender Aufenthalt der Ehegatten in einem Staat, gemeinsame Verbundenheit durch objektiv feststellbare Zukunftsplanung beider Ehegatten, beabsichtigte Begründung einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit (nicht nur eher zufälliger Zusatzerwerb der Staats�angehörigkeit des anderen Ehegatten durch Eheschließung), aber vieles bleibt vage und liefert nur ungenaue Hinweise auf die Rechtsanwendung. Ist bei einer dt.-polnischen Ehe der poln. Partner in Polen geblieben, liegt dort auch die Ehewohnung und haben die Parteien in Polen (kirchlich) geheiratet, haben beide die engste Verbindung nach Polen, selbst dann, wenn die standesamtliche Eheschließung in Deutschland nachgefolgt ist und der dt. Teil in Deutschland lebt, dazu AG Leverkusen Urt. v. 8.12.2005 FamRZ 2006, 950, so dass poln. Recht auf das Scheidungsverfahren anwendbar wird (ohne Rückverweisung auf dt. Recht).


� 	Dazu IntFamR/Finger Art. 14 EGBGB Rdnr. 47 mit Nachw.; zum Herstellungsverlangen bei ausl. Mehrehen vgl. Elwan Brühler Schriften zum FamR Bd. 9, S. 72 f.


� 	Zum Erwerb der dt. Staatsangehörigkeit durch einen Partner nach Einleitung des Ehetrennungsverfahrens vgl. Rdnr. 80.


� 	Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 126 f. zu Art. 151 ital. codice civile und den Veränderungen durch G v. 6.3.1987 (Nr. 74).


� 	BR-Drucks. 904/01 und BT-Drucks. 14/7279; BGBl 2001 I 3513.


� 	Zum türk. G zum Schutz der Familie FamRZ 1998, 732.


� 	Zur Wohnungszuweisung OLG Düsseldorf Beschl. v. 19.4.1995 FamRZ 1995, 1280 und OLG Köln Beschl. v. 29.6.1994 FamRZ 1994, 1476; Dörr/Hansen NJW 1995, 2753, 2762 und NJW 1996, 2698, 2707; Auskunftsansprüche zur Vorbereitung sind ebenso zu behandeln, dazu OLG Karlsruhe Urt. v. 22.5.1994 FamR 1995, 738, 740.


� 	OLG Stuttgart Urt. v. 9.3.1993 NJW-RR 1994, 135 und OLG Köln Urt. v. 21.4.1993 NJW-RR 1994, 200 (unrichtig, da der Streit um die Morgengabe als Familiensache einzustufen ist); anders OLG Hamm Beschl. v. 10.4.1992 FamRZ 1992, 963, 965 für die Rückforderung im Scheidungsverfahren als Scheidungsfolge.


� 	OLG Hamm Beschluss v. 25.5.1992 FamRZ 1993, 211; ebenso für den Widerruf einer Schenkung OLG Köln NJW-RR 1994, 200; anders (Familiensache) OLG Hamm Urt. v. 8.4.1994 FamRZ 1994, 1523 (Schenkung nach Roma-Brauch).


� 	So für die Mitwirkung dreier männlicher Zeugen nach iran. Recht BGH Urt. v. 6.10.2004 FamRZ 2004, 1952, vgl. auch Heinemann, FamFR 2010, 385.


� 	So bisher vor allem für Hausrat und Ehewohnung im Verfahren auf Erlass einer einstw. Anordnung nach §§ 620 f. ZPO oder HausrVO, dazu ausf. mit Nachw. Finger FuR 2000, 1 und 64; heute ist die Streitfrage praktisch erledigt, vgl. dazu Art. 17 a EGBGB (dt. Belegenheitsrecht).


� 	Wobei auch wichtig werden kann, dass wir dt. Recht anzuwenden haben, wenn ausl. Recht keine passenden oder ausreichenden Verteilungsregeln bereithält, Art. 6 EGBGB, dazu Rdnr. 18 – Lücke! –, und die fragliche oder versagte Anerkennung einer dt. Entscheidung im Ausland eher unwichtig erscheint (dt. Wohnungszuweisung für eine in Deutschland belegene Wohnung).


� 	OLG Hamm Beschl. v. 11.7.1997 NJW-RR 1998, 142; zur PKH (verweigert) bei der Ehelichkeitsanfechtungsklage nach ital. Recht, obwohl das Kind nach den dortigen Regeln nicht als ehelich gilt, OLG Düsseldorf Beschl. v. 15.1.1999 FamRZ 2001, 340. Die in den Mitgliedstaaten der EU bestehenden Unterschiede bei den Lebenshaltungskosten rechtfertigen grundsätzlich nicht, die nach § 115 Abs. 3 ZPO maßgeblichen Vermögensfreibeträge herabzusetzen, wenn eine in Deutschland klagende Partei ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlcihen Aufenthalt dort mit niedrigeren Lebenshaltungskosten hat, BGH Beschl. v. 10.6.2008 NJW-RR 2008, 1453.


� 	OLG Stuttgart Beschl. v. 23.2.2004 FamRZ 2004, 1382.


� 	OLG Zweibrücken Beschl. v. 12.2.1999 IPrax 1999, 475.


� 	OLG Zweibrücken IPrax 1999, 475. Verfahrenskostenhilfe kann eben nicht mit der Begründung versagt werden, der Verfahrensbetrieb im Ausland sei "einfacher und kostengünstiger", zur Aussetzung des Verfahrens nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003 (förmliche Trennung in Polen, Scheidungsantrag in Deutschland), die die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe bei uns ausschließt, vgl. OLG Zweibrücken Beschl. v. 10.3.2006 FamRZ 2006, 1043.


� 	Mit den entspr. verfahrensrechtl. Veränderungen bei uns; zum Antragsformular vgl. die Entscheidung der Kommission vom 9.11.2004, ABl. EG 2004 L 365 S. 27. 


� 	Veränderungspläne für eine VO Nr. 2201/2003 neu sind im Augenblick jedenfalls erst einmal gescheitert, dazu auch BR-Drucks. 531/06, weil die politischen Meinungsverschiedenheiten innerhalb der EU zu groß sind/waren. 


� 	Zutreffend AG Hamburg Urt. v. 12.2.1998 FamRZ 1998, 1590 (Italien), in der Zwischenzeit für die Praxis weitgehend erledigt durch BGH Urt. v. 25.10.2006 FamRZ 2007, 113; weitere Nachw. bei Palandt/Thorn Art. 17 EGBGB Rdnr. 9; für die Gegenmeinung KG Entsch. v. 21.4.1999 IPrax 2000, 544. Nach OLG Stuttgart Beschl. v. 4.8.2005, FamRZ 2006, 43 ist (nicht einmal) die nach griech. Recht für eine Scheidung erforderliche Trennungsfrist von vier Jahren für den dt. Ehegatten eine unzumutbare Einschränkung, die die Anwendung dt. Scheidungsrechts (Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB) rechtfertigen könnte. Andererseits ist die Rechtsfrage (immer noch) ungeklärt, so dass Verfahrenskostenhilfe nicht wegen fehlender Erfolgsaussicht verweigert werden darf, wenn der Antragsteller zumindest in erster Linie nach dt. Recht geschieden werden will und sich auf Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB beruft, OLG Saarbrücken Beschl. v. 1.3.2006, FamRBint 2006, 50. 


� 	Die Zahl der Länder, die keine Ehescheidung zulassen, ist kleiner geworden, zu den Veränderungen in Chile (die bisherigen Scheidungssperren sind aufgehoben) Samtleben StAZ 2004, 300; im Übrigen BGH Urt. v. 11.10.2006 FamRZ 2007, 209 für syrische Staatsangehörige, die der römisch-katholischen oder der assyrisch- katholischen/der syrisch-orthodoxen Kirche angehören, zu dieser Entscheidung auch Scholz/Krause FuR 2009, 1 und diess. FuR 2009, 67.


� 	Palandt/Thorn Art. 17 EGBGB Rdnr. 10 mit Nachw.; vgl. im Übrigen Rdnr. 9 und 10.


� 	Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 87.


� 	OLG Karlsruhe Beschl. v. 7.7.1995 FamRZ 1996, 1146 für den Iran; AG Leverkusen Urt. v. 11.1.2007 FamRZ 2007, 1565.


� 	Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 106; zur Behandlung jüd. Emigrantinnen und Emigranten aus der (ehemaligen) UdSSR als Kontingentflüchtlinge vgl. auch RdErl. des nds. MI v. 7.6.2004, StAZ 2005, 30. 


� 	BT-Drucks. 10/504 S. 60; Einzelheiten bei IntFamR/Finger Art. 17 EGBGB Rdnr. 29 f. mit Nachw.


� 	Die Vorlage eines Ehefähigkeitszeugnisses qualifizieren wir jedenfalls als Formbestandteil, Art. 11 Abs. 1 EGBGB.


� 	Dazu knapp Hohloch JuS 1998, 271 und OLG Zweibrücken Urt. v. 25.7.1997 NJW-RR 1997, 1227, dazu auch SozG Hamburg Urt. v. 15.4.2005 IPrax 2007, 47 mit Bespr. Siehr IPrax 2007, 30 für eine 1949 in Polen vor einem Rabbiner geschlossene Ehe, die nach damals geltendem polnischem Recht so unwirksam war, Folgen, die über Art. 11 EGBGB auch für uns fortgelten, aber nach jüdischem Recht war die Verbindung als Ehe gültig, so dass sie auch für uns alle Wirkungen einer Ehe entfaltet (Rentenbezug).


� 	Hohloch JuS 1998, 271.


� 	So auch OLG Düsseldorf Urt. v. 12.10.2004 II-1 UF 183/04; anders – Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB wird entscheidend – OLG Schleswig Urt. v. 19.11.2003 FamRB 2004, 187; ebenso OLG Frankfurt Urt. v. 27.5.2003 FamRZ 2004, 953; zu weiteren Einzelheiten Turan-Schnieders/Finger FamRBint 2005, 22, 24; Odendahl IPrax 2005, 320, zur versteckten Rückverweisung Finger FuR 2009, 18 und umfassend Völker FF 2009, 443.


� 	Koch/Magnus/Winkler von Mohrenfels S. 62 f. mit Nachw.; zur versteckten Rückverweisung wiederum Finger FuR 2009, 181 und Völker FF 2009, 443.


� 	BGH Urt. v. 6.10.2004 FamRZ 2004, 1952 für die Anwesenheit zweier männlicher Zeugen nach iran. Recht.


� 	Anders allerdings OLG Karlsruhe Urt. v. 23.4.2004 IPrax 2006, 181; sehr engagiert aA Rauscher IPrax 2006, 140. In der EU "verbietet" Malta die Ehescheidung nicht mehr, sondern hat sie mit sehr knapper Mehrheit inzwischen eingeführt, während Irland seine Verfassung geändert hat; Zypern erschwert sie immer noch sehr stark, und die Philippinen versagen sie weiterhin, lassen auf der anderen Seite aber recht weit die "Eheaufhebung" zu. Nach BGH Urt. v. 11.10.2006 FamRZ 2007, 209 bleibt das Scheidungsverbot ohne Bedeutung, wenn die Parteien syrische Staatsangehörige sind, in Syrien vor dem Priester der chaldäischen Kirche die Ehe geschlossen haben und der Ehemann entweder der römisch-katholischen oder der assyrisch-katholischen und die Ehefrau der syrisch-orthodoxen Kirche angehört, Art. 6 Abs. 1 GG, negative Eheschließungsfreiheit, Art. 6 EGBGB (dt. ordre public).


� 	Dazu früher Hattenhauer ZRP 1985, 200; Finger ZRP 1985, 287.


� 	Zu einer ehewirkungsrechtlichen Anknüpfung inzwischen BGH, FamRZ 2010, 533.


� 	FamFG Izmir Urt. v. 16.5.2006 Urteilsnr. 2006, 395; wiedergegeben bei Finger FamRBint 2008, 9, 16 Fn. 55; vgl. auch Krüger IPrax 2004, 550, 551; zum Trennungsunterhalt nach türk. Recht und Halbteilungsgrundsätzen OLG Stuttgart Urt. v. 29.1.2008 FamRBint 2008, 52; zum türk. Mindestlohn als fiktivem Einkommen OLG Nürnberg Urt. v. 13.2.2008 FamRBint 2008, 53.


� 	Zur Entwicklung in Spanien Martin-Casals/Ribot FamRZ 2006, 1331 (1334 - 1336); Gonzalez Beilfuß FamRZ 2006, 878 (882 f.) in jeweils ersten Übersichten.


� 	Vgl. zu Einzelheiten zu Griechenland, OLG Stuttgart Beschl. v. 4.3.2005 17 W 15/05 (mit der Möglichkeit der hypothekarischen Absicherung schon zu Lebzeiten an Familien des anderen Ehegatten).


� 	BGH Urt. v. 22.3.1967 JZ 1967, 671 mit Anm. Heldrich JZ 1967, 676.


� 	AG Offenbach Urt. v. 7.10.1977 FamRZ 1978, 509.


� 	BGH Urt. v. 1.4.1987 FamRZ 1987, 793 und OLG Stuttgart Urt. v. 8.1.1988 NJW-RR 1989, 261 - ob der Streitgegenstand bei Trennung und Ehescheidung identisch ist, ist umstritten, aber eine Klage auf Trennung von Tisch und Bett "blockiert" das anschließende Scheidungsverfahren wegen der "Einheitlichkeit der Entscheidung", so OLG Zweibrücken v. 10.3.2006 6 WF 41/06 FamRZ 2006, 1043, zumindest im Anwendungsbereich der VO Nr. 2201/2003, vgl. auch Art. 19 Abs. 3 dieser VO, im Übrigen Gruber FamRZ 2000, 1129, 1135 und Hau FamRZ 2000, 1333, 1339. Allenfalls kann bei uns "Scheidungsantrag auf Vorrat" gestellt werden, dazu Völker FF 2009, 443, 447 ff. Dt. Gerichte sind dann "zweitbefasst", aber sie können die Sache nicht einfach abweisen, Art. 19 Abs. 1 VO Nr. 2201/2003, sondern sie müssen sie aussetzen, bis das (ausl., insbes. ital.) Gericht seine Zuständigkeit rechtskräftig geklärt hat, dazu AnwKomm/Gruber Art. 19 VO Nr. 2201/2003 Rdnr. 18 und Völker FF 2009, 443, 447 Fn. 17 mit Nachw. Ist die "Gegenseite" im Trennungsverfahren (dort) ohne Erfolg, "lebt" das dt. Scheidungsverfahren ohne weiteres wieder auf. Dann bleiben die früheren Abrechnungsdaten zum Zugewinn und Versorgungsausgleich (wohl) auch dann erhalten, wenn die sonstigen Voraussetzungen für eine gerichtl. Entscheidung zur Trennung im Ausland erfüllt sind und dt. Gerichte für die Ehescheidung internat. zuständig werden, solange nicht vorher rechtskräftiger Abschluss des Verfahrens bei uns erfolgt ist, so dass auch der Weg in die Rechtsmittelinstanz "lohnend" sein kann, zum Ganzen Völker FF 2009, 443 (447 f.).


� 	OLG Frankfurt Beschl. v. 22.10.1982 IPrax 1983, 193 (LS) mit Anm. Jayme einerseits, Nachweise  auch bei Palandt/Thorn Art. 17 EGBGB Rdnr. 15.


� 	Dazu OLG Frankfurt Urt. v. 16.1.2006 5 UF 67/05 unter Bezugnahme auf die Rspr. des ital. Kassationshofs vom 29.10.1990 (Nr. 560) und vom 17.12.1993 (Nr. 12523); andere können die Dinge anders festlegen, dazu OLG Stuttgart Beschl. v. 4.3.2005 17 W 15/05 für Griechenland, zum Versorgungsausgleich Rdnr. 91 mit Nachw. 


� 	Ausf. Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 92.


� 	Dabei sind die Bestimmungen der EuUnterhaltsVO bzw. des Haager Protokolls maßgeblich. Die früher auf die Ehescheidung ausgerichtete Rechtsanwendung - das dort tatsächlich angewandte Recht wurde bestimmend - besteht so nicht fort, sondern die Rechtsregeln gelten, die mit dem Sachverhalt (der Ehe) einen engen Bezug haben; vgl. im Übrigen OLG Stuttgart Beschl. v. 23.12.2003 17 UF 265/03.


� 	Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 130.


� 	AG Siegburg Urt. v. 11.6.1996 FamRZ 1997, 503, wobei das AG unabhängig von dem rechtshängigen Verfahren in Italien (zur Trennung) den Scheidungsantrag in Deutschland für statthaft hält, weil sich das Verfahren nicht nach ital., sondern nach dt. Recht richtet, Fn. 149; vgl. auch Philippi FamRZ 2000, 525 und Rdnr. 105 f.


� 	Wird für die Scheidung dt. Recht maßgeblich, gerade wegen Art. 17 Abs. 1 S. 2 EGBGB, bleibt das Trennungsverfahren in Italien daher ohne Bedeutung, AG Siegburg Urt. v. 11.6.1996 FamRZ 1997, 503, dazu gerade Fn. 148; vgl. im Übrigen OLG Zweibrücken v. 10.3.2006 6 WF 41/06 FamRZ 2006, 1043, zum Scheidungsantrag "auf Vorrat" Völker FF 2009, 443, 447 f. und gerade Fn. 149.  


� 	MünchKomm/Winkler von Mohrenfels Art. 17 EGBGB Rdnr. 144 a.E.


� 	BGH Beschl. v. 23.2.1994 FamRZ 1994, 825.


� 	BGH Beschl. v. 23.2.1994 FamRZ 1994, 825 noch zum alten Recht; zu den Gestaltungsbefugnissen nach der Neuregelung Hahne FamRZ 2009, 2041.


� 	IntFamR/Finger Art. 17 EGBGB Rdnr. 63; auch dabei führt das Trennungsverfahren noch nicht zu einer Festlegung des Scheidungsstatuts, MünchKomm/ Winkler von Mohrenfels Art. 17 EGBGB Rdnr. 144 a.E., vgl. gerade Rdnr. 80.


� 	Zu Einzelheiten dabei Lüderitz IPrax 1987, 74 (Versorgungsausgleich darf nicht für ein "Linsengericht" weggegeben werden); Dörr/Hansen NJW 2000, 3174, 3186; Klattenhoff FuR 2000, 49; Finger FF 2002, 154 und Finger 


FamRBint 2009, 60 sowie FamRBint 2010, 18.


� 	Klattenhoff FuR 2000, 49; zur Situation in der Schweiz – sie "kennt" ab 1.1.2000 für die betriebliche/berufliche Altersversorgung den Versorgungsausgleich - Hegnauer/ Breit�schmid Grundriss des Eherechts, 11.22 f.; Flütsch SJZ 1997, 1 und Reusser FamRZ 2001, 595; AG Königstein 10 F 387/98 (VA); BGH Beschl. v. 11.2.2009 FamRBint 2009, 51.


� 	Palandt/Thorn Art. 17 EGBGB Rdnr. 22 und 23 mit Nachw.


� 	Verzichtet er auf güterrechtl. Ausgleich, können Teile des Versorgungsausgleichs im Ausland betroffen sein, die dort güterrechtl. eingestuft werden, bei uns aber eben nicht; unsere Einschätzung/Qualifikationsaufgaben übernehmen wir selbst - dort muss sie nicht geteilt werden.


� 	BGH Beschl. v. 6.7.2005 FamRZ 2005, 1666; OLG Frankfurt Beschl. v. 27.1.2003 5 WF 210/02.


� 	BGH Beschl. v. 17.1.2007 FamRBint 2007, 58 für Kroatien.


� 	Zusammenstellung bei Finger FF 2002, 154 mit Nachw. Hat das FamG zu Unrecht keine Ermittlungen zum Versorgungsausgleich angestellt, obwohl dt. Recht Entscheidungsgrundlage hätte werden müssen - etwa bei versteckter Rückverweisung für ausl. Staatsangehörige bei internat. Zuständigkeit dt. Gerichte, dazu OLG Düsseldorf, Urt. v. 27.5.2009, FamRZ 2009, 2091 - ist im Rechtsmittelverfahren zurückzuverweisen, denn eine eigene Entscheidung in der Sache ist nicht möglich, soweit (für den VA) die Entscheidungsgrundlage fehlt, früher §§ 629 b ZPO nun 69 FamFG, OLG Düsseldorf FamRZ 2009, 2091. 


� 	OLG Karlsruhe Beschl. v. 10.11.2005 FamRZ 2006, 955 und BGH Beschl. v. 17.1.2007 FamRBint 2007, 58 für Kroatien.


� 	OLG München Beschl. v. 8.2.1999 FuR 1999, 427, 428; zur Abgrenzung OLG Karlsruhe Beschl. v. 10.11.2005 FamRZ 2006, 955, denn in einer Erklärung des Amtsgerichts, der "Versorgungsausgleich finde nicht statt", liegt keine der Rechtskraft fähige Entscheidung.


�   BGH Beschl. v. 25.5.2005 FamRZ 2005, 1467. Verzichterklärungen der Parteien bedürfen - wenn wir zu entscheiden haben - der notariellen Beurkundung oder sind in gleichwertiger Form zulässig, aA OLG Frankfurt, aber Protokollierung vor einem österr. Gericht (etwa im Scheidungsverfahren) reicht nicht, OLG Celle Beschl. v. 19.12.2006 FamRZ 2007, 1566, aA OLG Frankfurt für Absprachen "zum" Verfahren selbst, die also die Parteien daran hindern, Regelungsanträge etwa nach Art. 17 Abs. 3 EGBGB zu stellen, 1 UF 34/03, so aber kaum überzeugend, denn wenn ein Antragsteller bei dt. Gerichten nicht mehr tätig werden kann, kann er auch keine Regelung zum Versorgungsausgleich erreichen; zur "Unumkehrbarkeit" des Versorgungsausgleichs bei Ausschluss des Ehevertrags AG Rosenheim Beschl. v. 2.12.2007 FamRZ 2008, 1836.


� 	Das Verfahren im Ausland – oder auch bei uns für Ausländer, denn insoweit ist der Versorgungsausgleich keine amtswegige Folgesache, dazu auch OLG Braunschweig Beschl. v. 24.3.2005 FamRBint 2006, 3 - muss rechtskräftig abgeschlossen sein, doch kann vorher schon Auskunft verlangt werden, um die Dinge vorzubereiten, dazu OLG Frankfurt Urt. v. 26.10.2004 4 WF 97/04 und OLG Karlsruhe Beschl. v. 10.11.2005 FamRZ 2006, 955; im Übrigen muss die Entscheidung aus dem Ausland bei uns zumindest anerkennungsfähig sein. Rückauswirkungen hat die ausdrückliche Regelung zum Versorgungsausgleich nicht; sie weist lediglich in die Zukunft und beteiligt den ausgleichsberechtigten Ehegatten von nun an an den Rentenzahlungen des anderen, wenn beide rentenberechtigt sind.


� 	Vgl. auch BGH Beschl. v. 23.2.1994 FamRZ 1994, 824 (bei langer anschließender Trennungszeit können materiell-rechtl. Einwände bereitstehen, etwa aus § 27 VersAusglG).


� 	BGH Urt. v. 30.9.1992 NJW 1992, 3293, 3294 - beide Parteien lebten allerdings mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland; Jayme FamRZ 1979, 557, 559; Überblick bei Keidel/Kuntze/Engelhardt § 45 FGG Rdnr. 26 mit Nachw.; im ehelichen Güterrecht behandeln wir die Dinge allerdings anders, dazu Rdnr. 57 und 59.


� 	Auf § 45 FGG (frühere Regelung) stellen Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann § 621 ZPO Rdnr. 30 Abs. 2 mit Nachw. ab; AG Berlin-Schöneberg Vfg. v. 28.2.2000 20 F 49/00. § 102 FamFG muss entscheiden, ob dt. Gerichte dt. Versorgungsanwartschaften verteilen; bis dahin war das anders, vgl. dazu OLG Karlsruhe Beschl. v. 17.8.2009 FamRBint 2010, 1.


� 	In den Versorgungsausgleich können ausl. Anwartschaften einbezogen werden, für die niederl. AOW-Pension OLG Köln Beschl. v. 30.8.2000 FamRZ 2001, 1460; OLG Köln Beschl. v. 25.10.2000 FamRZ 2001, 1461 und OLG Düsseldorf Beschl. v. 5.3.2001 FamRZ 2001, 1461 (mit gegenläufigen Ergebnissen), BGH Beschl. v. 11.2.2009 FamRBint 2009, 51; für den schuldrechtl. Versorgungsausgleich – Anwartschaften aus Mitgliedstaaten der früheren Sowjetunion OLG Celle Beschl. v. 2.10.2000 FamRZ 2001, 1462, und BGH Beschl. v. 3.9.2008 FamRBint 2009, 1 (für die niederl. AOW-Pension), und für die Abrechnung und die Erledigung im Einzelnen werden vielfältige Sozialversiche�rungs��abk. bestimmend; zu Ansprüchen aus der österr. Pensionsversicherungsanstalt, die Ähnlichkeiten mit der dt. Beamtenversorgung aufweist, BGH Beschl. v. 7.12.2005 NJW-RR 2006, 577.


� 	OLG Frankfurt Beschl. v. 26.10.2004 FamRZ 2005, 989.


� 	OLG München Urt. v. 22.12.2004 FamRZ 2005, 990.


� 	Zur Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags beim Versorgungsausgleich, OLG Frankfurt, FamRZ 2009, 1586. Lässt sich der Zeitpunkt ihres Eintritts nicht feststellen, findet in Deutschland kein Versorgungsausgleich statt, denn jede Entscheidung wäre falsch, die auf die Anhängigkeit des Antrags abhebt (wenn nicht sie schon zur Rechtshängigkeit führt) oder auf den Zeitpunkt der Rechtskraft.


� 	So auch Palandt/Thorn Art. 17 EGBGB Rdnr. 23; zum Versorgungsausgleich für kroat. Staatsangehörige Beschl. v. 17.1.2007 FamRBint 2007, 59.


� 	BGH Beschl. v. 10.11.1999 FamRZ 2000, 418, 419.


� 	BGH FamRZ 2000, 418, 419.


� 	BGH FamRZ 2000, 418, 419; OLG Koblenz Beschl. v. 15.12.1997 FamRZ 1998, 1599 (südvietn. Offizier bei jahrelangem Aufenthalt in einem Umerziehungslager, Frau mit acht Kindern als Ausgleichspflichtiger – VA ist durchzuführen); OLG Braunschweig Beschl. v. 7.2.2005 FamRZ 2005, 1683; weitere Einzelheiten bei Finger FF 2002, 154.


� 	Dazu Finger FF 2002, 154.


� 	Ehesachen sind Verfahren um die Scheidung, die Eheaufhebung oder Nichtigkeit, ihre Feststellung (bestand oder nicht bestand), Herstellungsbegehren, aber auch ausl. Trennungsverfahren, dazu Rdnr. 78 f., deren "Verfahrensgegenstand" der dt. Ehesache vergleichbar ist, MünchKomm/Bernreuther § 606 a ZPO Rdnr. 6 und 7, zur Abgrenzung (keine Ehesache) Thomas/Putzo/Hüßtege Vorbem. § 606 ZPO Rdnr. 7 f.


� 	Übersicht bei IntFamR/Finger 8.4.2.1/Anhang Rdnr. 68g ff.


� 	Abgewandeltes Beispiel zu Hay S. 283 f.; zur ausl. Rechtshängigkeit des Scheidungsverfahrens, die in Deutschland zu beachten ist, auch OLG München Beschl. v. 14.7.2009 FamRZ 2009, 2104 mit Nachw.


� 	Varady IPrax 1984, 249, 250; Text IPRG 1983 in IPrax 1983, 6 mit Bespr. Firsching IPrax 1983, 1.


� 	Bisweilen wird allerdings auch die Rechtsetzungskompetenz europ. Organe bezweifelt, vgl. den Tagungsbericht zum Systemwechsel im europ. Kollisionsrecht, JZ 2002, 184, und das dort angesprochene Referat von Mansel.


� 	Kohler NJW 2001, 10, 11.


� 	Einbezogen waren immer schon Umgangsstreitigkeiten von Eheleuten (um gemeinsame Kinder), Hohloch/Mauch FPR 2001, 195; zu den früheren Plänen der frz. Regierung, die inzwischen zur VO Nr. 2201/2003 geführt haben, IPrax 2000, 444 und Hess IPrax 2000, 361.


� 	Wie schon bei der VO Nr. 1347/2000, dazu Rausch FuR 2001, 151, 152 und Wagner IPrax 2001, 73, 76 und Einl. Bem. 25; zur VO Nr. 2201/2003 Rausch FuR 2005, 56 und FuR 2005, 112; allerdings beginnt die Gemeinschaft mit dem Königreich Dänemark eigene Abkommen abzuschließen, so am 19.10.2005 das Abk. für die Zuständigkeit der Gerichte und die Anerkennung und Vollstreckung gerichtl. Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. EG 2005 L 299 S. 62, dazu BR-Drucks. 547/06, eine Regelung, die auch für andere europ. Rechtsakte Muster werden könnte, zur VO Nr. 44/2001 sonst ABl. EG 2001 L 12 S. 1.


� 	Kohler NJW 2001, 10, 13; dabei "blockiert" ein Trennungsverfahren (etwa in Polen) die beantragte Ehescheidung bei uns, soweit die Regeln der VO Nr. 2201/2003 einschlägig sind, obwohl keine Identität des Streitgegenstandes besteht, dazu OLG Zweibrücken v. 10.3.2006 FamRZ 2006, 1043.


� 	Sehr kritisch daher Kohler Festgabe 50 Jahre IPR Institut der Universität Köln, S. 41.


� 	EuGH Urt. v. 16.7.2009 FamRBint 2009, 32 mit Anm. Rieck = FamRZ 2009, 1571 mit Anm. Kohler = FamRBint 2009, 73 mit Anm. Finger.


� 	Finger FuR 2010, 3, 6 mit Nachw. in Fn. 27; zur versteckten Rückverweisung sonst Finger FuR 2009, 181 und Völker FF 2009, 443.


� 	Beispiel KG Beschl. v. 17.1.2005 NJW-RR 2005, 881.


� 	Dazu Kogel FF 2009, 390 und ders. FamRB 2009 280 (281); Schröder FamRZ 2010, 421 und Finger JR 2010, 369 für das inl. Recht.


� 	Dazu (im Verhältnis zu Belgien) Nagel/Gottwald § 13 RdNr. 301; zum Beispiel gleich Puszkajler IPrax 2001, 81, 83.


� 	Puszkajler IPrax 2001, 81, 83.


� 	Für die Zustellung ist inzwischen die Neufassung durch VO Nr. 1393/2007 v. 13.11.2007 maßgeblich, wobei die neuen Regeln zum 13.11.2008 in Kraft getreten sind.  


� 	Zur Zustellung einer Entscheidung mit fehlerhafter oder ohne Übersetzung vgl. EuGH Urt. v. 8.11.2005 NJW 2006, 491, dazu Wilske/Krapfl IPrax 2006, 10; Rösler/Siepmann NJW 2006, 475 und Stadler IPrax 2006, 151; zur Heilung von Zustellungsmängeln EuGH Urt. v. 9.2.2006 C-473/04; zu sonstigen Einzelheiten bei der EuZustellVO - Fristwahrung, Sprachen u.ä. - Mävers IPrax 2006, 198.


� 	VO Nr. 1206/2001 des Rates der EU v. 28.5.2001, ABl. EG 2001 L 174 S. 1 mit Erfahrungsbericht der Eur. Kommission v. 5.12.2007, KOM(2007) 769 endg.; erste Übersicht bei Berger IPrax 2001, 522; ausf. IntFamR/Finger 8.3.4/Anhang.


� 	ABl. EG 2007 L 199 S. 1.


� 	ABl. EG 2006 L 299 S. 3, dazu Übersicht bei Engels AnwBl. 2008, 53; zur Übersicht über EU-Gesetzgebung vgl. im Übrigen http.://europa.eu/legislation_summaries/index_de.htm.


� 	Dazu Bergerfurth FamRZ 2001, 12.


� 	Andererseits qualifizieren wir Tätigkeiten von (etwa) Vormundschaftsbehörden als Vermittlungsstelle (Kroatien) verfahrensrechtl., so dass wir, wenn ihre Einschaltung in Deutschland nicht nachgewiesen ist, nicht etwa den Scheidungsantrag als "unschlüssig" abweisen, dazu OLG Stuttgart Beschl. v. 21.3.2001 FamRB 2002, 14 und OLG Frankfurt Beschl. v. 24.8.2000 6 WF 144/00.


� 	Zum unterbliebenen Schuldausspruch im Scheidungsverfahren und § 321 ZPO (Polen) vgl. OLG Hamm Urt. v. 4.2.1998 IPrax 2000, 308, Tatbestandswirkung aus dem Tenor im Scheidungsurteil, so dass auch eine spätere, selbständige Prüfung im anschließenden Unterhaltsverfahren nicht zulässig wäre; dazu Roth IPrax 2000, 392. Nach Art. 60 § 1 (poln.) FVGB hat ein Ehegatte, der an der Zerrüttung der ehelichen Gemeinschaft nicht für allein schuldig erklärt worden und bedürftig ist, gegen den anderen einen Anspruch auf "angemessenen" Lebensunterhalt, während § 2 seine Forderungen "privilegiert", wenn der Schuldner "allein schuld" ist; nach § 3 erlischt die Forderung, wenn der Anspruchsteller eine neue Ehe eingeht, sonst für die Fälle aus § 2 nach Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskraft des Scheidungsurteils, wenn das Gericht nicht "bei Berücksichtigung von außerordentlichen Umständen die vorbezeichnete Fünfjahresfrist verlängert".


� 	BGH Urt. v. 6.10.2004 FamRZ 2004, 1952 für den Iran, wobei die Anwesenheit bei der Urteilsverkündung ausreicht.


� 	OLG Bamberg Beschl. v. 5.11.1999 FamRZ 2000, 1289, auch zur notwendigen Anerkennungsfähigkeit der ausl. Entscheidung (bejaht für Polen, so dass PKH im Inland für das beabsichtigte Scheidungsverfahren zu versagen ist, wenn in Polen Rechtshängigkeit tatsächlich eingetreten sein sollte); weitere Nachw. bei Gruber FamRZ 2000, 1129.


� 	Erste Übersicht bei IntFamR/Finger 8.4.2.1/Anhang Rdnr. 76 f. und Hohloch DEuFamR 2000, 193.


� 	Vgl. dazu Kohler IPrax 2009, 285.


135a 	Dazu OLG Nürnberg, FamRBint 2011, 46 für Kroatien (allerdings noch nicht rechtskräftig, Entscheidung des BGH XII ZB 155/11).


� 	Wie weit die versteckte Rückverweisung im Verhältnis zu England (nicht: Großbritannien, denn in Schottland gelten eigene Regeln) reicht, ist umstritten, vgl. einerseits Bergmann/Ferid/Henrich Länderbericht Großbritannien (England und Wales) S. 69, der davon ausgeht, dass für güterrechtliche Fragen bei Rechtsverfolgung in England nicht eigenes Recht gilt, sondern "Domizilrecht", bei länger dauerndem Aufenthalt im Ausland oder bei Eheschließung dort also ausl. Recht, während andere das anders sehen, vgl. Süß/Ring/Odersky Eherecht in Europa (Länderbericht England und Wales) S. 624; vgl. auch Finger FuR 2009, 181. In England wäre andererseits ein 


 umfassender vermögensrechtlicher Ausgleich vorzunehmen, der sich aus Unterhalt und sonstigen finanziellen Anteilen zusammensetzt; sind Gerichte in Deutschland zuständig, wird über versteckte Rückverweisung des englischen Rechts für das Scheidungsverfahren und für sonstige Verbundsachen Aufenthaltsrecht maßgeblich, aber beim Güterrecht könnte das anders sein, wiederum Bergmann/Ferid/Henrich S. 69, so dass der Antragsteller weniger bekommen würde als er nach den jeweiligen Regeln der beteiligten Staaten erhalten würde (wäre er in England tätig, könnte er dort Ausgleich nach englischen Vorstellungen verlangen, und wäre deutsches Recht maßgeblich, hätte er neben unterhaltsrechtlichen Ansprüchen auch dt. Zugewinnausgleich zu erwarten), zu den Anerkennungsvoraussetzungen (und zur Vollstreckbarkeit) einer engl. Unterhaltsentscheidung, die den Regeln der VO Nr. 44/2001 folgt, BGH Beschluss v. 12.8.2009 FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zur Rechtshängigkeit - beides eben nur für den unterhaltsrechtlichen Teil - bei nachträglichem Verfahrensbetrieb für Unterhaltsansprüche in Deutschland OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer; zur versteckten Rückverweisung im Verhältnis zu Nigeria (im gerade geschilderten Beispiel) KG Urt. v. 5.3.2007 FamRBint 2007, 57 und KG Urt. v. 20.12.2006, 3 UF 59/06; allg. Finger FuR 2009, 181 und Völker FF 2009, 443 mit Beispielen.


� 	Zu Einzelheiten Palandt/Thorn Art. 15 EGBGB Rdnr. 3; MünchKomm/Siehr Art. 15 EGBGB Rdnr. 63 f. und Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 15 EGBGB Rdnr. 58 f.; Herz DNotZ 1970, 134, 140; auch BGH Urt. v. 3.2.1981 IPrax 1983, 40 mit Anm. Henrich IPrax 1983, 15.


� 	Zu den Erfahrungen mit dem Ehevertrag Boris Becker Reus/Goetz FamRZ 2001, 1672 und Reus/Damerow FPR 2004, 329; knapp Vomberg FPR 2001, 115; zur stillschweigenden Rechtswahl vgl. Hohloch/Kjelland IPrax 2002, 30; Finger FF 2004, 245.


� 	Dazu Kleinheisterkamp IPrax 2004, 399 mit Nachw.


� 	Dazu IntFamR/Finger Art. 15 EGBGB Rdnr. 46 mit Nachw.


� 	Zu beiden Punkten MünchKomm/Siehr Art. 15 EGBGB Rdnr. 35 und Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 15 EGBGB Rdnr. 127.


� 	OLG Frankfurt Beschl. v. 29.2.1996 FamRZ 1996, 1478; zu weiteren Einzelheiten Schotten DNotZ 1999, 326 und Mankowski/Osthaus DNotZ 1997, 10.


� 	Zum Fall Boris Becker Reus/Goetz FamRZ 2001, 1672 und Reus/Damerow FPR 2004, 329; zur versteckten Rückverweisung Finger FuR 2009, 181; zur Rechtshängigkeit/Rechtskraft eines engl. Unterhaltsverfahrens bei späterem Betrieb der Sache in Deutschland OLG Celle Beschluss v. 14.12.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer; zur Anerkennung und Vollstreckung einer engl. Entscheidung zum Unterhalt, die nur insoweit den Regeln der VO Nr. 54/2001 folgen kann, nicht aber (etwa) für ihre güterrechtl. Anteile, BGH-Entscheidung Beschluss v. 12.8.2009 - FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662. 


� 	BayObLG Beschl. v. 7.4.1998 FamRZ 1998, 1594; aus der Wahl des Scheidungsstatuts muss nicht notwendig die Absicht der Eheleute folgen, auch ihre güterrechtl. Beziehungen entsprechend ordnen zu wollen, dazu KG Entsch. v. 21.4.1999 IPrax 2000, 544 (die isolierte Wahl des Scheidungsstatuts ist ohnehin unwirksam, vgl. dazu im Übrigen Rdnr. 7). 


� 	OLG Düsseldorf Beschl. v. 5.5.1995 FamRZ 1995, 1587.


� 	Wenn wir nicht für die Kollisionsebene von einer Festlegung (= Versteinerung) ausgehen, so Gutachten DNotI v. 15.3.1996, vgl. im Übrigen Fn. 72 und 73.


� 	OLG Düsseldorf Urt. v. 20.12.1994 1 UF 76/94 und OLG Frankfurt Beschl. v. 25.2.2000 IPrax 2001, 140 mit Anm. Henrich IPrax 2001, 113.


� 	Wobei im Einzelnen die Nähe und die sonstigen Beziehungen beider Eheleute zu Kroatien/Serbien den Ausschlag geben können, dazu OLG Frankfurt Beschl. v. 25.2.2000 IPrax 2001, 140 (für Kroatien/Slowenien); Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 776; Grossrichter/Bauer RabelsZ 65 (2001), 201 f.


� 	Dazu Staudinger/von Bar/Mankowski Art. 15 EGBGB Rdnr. 118 und 125.


� 	Zu Einzelheiten bei der güterrechtl. Rechtswahl Dörr/Hansen NJW 1996, 2970, 2974; Bungert IPrax 1993, 10, 17 und Hay IPrax 1988, 265, 267.


� 	Zur Qualifikation Rdnr. 14.


� 	Vgl. zu diesen Punkten die Übersicht bei Palandt/Thorn Art. 15 EGBGB Rdnr. 25 und IntFamR/Finger Art. 15 EGBGB Rdnr. 51 f.; zum Gesamtschuldnerausgleich - ausl. Staatsangehörige nehmen im Inland gemeinsam ein Darlehen auf, Anwendbarkeit dt. Rechts - BGH Urt. v. 26.9.2007 FamRZ 2007, 1975.


� 	OLG Köln Urt. v. 17.12.1997 NJW-RR 1998, 865 nach OLG Karlsruhe Urt. v. 22.9.1994 FamRZ 1995, 738, 740 und OLG Hamm Urt. v. 2.7.1987 NJW-RR 1987, 1476, so dass zuvor auch keine Auskunft verlangt werden kann. Ausgleichsansprüche nach griech. Güterrecht entstehen mit Rechtskraft des Ehescheidungsurteils (oder nach dreijährigem Getrenntleben), OLG Stuttgart Beschl. v. 4.3.2005 FamRBint 2006, 45; Auskunft ist erst danach geschuldet. Für das ital. Recht entscheidet die Rechtskraft des Trennungsurteils, dazu OLG Frankfurt Urt. v. 16.1.2006 5 UF 67/05. In der Türkei besteht die Verpflichtung zur Errichtung eines Inventars, Art. 162 türk. ZGB, die bei uns zur Grundlage von Auskunftsforderungen werden kann (sonst: Anpassung), dazu OLG Hamm Urt. v. 16.2.2006 FamRBint 2007, 2; AG Berlin-Tempelhof/Kreuzberg Urt. v. 28.1.2009 FamFR 2009, 27 für Frankreich. Stehen entspr. Regeln bereit, können auch in güterrechtl. Verfahren zwischen den Parteien und im Verhältnis zu Dritten, etwa zu Banken, verfahrensrechtl. Auskunftsansprüche besehen, vgl. dazu § 142 ZPO, schweiz. BG(ch) Urt. v. 12.2.2007 FAMPRA.ch 2007, 654 = FamRBint 2008, 29 mit Anm. Finger, zum Zugewinnausgleich nach griech. Recht OLG Zweibrücken Urt. v. 22.12.2006 FamRBint 2007, 58, wobei Rechtskraft des Scheidungsurteils maßgeblich wird, aber keine Ausgleichsbilanz aufzustellen ist, auf deren Grundlage dem Ehegatten mit dem geringeren Zugewinn ein Anspruch auf Ausgleich in Höhe der hälftigen Differenz zuzuerkennen wäre, denn die Forderungen jedes Ehegatten sind isoliert zu betrachten und zu berechnen, dazu Anm. Stößer FamRBint 2007, 58. 


� 	Vgl. dazu auch § 1 AVAG; zu einer Übersicht IntFamR/Finger 8.4.2.1/Anhang Rdnr. 68g ff.


� 	Selbst ein Wechsel der Staatsangehörigkeit bei Klaus würde an diesem Ergebnis nichts ändern; Karin ist Deutsche geblieben.


� 	Dazu AG Berlin-Schöneberg Vfg. v. 28.2.2000 20 F 49/00.


� 	Dazu Bergmann/Ferid/Henrich Länderbericht Großbritannien S. 56, wobei ausdrücklich oder stillschweigend die Anwendbarkeit eines anderen Rechts vereinbart sein kann, ebda; sehr differenziert ist die Regelung in der Schweiz, dazu Art. 52 ff. IPRG und Siehr Das Internationale Privatrecht der Schweiz § 3 (S. 39 f.); zur versteckten Rückverweisung insoweit Finger FuR 2009, 181; ausf. Völker FF 2009, 443 mit verschiedenen Beispielen; zur Anerkennung und Vollstreckung einer englischen Unterhaltsentscheidung nach den Regeln der VO Nr. 44/2001, die aber eben nur den Unterhalt erfasst, BGH Beschluss v. 12.8.2009 - FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zur Rechtshängigkeit eines Verfahrens zum Unterhalt (bzw. Rechtskraft) in England beim nachträglichen Betrieb der Sache in Deutschland OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer.


� 	Dazu auch Finger FuR 2009, 181 und Völker FF 2009, 443; zur Vollstreckung einer engl. Unterhaltsforderung (nach der VO Nr. 44/2001 sind nur Unterhaltsansprüche erfasst, Beschluss v. 12.8.2009 FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zur Rechtshängigkeit/Rechtskraft bei nachträglicher Verfahrensführung im jeweils anderen Land (England/Deutschland) OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer. 


� 	Dazu auch BGH Beschluss v. 12.8.2009 FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662; zu Fragen der Rechtskraft und der Rechtshängigkeit OLG Celle Beschluss v. 14.10.2008 FamRBint 2009, 52 mit Anm. Motzer.


� 	Stufenklage im Inland unterbricht die Verjährung, auch wenn Auskunft für einen falschen Stichtag verlangt wird, KG Urt. v. 17.4.2001 FamRZ 2000, 105.


� 	Zur VO Nr. 4/2009 des Rates v. 18.12.2008 (Unterhalt, Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen) ABl. EU 2009 L 7 S. 1, zu Einzelheiten im Überblick Mansel/Thorn/Wagner IPrax 2009, 1, 6 f. im Anschluss an Wagner FamRZ 2006, 979; Andrae FPR 2008, 196 und Martiny FamRZ 2008, 1681, 1689 f., Finger, FuR 2011, 254. Maßgeblich bleibt zunächst


	- Aufenthaltsrecht des Unterhaltsberechtigten,


	- aber die Parteien haben die Möglichkeit der Rechtswahl.	


Für die Zeit nach Rechtskraft des Ehescheidungsurteils gilt nicht mehr von selbst das auf die Scheidung tatsächlich angewandte Recht. Stattdessen können auch insoweit andere Bestimmungen vorrangig werden, die mit dem Sachverhalt einen engeren Bezug haben. Grundlage ist das Haager Protokoll. Die EuUnterhaltsVO selbst enthält Bestimmungen zur internat. Zuständigkeit, die Art 5 VO Nr. 44/2001 ablösen, und Regeln zur Anerkennung und Vollstreckung einer Entscheidung aus einem Mitgliedstaat in den anderen Staaten. Insoweit ist sie auf die Mitglieder, die an ihr teilnehmen, beschränkt, also die EU-Staaten außer Dänemark. 


� 	Vgl. Hohloch FPR 2005, 486 noch zum alten Recht. In der Türkei bestand bisher schon unterhaltsrechtlicher Gleichrang zwischen der ersten und der zweiten Ehefrau, soweit beide Unterhaltsansprüche geltend machen konnten, dazu AG Braunschweig Urt. v. 30.5.2006 245 F 281/04 UE/UK im Anschluss an Wendl/Staudigl/Dose § 9 Rz. 199 und OLG Düsseldorf Urt. v. 22.8.2000 FamRZ 2001, 919, 920 und OLG Hamm Urt. v. 20.7.1993 FamRZ 1994, 582.


� 	Mit einer mat.-rechtl. Qualifikation Palandt/Thorn Art. 18 EGBGB Rdnr. 16; OLG Hamm Urt. v. 29.3.2004 FamRZ 2005, 369.


� 	Erste Übersicht bei Finger MDR 2001, 1594 des Rates der EU ABl. EG 2001 L 12 S. 1.


� 	V. 27.9.1968, BGBl. 1972 II 774 und 1998 II 453.


� 	Kurze Übersicht bei Finger, MDR 2011, 1394 (1395).


� Dazu Gruber, IPrax 2010, 128 (132/133).


� 	Zu Einzelheiten Art. 26 EuUnterhaltsVO, zu weiteren Voraussetzungen und zu Rechtsbehelfen Art. 19 ff. EuUnterhaltsVO und Finger, FuR 2011, 254 (265).


� 	Dazu Rauscher Art. 5 EuGVVO Rz. 67.


� 	Dazu im Einzelnen Rauscher Art. 5 EuGVVO Rz. 67 mit vielen Nachw.; im Übrigen Fn. 272.


� 	Vgl. dazu Thorn/Mansel/Wagner IPrax 2009, 1, 10 f.


� 	Palandt/Thorn Art. 21 EGBGB Rdnr. 1 a.E., aA – sinnwidrig, und für diese Einschätzung spricht viel – MünchKomm/Klinkhardt Art. 21 EGBGB Rdnr. 10; zum gewöhnlichen Aufenthaltsort in Sorgerechtssachen OLG Frankfurt Beschl. v. 15.8.2001 3 WF 153/01 – kein gewöhnlicher Aufenthalt des Kindes in Deutschland beim Vater bei regelmäßigen Besuchen von acht Wochen in den Sommerferien und sonstiger Lebensführung bei der Mutter in Frankreich.


� 	Eine Regelung, die allerdings gerade der EuGHMR für konventionswidrig (Menschenrechtskonvention) erklärt hat, so dass der dt. Gesetzgeber zur Neuregelung aufgerufen ist, dazu EuGHMR, FamRZ 2010, 103; Coester NJW 2010, 482 und Löhnig FamRZ 2010, 338 und Altrogge FamFR 2010, 73.


� 	Vgl. OLG Brandenburg Beschl. v. 14.7.2005 NJW 2006, 235.


� 	Als Beispiel (bei uns: § 1666 BGB) OLG Brandenburg Beschl. v. 14.7.2005 NJW 2006, 235.


� 	Umgangsbefugnisse geben, wenn sie ausgeübt werden, dem Umgangsberechtigten aufenthaltsrechtliche Schutzwirkungen aus Art. 6 GG, dazu BVerfG Beschl. v. 8.12.2005 FamRZ 2006, 187; die erleichterte Aufenthaltserlaubnis für ein im Bundesgebiet geborenes Kind darf nicht allein an den Aufenthaltstitel der Mutter geknüpft werden, Art. 3 Abs. 3 S. 1 GG (der Vater muss vielmehr insoweit gleichbehandelt werden), BVerfG Beschl. v. 25.10.2005 FamRZ 2006, 21.


� 	Vgl. auch die Übersicht bei Palandt/Thorn Art. 21 EGBGB Rdnr. 5.


� 	Übereink. über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen v. 5.10.1961, BGBl. 1971 II  217, MSA.


� 	Erste Bespr. bei Siehr DEuFamR 2000, 127; Übersicht auch bei Roth/Döring FuR 1999, 195; das KSÜ wird weiter noch als das MSA Zuständigkeiten der Behörden des Heimatstaats des Kindes zurückdrängen und durch Aufenthaltszuständigkeiten (nach Aufenthaltsrecht) ersetzen, dazu auch Schulz FamRZ 2006, 1309; Übersicht bei Mansel/Thorn/Wagner IPrax 2009, 1, 10 f.


� 	V. 25.10.1980, BGBl 1990 II 206.


� 	Europ. Übereink. über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht bei Kindern und die Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses v. 20.5.1980, BGBl. 1990 II 220.	


� 	Aber nicht ersetzt, wie das einmal vorgesehen war, dazu Finger FPR 2002, 621, 625 Fn. 49; zum Verhältnis von HKindEntÜ, MSA, autonomen IPR und der VO Nr. 2201/2003 vgl. auch Andrae IPrax 2006, 82.


� 	So OLG Bremen Urt. v. 21.5.1999 FamRZ 1999, 1520 und OLG Bremen Beschl. v. 21.10.1991 NJW-RR 1992, 1289 – Anpassung, zu sonstigen Einzelheiten Palandt/Thorn Art. 24 EGBGB Rdnr. 53 mit Nachw.; zu Art. 6 EGBGB Staudinger/Coester § 1671 BGB Rdnr. 317 mit Nachw.; für Mozambique AG Meissen Urt. v. 21.12.2000 FamRZ 2002, 123, zu den zwischenzeitlichen Veränderungen in Marokko vgl. Nelle StAZ 2004, 253 und (Gesetzestext) StAZ 2004, 300; vgl. dazu auch Wohlgemuth FamRZ 2005, 1949. Seit der Neufassung des iran. Kindschaftsrechts 2006 ist bei der Entscheidung über das Sorgerecht mehr als bisher auf das Kindeswohl abzustellen, und der Ehemann und Vater verliert den ihm bis dahin zustehenden Vorrang, Art. 1169 iran. ZGB, zu Einzelheiten OLG Koblenz v. 26.11.2008 FamRBint 2009, 26 mit Anm. Yassari. 


� 	Marokko ist inzwischen beigetreten.


� 	Knappe Einführung bei Palandt/Thorn Art. 24 EGBGB (Anh. HKindEntÜ) Rdnr. 59; Übersicht über die jeweiligen Beitrittsstaaten beim Bundesamt für Justiz in Bonn oder über www.hcch.net@conventions/index.html.; zur Durchsetzung von Rückführungsansprüchen nach dem Abk. vgl. Dutta/Scherpe, FamRZ 2006, 901.


� 	Zu den Anträgen dabei vgl. auch Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 380 und Motzer FamRBint 2005, 68 im Anschluss an AG Köln Beschl. v. 2.3.2005 FamRBint 2005, 48; nach OLG Rostock Beschl. v. 4.7.2001 FamRZ 2002, 46, 47 soll eine Rückführung des Kindes ausgeschlossen sein, wenn das FamG im Ausland sofort wieder eine Sorgerechtsentscheidung zugunsten des Entführers treffen müsste, Art. 13 Abs. 1 b) HKindEntÜ, kritische Anm. Baetge IPrax 2001, 573; vgl. auch Winkler von Mohrenfels FuR 2001, 189; zum HKindEntÜ vgl. auch Schweppe Kindesentführungen und Kindesinteressen, Diss. Frankfurt 2001 mit einer Übersicht über die Rspr. in der Bundesrepublik Deutschland und in England; Schoch Die Ausnahmetatbestände des Haager Kindesentführungs-Übereink. (us-amerika�nische und dt. Rechtsprechung), Diss. München 2004; IntFamR/Finger 7.9 Rdnr. 77 ff.; zu einem Überblick über den gegenwärtigen Stand der Dinge Finger JR 2009, 441. Entführer sind inzwischen ganz überwiegend die Mütter, die - bei gemeinsamen Sorgerechtsbefugnissen und Scheitern der Ehe - in ihr Heimatland zurückkehren wollen und dabei die Kinder mitnehmen, vgl. zu Untersuchungen für die Schweiz Jametti Greiner FAMPRA.ch 2008, 277, 278; sonst Finger FamRBint 2009, 34.


� 	Dazu AG Saarbrücken Beschl. v. 21.6.2002 IPrax 2005, 359 mit Anm. Witteborg IPrax 2005, 330; ebenso BG(ch) Entscheid v. 22.3.2005 FAMPRA.ch 2005, 638; im Rahmen von Art. 13 Abs. 1 b HKindEntÜ ist jedenfalls die Vorausschau unzulässig, dem Entführer werde im Herkunftsstaat ohnehin bei einem Sorgerechtsverfahren das Aufenthaltsbestimmungsrecht oder die elterl. Sorge übertragen, um die Rückführung abzulehnen, so AG Saarbrücken IPrax 2005, 359 (ganz entschieden) gegen OLG Rostock Beschl. v. 4.7.2001 IPrax 2002, 218.


� 	Bach FamRZ 1997, 1051.


� 	Abgedruckt auch bei Bach/Gildenast S. 154 f. (S. 157 f. für Anträge nach dem ESorgeÜ); zu diesen Anträgen auch Münchener Prozessformularbuch FamR/Finger S. 380.


� 	Vgl. die Übersicht über die in Deutschland und Frankreich (Fall T.) ergangene Gerichtsentscheidung in DEuFamR 1999, 55 f. und dazu Hohloch DEuFamR 1999, 73 sowie Coester-Waltjen JZ 1999, 462; Schulz DEuFamR 1999, 224; zur Praxis der Europ. Menschenrechtsorgane; Bruch DEuFamR 1999, 40 sowie Siehr DEuFamR 2000, 125; zur Rspr. des BVerfG A. Staudinger IPrax 2000, 194; zur Tätigkeit des EuGMR die Übersicht in IPrax 2001, 91; zu den Zuständigkeiten auch Rausch FF 1999, 180.


� 	BVerfG DEuFamR 1999, 85 für den Fall T.; zur sonstigen Praxis zwischen Deutschland und Frankreich DEuFamR 2000, 263, zu einem Arbeitsstab beim BMJ zur "Konfliktvermeidung" A. Staudinger IPrax 2000, 448 und pi(@)bmj.bund. de. 


� 	Limbrock FamRZ 1999, 1631.


� 	OLG Frankfurt Beschl. v. 14.12.2001 1 UF 168/01.


� 	OLG Karlsruhe Beschl. v. 3.4.2000 FamRZ 2000, 1428.


� 	Dazu erste Übersicht bei Mäsch FamRZ 2002, 1069; Roth IPrax 2003, 251; ausf. Vomberg/Nehls S. 51 f. knapp Finger FamRBint 2009, 34, 36 mit Beispielen. Jedenfalls sollte die Rückführung des Kindes in den Herkunftstaat nicht für sich schon an dort drohender Strafverfolgung des "Entführers" scheitern. 


� 	Finger FamRBint 2009, 32, 37 f., dort auch zur Mediation, in der Schweiz durch gesetzl. Regelung in der Zwischenzeit eingeführt, dazu Jametti Greiner FAMPRA.ch 2008, 277, 296.


� 	Bach/Gildenast S. 88; die dt. verfahrensrechtl. Regelungen des SorgeRÜbkAG sind ab 1.3.2005 durch das IntFamRVG abgelöst, BGBl. 2005 I 162, erste Übersicht bei Rausch FuR 2005, 112; knapp Finger FamRBint 2005, 13 und ders. FamRB 2005, 36.


� 	Abgedruckt im Übrigen bei Bach/Gildenast S. 157 f.


� 	Erste Übersicht über die kindschaftsrechtlichen Regeln der VO Nr. 2201/2003 bei Rausch FuR 2005, 53 und ders. FuR 2005, 112; knapp Finger FamRBint 2005, 13; ausf. Coester-Waltjen FamRZ 2005, 241. 


� 	Zum damaligen Stand Finger FPR 2002, 621, 625 Fn. 49.


� 	Deutlich Rausch FuR 2005, 53, 57 und aus Schweizer Sicht Mohs FAMPRA.ch 2005, 39, 44.


� 	BGBl. 2005 I 162, das insoweit das SorgeRÜbkAG bzw. das AVAG (maßgeblich für die frühere VO 1347/2000) ersetzt hat; erste Übersicht bei Rausch FuR 2005, 212; knapp Finger FamRBint 2005, 36; ausf. Übersicht über die Gesetzesmaterialien und knappe Kommentierung bei Schnauß Gesetz zum internat. Familienrecht und IntFamR/Finger 7.9 Rdnr. 113 f.


� 	Für unsere inl. Bestimmungen können diese Veränderungen allerdings nicht ohne weitere Auswirkungen bleiben.


� 	Dazu Finger ZfJ 1999, 15; zur PKH vgl. Art. 25 und 26 HKindEntÜ, wobei im gerichtl. Verfahren bei uns wie sonst  die Bestimmungen zur Verfahrenskostenhilfe eingreifen. - Für die Tätigkeit der zentralen Behörde im Inland entstehen dagegen keine Kosten; für die anwaltliche Tätigkeit bei ihrer Einschaltung kann bei uns nicht etwa PKH verlangt werden, sondern allenfalls Beratungshilfe (Justiz-Ver�waltungs�tätigkeit), dazu AG Weilburg Beschl. v. 30.7.1999 FamRZ 2000, 756 und OLG Frankfurt 1 WF 216/99.


� 	Zu Einzelheiten Staudinger/Coester § 1671 BGB Rdnr. 309; vgl. auch Jayme/Kohler IPrax 2000, 454, 457 f.


� 	Zu den Rechtsmitteln bei Kindesentführung vgl. §§ 24 ff. IntFamRVG (Beschwerde, §§ 28 ff. IntFamRVG (Rechtsbeschwerde), zu Einzelheiten IntFamR/Finger 7.9 Rz. 129 ff. Die Rechtsmittelfrist beläuft sich wie sonst auf einen Monat, § 40 Abs. 2 S. 2 IntFamRVG, insoweit gelten die allgem. Bestimmungen und die Beschwerde ist beim Amtsgericht vorzulegen und zu begründen, nicht beim Oberlandesgericht, wobei allenfalls Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in Betracht kommt. Rechtsbeschwerde ist dagegen ausgeschlossen, so dass allenfalls (nach Erschöpfung des sonstigen Rechtswegs) Verfassungsbeschwerde zum BVerfG bleibt, wobei der Antragsteller zuvor allerdings nach §§ 321 a ZPO bzw. 44 FamFG vorgehen muss, dazu BVerfG Beschl. v. 25.4.2005 NJW 2005, 3059 und BayVerfGH Entsch. v. 19.12.2005 NJW 2006, 1053 (noch zum alten Recht); zu beiden Zuck NVwZ 2005, 739 und Desens NJW 2006, 1243. Keine weiteren Rechtsbehelfe sind dagegen statthaft bei Entscheidungen über die Erteilung einer Widerrechtlichkeitsbescheinigung nach Art. 15 HKindEntÜ, dazu BGH Beschl. v. 18.7.2001 FamRZ 2001, 1706 (keine endgültige Regelung im Verfahren).


� 	BGBl. 2005 I 162; vgl. erste Übersicht bei Rausch FuR 2005, 212; knapp Finger FamRBint 2005, 36; ausf. IntFamR/Finger 7.9 Rdnr. 113 f.


� 	OLG Frankfurt Beschl. v. 4.10.1999 FamRZ 2000, 1425; Erman/Hohloch Art. 21 EGBGB Rdnr. 16 mit Nachw.; zu einer Rückführungsentscheidung nach HKindEntÜ OLG Karlsruhe Beschl. v. 3.4.2000 FamRZ 2000, 1428.


� 	Dazu Hau FamRZ 2009, 821, 825 f. und Finger FuR 2010, 3, 8/9.


� 	Zur Berücksichtigung von Sorge- und Umgangsentscheidungen "für" ausländerrechtl. Folgen Oberlies Streit 2001, 37; nach VerwG Stuttgart Urt. v. 20.9.2007 FamRZ 2008, 1769 kann, wenn die zur Abstammung des Kindes in Betracht kommenden maßgeblichen Rechtsordnungen zu unterschiedlichen Vätern "führen", darauf abgestellt werden, welches Recht dem Kind zu seinem wahrscheinlichen oder wirklichen Vater verhilft, wobei die Anerkennung eine Rolle spielen kann, entschieden für § 41 Abs. 1 PStG.





